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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 05 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident BenYa. Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Prä­
sident Thalhammer. 

Präsident: Die Sitzung ist er ö f f ne t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Glaser, Kammerhofer, Manndorff, Ing. 
Schmitzer, Ing. Krenn, Josef Schlager, Modi, 
Rechberger. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Dr. Keimel, Gföllner, Dr. Schüssel, Vet­
ter, Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Dkfm. DDr. 
König, Dr. Sinowatz, Dr. Schnell, Lona Muro­
watz, Babanitz, Kriz, Tonn, Fauland, Dr. Tull, 
Sandmeier. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten 

Präsident: Wir gelangen zur 1. Anfrage, die 
des Herrn Abgeordneten Dr. Ettmayer (ÖVP) 
an den Herrn Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten. 

344/M 

Wann werden die im Außenpolitischen Bericht 
des Jahres 1977 in Aussicht gesteUten Zusiche­
rungen der Europäischen Gemeinschaften, den 
Ausbau der Pyhrn-Autobahn zu unterstützen, 
eingelöst? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Pahr: Herr Abgeordneter, ich habe 
versucht, den Außenpolitischen Bericht 1977 
aufmerksam zu lesen, habe darin aber keine 
Zusicherung der Europäischen Gemeinschaf­
ten für den Ausbau der Pyhrn-Autobahn 
gefunden. 

Ich habe nur zwei Hinweise auf diese Frage 
gefunden, und zwar auf der Seite 81 wird im 
Zusammenhang mit dem Besuch des Vizeprä­
sidenten der Europäischen Gemeinschaft, 
Haferkamp, in Wien folgendes gesagt: 

Hiebei konnten österreichischerseits in ein­
dringlicher Form auch die hauptsächlichen 
Anliegen an die Adresse der EG, nämlich Ver­
ringerung des überaus großen Handel~defi­
zits, Erleichterungen hinsichtlich der sensi­
blen Produkte, Verbesserungen für den 
Absatz österreichischer Agrarerzeugnisse, 

Lösung anhängiger Verkehrsprobleme und 
dergleichen dargelegt und gewisse Zusiche­
rungen bezüglich der Unterstützung dieser 
Anliegen durch die EG erhalten werden. 

Auf der Seite 84 wird dann spezifiziert, 
worum es sich handelt. Hier heißt es: "In con­
creto ist im Jahre 1977 insbesondere die Frage 
des Transitverkehrs auf der Nordwest-Südost­
Transitachse, sogenannte Gastarbeiterroute, 
an die EG herangetragen worden. Österreichi­
scherseits wurde hiebe i die Frage einer Betei­
ligung der Gemeinschaft an den Kosten eines 
beschleunigten Ausbaus dieser Verkehrsver­
bindung aufgeworfen und die immer unhalt­
bater werdende Situation auf dieser Strecke 
entsprechend dargelegt." 

Und jetzt: Die Reaktion der EG-Kommis­
sion lag darin, vorerst eine unabhängige 
Firma mit der Erstellung einer Studie über 
die relevanten Aspekte des Ausbaus der euro­
päischen Nordwest-Südost-Achse zu beauftra­
gen. Das Ergebnis dieser Studie wird aller­
dings erst im Laufe des Jahres 1978 vorliegen. 

Ich kann daher in Beantwortung Ihrer 
Frage nur sagen, daß diese Studie, die damals 
von der EG in Aussicht gestellt wurde, vor­
liegt - es ist die sogenannte Blankostudie. 
Sie ist tatsächlich nicht 1978, sondern erst 
1979 fertiggestellt worden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister, es ist richtig. Ich habe meine 
Anfrage genau auf die Passagen abgestellt, 
die Sie auch zitiert haben, wobei ich vor allem 
deshalb gefragt habe, weil es hier im Bericht 
auf der Seite 81 eben heißt, daß gewisse Zusi­
cherungen bezüglich der Unterstützung die­
ser Anliegen eben erhalten werden konnten. 

Ich stelle fest, daß es immer wieder, gerade 
bei Staatsbesuchen, Erfolgsberichte gibt, die 
sich dann doch nicht als so erfolgreich erwei­
sen, wie sie ursprünglich dargestellt werden. 
Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, daher 
ganz konkret fragen: In welcher Höhe erwar­
ten Sie sich für die Pyhrn-Autobahn Mittel 
seitens der EWG? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter, ich kann Ihnen die österreichische Forde­
rung sagen. Die hat eine Größenordnung von 
rund 4,2 Milliarden Schilling betragen. Der-
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Bundesminister Dr. Pahr 

zeit liegt seitens der Europäischen Gemein­
schaft nicht einmal ein Verhandlungsmandat 
vor. Es erscheint mir daher verfrüht, irgend­
welche Aussagen über mögliche Zusicherun­
gen und mögliche Erfolge zu machen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister! Könnten Sie sich für den Fall, daß 
die Verhandlungen, wie Sie auch gesagt 
haben, auch in den nächsten Jahren weiter 
verschleppt werden, vorstellen, daß seitens 
Österreichs doch gewisse Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden? 

Prlsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Ich könnte mir 
sehr wohl so etwas vorstellen. Allerdings wird 
es Angelegenheit der für das Verkehrswesen 
zuständigen Minister sein, hier genau zu prü­
fen, welche Maßnahmen österreichischerseits 
unter Beachtung unserer Gesetzeslage und 
auch unter Beachtung unserer internationa-
len Verpflichtungen möglich sind. . 

Präsident: Anfrage: Herr Abgeordneter Jos­
seck. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Bundesminister, die Diskussion um die 
Mitfinanzierung der Pyhrn-Autobahn läuft ja 
schon seit langem, und es wäre nicht uninter­
essant, unter anderem einmal auch zu erfra­
gen, wie lange die Geduld der Österreicher in 
dieser Frage geht. 

Aber meine konkrete Frage lautet anders. 
Es gibt viele Institutionen, die sich um Kon­
takte mit der EG in Brüssel zum Ausbau des 
Transitweges durch Österreich bemühen. Ich 
möchte von Ihnen wissen, Herr Bundesmini­
ster, ob es Absprachen gibt zwischen Ihnen 
und dem steirischen Botschafter Höss hier in 
Wien, der meiner Information nach in Brüssel 
war und dort Gespräche geführt hat, damit 
das aber auch parallel läuft: Ihre Meinung 
und die des steirischen Botschafters in Wien. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter, der Vertreter der steiermärkischen Lan­
desregierung in Wien, Gesandter Höss, hat 
mir für morgen einen Besuch in Aussicht 
gestellt .. um mich über die Gespräche zu infor­
mieren, die Landeshauptmann Krainer und 
er, wie ich glaube, als Vertreter der Arge Alp 
geführt hat. 

Es hat seitens der Arge Alp und seitens der 
beiden genannten Herren keine Versuche 
gegeben, mit dem Bund diese Initiativen zu 
koordinieren . 

. ' 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Kittl. 

Abgeordneter Kittl (SPÖ): Herr Bundesmi­
nister, der Antrag auf Finanzierung der 

. Pyhrn-Autobahn liegt ja schon weit zurück, 
und ebenso dauern auch die Verhandlungen 
schon sehr, sehr lange. Darf ich Sie fragen: 
Was kann die Bundesregierung unternehmen, 
um zu einer Beschleunigung des Entschei­
dungsprozesses beizutragen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter, ich glaube, die Bundesregierung hat 
schon in der Vergangenheit und vor allem 
auch immer wieder in letzter Zeit alles getan, 
was möglich ist, um auf die Europäische 
Gemeinschaft beziehungsweise auf die Kom­
mission einen Druck auszuüben, endlich den 
Entwurf eines Verhandlungsmandates auszu­
arbeiten, der dann im Sommer von der EG­
Verkehrsministerkonferenz beschlossen wer­
den könnte. 

Wir haben: von unserer Seite - und ich per­
sönlich habe das immer wieder getan, auch in 
den bilateralen Gesprächen mit Außenmini­
stern und anderen Vertretern der EG-Staaten 
- gesagt, daß die Geduld Österreichs lang­
sam einem Ende entgegengeht~und wir eben 
dann andere Maßnahmen werden treffen 
müssen, um das enorme Transitverkehrsauf­
kommen, durch das Österreich und die öster­
reichische Bevölkerung belastet ist, unter 
Kontrolle zu bekommen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 10: 
Frau Abgeordnete Hubinek (OVP) an den 
Herrn Minister. 

345/M 

Wann werden Sie dem Nationalrat das Durch­
führungsgesetz zum Washingtoner Artenschutz­
abkommen 1973 als Regierungsvorlage vorlegen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Frau Abgeord­
nete, für das Durchführungsgesetz zum Wash­
ingtoner Artenschutzabkommen 1973 ist das 

. Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie zuständig. Es wäre. daher eigentlich 
richtig gewesen, diese Frage an das Handels­
ministerium beziehungsweise an den Han­
deisminister zu richten. 

Ich darf Ihnen jedoch sagen, daß der Mini­
sterrat in seiner Sitzung vom 25. März 1981 
den gegenständlichen Gesetzentwurf als 
Regierungsvorlage beschlossen hat. 
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Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr 
Minister, wir haben diese Fragen schon mehr­
fach sowohl an den Handelsmi~ister als auch 
nunmehr an den Außenminister gerichtet, 
weil immer einer den anderen für zuständig 
erklärt. Ich habe das Gefühl, daß da eine 
gewisse Hinhaltetaktik ist. Die erste Begut­
achtung war im Oktober 1979 beendet. Warum 
haben Sie ein zweitesmal ein Begutachtungs­
verfahren eingeleitet, das ja die Unterzeich­
nung hinauszögert? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Frau Abgeord­
nete, man muß zwei Dinge unterscheiden. Es 
gibt ein Durchführungsgesetz, das in die 
Zuständigkeit des Handelsministers fällt und 
über das ein Begutachtungsverfahren durch­
geführt werden mußte. Und es gibt das Arten­
schutzabkommen selbst, dessen Ratifikation 
zur Diskussion steht und über das ebenfalls 
ein Begutachtungsverfahren durchgeführt 
werden mußte. 

Es gab daher, da es zwei verschiedene Akte 
gibt, zwei verschiedene Begutachtungsverfah­
ren. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Wir alle 
wissen, daß die Naturfreunde, die Tierschüt­
zer interessiert sind, daß Österreich nicht 
zum Transitland für gefährdete Tiere wird. 
Mehr als 60 Länder haben das Abkommen 
unterzeichnet. . 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Wann 
werden Sie nun endgültig eine Regierungs­
vorlage einbringen, damit Österreich wie 62 
andere Länder auch dieses Artenschutzab­
kommen endlich unterzeichnen kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Frau Abgeord­
nete, Österreich und ich persönlich hätten es 
sehr gewünscht, daß das Artenschutzabkom­
men beziehungsweise die Regierungsvorlage 
betreffend das Artenschutzabkommen gleich­
zeitig mit der Regierungsvorlage betreffend 
das Durchführungsgesetz dazu dem Hohen 
Haus zur Genehmigung vorgelegt wird. 

Tatsächlich war das nicht möglich, weil ent­
gegen der Stellungnahme im Begutachtungs­
verfahren nunmehr die Bundeskammer mit 
Schreiben vom 16. März 1981 verlangt hat, 
daß ein Vorbehalt hinsichtlich von sechs Tier-

arten zu diesem Abkommen erklärt wurde. 
Ein so weitgehender Vorbehalt, der viel wei­
ter geht als irgendein Vorbehalt eines ande­
ren Landes, konnte und kann von mir nicht 
akzeptiert werden. Ich mußte daher neuerlich 
mit der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft in Verhandlungen eintreten. Ich 
wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie unsere 
Bemühungen, die Bemühungen der Bundesre­
gierung und des Außenministeriums, bei der 
Bundeskammer entsprechend unterstützen 
würden. 

Präsident: Ich komme zur Anfrage 11: Herr 
Abgeordneter Ettmayer (OVP) an den Herrn 
Minister. 

346/M 

Welche Ergebnisse sind bei der Madrider 
Nachfolgekonferenz der Europäischen Sicher­
heitskonferenz zu erwarten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter, es ist auch im gegenwärtigen, weit fortge­
schrittenen Konferenzstadium schwer mög­
lich, eine verläßliche Vorhersage über die 
möglichen Ergebnisse der Madrider KSZE­
Folgekonferenz zu machen. 

Es wird schon seit geraumer Zeit über den 
Wortlaut eines Schlußdokumentes verhandelt, 
doch ist es bisher noch zu keiner grundsätzli­
chen Einigung darüber gekommen. Es haben 
nunmehr die neutralen und blockfreien Staa­
ten, zu denen auch Österreich gehört, einen 
Entwurf eines solchen Dokumentes zur Dis­
kussion gestellt, und wir hoffen, damit einen 
Beitrag zu einem positiven Ergebnis, zu 
einem möglichen positiven Ergebnis dieser 
Konferenz geleistet zu haben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister, Sie haben bei der Eröffnung der 
Madrider Folgekonferenz am 15. November 
1980 meines Erachtens richtig erklärt, daß das 
Vertrauen der Staaten und Völker in die Ent­
spannung erschüttert ist, und Sie haben dann 
noch hinzugefügt: Neue Impulse für den Ent­
spannungsprozeß sind unerläßlich, um den 
Glauben an den guten Willen aller wiederher­
zustellen. 

Herr Bundesminister, ich möchte Sie fra­
gen, ob Sie den Eindruck haben, daß diese 
neuen Impulse nun gesetzt werden .. 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter, der Entwurf eines Schlußdokumentes, 
den die N- und N-Staaten vorgelegt haben und 
der in grundsätzlicher Hinsicht nicht negativ 
aufgenommen wurde, ist von diesem Gedan­
ken getragen und enthält positive Schritte, 
die unserer Meinung nach geeignet wären, 
dem Entspannungsprozeß, der sich tatsäch­
lich in einem sehr schweren Stadium derzeit 
befindet, neue Impulse zu geben. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Bei derselben 
Gelegenheit, Herr Bundesminister, haben Sie 
auch ausgeführt, die Schlußakte von Helsinki, 
also vom 1. August 1975, haben ne.ue Maß­
stäbe gesetzt, einen zwischenstaatlichen Ver­
haltenskodex geschaffen. 

Und jetzt haben Sie folgendes noch hinzu­
gefügt: Sie ist Richtschnur für das Handeln 
der 35 Teilnehmerstaaten. 

Jetzt wissen wir ja, daß in den le'tzten 
Wochen ausführliche Manöver der War­
schauer Paktmächte in Polen stattgefunden 
haben, die entgegen diesen Schlußakten von 
Helsinki, wo es heißt: vorherige Ankündigung 
von größeren militärischen Manövern, diesen 
Unterzeichnerstaaten nicht mitgeteilt wur­
den. 

Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, 
daher fragen, ob Sie glauben, daß diese Nicht­
notifikation im Gegensatz zu den Schlußakten 
von Helsinki gestanden ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Die Schlußakte von Helsinki sind eine 
Richtschnur, sie sind keine verbindliche 
Norm. Sie sind vergleichbar einem Moralko­
dex. Daß die Moral, auch wenn ihre Normen 
und ihr Inhalt eindeutig bekannt ist, sehr oft 
verletzt wird, ist eine evidente Tatsache. 

Was nun Ihre konkrete Frage betrifft, so 
wird behauptet, daß diese Manöver nicht von 
einer solchen Art gewesen seien, daß sie unter 
die Anzeigepflicht fallen. Wir hätten es für 
richtig und wünschenswert erachtet, wenn 
wirklich dem vollen Geist der Helsinki­
Schlußakte entsprechend derartige militäri­
sche Operationen angekündigt worden wären. 

Präsident: Weitere Anfrage: Herr Abgeord­
neter Frischenschlager . 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Wir hatten ja einen 

hochrangigen sowjetischen Besuch hier in 
Österreich, und die Sowjetunion ist ja eine der 
Hauptkräfte, daß der KSZE-Prozeß zumindest 
in letzter Zeit ins Stocken gekommen ist. 
Wurd~ von Ihrer Seite anläßlich dieses Staats­
besuches der Versuch unternommen, jetzt die 
neue Position der neutralen und blockfreien 
Staaten der Sowjetunion näherzubringen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe diese Gelegenheit benützt, vor 
allem auch in sehr ausführlichen Gesprächen 
mit dem stellvertretenden Außenminister der 
Sowjetunion, mit dem ich auch das soge­
nannte N- und M-Papier eingehend behandelt 
habe. 

Präsident: Weitere Anfrage: Herr Abgeord-
neter Hochmair. . 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Wovon hängen die Erfolgsaus­
sichten des Madrider Treffens Ihrer Meinung 
nach ab? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, im Mittelpunkt der Vorausset­
zungen für eine erfolgreiche Beendigung der 
Madrider Konferenz steht die Verwirklichung 
des Vorschlages einer europäischen Abrü­
stungskonferenz. Dieser Vorschlag wurde 
sowohl von den Westmächten als auch vom 
Ostblock und darüber hinaus auch von ande­
ren Staaten in verschiedenen Formen unter­
breitet. Es gibt aber doch gewisse gemein­
same Elemente, die die Grundlage dafür 
waren, daß nunmehr die Neutralen und Block­
freien den Versuch unternommen haben, ein 
Mandat für eine solche europäische Abrü­
stungskonferenz auszuarbeiten. 

Wenn es gelingt, Einvernehmen über die 
europäische Abrüstungskonferenz zu erzie­
len, dann wird es zweifellos auch gelingen, 
konkrete Vorschläge im Bereich des Korbes 2 
und auch vor allem im Bereich des Korbes 3 
zu erreichen. Und dann wäre die Madrider 
Konferenz, wenn sie konkrete Maßnahmen in 
allen Bereichen vorschlägt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich glaube, für alle hier im 
Parlament vertretenen politischen Parteien 
gehÖrt die Achtung der Menschenrechte als 
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ein entscheidendes Element zum Entspan­
nungsprozeß. Werden Sie sich dafür einsßt­
zen, daß die Schwierigkeiten in der Verwirkli­
chung der menschenrechtlichen Verwen­
dungszusagen, die in diesen Dokumenten 
gegeben sind, künftighin laufend zwischen 
den Signatarstaaten der KSZE beraten wer­
den? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, wir sollten im Rahmen des von 
den Helsinki-Schlußakten vorgezeichneten 
KSZE-Prozesses bleiben. Diese Schlußakte von 
Helsinki sehen ein bestimmtes Verfahren in 
der Form regelmäßiger Konferenzen vor, bei 
denen auch der Grad der Durchführung der 
Schlußakte behandelt werden soll. Wir. glau­
ben, daß man an diesem Verfahren festhalten 
soll. . 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 12: 
Herr Abgeordneter Stix (FPÖ) an den Herrn 
Minister. 

347/M 

Wie ist der jüngste Stand bezÜglich der Wahr­
nehmung der österreichischen Schutzmachtfunk­
tion für Südtirol? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, Sie wissen sehr genau, daß es 
sehr lang der Wunsch der Südtiroler Volks­
partei war, die Durchführung des Paketes und 
jener Vereinbarungen, die im Jahr 1969 
geschlossen worden waren, unbeeinflußt von 
Österreich selbständig durchzuführen. Meine 
diesbezüglichen Angebote, die Südtiroler 
Volkspartei in ihren Bemühungen zu unter­
stützen, wurden erstmals Ende 1979 ange­
nommen. 

Wir haben damals im Dezember 1979 erst­
mals in einer offiziellen Intervention des 
österreichischen Botschafters beim italieni­
schen Ministerpräsidenten die eheste Ver­
wirklichung und volle Durchführung des 
Paketes urgiert. Ähnliche Urgenzen haben 
wir immer im Einvernehmen mit Nord- und 
Südtirol im August 1980 vorgenommen. Ich 
habe dann weiters den Besuch des Außenmi­
nisters Colombo im September 1980 in Wien 
zum Anlaß genommen, dieses Problem wieder 
zu behandeln. Anläßlich der letzten General­
versammlung der Vereinten Nationen im 
Oktober 1980 habe ich mit besonderem Nach­
druck darauf hingewiesen, daß zehn Jahre 
nach der Paketvereinbarung noch immer 
wichtigste Probleme offen sind, und ich habe 

bei dieser Gelegenheit in der Weltöffentlich­
keit die volle Durchführung urgiert. 

Wir haben auf Grund neuerlicher Beratun­
gen mit Nord- und Südtirol im März dieses 
Jahres die letzte österreichische Intervention 
in Rom zur Durchführung des Paketes depo­
niert. Wir werden die weiteren Schritte bei 
der für die ersten Maitage vorgesehenen 
Zusammenkunft mit den Landeshauptmän­
nern Magnago und Wallnöfer beraten. 

Präsident: Weitere Frage, bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Die behutsame Vorgangsweise der öster­
reichischen Südtirolpolitik entspricht sicher­
lich den gegebenen Sachverhalten. Ange­
sichts der nicht unbedingt klaren Situation, 
wie sie derzeit herrscht, mutet es aber aus 
meiner Sicht eigenartig an, daß ein Mitglied 
der Bundesregierung abseits der österreichi­
schen offiziellen Südtirolpolitik mit Auftritten 
und Erklärungen in Erscheinung tritt, die 
sicherlich nicht dazu beitragen, jene behut­
same Vorgangsweise der Südtirolpolitik zu 
unterstützen. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Halten Sie die jüngsten Erklärungen des 
Herrn Bundesfinanzministers Dr. Salcher 
anläßlich seines Auftrittes inSüdtirol für 
glücklich und der österreichischen Südtirol­
politik mit dem Ziel, die Südtirolprobleme 
konstruktiv lösen helfen zu wollen, für ange­
messen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe die Ausführungen von Bundes­
minister Salcher nicht im Detail gelesen. Ich 
möchte daher von einer Stellungnahme dazu 
absehen. Ich möchte jedoch folgendes grund­
sätzlich sagen: Ich glaube, daß man von der 
allzu vorsichtigen Südtirolpolitik meiner Mei­
nung nach langsam wegkommen müßte, denn 
das Problem wird so brennend, letzten Endes 
auch deshalb so brennend, weil es kombiniert 
wird mit einer Tendenz zum Terror, der von 
Österreich immer in jeder Hinsicht verurteilt 
wurde, daß man jetzt dringend und dringlich 
auf eine Endlösung dieses Problems hinstre­
ben soll. Dazu ist es sicherlich nützlich, wenn 
man alle Auffassungen, die zu dieser Frage 
bestehen, artikuliert und zur Diskussion 
stellt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Ich kann Ihrer Auffassung deswegen 
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nicht zur Gänze folgen, weil selbst dann, 
wenn ich mich Ihren Gedankengängen 
anschließen würde, daß es nützlich ist, auch 
andere Auffassungen zu artikulieren, stellt 
sich doch sehr die Frage, ob es im Sinne einer 
geschlossenen österreichischen Außenpolitik 
liegt, wenn das neben dem ressortzuständigen 
Bundesminister ein anderes Mitglied der 
Bundesregierung ebenfalls tut. 

Aber lassen Sie mich bitte noch auf eine 
zweite Frage, die ich Ihnen stellen möchte, 
kurz eingehen. Es ist so, daß bisher die 
Südtiroler Volkspartei Sammelpartei der 
Gesprächspartner war. Nun haben sich Ver­
änderungen in der Südtiroler Parteienland­
schaft ergeben; es sind andere Kräfte da, die 
ebenfalls in diese Gespräche generell mit ein­
bezogen werden möchten. Diesbezügliche 
Wünsche wurden an uns, wurden an Sie her­
angetragen. 

Meine Frage, Herr Bundesminister: Wie 
stehen Sie zu der Einbeziehung der anderen 
auch im Südtiroler Landtag vertretenen politi­
schen Parteien in diese gemeinsamen Gesprä­
che mit dem Ziel einer koordinierten Südtirol­
Politik? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, Sie wissen sehr genau, daß ich 
immer bereit war, die Auffassungen aller 
Gruppierungen in Südtirol zu hören. Ich habe 
erst vor kurzem die beiden Südtiroler 
Gewerkschaftsverbände zu dieser Frage 
gehört, ich habe auch Vertreter der "Neuen 
Linken", dieser Parteiengruppierung gehört. 
Ich werde in wenigen Tagen wieder mit Ver­
tretern der Südtiroler Sozialistischen Partei 
zusammenkommen. Aber all diese Gespräche 
hindern nicht und können nicht hindern, daß 
offizieller Gesprächspartner in dieser Frage 
die Südtiroler Volkspartei ist, die eben über 
die überwiegende Mehrheit im Südtiroler Par­
lament verfügt. 

Präsident: Eine weitere Anfrage: Herr 
Abgeordneter Reinhart. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! "Selbstverwal­
tung Südtirol" ist derzeit das große Schlag­
wort, das im politischen Leben Südtirols Platz 
greift beziehungsweise herumgeistert. (Abg. 
Dr. Er mac 0 r a: Seit 19461) Besonders Ver­
treter der Südtiroler Volkspartei bedienen 
sich immer wieder dieses Begriffes, ohne 
jedoch meines Wissens klare Vorstellun­
gen zu haben oder klare Vorschläge zu 

machen. Darf ich Sie, sehr geehrter Herr Bun­
desminister, fragen, wie Sie sich zu diesem 
Thema stellen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich nehme an, Sie haben gemeint "Selbst­
bestimmung". (Abg. Dr. Re i n h art: Ja! -
Ruf bei der OVP: "Selbstverwaltung" hat er 
gesagt!) Herr Abgeordneter! Ich glaube, man 
hat aus dem weiteren Wortlaut klar erkannt, 
daß das ein Versprechen war, das immer wie­
der vorkommen kann. 

Ich glaube, zur Frage Selbstverwaltung 
gäbe es gar nicht sehr viel zu sagen und kann 
es kein Problem geben, weil diese Frage heute 
in bezug auf Südtirol weitgehend entschieden 
ist. Das·· Problem, das zweifellos, so wie der 
Herr Abgeordnete sehr richtig sagt, immer 
wieder in jüngster Zeit auftaucht, ist eine For­
derung nach Selbstbestimmung. 

Selbstbestimmungsrecht der Völker ist. 
zweifellos ein Grundrecht, das heute völker­
rechtlich anerkannt ist. Allerdings ist es nicht 
immer klar, was unter einem solchen Selbst­
bestimmungsrecht zu verstehen ist. Ich 
glaube, in bezug auf Südtirol sollte man sich 
·darauf konzentrieren, jene Vereinbarungen 
zu realisieren, die im Jahr 1969 getroffen wur-
den, die damals von der Mehrheit der Südtiro­
ler Volkspartei akzeptiert wurden und die im 
italienischen und österreichischen Parlament 
genehmigt worden sind. Alles andere, glaube 
ich, kann im derzeitigen Stadium nur eine 
hypothetische Überlegung sein. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Das 
Versprechen des Herrn Abgeordneten Dr. 
Reinhart war doch ein sehr substantielles, 
und es hat gezeigt, daß in der Antwort der 
Herr Minister ja durchaus auf dieses an sich 
versprochene Wort "Selbstverwaltung" einge­
gangen ist. Aber, Herr Minister, ich wollte 
sagen: Sie haben in der ersten Anfragebeant­
wortung der Anfrage des Herrn Dr. Stix schon 
einige zweideutige Erklärungen abgegeben. 
Sie haben die Salcher-Erklärung nicht gele­
sen, Sie haben gesagt, Sie wollen von der vor­
sichtigen Politik in bezug auf Südtirol abkom­
men. Heißt das jetzt, massiv gegen die SVP 
auftreten? Und Sie haben von einer "Endlö­
sung" gesprochen, obwohl Sie in einem ande­
ren Zusammenhang gesagt haben, daß Südti­
rol immer ein Anliegen sein wird. 

Ich wollte Sie fragen: Hat der Herr Minister 
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Salcher mit Ihnen vor seiner doch sehr 
bemerkenswerten Erklärung nicht Kontakt 
gepflogen, um mit Ihnen diese Erklärung 
abzustimmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, die offiziellen Erklärungen 
Österreichs zur Südtirol-Frage gibt - das ist 
bei uns so üblich, in der Regierung so üblich 
- der Außenminister ab, darüber gibt 'es 
überhaupt keine Zweifel. Wenn ein Minister 
bei einer Parteiveranstaltung über diese oder 
jene Frage, an denen er aus persönlichen 
Gründen ein besonderes Interesse hat, eine 
Erklärung abgibt, so wird das keineswegs mit 
dem Ressortminister abgestimmt. Und ich 
habe auch mit Minister Salcher - weder ich 
mit ihm noch er mit mir - über diese Frage 
nicht besonders gesprochen. Ich war natürlich 
davon informiert, daß er zu diesem Thema 
sprechen wird. 

Was nun den von Ihnen behaupteten Wider­
spruch betrifft, so sehe ich hier überhaupt kei­
nen solchen. Energische Schritte zur endgülti­
gen Durchführung des Südtirol-Pakets und, 
Aufgabe der bisher sehr vorsichtigen Politik, 
selbstverständlich im Einvernehmen mit der 
Südtiroler Volkspartei. Das habe ich in der 
Vergangenheit immer so gehalten, und das 
werde ich auch in Zukunft so halten. Ich habe 
immer meine Funktion darin verstanden, ein 
Rechtsanwalt der Südtiroler zu sein. Und ein 
guter Rechtsanwalt macht zwar nicht immer 
alles, was der Klient will, aber er macht nichts 
gegen den Willen des Klienten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Frischenschlager . 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Zu einem Problem, das 
sicherlich längerfristig von größter Bedeu­
tung für die Südtiroler Volksgruppe und ihrer 
kulturellen Substanz ist, ist die Universitäts- ' 
frage. Es gibt hier die unterschiedlichsten 
Vorstellungen, es gibt widerstreitende Mei­
nungen, das ist ja alles bekannt. 

Können Sie uns informieren, was in dieser 
Frage der jüngste Stand der Dinge ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Sie haben völlig recht: eines der größten 
Probleme in Südtirol ist derzeit die Ausbil­
dung junger Akademiker. Sie funktioniert an 
der Landesuniversität Innsbruck derzeit auf 

Grund immer eher kurzfristiger Vereinbarun­
gen mit der Universität Padua und praktisch 
nur jährlich gegebener Bewilligungen für 
Paduaner Professoren zum Lesen an der Uni­
versität Innsbruck. Wir sind bemüht, hiefür 
eine ständige Regelung herbeizuführen. 

Über die Form, wie eine solche ständige 
Regelung herbeigeführt werden könnte, gab 
und gibt es noch immer Meinungsdifferenzen 
zwischen Italien und Österreich. Italienischer­
seits wird ein genereller Universitätsvertrag 
für die Zusammenarbeit zwischen allen italie­
nischen Universitäten mit allen österreichi­
schen Universitäten gewünscht. 

Wir haben jetzt einen Entwurf ausgearbei­
tet, der ,bemüht ist, auf der einen Seite unse- ' 
ren Vorstellungen, den Vorstellungen Tirols 
Rechnung zu tragen und der anderen Seite 
auch die Wünsche Italiens zu berücksichtigen. 
Dieser Entwurf ist derzeit Gegenstand von 
Vorberatungen. 

I 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 13: 
Herr Abgeordneter Frischenschlager (FPÖ) 
an den Herrn Minister. 

348/M 

Inwieweit hat sich Ihre im Herbst vergange­
nen Jahres unternommene Fernostreise auf den 
Beitrag Österreichs zur Lösung des in dieser 
Region bestehenden Flüchtlingsproblems ausge­
wirkt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Meine Reise in den Fernen Osten im Spät­
herbst des vergangenen Jahres hat sich zen­
tral keineswegs mit Flüchtlingsproblemen 
befaßt, sondern diente der Stärkung, der poli­
tischen und vor allem der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Österreich und 
den besuchten Staaten. 

Natürlich kann niemand an dem Flücht­
lingsproblem vorbeigehen, wenn er sich in 
den ASEAN-Staaten befindet. Ich habe daher 
meinen Besuch in Malaysia auch zum Besuch 
eines Flüchtlingslagers wahrgenommen, und 
war zu diesem Zweck in Pulan Bidong, einem 
der Flüchtlingslager, in dem sich "ho at 
people" befinden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager: Herr 
Bundesminister! Es ist klar, daß bei Asien­
Besuchen das Flüchtlingsproblem zumindest 
auch im Vordergrund stehen müßte. Es ist 
eine derartige menschliche Katastrophe, die 
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sich da abspielt, an der kein Außenpolitiker 
vorbeigehen kann. 

Sie haben im Herbst gesprächsweise ange­
kündigt, daß Österreich spezielle, auf interna­
tionaler Ebene Initiativen setzen möchte in 
bezug auf das Flüchtlingswesen in Südost­
asien. 

Meine Frage war also nicht so sehr, ob Sie 
sich mit dem Thema befaßt haben, sondern ob 
Österreich spezielle Initiativen auf internatio­
naler Ebene setzen wird, um dieser menschli­
chen Katastrophe entgegenzuwirken. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne.., 
ter! Zunächst möchte ich sagen, daß Öster­
reich ja selbst einiges getan hat. Wir haben 
insgesamt rund 1 500 Flüchtlinge aus .Südost­
asien aufgenommen. Das mag nicht viel 
erscheinen, ist aber doch in der Gesamtrela­
tion zu sehen. Österreich hat 1979 für die 
Flüchtlingsvorsorge als Ganzes gesehen rund 
120 Millionen Schilling aufgewendet; im Jahre 
1980 rund 178 Millionen, also schon um 50 Pro­
zent mehr. Heuer wird es noch ein viel, viel 
größerer Betrag werden, weil sich die Zahl 
der Flüchtlinge, die nach Österreich kommen, 
sprunghaft weiterentwickelt. 

In der Zeit zwischen 1976 und 1980 hat sich 
die Zahl der Flüchtlinge, die nach Österreich 
kommen, verfünffacht, und in den ersten bei­
den Monaten dieses Jahres waren es, vergli­
chen mit den entsprechenden Monaten des 
Vorjahres, doppelt so viele. 

Ich glaube, Österreich von sich aus leistet 
einen sehr großen Beitrag zur Lösung des 
Flüchtlingsproblems. 

Natürlich ist das Flüchtlingsproblem ein 
Weltproblem, ein Problem, das es in allen Erd­
teilen heute gibt. Wir haben uns, wie ich das 
schon voriges Jahr auf der Konferenz in Genf 
für Flüchtlingsfragen in Südostasien gesagt 
habe, mit Nachdruck vor allem dafür ausge­
sprochen, daß endlich die Wurzeln aller dieser 
Flüchtlingsbewegungen bekämpft werden 
mögen, und das sind in fast allen Fällen ekla­
tante Menschenrechtsverletzungen. 

Das heißt, das Flüchtlingsproblem in seiner 
Substanz wird man nur dann lösen, wenn 
man den Kampf gegen die Verletzung von 
Menschenrechten mit Nachdruck weiter fort­
setzt. 

Präsident: Eine weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager: Herr 
Bundesminister! Es ist völlig klar, daß Öster­
reich, einer alten Tradition folgend, sich bei 
der sozialen Bewältigung der Flüchtlingsfra­
gen immer sehr, sehr hervorgetan hat. 

Aber da Österreich auf verschiedensten 
Ebenen politische Aktivitäten setzt, vor allem 
auch der Bundeskanzler in einer Menge von 
Fragen, die vielleicht auch relativ fern liegen, 
meine Frage: Ist Österreich auf politischer 
Ebene bereit, besondere Aktivitäten zu set­
zen, über die internationale Flüchtlingshilfe 
auf sozialer Ebene hinaus? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne- . 
ter! Ich glaubte, Ihre Frage damit beantwortet 
zu haben, daß ich auf die größen Aktivitäten 
Österreichs auf dem Menschenrechtsgebiet 
hingewiesen habe. Wenn wir in das Spezifi­
sche eingehen, möchte ich darauf hinweisen, 
daß etwa die Bemühungen des Bundeskanz­
lers um eine Bereinigung des Problems im 
Nahen Osten und hier zentral des Palästinen­
serproblems dominant auch ein Flüchtlings­
problem ist. Denn eines der größten Probleme 
im Nahen Osten sind die Palästinenser­
Flüchtlinge. 

Ich darf auf meine Bemühungen hinweisen, 
einen kleinen Beitrag etwa zur Lösung des 
Kambodschaproblems zu bringen, in dessen 
Mittelpunkt ebenfalls heute große Flücht­
lingsprobleme sind. Ich glaube, das sind Bei­
spiele dafür, daß wir auch in den einzelnen 
konkreten politischen Bereichen bemüht sind, 
einen Beitrag zur Lösung von Flüchtlingspro­
blemen zu leisten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Steiner. 

Abgeordneter Dr. Ludwig Steiner (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Sie haben uns jetzt die 
politischen Aktivitäten oder Absichten der 
Bundesregierung, die Flüchtlingsprobleme 
weltweit in den Griff zu bekommen, erläutert. 
Natürlich sind Flüchtlingsprobleme immer 
auch materielle Angelegenheiten, weil es ja 
um das Überleben von Menschen geht. 

Es findet gerade in Genf eine Flüchtlings­
konferenz statt, und zwar handelt es ~ich dies­
mal um Afrika. Verschiedene Länder leisten 
hier zur Linderung des Elends der Flüchtlinge 
große materielle Beiträge, um nur ein extre­
mes Beispiel zu nennen, die USA etwa 
200 Millionen Dollar. 

Österreichischerseits ist man ja immer sehr 
bereit, mit Ideen wie Marshall-Plan und ähnli-
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chern sehr zungenfertig in aller Welt in 
Erscheinung zu treten. Was leisten wir nun 
konkret an Beiträgen bei dieser Mrika-Konfe­
renz in Genf, die heute beginnt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Wir werden bei dieser konkreten Konfe­
renz keinen zusätzlichen Beitrag leisten, und 
zwar deshalb nicht, wie ich schon sagte, weil 
Österreich im Vergleich zu seiner Wirtschafts­
kraft wohl die größten Aufwendungen für das 
Flüchtlingswesen erbringt, die es überhaupt 
in der Welt gibt. 

Ich habe darauf hingewiesen/daß wir im 
Vorjahr 180 Millionen Schilling aufgewendet 
haben. Setzen Sie das in Vergleich zu unserer 

. W:irtschaftskraft, und schauen· Sie an, was die 
Vereinigten Staaten etwa tun im Vergleich zu . 
ihrer Wirtschaftskraft. Heuer wird der Betrag 
wahrscheinlich hoch über 200 Millio~en, 
wahrscheinlich gegen 300 Millionen Schilling, 
sein. 

Ich glaube daher, daß wir insgesamt viel 
mehr erbringen als irgendein anderer ver­
gleichbarer Staat. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 14: 
Herr Abgeordneter Frischenschlager (FPÖ) 
an den Herrn Minister. 

349/M 

Wurden Untersuchungen darüber angestellt, in 
welcher Relation sich die besoldungsrechtliche 
Stellung österreichischer Diplomaten zu jener 
von Diplomaten vergleichbarer Länder bewegt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Das Außenministerium hat Untersuchun­
gen der von Ihnen erwähnten Art bereits in 
den Jahren 1971 und dann auf Grund einer 
entsprechenden Anregung von mir nochmals 
im Jahre 1978 durchgeführt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager: Herr 
Bundesminister! Sind Sie bereit, auch in der 
Öffentlichkeit beziehungsweise den Parla­
mentsfraktionen das Ergebnis dieser Untersu­
chungen bekanntzugeben ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Diese Untersuchungen haben eigentlich 
kein brauchbares Material gebracht, denn sie 

haben gezeigt, daß die Besoldungssysteme in 
den verschiedenen Staaten so verschieden 
sind, daß sie schwer miteinander verglichen 
werden können. 

Ich darf noch etwas hinzufügen: Die Staa­
ten sind, wenn überhaupt, dann nur bereit, 
auf privater Basis konkrete Zahlen über Aus­
landszulagen bekanntzugeben. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager: Herr 
Bundesminister! Es ist völlig klar, daß man 
jetzt nicht sozusagen eine internationale 
Skala aufstellen kann, dann irgendwo einen 
Mittelschnitt einsetzen und sagen kann: So, 
das ist das Ideale. 

Aber es gibt vergleichbare Länder, die man 
heranziehen könnte, und dieser Vergleich 
wäre interessant; nicht irgendwelche Länder, 
die nicht vergleichbar sind. 

Meine Frage: Die Bundesregierung hat in 
der Regierungserklärung versprochen, eine 
umfassende Besoldungsreform zu machen. 
Ich glaube, daß die Probleme des Außendien­
stes beträchtlich sind: bei den jüngeren Beam­
ten, in den unteren Gehaltsstufen, wenn sie 
im Inland sind, und so weiter. Ich brauche das 
nicht länger auszuführen. 

Meine Frage: Haben Sie vor, im Zuge der 
Verhandlungen um diese umfassende Besol­
dungsreform die speziellen Probleme des 
Außendienstes in Gesprächen mit dem 
zuständigen Staatssekretär Löschnak beson­
ders anzugehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ihre Frage kann ich mit einem vorbehalt­
losen Ja beantworten, denn die· derzeitige 
Lage ist tatsächlich unbefriedigend, beruht 
doch die Auslandskomponente des Bezuges 
im Ausland lediglich auf der Idee einer Mehr­
belastung, also auf einem Ausgleich für Mehr­
aufwendungen, was sehr schwer ist, wenn 
man auch die schwierigen Lebensumstände 
in Betracht zieht, die zum Teil im Ausland 
herrschen. 

Präsident: Nächste Frage. Herr Abgeordne­
ter Hesele. 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Sie haben bereits erklärt, 
daß eine Vergleichbarkeit mit Bezügen von 
vergleichbaren Staaten nicht zieHührend sein 
kann, weil das gesamte Besoldungssystem in 
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den einzelnen Staaten verschieden aufgebaut 
ist. 

Es wäre die einzige Möglichkeit dem Parla­
ment einen Überblick über die Giobalbezüge 
unserer Auslandsbeamten, selbstverständlich 
aufgeschlüsselt nach den einzelnen Zulagen, 
bekanntzugeben. 

Aber auch das ist vielleicht nicht opportun. 
Aber die wichtigste Frage ist doch das Ver­
hältnis von In- zu Auslandsbezügen. 

Meine Frage daher, Herr Bundesminister: 
Wie ist das Verhältnis der Auslandsbezüge zu 
den Inlandsbezügen in Österreich? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Es tut mir furchtbar leid, aber ich kann 
auch diese Frage nicht generell beantworten 
denn die Auslandsbezüge sind ja, wie ich 
schon sagte, abgestellt auf die Mehraufwen­
dungen, die von einem Staat zum anderen 
unglaublich verschieden sind. Unglaublich 
verschieden wegen der völlig anders gearte­
ten Situation, aber völlig verschieden auch 
wegen der ständig wechselnden Umrech­
nungskurse und wegen der heute sehr 
schnell wechselnden Kaufkraft, All das führt 
dazu, daß es eine sehr große Spannweite in 
den Auslandsbezügen gibt. Die Spannweite 
zwischen den Auslandsbezügen ist weit mehr 
als 100 Prozent und das Verhältnis zu den 
Inlandsbezügen dann entsprechend. 

Präsident: Nächste Frage, Herr Abgeordne­
ter Ettmayer. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! In einer Verordnung vom 
29. Dezember 1972, Bundesgesetzblatt Nr. 496, 
wird festgehalten, daß verschiedene Berufs­
gruppen eine steuerrechtliche Begünstigung 
in Form eines Sonderwerbekostenpauschales 
erhalten. Es fallen darunter etwa Vortrags­
künstler , Humoristen, Komiker, Conferen­
eiers, Chansonniers, Kunstpfeifer, Imitatoren, 
Sänger, Tänzer mit einfacher Ausstattung, 
Girls, Zauberer, Radfahrkünstler, Parterre­
und Luftakrobaten und dergleichen; ich will 
nicht alle aufzählen. 

Ich glaube nun, Herr Bundesminister, daß 
österreichische Diplomaten, vor allem auch 
im Inland, auf Grund ihrer gesellschaftlichen 
Verpflichtungen zumindest soviel Sonderaus~ 
gaben haben wie die genannten Berufsgrup­
pen. 

Ich möchte Sie daher fragen, Herr Bundes­
minister, ob Sie bereit sind, sich dafür einzu-

setzen, daß auch österreichische Diplomaten 
im Inland so wie die genannten Berufsgrup­
pen eine steuerrechtliche Begünstigung in 
Form eines Sonderwerbekostenpauschales 
erhalten. (Abg. Pe ter: Aber Feuerschluk­
ken brauchen sie nicht!) 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Dieses Anliegen liegt mir selbst schon 
lange am Herzen, und ich habe mich auch 
schon diesbezüglich mit dem Finanzministe­
rium ins Einvernehmen gesetzt. Wir haben 
derzeit dieses Problem zumindest bei jenen 
Bediensteten, die besondere Aufwendungen 
haben, dadurch gelöst, daß wir ihre Aufwen­
dungen konkret, so wie das ja das Gehaltsge­
setz vorsieht, entschädigen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 15: 
Herr Abgeordneter Peter (Fro) an den Herrn 
Minister. 

350/M 

Steht die Tagesordnung der nächsten 80t­
schafterkonferenz zur Thematik der Europäi­
schen Integration bereits in ihren Einzelheiten 
fest? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Die Tagesordnung für die nächste Bot­
schafterkonferenz, die in Wien in der Woche 
nach Ostern stattfinden wird, ist bereits seit 
langer Zeit feststehend. Sie wurde den zu die­
ser Botschafterkonferenz eingeladenen Mis­
sionschefs bereits übermittelt, und tatsächlich 
liegen auch die Antworten auf diese Anfragen 
bereits vor. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Zwischen Ihnen und mir gibt es in dieser 
Frage immer einen Akzentunterschied. Uns 
Freiheitlichen läge am Herzen eine Botschaf­
terkonferenz für den Bereich der Europäi­
schen Gemeinschaften. Es wird aber nehme 
ich an, eine solche für Westeuropa i~ allge­
meinen sein. 

Darf ich Sie daher bitten: Welcher Stellen­
wert und welche konkreten Maßnahmen wer­
den i~ Rahmen dieser Botschafterkonferenz 
in Richtung der Europäischen Gemeinschaft 
zu setzen sein? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich darf mir dann vielleicht erlauben, 
Ihnen den gesamten Fragenkatalog zur Verfü­
gung zu. stellen, soweit es sich um die Bot­
schafterkonferenz über die Europäische 
Zusammenarbeit und Integration handelt. Sie 
werden daraus ersehen, daß die Zusammenar­
beit mit der Europäischen Gemeinschaft 
einen sehr, sehr großen Stellenwert hat, und 
zwar sowohl im Zusammenhang mit den Fra­
gen Weiterentwicklung der Europäischen 
Integration als auch im Bereich bilaterale 
Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Peter: Die Entwicklung hat 
eigentlich die Richtigkeit der freiheitlichen 
Auffassung bestätigt, daß die EFTA kein trag­
fähiges Floß aus der Sicht des neutralen 
Österreich mehr ist. Welche Haltung werden 
wir im Rahmen dieser Botschafterkonferenz 
zu diesem Thema einnehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich würde die Botschafterkonferenz, die 
ja dazu dient, Ideen zu entwickeln, präjudizie­
ren, wenn ich jetzt das Ergebnis der Bot­
schafterkonferenz zu dieser Frage vorweg­
nehmen würde. 

Präsident: Weitere Anfrage, Frau Abgeord­
nete Hawlicek. 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Herr Minister! Welche Konsequenzen haben 
Sie aus der im Jahr 1979 stattgefundenen Bot­
schafterkonferenz über Fragen der Europäi­
schen Integration gezogen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Frau Abgeord­
nete! Ich glaube, daß diese Botschafterkonfe­
renz einen sehr wichtigen Impuls dafür gege­
ben hat, Fragen der europäischen Zusammen­
arbeit, auch Fragen der Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Gemeinschaft mehr und 
mehr auch bilateral zu behandeln. 

Es hat sich tatsächlich als richtig erwiesen, 
daß es nicht genügt, österreichische Anliegen 
in Brüssel und den Funktionären der EG 
gegenüber zu vertreten, sondern daß es not­
wendig ist, für diese Anliegen auch die zustän­
digen Zentralen in den Mitgliedstaaten zu 
erreichen. Und das war, glaube ich, abgese­
hen von allem anderen ein ganz besonders 

wichtiges Ergebnis dieser Konferenz, nämlich 
die Sensibilisierung auch der bilateralen Ver­
tretungsbehörden für das Problem Europäi­
sche Zusammenarbeit. 

Präsident: Weitere Anfrage, Herr Abgeord­
neter Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich darf ja annehmen, daß 
bei einer solchen Botschafterkonferenz auch 
in den Fragen der Integration sozusagen 
akkordierte Aktionen unserer Botschafter in 
den Hauptstädten der EG-Länder vorgesehen 
sein werden. Wenn ich in dieser Annahme 
richtig gehe, darf ich Sie fragen: Was erachten 
Sie als das vordringlichste Anliegen unserer­
seits gegenüber der EG bei einer solchen 
akkordierten Aktion unserer Botschafter in 
den EG-Hauptstädten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
·ter! Wieder möchte ich an sich dem Ergebnis 
nicht vorgreifen. Aber ich glaube doch sagen 
zu können, daß die Hauptanliegen gegenüber 
der Europäischen Gemeinschaft, abgesehen 
von dem generellen Bestreben, die Zusam­
menarbeit zu intensivieren, die Probleme der 
Landwirtschaft, die Probleme der sensiblen 
Güter hier und vor allem Stahlfragen, Papier 
und die Verkehrsproblematik sind. 

Präsident: Weitere Anfrage. Herr Abgeord­
neter Frischenschlager. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Sie haben jetzt in 
bezug auf das Verhältnis EG und EFTA eine 
Position diesbezüglich bezogen, daß Sie die 
Botschafterkonferenz nicht präjudizieren wol­
len, obwohl an sich das Ergebnis der Instru­
mentalität der EFTA ja völlig auf der Hand 
liegt. 

Meine Frage: Werden Sie dieses Ergebnis 
der Entwicklung auch bei dieser Botschafter­
konferenz präzisieren und klarlegen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich glaube, es ist allgemein bekannt und 
vor allem auch bei unseren Botschaftern sehr 
wohl bekannt, daß die EFTA in der Vergan­
genheit eine großartige Leistung erbracht hat. 
Sie hat einen wesentlichen Beitrag zu dem 
großen europäischen Freihandelsraum 
gebracht, den wir heute für die industriellen 
und gewerblichen Güter haben. Die EFTA ist 
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vielleicht eine der ganz, ganz wenigen Organi­
sationen, die es in der Geschichte gegeben 
hat, die ihre Aufgabe voll erfüllt haben. 

Natürlich kann man sich fragen: Brauchen 
wir dann heute diese EFTA noch? Ich würde 
diese Frage nicht verneinen, sondern ich 
glaube ganz im Gegenteil, daß wir die EFTA 
deshalb brauchen, weil sie nach wie vor ein 
Instrument ist, den Freihandelsraum zu 
erhalten und auch Tendenzen, die es heute 
gibt, durch nicht-tarifarische Maßnahmen den 
Freihandel zu beschränken, zu bekämpfen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 16: 
Abgeordneter Maderner (SPÖ) an den Herrn 
Bundesminister. 

352/M 

Schon vor Jahren hat ~:lie Parlamentarische 
Versammlung des Europarates eine Resolution 
beschlossen, die auf eine EIWeiterung des Grund­
rechtskataloges durch wirtschaftliche und soziale 
Menschenrechte abzielte, und am 27. April 1978 
verabschiedete dann das Ministerkomitee des 
Europarates eine Deklaration mit dem Auftrag, 
die Möglichkeit einer Ausdehnung der Liste der 
Menschenrechte mit Vorrang zu untersuchen, 
und ich frage Sie daher: Wie beurteilen Sie den 
derzeitigen Stand dieser Bemühungen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Präsident 
Mag. Minkowitsch übernimmt den Vor-. 
sitz.) 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! An der Erklärung des Ministerkomitees 
vom 27. April 1978, auf die Sie Bezug genom­
men haben, hat Österreich sehr wesentlich 
mitgewirkt. In dieser Erklärung haben die 
Minister eine Ausdehnung des Kreises der 
durch die Europäische Menschenrechtskon­
vention geschützten Rechte auf soziale und 
wirtschaftliche Grundrechte verlangt. 

Im Sinne dieses Beschlusses haben in der 
Folge Beratungen in den verschiedenen 
zuständigen Komitees des Europarates statt­
gefunden, an der Spitze auch im Leitungsko­
mitee für Menschenrechte. 

Ein Ergebnis liegt leider noch immer nicht 
vor, und ich würde es sehr begrüßen, wenn 
die zuständigen Organe des Generalsekreta­
riates des Europarates und die entsprechen­
den Expertengremien ihre Arbeit endlich 
abschließen, damit jenes Ziel verwirklicht 
wird, das die parlamentarische Versammlung 
und anschließend dann das Ministerkomitee 
in der erwähnten Resolution vom 27. April 
zum Ausdruck gebracht hat. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage. 
Bitte. 

Abgeordneter DDr. Maderner: Herr Bun­
desminister, Sie würden es begrüßen, wenn 

man dem Ziel näher kommen könnte. Können 
Sie selbst als Minister für Auswärtige Angele­
genheiten etwas dazu beitragen und haben 
Sie bestimmte Absichten und Pläne im Sinn? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bitte, Herr 
Minister. 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe die Absicht, die nächste Tagung 
des Ministerkomitees im Mai dieses Jahres 
zum Anlaß zu nehmen, auf dieses Problem 
hinzuweisen und mit Nachdruck darauf zu 
drängen, daß überhaupt den Menschenrech­
ten im Bereiche der Arbeit des Europarates 
wieder mehr Bedeutung beigemessen wird. 
Ich würde es sehr begrüßen, wenn die öster­
reichischen Abgeordneten zur Parlamentari­
schen Versammlung des Europarates eben­
falls in diesem Sinn wirken würden .. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage: 
Herr Abgeordneter Ermacora. 

Abgeordneter Dr .. Ermacora (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich glaube, die Schwierigkei­
ten liegen einmal bei diesem Expertenkomi­
tee oder bei dem Komitee, das die Dinge vor­
bereitet hat. Und hier würde ich die Frage 
stellen, nachdem ich die Dokumentation und 
ihre Lücken kenne: Welche Weisungen haben 
Sie gegeben, damit die Arbeiten an diesem 
Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschen­
rechtskonvention schneller vorangehen als 
bisher? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini-
ster. Bitte. ' 

Bundesminister Dr. Pahr: Herr Abgeordne­
ter! Wir haben die generelle Weisung gegeben, 
diesen Arbeiten besonderen Nachdruck zu 
verleihen. Nachdem es sich hiebe i jedoch um 
Expertengremien handelt, haben wir den 
Expertenstatus der einzelnen Teilnehmer an 
diesen Beratungen respektiert und ihnen 
keine inhaltlichen Weisungen gegeben. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Damit ist die 
Fragestunde beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die in der 
letzten Sitzung eingebrachten Anträge weise 
ich zu wie folgt: 

dem Landesverteidigungsausschuß Antrag 
106/A der Abgeordneten Dr. Ermacora und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Heeresgebührengesetz geändert 
wird (Heeresgebührengesetznovelle 1981), 
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dem Finanz- und Budgetausschuß: Antrag 
107/A der Abgeordneten Dr. Mock und Genos­
sen betreffend Bundesgesetz, mit dem das 
IAKW-Finanzierungsgesetz geändert wird (3. 
IAKW-Finanzierungsgesetz-Novellen-Konfe­

renzzentrums-Einsparungsgesetz). 

Ich gebe bekannt, daß die Abgeordneten 
Deutschmann und Genossen die schriftliche 
Anfrage Nr.1l14/J an den Bundesminister für 
Finanzen zurückgezogen haben. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident Mag. Minkowitsch: Es ist das von 
20 Abgeordneten unterstützte Verlangen 
gestellt worden, die in dieser Sitzung schrift­
lich eingebrachte Änfrage 1134/J der Abge­
ordneten Steinbauer und Genossen an den 
Herrn Bundeskanzler betreffend fällige Kon­
sequenzen aus dem AKH-Skandal dringlich 
zu behandeln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, 
die dringliche Behandlung noch vor Eingang 
in die Tagesordnung durchzuführen, mache 
ich von dem Recht gemäß § 93 Abs. 4 der 
Geschäftsordnung Gebrauch. 

Im Einvernehmen mit den parlamentari­
schen Klubs wird die Behandlung dieser 
dringlichen Anfrage jedoch ausnahmsweise 
nicht auf 16.00 Uhr, sondern schon auf 
15.00 Uhr verlegt. 

Anträge auf Fristverlängerung 

Präsident Mag. Minkowitsch: Vor Eingang 
in die Tagesordnung teile ich mit, daß die 
Abgeordneten Dr. Kohlmaier, Bergmann, Dr. 
Feurstein und Steinbauer gemäß § 43 Abs. 2 
der Geschäftsordnung beantragt haben, die 
dem Untersuchungsausschuß im Zusammen­
.hang mit dem Bau des Allgemeinen Kranken­
hauses in Wien gesetzte, mit 17. April dieses 
Jahres ablaufende Frist bis 31. Dezember 1981 
zu verlängern. 

Ferner hat der Abgeordnete Dr. Steger 
beantragt, die dem Untersuchungsausschuß 
gesetzte Frist bis 15. Mai 1981 zu verlängern. 

Diese Anträge sind gemäß der Geschäfts­
ordnung nach Beendigung der Verhandlun­
gen in der heutigen Sitzung zur Abstimmung 
zu bringen. 

Gemäß § 59 Abs. 3 der Geschäftsordnung ist 
ferner beantragt, über diese Anträge eine 
Debatte durchzuführen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
Durchführung einer gemeinsamen Debatte 
über beide Anträge zustimmen, sich von den 
Sitzen I zu erheben. - Dies ist einstimmig 
angenommen. 

Die Redezeit in der Debatte beschränke ich 
gemäß § 59 Abs. 3 der Geschäftsordnung auf 
zehn Minuten. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Diese Debatte, die Sie jetzt eröff­
net haben, findet unter eher nicht günstigen 
Umständen statt. Bisher scheint es so, daß die 
Arbeit des Ausschusses in der Öffentlichkeit 
noch nicht jene Anerkennung gefunden hat, 
die wir uns wünschen würden. Wozu kommt, 
daß hier wieder einmal ein Urteil gesprochen 
wird, bevor die Arbeit beendet ist. 

Aber wir haben in der schriftlichen Begrün­
dung unseres Antrages darauf hingewiesen, 
welche Mühe sich der Ausschuß bisher gege­
ben hat, daß er intensiv gearbeitet hat und 
daß er damit seinen Auftrag, den er vom Ple­
num erhalten hat, sehr ernst genommen hat. 

Hohes Haus! Es gibt viel, was wir bisher 
durch die Tätigkeit dieses Ausschusses schon 
zutage gebracht haben. Aber das zu debattie­
ren, ist nicht Aufgabe der heutigen Sitzung, 
das werden wir an läßlich der Berichterstat­
tung tun. 

Was ich auch heute ausdrücklich bedauern 
möchte, Hohes Haus, ist die Tatsache, daß die 
Arbeit dieses Ausschusses mehrfach abge­
wertet wurde, abgewertet etwa dadurch, daß 
der oberste Verantwortliche der Bundesregie­
rung, die wir ja hier im Rahmen der Kontroll­
tätigkeit des Parlamentes zu überwachen 
haben, zwar vor dem Ausschuß erschienen ist, 
aber durch einen gemeinsamen Beschluß von 
SPÖ und FPÖ daran gehindert wurde, über 
die Frage der politischen Verantwortung als 
oberster Verantwortlicher überhaupt Aus­
kunft zu geben. Ich betrachte das als eine 
Abwertung des Ausschusses, die leider Gottes 
von der Mehrheit hier erzwungen wurde. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Ich betrachte es weiters - das muß auch 
mit aller Klarheit gesagt werden - als eine 
Abwertung des Ausschusses, wenn dieser 
oberste Verantwortliche der Bundesregie­
rung, der als Zeuge hier erscheint und eine 
staatsbürgerliche Pflicht und seine Pflicht als 
Bundeskanzler erfüllt, diesen Ausschuß, 
anstatt sachlich korrekte Aussagen zu 
machen, zur Bassena degradiert, meine 
Damen und Herren. Das muß man auch ein­
mal hier mit aller Klarheit feststellen! (Beifall 
bei der OVP.) Und dafür - das möchte ich 
auch mit ein wenig Bitterkeit anmerken -
wurde er vom Vorsitzenden des Ausschusses 
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nicht einmal zur Ordnung gerufen und 
gemahnt. Auch das soll vermerkt werden, 
wenn wir die Umstände ein bißehen ausleuch­
ten, unter denen wir hier gearbeitet haben. 

Dieses Nichtzurechtweisen durch den Vor­
sitzenden leitet über zu einem anderen 
ungünstigen Umstand, unter dem wir gearbei­
tet haben und auch noch weiter arbeiten wol­
len, meine Damen und Herren. Der oberste 
Untersucher in diesem Ausschuß, der Vorsit­
zende des Ausschusses, der hier erster Reprä­
sentant der Kontrolltätigkeit, erster Reprä­
sentant einer oppositionellen Tätigkeit sein 
soll, schließt während der Durchführung die­
ser oppositionellen Kontrolltätigkeit einen 
Pakt mit der Partei, die er kontrollieren soll, 
einen Pakt, der einen der Männer, die hier 
verantwortlich vor dem Ausschuß erscheinen 
mußten, miteinbezieht, die bei dieser Verant­
wortung ins Zwielicht geraten sind. 

Meine Damen und Herren! Das sind alles 
Umstände, die man heute registrieren muß. 
Ich sage heute nicht mehr als: registrieren 
müssen, über die man wird weiter nachdeIl­
ken müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Wir haben schriftlich einge­
hend begründet, warum es wirklich schwer­
wiegende Gründe gibt, daß dieser Ausschuß 
noch acht Monate weiterarbeiten sollte. Ich 
glaube, acht Monate sind nicht eine unange­
messen, eine übertrieben lange Zeit, es ist die 
Umwandlung einer zwölf- in eine zwanzigmo­
natige Frist, etwas, woran man sich eigentlich 
doch wirklich nicht stoßen sollte, wenn die, 
die in diesem Ausschuß arbeiten, zum Plenum 
kommen und darum ersuchen, daß eine sol­
che Verlängerung stattfindet. 

Wir haben darauf hingewiesen, daß der 
sogenannte ABO-Auftrag ein wesentliches 
Element des Untersuchungsauftrages ist und 
daß erst Mitte Mai das Gericht über ein Gut­
achten über die Preisangemessenheit dieses 
ABO-Auftrages verfügen wird. 

Wir betrachten es als. absolut unverständ­
lich, wenn der Untersuchungsausschuß über 
diesen ABO-Auftrag ein Urteil abgibt, bevor 
das Gerichtsgutachten vorliegt. Diese paar 
Monate müßte man warten können, im Inter­
esse einer besseren und einer genaueren 
Erfüllung des Untersl.1chungsauftrages, 
Hohes Haus! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist ferner - viel beachtet von.der Öffent­
lichkeit, es gibt eine weite Diskussion - ein 
zweiter Kontrollamtsbericht vorgelegt wor­
den, in dem unfaßbare Mißstände enthalten 
sind, wo wiederum die. Frage, die wir als 
Untersuchungs auf trag haben, nämlich gesetz-

widrige finanzielle Zuwendungen durch Fir­
men, zumindest berührt wird. Der Ausschuß 
war zeitlich - das wird jeder verstehen -
ganz einfach nicht in der Lage, die Konse­
quenzen aus diesem zweiten Kontrollamtsbe­
richt mitzuverarbeiten. 

Wir bitten um acht weitere Monate, um die­
sen Kontrollamtsbericht verwerten zu kön­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir würden die Verweigerung dieser Mög­
lichkeit als Behinderung der Arbeit des Aus­
schusses betrachten. 

Drittens: Hohes Haus! Es hat am Beginn 
der Ausschußarbeit einen von der SPÖ in den 
Raum gestellten Verdacht gegeben: eine Par­
teispende an die ÖVP könnte bis zum Beweis 
des Gegenteiles -.:. man hat uns hier als die 
Beschuldigten in die Entlastungsbeweisrolle 
gedrängt - mit dem AKH zusammenhängen. 

Wie war unsere Reaktion, meine Damen 
und Herren? Wir haben die SPÖ ermuntert, 
diese Beweisführung zu machen. Wir haben 
gesagt: Wir tun alles, damit dieser-Verdacht 
aufgeklärt wird. Wir haben viele Stunden die­
ser Frage gewidmet, obwohl sie in keinem 
Zusammenhang mit dem AKH steht, und das 
kam auch heraus! Heute sind wir die Entlaste­
ten in dieser Frage, glücklicherweise! 

Aber im Zuge unserer Arbeit, nicht der des 
Gerichtes oder der Medien, sondern durch 
unsere eigene Untersuchungsarbeit, kam her­
aus, daß bei der Diskussion des AKH-Themas 
eine Parteienfinanzierung, nämlich die Finan­
zierung einer SPÖ-Werbekampagne durch 
einen Schweizer Geschäftsmann und offenbar 
Waffenhändler , zutage trat, wo es eine ganze 
Reihe von Bezugspunkten zum AKH und zum 
AKH-Milieu gibt -. darüber wird Kollege 
Feurstein noch berichten -, und bevor das 
aufgeklärt wurde, soll dieser Ausschuß aufhö­
ren! Meine Damen und Herren! Das ist eine 
derartige Ungleichheit; ich finde sie unerträg­
lich. Wir öffnen alle Türen und Tore zur Auf­
klärung eines Vorwurfs, den Sie in den Raum 
gestellt haben, bei der Untersuchung kommen 
wir zu einem manifesten Verdacht, und Sie 
machen die Türen zu, meine Damen und Her­
ren! So geht es nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde Sie daher wirklich ersuchen, 
meine Damen und Herren, überlegen Sie Ihre 
Entscheidung! 

Noch bevor wir diese letzte Entwicklung 
mit dem Herrn Holliger und mit den 
"Geschichten vom Di'. Kreisky" wußten, hat 
es bereits die dezidierte Aussage des Herrn 
Dr. Fischer in der Öffentlichkeit gegeben: Es 
gibt keine Verlängerung. 
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Ich kann nicht annehmen, daß diese Ent­
scheidung in Kenntnis all dieser Dinge gefällt 
wurde, bei sorgfältiger Prüfung der 
Umstände. 

Herr Dr. Fischer! Müßte Ihnen nicht die 
Tatsache, daß vier Abgeordnete des Untersu­
chungsausschusses zum Plenum kommen 
und sagen: Gebt uns noch acht Monate Zeit, 
damit wir zumindest diese Waffengleichheit 
herbeiführen, was die Untersuchung des Ver­
dachtes der Parteienfinanzierung betrifft!, zu 
denken geben? Erschüttert Sie das nicht in 
dieser fast diktatorischen Haltung, die Sie seit 
Wochen in der Öffentlichkeit einnehmen: Es 
gibt keine Verlängerung!? 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie das 
erzwingen, dann ist das für mich eine Form 
des Schlusses der Debatte, einer Debatte, die 
Ihnen offenbar unangenehm ist. Ich kann das 
vom Partei standpunkt aus verstehen. Dem 
Kontrollauftrag des Parlaments und der 
Wahrheitsfindung dient eine solche Haltung 
ganz bestimmt nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächstem 
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Fischer das Wort. 

Abgeordneter Dr. Fischer (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der AKH-Untersuchungsausschuß ist 
einer, über den es gewiß viele Kontroversen 
und Polemiken gegeben hat und wahrschein­
lich auch in Zukunft noch geben wird. Ich will 
daher die heutige Geschäftsordnungsdebatte 
nicht dazu benützen, diese Polemik fortzuset­
zen. Ich setze mich daher auch nicht mit dem 
Vorwurf eines "diktatorischen" Verhaltens 
a~seinander . 

Ich will nur berichten, meine Damen und 
Herren, daß die sozialistische Fraktion über 
zwei Anträge beraten hat, die uns vorliegen: 
Ein Antrag der ÖVP, die Tätigkeit des Aus­
schusses bis Jahresende fortzusetzen, und ein 
Antrag des Ausschußobmanns Steger, die 
Frist für den Ausschuß um vier Wochen zu 
verlängern. 

Wir haben dabei folgendes erwogen: 

Erstens einmal, meine Damen und Herren, 
kann niemand bestreiten, ich glaube, es kann 
niemand bestreiten, daß der Untersuchungs­
ausschuß, in bester Absicht wahrscheinlich, 
gelegentlich bis an den Rand und wahrschein­
lich auch über den Rand des Untersuchungs­
auftrages gegangen ist. Das ist ja auch darin 
zum Ausdruck gekommen, daß verschiedene 
Beweisaufträge und Beweisanträge wieder 
zurückgenommen wurden. 

Wenn nun der Untersuchungs ausschuß in 
der vergangenen Woche sein Beweisverfah­
ren abgeschlossen hat und ein Antrag vor­
liegt, die Frist um vier Wochen zu verlängern, 
dann ist es so, daß wir es lieber gehabt hätten, 
wenn innerhalb der einstimmig gesetzten 
Frist die Beratungen tatsächlich abgeschlos­
sen würden, aber daß wohl Verständnis dafür 
bestehen muß, daß zur Abfassung eines aus­
führlichen Ausschußberichtes und zur Ver­
meidung eines Zeitdruckes diese vier Wochen 
noch dazugegeben werden müssen, vor allem 
dann, wenn das der Obmann des Ausschus­
ses, ein Angehöriger der Opposition, verlangt. 

Die Regierungspartei setzt sich damit nicht 
dem Vorwurf aus, einem solchen gerechtfer­
tigten Verlangen einer Oppositionspartei aus­
zuweichen. 

Der zweite Antrag würde unserer Meinung 
nach dazu führen, daß entweder die Grenzen 
des Beweisthemas wirklich endgültig über­
schritten werden, was ja wieder vom rechtli­
chen Standpunkt keine Kleinigkeit ist bei 
einem Instrument wie einem Untersuchungs­
ausschuß, gegen dessen Tätigkeiten es ja 
keine Rechtsmittel und keine Berufungsmög­
lichkeiten gibt, oder - auch das soll ja 
manchmal vorkommen - daß man halt 
gewisse propagandistische Überlegungen 
anstellt und sich ein Forum unbeschadet des 
eigentlichen Beweisauftrages erhalten 
möchte. 

Wie immer das sei, die Öffentlichkeit kann 
sich vielleicht selbst ein Bild darüber machen, 
die einzelnen Abgeordneten dieses Hauses 
können sich auch ein Bild darüber machen: 
wir werden dem Antrag der Opposition, des 
Ausschußobmannes, eine Verlängerung um 
vier Wochen zu beschließen, zustimmen. 

Weitergehenden Anträgen, die darüber hin­
ausgehen und die wir für sachlich nicht 
begründet halten, wird die sozialistische Frak­
tion nicht zustimmen. 

Ich bitte um Verständnis für diesen einhelli­
gen Beschluß der sozialistischen Parlaments­
fraktion, den ich Ihnen ohne jede Polemik 
vorgetragen habe, weil die sozialistische Frak­
tion in der Lage ist, das Stichwort ,,AKH" 
auch ohne Polemik in den Mund zu nehmen. 

. Ob es alle in diesem Hause zustandebringen, 
weiß ich nicht. Vielen Dank. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Steger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Steger (FPÖ): Herr Präsi-

485 
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dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Der Skandal um das Allgemeine Kran­
kenhaus in Wien sprengt alle bisher bekann­
ten Dimensionen anderer früher untersuchter 
Skandale. Er sprengt alle Grenzen dessen, 
was wir bisher erlebt haben. Ich darf nur ein 
Beispiel bringen: 

Allein die Protokolle des Ausschusses über 
die direkten Zeugeneinvernahmen umfassen 
fast 18 000 Seiten. Sie werden allein daran 
ermessen können, wie schwer die Aufarbei­
to.ng dieses Materials ist. 

Wir Freiheitlichen sind daher der Auffas­
sung, daß es, wenn man noch weitere Facet­
ten ausleuchten will, w:enn man die bereits 
gesprengten Grenzen dort ausloten will, wo 
sie allenfalls wirklich vorhanden sind, unter 
dieser Voraussetzung richtig ist, eine Fristver­
längerung vorzunehmen. Wir. Freiheitlichen 
werden daher dem Antrag der Österreichi­
schen Volkspartei auf Fristverlängerung bis 
zum Jahresende zustimmen. 

Ich sage Ihnen auch gleich: Ich bin gar 
nicht überzeugt, daß bis dahin die gesamte 
Klärung möglich ist, weil das derartige 
Dimensionen hat, daß ich es auch für denkbar 
halte, daß sogar dann noch weiteres aufsteht, 
was nicht geklärt werden kann. 

Trotz allem, obwohl wir hier diesem Antrag 
zustimmen, habe ich als Vorsitzender natür­
lich auch zur Kenntnis zu nehmen, daß es 
eine andere Meinung, die der Mehrheitsfrak­
tion, gibt, die eine Begrenzung der Thematik 
haben will, weil sie sagt, es soll im Sinne der 
Vorgangsweise einer Regierungspartei auch 
möglich sein, zu Schlußfolgerungen zu kom­
men. 

Wissend, daß keine Mehrheit dem Antrag 
der Österreichischen Volkspartei heute 
zustimmen wird, habe ich persönlich mich um 
einen Kompromiß bemüht, um wenigstens für 
die Berichtsberatung einige Wochen Zeit zu 
gewinnen. Denn es ist allein -die Aufarbeitung 
dieses Materials derart mühsam, daß ich allen 
Damen und Herren Kollegen, die nicht in die­
sem Ausschuß gewesen sind, nur raten kann, 
in ihrer eigenen Fraktion Rücksprache zu hal­
ten, was das arbeitsmäßig eigentlich bedeutet. 
Es scheint mir daher sinnvoll, daß wir uns 
allenfalls, wenn, was ich annehme. die Soziali­
stische Partei dem Antrag der Österreichi­
schen Volkspartei nicht zustimmen sollte -
solche Erklärungen liegen ja öffentlich vor -, 
anschließend vielleicht doch einstimmig wenig­
stens zur Berichtsfassung etwas mehr Zeit 
geben können, damit wir hier in Ruhe die 
Konsequenzen beraten. 

Hohes Haus! Es sind heute hier sofort mit 
der Berichtsfrage einige sonstige politische 
Themen verbunden worden. Es war wieder 
einmal notwendig, den 97. Aufguß . der Frage 
"Dr. Androsch in die CA" hier bei einer 
Geschäftsordnungsdebatte über die Fristver­
längerung abzuhandeln. Ich habe nicht die 
Absicht, das heute hier auszutragen. Wenn 
irgend jemand meint, daß es in Wahrheit die 
wirklichen wirtschaftspolitischen Probleme 
Österreichs löst, wenn statt eines roten ein 
schwarzer Generaldirektor irgendwo vorhan­
den ist, dann hat er die Probleme noch immer 
nicht begriffen. Die Österreicher wissen, daß 
das die Probleme nicht löst. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Wenn Sie aber zum zweiten meinen - an 
Sie, Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaier, 
gerichtet -, mit dem Vorsitzenden sehr scharf 
ins Gericht gehen zu müssen, dann darf ich in 
aller Kürze - wir haben ja die Generalde­
batte zum Ausschuß noch, und ich bin von 
dort schon gewitzigt, daß Sie da vielleicht 
noch einiges ergänzen werden - zunächst 
eines positiv vermerken: 

Im Laufe dieser doch jetzt viele Monate 
andauernden Untersuchungen ist für mich so 
etwas wie eine eigene Beziehung zu den ver­
schiedenen Abgeordneten des Ausschusses 
entstanden, auch zu denen der Fraktion der 
ÖVP, und ich habe im Rahmen der Aufklä­
rungsarbeit auch jene schätzen gelernt, zu 
denen ich vorher nicht derartige Beziehungen 
hatte. Ich stehe gar nicht an, das hier auch im 
Plenum zu sagen. 

Ich bin heute jedenfalls mehr überzeugt als 
am Beginn dieser Tätigkeit, daß dort ganz ver­
schiedenartige Persönlichkeiten waren, die 
unter politisch verschiedenartigen Vorausset­
zungen bemüht waren aus ihrer Sicht den 
Ausschuß voranzubringen. Wenn Sie es so 
wollen: In diesem Bereich auf Ihre Kritik das 
Gegenteil als Antwort, nämlich das Bekennt­
nis, daß ich heute mehr als am Beginn der 
Tätigkeit glaube, daß auch in der Österreichi­
schen Volkspartei massiv, ich sage "auch", 
massiv Aufklärung vorangetrieben wurde. 

Daß es verschiedene politische Bewertun­
gen gibt, ist selbstverständlich. Daß das in der 
Öffentlichkeit dargestellt wird? Es wäre ja 
naiv und auch politisch falsch, diese öffentli­
che Darstellung nicht zu versuchen. 

Wenn aber jetzt sehr scharf von der Frage 
der Abwertung des Ausschusses gesprochen 
wird, dann sage ich Ihnen meine Antwort zur 
Frage der Abwertung des Ausschusses: 

Wenn ein Ausschuß dazu vorhanden ist, 
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Eiterbeulen aufzustechen und die Pest der 
Korruption in Österreich zu beseitigen, 
besteht die wichtigste Abwertung 4arin, daß 
Mitglieder des Ausschusses hinausgehen und 
Lügen verbreiten. Ich nenne bewußt den 
Begriff "Lüge". Wir wollen Lügner aus dem 
Wirtschaftsbereich - und solche haben wir 
dort genug als Zeugen erlebt und kennen wir 
aus den schriftlichen Protokollen - dort auf­
decken, und dann gehen Abgeordnete hinaus 
- und das ist kurz mit dem Protokoll nach­
weisbar - und behaupten dort draußen selbst 
über Sachverhalte, wie sie sich gerade entwik­
kelt haben, Unwahrheiten, und zwar in einer 
Art und Weise, wo sie sich nicht irren können, 
denn innerhalb von 24 Stunden kann man 
nicht selbst vergessen, was man im Ausschuß 
gesagt hat, zum Beispiel zur Frage des 
Abstimmungsverhaltens der Freiheitlichen 
Partei bei einer Zeugenladung. Wenn es 
mehrfach passiert, obwohl im Ausschuß sogar 
zu Protokoll gegeben wird, daß die Freiheitli­
che Partei immer allen Zeugenladungen zuge­
stimmt hat, und dann mehrfach plötzlich 
draußen behauptet wird: Mit 6 : 4 wurde das 
abgelehnt, dann bleibe ich hier dabei, daß das 
bereits Lügen sind, nicht Unwahrheiten, die 
irgendwo passieren, Worte, die man nicht hal­
ten kann, sondern . Lügen und bewußte 
Unwahrheiten, um eine falsche politische 
Suppe zu kochen. (Beifall bei der FPO.) 

Da, Hohes Haus, ist dann von der Qualität 
her vielleicht noch ein Unterschied zu jenen 
Lügnern, die dort ihre Geschäfte gemacht 
haben, es ist von der Qualität her vielleicht 
noch ein Unterschied, aber bezogen auf den 
Abwertungseffekt besteht kein Unterschied 
mehr, denn die Öffentlichkeit bewertet von 
ihrer Einschätzung her, daß sie die Hoffnung 
hat, daß hier ehrlich und anständig aufge­
deckt wird, allfällige Abgeordnete, die lügen, 
nicht anders als jene, die über Wirtschaftszu­
sammenhänge lügen. 

Ich empfehle Ihnen sehr: Schauen Sie sich 
das an in den Protokollen, schauen Sie sich 
das an in den Presseerklärungen, nehmen Sie 
die schriftlich eingelangten Bestätigungen, 
daß hier Unwahrheiten öffentlich behauptet 
wurden! Ich werde jetzt nicht so weit gehen 
und daraus eine Diskussion zwischen dem 
einen oder dem anderen Abgeordneten direkt 
machen, weil ich sogar aus der Aufklärungs­
arbeit den Abgeordneten, der Unwahrheiten 
draußen verbreitet hat, persönlich mehr 
schätzen gelernt habe, als dies am Beginn 
meiner Tätigkeit der Fall war. 

Ich möchte Ihnen aber nur ins Bewußtsein 
bringen - für allfällige weitere Tätigkeiten, 
die hier auszuüben sind -, daß das die gravie-

rendste Abwertung ist, und ich darf dranhän­
gen, daß es sicher auch keine Aufwertung 
gewesen ist, was die beiden Parteiobmänner 
der anderen Parteien nach ihrer Einver­
nahme in der Öffentlichkeit gesagt haben. 
Erklärungen dazu bitte ich den Medien zu 
entnehmen. 

Wenn Sie zum letzten Bereich auch noch 
etwas hören wollen - ich muß schon zum 
Ende kommen -: Ich solidarisiere mich voll 
mit dem Kollegen Dr. Feurstein, weil ich es 
für unzulässig halte, daß irgendein Regie­
rungsmitgIied in einem derartigen Tonfall mit 
einem Abgeordneten egal welcher Fraktion 
redet. Ich solidarisiere mich voll mit ihm, weil 
gerade er jemand ist, dem ich bestätigen kann, 
daß auch wir starke politische Differenzen 
gehabt haben und wieder haben werden, Herr 
Kollege, aber ich konzediere, daß auch Sie 
einen wichtigen Anteil an der Aufklärungsar­
beit gehabt haben. (Beifall bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

In diesem Sinne bitte ich Sie, bei den weite­
ren Überlegungen nachzudenken, ob nicht 
manchmal durch vorschnelle Abwertungen 
des anderen mehr Porzellan zerschlagen 
wird, als am Schluß andere wieder kitten kön­
nen. Ich hoffe daher, daß wir vielleicht im 
Zusammenwirken erreichen können, daß 
zumindest für die Berichtsberatung und 
Berichtsverfassung doch wieder ein Klima bei 
den Ausschußmitgliedern gegeben ist, wo eine 
Gesprächsführung über alle Parteigrenzen, 
Über alle politischen Interessen hinweg vorhan­
den ist, die es uns erleichtert, gemeinsam zur 
Schlußfolgerung, zur Ausräucherung der 
größten Skandalwirtschaft, die wir in einem 
Bereich jetzt aufgedeckt haben, zu kommen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dr. 
Feurstein. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
Dr. Fischer gemeint hat, daß die Geschäfts­
ordnung verbessert werden könnte und sie 
besser auch den Erfordernissen eines Unter­
suchungsausschusses angepaßt werden 

. könnte, so rennt er offene Türen ein. Es war 
der Abgeordnete Steinbauer, der erst vor kur­
zem darauf hingewiesen hat, daß hier Verbes­
serungen notwendig sind. Aber ich sehe darin 
keinen Ablehnungsgrund, die Frist nicht zu 
verlängern. 

Auch die zweite Begründung, daß sich die 
Mitglieder des Untersuchungsausschusses am 
Rande des Auftrages bewegt haben: Wenn er 
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diesen Vorwurf erhebt, gilt er für alle Mitglie­
der des Untersuchungsausschusses. Auch das 
kann kein Grund sein, die Fristverlängerung 
abzulehnen. 

Und wenn er meint, daß das Beweisverfah­
ren abgeschlossen ist, so ist auch diese Fest­
stellung einfach nicht richtig. Das Beweisver­
fahren ist nicht abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
Ihnen das an einigen konkreten Beispielen 
erläutern. 

Erstens: Der Auftrag Untersuchung der 
Betriebsorganisationsplanung. 

Hier sind wir weitergekommen, was die 
Frage der Auftragserteilung betrifft, wir sind 
aber nicht weitergekommen und auch nicht 
annähernd am Ende, was die Beurteilung der 
Leistung dieser Betriebsorganisationsplanung 
betrifft. Erst vor kurzem hat ja Präsident 
Kandutsch sehr deutlich darauf hingewiesen, 
daß hier noch eindeutige und klärende 
Gespräche vor allem mit den Nutzern zu füh­
ren sind. 

In diesem ersten Punkt ist also eine 
abschließende Beurteilung auch nicht annä­
hernd möglich. 

Der zweite Auftrag: Die Frage der Schmier­
geldzahlungen. Meine Damen und Herren, 
hier ist alles völlig offen. Man kennt Millio­
nenbeträge, Beträge, die in die Hunderte Mil­
lionen Schilling gehen, man weiß aber nicht, 
wer die Empfänger dieser Beträge sind. Ein 
Auftrag, der zu untersuchen gewesen ist und 
fortgeführt werden müßte. Beweisuntersu­
chungen sind dafür notwendig. 

Doktor Fischer hat sich wahrscheinlich 
diesbezüglich nicht informieren lassen. Es 
besteht die Notwendigkeit, weiter zu untersu­
chen. 

Und der Direktor des Kontrollamtes Wien, 
Dr. Delabro, hat sehr deutlich gesagt, daß es 
eine ganze Reihe von Themen aus dem zwei­
ten Kontrollamtsbericht gibt, die weiter zu 
untersuchen sind. Der ganze EDV-Bereich, wo 
es um 450 Millionen Schilling geht, der 
Bereich von fehlenden Unterlagen, Abrech­
nungen und Rechnungen, die nicht vorgelegt 
werden können, es handelt sich um 600 Millio­
nen Schilling .. 

Meine Damen und Herren, Dr: Fischer sagt 
einfach: Das Beweisverfahren ist abgeschlos­
sen! 

Der dritte Pu.nkt: Die Parteienfinanzierung. 
Auch hier stecken wir mitten drinnen. Es geht 
um die Aufklärung der Finanzierung der 

"Geschichten vom Dr. Kreisky". Hier gibt es 
Anträge auf Zeugeneinvernahmen. 

Dr. Damian war der Manager dieser ganzen 
Aktion. Sie haben es abgelehnt, daß Dr. 
Damian neuerlich in den Untersuchungsaus­
schuß kommt. Sie wollen etwas wegdiskutie­
ren; ich sage nicht, daß Sie zuschütten wollen, 
aber Sie verhindern die Aufklärung. Eine 
Frage, die unbedingt aufgeklärt werden 
müßte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben es auch abgelehnt, den Herrn 
Deimler in den Untersuchungsausschuß zu 
bringen, jenen Mann, der intensive Kontakte 
zu Herrn Holliger und zu Herrn Proksch 
unterhalten, hat. (Zwischenrufe der Abg. Dr. 
Marga Hub i n e k.) Warum lehnen Sie das 
ab, den Herrn Deimler in den Untersuchungs­
ausschuß zu bringen? Sie wollen irgend etwas 
nicht zur Untersuchung freigeben. Sie wollen 
etwas zudecken. 

Meine Damen und Herren! Sie haben es 
abgelehnt, den Zentralsekretär Marsch in den 
Untersuchungsausschuß vorzuladen, der von 
Anfang an über die Finanzierung der 
Kreisky-Wahlwerbung informiert war. Er 
konnte früher, zum Zeitpunkt seiner ersten 
Einvernahme, zu dieser Sache nicht befragt 
werden. Die Angelegenheit "Geschichten vom 
Dr. Kreisky" ist erst vor wenigen Wochen 
bekanntgeworden. 

Sie haben es abgelehnt, die Herren aus der 
Schweiz, einen Herren Dr. Egli und andere 
Herren, im Untersuchungsausschuß zu befra­
gen. 

Ich will Ihnen jetzt nicht unbedingt unter­
stellen, daß Sie Dinge zudecken wollen, daß 
Sie verschleiern wollen, aber der Verdacht ist 
sehr nahe, daß Sie zuschütten wollen. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen 
genauso wie wir, daß die Österreicherinnen 
und Österreicher erwarten, daß der Untersu­
chungsausschuß zur Aufklärung des größten 
Skandals in Österreich beiträgt. (Beifall· bei 
der ÖVP.) Und das verhindern Sie. 

Das Vertrauen in die österreichische Politik 
und in die österreichischen . Politiker hängt 
ganz entscheidend davon ab, inwieweit dieser 
Untersuchungsausschuß erfolgreich sein 
kann und erfolgreich sein wird. Zum derzeiti­
gen Zeitpunkt können wir diesen Skandal 
nicht endgültig aufklären. Das Vertrauen der 
Österreicher und Österreicherinnen in die 
Politik läßt sich derzeit noch nicht verbessern. 

Meine Damen und Herren! Sie verschieben 
die Diskussion über das AKH in Zukunft in 
das Plenum des Nationalrates, wenn Sie eine 
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weitere Aufklärung nicht zulassen. Damit lei­
sten Sie der Arbeit im Nationalrat und der 
Arbeit im Parlament keinen guten Dienst. Sie 
kennen die Schwierigkeiten, die entstanden 
sind, weil Sie das 100-Millionen-Ding der Frau 
Dr. Leodolter nicht aufklären ließen. Genau 
das gleiche passiert jetzt mit dem AKH-Skan­
dal: im vermehrten Maße eine Verschiebung 
der Untersuchungen in die Öffentlichkeit und 
in das Parlament, in das Plenum des National­
rates. 

Das hindert uns an den wichtigen Aufga­
ben, die wir hier zu erfüllen haben. Wie wich­
tig wäre es, über die Energiepolitik, über die 
soziale Sicherheit zu beraten. Wir werden uns 
intensiv und umfassend mit diesem Skandal 
weiter befassen müssen, dann eben im Ple­
num. Und ich glaube, daß dies nicht gut ist. 

Und letzter Punkt: Sie schaden damit der 
Demokratie. Denn, meine Damen und Her­
ren, Sie schließen die Minderheit der Opposi­
tion von der weiteren Kontrolle und Aufklä­
rung dieses Skandals aus. Das ist ein Angriff 
auf die Demokratie im Staate! 

Das demokratische Prinzip müßte eines der 
primären Prinzipien sein, die wir zu achten 
haben. Es steht in unserer Verfassung; einer 
der wenigen Grundsätze, die in unserer Ver­
fassung verankert sind. Sie lehnen es ab, daß 
alle Parteien, alle Verantwortlichen in diesem 
Staate - und wir betrachten uns genauso ver­
antwortlich wie die 95 Abgeordneten der SPÖ 
- hier mitwirken. Sie schalten uns aus. Das 
ist ein Angriff auf die Demokratie! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Doktor Steger hat von Eiterbeulen geredet, 
die aufzustechen sind. Ich möchte diese For­
mulierung jetzt gar nicht weiter erläutern, 
aber wenn Eiterbeulen aufzustechen sind und 
Dr. Steger auch zum Ausdruck gebracht hat, 
daß wahrscheinlich die acht Monate nicht 
ausreichen würden, alle Dinge aufzuklären: 
mag sein, daß diese Argumentation stimmt, so 
ist es umsomehr notwendig, unserem Antrag 
auf eine Fristverlängerung bis Ende des J ah­
res stattzugeben, um das Beweisverfahren 
fortführen und die Untersuchungen weiter­
führen zu können im Interesse der österrei­
chischen Bevölkerung. Beachten Sie auch das 
Interesse, das die österreichischen Wähler an 
der Aufklärung dieses Skandals haben, wenn 
Sie dann am Nachmittag abstimmen werden. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte über den Antrag zur Geschäfts­
behandlung ist somit geschlossen. 

Die Abstimmung findet am Ende der Ver­
handlungen statt. 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über den Bericht 1980 
der Bundesregierung (111-49 der Beilagen) 
gemäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 377/1967 (569 der Beila-

gen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gehen in 
die Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Bericht 1980 der Bundesregierung 
gemäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungs­
gesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Stippel. Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Dr. Stippe): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Gemäß § 24 Abs. 3 des For­
schungsförderungsetzes 1967 hat die Bundes­
regierung bis zum 1. Mai eines jeden Jahres 
dem Nationalrat einen umfassenden Bericht 
über die Lage der Forschung in Österreich 
vorzulegen. Der vorliegende Bericht 1980 
wurde am 25. April 1980 in den Nationalrat> 
gebracht. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat den gegenständlichen Bericht am 
9. Dezember 1980 in Verhandlung gezogen. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Neis­
ser, Dipl.-Vw. Dr. Stix, Dr. Ermacora, Dr. 
Schüssel, Mag. Höchtl und Dr. Ettmayer 
sowie Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
beteiligten, wurde mehrstimmig beschlossen, 
dem Nationalrat die Kenntnisnahme des 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung stellt somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle den Bericht 1980 der Bundesre­

> gierung gemäß § 24 Abs. 3 des Forschungsför­
derungsgesetzes, BGBL Nr.377/1967, (111-49 
der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich 
den Herrn Präsidenten, in die Debatte einzu­
gehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Dr. Neisser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Neisser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Nach den 
Bestimmungen des Forschungsförderungsge­
setzes ist der Bundesminister beziehungs-
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weise die Bundesregierung verpflichtet, dem 
Nationalrat jährlich einen umfassenden 
Bericht über die Lage der Forschung in Öster­
reich vorzulegen. Dieser Bericht ist unter 
Rücksichtnahme auf Berichte der beiden For­
schungsförderungsfonds zu erstellen und, so 
heißt es im Gesetz ausdrücklich, hat auch 
Maßnahmen zu enthalten, die die Bundesre­
gierung zur Förderung der Forschung für not­
wendig erachtet. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Bericht für das Jahr 1980 entspricht meines 
Erachtens nicht diesem gesetzlichen Auftrag. 
Es ist kein umfassender Bericht über die Lage 
der Forschung, und es ist auch kein Bericht, 
der Maßnahmen enthält, die die Bundesregie­
rung zur Förderung der Forschung für not­
wendig erachtet. 

Meine Damen und Herren! Aus der Struk­
tur und aus der Geschichte des Forschungs­
förderungsgesetzes ist eindeutig erkennbar, 
daß dieser Bericht der Bundesregierung nicht 
nur eine Bestandsaufnahme der gegenwärti­
gen Situation der Forschung in Österreich 
sein soll, sondern darüber hinaus auch eine 
Informationsquelle dafür sein soll, was die 
Regierung in forschungspolitischer Hinsicht 
an Prioritäten und Schwerpunkten für die 
Zukunft setzt. Diese Schwerpunktsetzung und 
diese forschungspolitische Orientierung ist 
aus dem vorgelegten Bericht nicht zu erken­
nen. Er ist meines Erachtens eine Kompila­
tion der verschiedenen Forschungsaktivitäten 
im Bereich des Wissenschaftsministeriums, 
aber auch der anderen Ressorts, die mit For­
schungsaufgaben betraut sind. Es ist ein 
Bericht, der vor allem zu jenen Teilen der bei­
den Fondsberichte keine Aussage gibt, in 
denen längerfristige forschungspolitische 
Ansätze, Perspektiven und Vorschläge enthal­
ten sind. Diese Passagen der Fondsberichte 
werden eigentlich von der Bundesregierung 
kommentarlos weitergegeben und vorgelegt, 
und ich kann aus diesem Bericht keine Stel­
lungnahme der Regierung entnehmen, wie sie 
sich eigentlich zu den darin enthaltenen Vor­
schlägen verhält. 

Ich glaube, daß dieser Bericht, wenn man 
ihn real wertet, sicherlich nicht das ist, was er 
meines Erachtens in einer Zeit sein sollte, wo 
Forschung und Entwicklung einen gesteiger­
ten Stellenwert haben' sollten, nämlich dieser 
Bericht setzt keine forschungspolitischen Si­
gnale für die Zukunft und trägt auch nicht der 
gesteigerten Bedeutung von Forschung und 
Entwicklung Rechnung. 

Ich glaube - ich glaube -, daß die Frau 
Bundesminister für Wissenschaft und For-

schung bei der Vorlage dieses Berichtes selbst 
ein gewisses Unbehagen verspürt hat. Aus 
dem Bericht selbst ist das nicht zu entneh­
men. Aber wenn ich vor einiger Zeit gelesen 

. habe, daß anläßlich einer Veranstaltung im 
Zusammenhang mit der Entwicklung einer 
neuen Forschungskonzeption in Laxenburg 
die Frau Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung erklärt hat, daß trotz einer 
Steigerung der Mittel für Wissenschaft und 
Forschung im kommenden Jahrzehnt mehr 
Mittel erforderlich sein werden, und in die­
sem Zusammenhang ausdrücklich vor einer 
Rückreihung der gesellschaftlichen Priorität 
von Wissenschaft und Forschung wegen 
finanzieller Probleme, vor Sparmaßnahmen 
und Technologieskeptizismus gewarnt hat, so 
meine ich, daß gerade diese Aussage ein Aus­
druck eines gewissen Unbehagens ist. Nur, 
Frau Bundesminister, der Adressat dieser 
Warnung, bitte, ist die Bundesregierung 
selbst, und der Bundesregierung muß man 
das vor Augen halten, daß durch ihre For­
schungspolitik eine Gefahr der Rückreihung 
dieses Bereichs besteht. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube, daß dieser Bericht auch keine 
Orientierungshilfe ist für diejenigen in Öster­
reich, die am Forschungsprozeß aktiv beteiligt 
sind, eine Orientierungs hilfe , wie es mit der 
Forschung in Österreich wirklich weitergehen 
soll, denn dieser Bericht zeigt sehr deutlich: 
Es fehlt bis heute ein integriertes Konzept, 
ein integratives Konzept der österreichischen 
Forschungspolitik, das mittelfristig hier Prio­
ritäten festsetzt und Wege aufzeigt, und daß 
die Forschungskonzeption des Jahres 1972 
nicht überholt ist, sondern unerfüllbar ist, das 
werde ich im folgenden noch nachweisen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
auch aus diesem Bericht das hervorgeht, was 
ich in diesem Haus schon mehrfach als Kritik 
angemerkt habe: daß Sie, Frau Bundesmini­
ster, Ihre Koordinationspolitik im Bereich der 
Forschung nicht so wirksam machen konnten, 
daß Sie wirklich Forschung koordiniert 
haben. 

Ich sage noch einmal: Für mich ist der 
Bericht eine Kompilation, aber nicht Aus­
druck einer koordinierten Forschungspolitik, 
und ich glaube, es stellt sich jetzt mehr denn 
je die Frage, Frau Bundesminister, mit wel­
cher Stärke Sie sich in Ihrer eigenen Regie­
rung für die Forschungspolitik durchsetzen 
können. 

Und da gibt mir eines zu denken: In einer 
Tageszeitung stand vor zwei Tagen ein 
Bericht über ein 30-Punkte-Sparprogramm 
des Finanzministers, mit dem der Finanzmi-
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nister in der vergangenen Woche angeblich 
seine Kollegen überrascht hat. In diesem 
Bericht ist wieder davon die Rede, daß mit 
dem Rotstift kräftig gekürzt werden soll, und 
als einer der Punkte in diesem Sparpro­
gramm steht drinnen: Koordinierung von For­
schungsaufträgen - das ist offensichtlich ein 
wörtliches Zitat aus einem Papier, weil es 
unter Anführungszeichen gesetzt ist -, damit 
ein und derselbe nicht von zwei Stellen kas­
siert. 

Frau Bundesminister! Ich möchte hier an 
Sie die Frage richten: In welcher Weise sind 
Sie vom Sparprogramm des Finanzministers 
erfaßt? Bedeutet das eine weitere Reduktion 
der Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
von seiten des Bundes? Und was heißt die Kri­
tik: damit ein und derselbe nicht von zwei 
Stellen kassiert? Bitte, das ist keine Kritik der 
Opposition, sondern der Minister Ihrer eige­
nen Regierung, der Finanzminister hält Ihnen 
das vor! Ich darf Sie anläßlich der heutigen 
Debatte bei diesem Punkt um Aufklärung bit­
ten. 

Meine Damen und Herren! Es ist unbestrit­
ten, daß für die Forschung in Österreich die 
Mittel zu gering sind. Es ist unbestritten, daß 
zwischen dem, was vor allem die Regierung 
seit Jahren als Ziel formuliert hat, und dem, 
was sie budgetär. zur Verwirklichung dieser 
Ziele beiträgt, eine große Kluft aufgetan ist. 

Das läßt sich statistisch nachweisen. Ich 
darf Sie auf nur zwei Beispiele hinweisen. 

Im Bericht des Forschungsförderungsfonds 
für die gewerbliche Wirtschaft ist auf Seite 33 
eine Übersicht über das tatsächliche Wachs­
tum der Ausgaben für Forschung und Ent­
wicklung im Jahr 1979 enthalten, eine Gegen­
überstellung der Ist- und Sollausgaben für 
den Bereich der wirtschaftsbezogenen For­
schung. Hier haben Sie bei den Ist-Ausgaben 
im Jahr 1979 7,1 Milliarden, die Soll-Ausgaben 
für dieses Jahr sind 12,8 Milliarden. 

Wir haben den Ist-Stand des Jahres 1979 als 
Soll-Stand im Jahr 1973 in etwa, weil dort 
7,4 Milliarden vorgeschrieben sind. Im Klar­
text, bitte: Wir sind mit den finanziellen Auf­
wendungen für Forschung und Entwicklung 
im Bereich der wirtschaftsbezogenen For­
schung sechs Jahre im Rückstand! 

Ebenso deutlich wird da,s, wenn ich ein 
Papier hernehme, das Ihre Regierung selbst 
entwickelt hat: die von mir schon mehrfach 
zitierte Forschungskonzeption. Meine Damen 
und Herren! Diese Forschungskonzeption, die 
von der Intention und von der Struktur her 
ein - das sage ich durchaus - hoffnungsvol-

les Dokument und ein positiver Beginn für 
eine längerfristige Forschungsentwicklung 
war, diese Forschungskonzeption des Jahres 
1972, bitte, ist meilen-, und ich würde fast 
sagen millionenweit entfernt von dem, was 
Sie als Ziele hier artikuliert haben. 

Wenn ich nur als Bespiel hier anführen 
darf: In dieser Konzeption steht drinnen, daß 
der Bund im Jahr 1980 6,7 Milliarden als Ziel­
vorstellung für Ausgaben von Forschung und 
Entwicklung hat. Bitte, wir sind genau um 
2 Milliarden dahinter, und auch hier um etli­
che Jahre zu spät. 

Ich möchte aber noch einige andere Bei­
spiele erwähnen, aus denen zu ersehen ist, 
wie sehr Sie nicht in der Lage waren, Ihre 
eigene Konzeption zu realisieren. 

Sie haben sich in dieser Forschungskonzep­
tion Gedanken gemacht, wie man den Bereich 
der Forschung finanziell ausstatten könnte, 
haben eine Reihe von Maßnahmen genannt. 
Dort steht zu lesen: Die Mehranforderungen 
könnten aufgebracht werden durch zusätzli­
che allgemeine Budgetmittel - bitte, über die 
Steigerung des Budgets haben wir uns hier in 
diesem Haus mehrfach unterhalten -, durch 
die Umwidmung allgemeiner Budgetmittel -
ich habe davon nichts gemerkt -, durch die 
Zweckbindung von Steuereinnahmen - auch 
davon habe ich nichts gemerkt -, durch die 
Schaffung und Zweckbindung spezifischer 
Abgaben für spezifische Forschungszwecke, 
zum Beispiel einer Nikotinsteuer für Zwecke 
der medizinischen Forschung - steht bis 
heute auf dem Papier. Und letztlich steht auch 
auf dem Papier die Idee, eine Forschungsan­
leihe durch den Bund aufzunehmen. 

Ich glaube, deutlicher kann man gar nicht 
machen, wie sehr Sie zwar im Programm 
ganz pompös waren, aber in der Realisierung 
ganz bescheiden, wenn nicht frugal. 

Noch viel deutlicher wird das - wenn ich 
noch ein anderes Kapitel hier kurz streifen 
darf, auf das "ich noch zurückkommen werde 
-, wenn man sich vor Augen hält, was Sie 
von der steuerpolitischen Seite her bisher 
getan haben, um indirekt die Forschung in 
Österreich zu fördern. Diese Nichtrealisier­
barkeit von der budgetären Seite her wirkt 
sich in einigen Bereichen schon ziemlich deut­
lich aus und wird auch kritisiert. Gerade 
dafür gibt dieser Bericht einen deutlichen 
Beweis. 

Wenn ich daran denke, welche Zielsetzun­
gen Sie sich vorgestellt haben bei den beiden . 
Forschungsförderungsfonds seitens des Bun­
des hinsichtlich der Mittel, die der Bund 
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zuwendet. Im Budget 1981 haben Sie 3 Millio­
nen dazu gegeben, und Sie haben dadurch 
heute einen Bundeszuschuß für den wissen­
schaftlichen Forschungsförderungsfonds von 
163 Millionen. 

Darf ich Ihnen vorlesen, was der Bericht 
dieses Fonds für dasselbe Jahr als Zielgröße 
vorschreibt: 

"Die Bundeszuwendungen an den For­
schungsförderungsfonds für die wissenschaft­
liche Forschung für das Jahr 1981 sollten im 
Sinne dieser Berechnungen des Fonds wenig­
stens 202 Millionen Schilling betragen." 

Also, Sie sind einmal 40 Millionen schon 
darunter. Und dann heißt es: 

"Dieser Betrag ist absolut erforderlich, 
sollte der Fonds im Jahr 1981 nicht gezwun­
gen werden, unter Hinweis auf die Mittel­
knappheit des Bundes trotz hervorragend 
nachgewiesener Förderungswürdigkeit 
Ablehnungen der Förderungsanträge auszu­
sprechen." 

Frau Minister! Sie haben bei der letzten 
Budgetdebatte erklärt: Jedes Förderungsan­
suchen, das sinnvoll ist, kann vom Fonds 
erfüllt und bewilligt werden. Mitnichten! Sie 
bleiben eindeutig hinter der Zielvorstellung, 
die der Fonds ohnehin schon realistischer­
weise und bescheidenermaßen formulierte. 

Ganz genau dasselbe gilt für den zweiten 
Fonds, für den Fonds der gewerblichen Wirt­
schaft, wo Sie auch auf Seite 36 - das ist die 
letzte Seite dieses Berichtes - nachlesen kön­
nen, daß 1981 die Bundeszuwendung auf 
425 Millionen zu erhöhen wäre. 425 berechnet 
der Fonds, und was haben Sie im Budget des 
Jahres 1981 stehen? 248 Millionen! Auch hier 
eine Erhöhung von 3 Millionen in diesem 
Jahr. 

Ganz eindeutig, daß Ihre Rechnung und 
Ihre Vorstellung hinsichtlich der Fonds, was 
die finanzielle Planung anbelangt, nicht auf­
geht. Ich halte das deshalb für bedauerlich, 
weil gerade mit den beiden Forschungsförde­
rungsfonds ein System der Forschungsförde­
rung geschaffen worden ist, das allgemein 
anerkannt. wird und das auch international 
als vorbildlich angesehen wird. 

Nur, Frau Bundesminister, dieses System 
dann im Wege der finanziellen Unterstützung 
zu unterlaufen und -austrocknen zu lassen, 
das halte ich für eine ganz bedenkliche Poli­
tik, das möchte ich Ihnen hier in aller Deut­
lichkeit sagen. (Zustimmung bei der OVP.) . 

Meine Damen und Herren! Der Bericht hat 
verschiedene Schwachstellen. Ich möchte auf 

eine ganz besonders eklatante Schwachstelle 
noch zu sprechen kommen, das ist für mich 
der Bereich des technischen Versuchswesens, 
also aller jener Angelegenheiten der wirt­
schaftlichen technischen Forschung, der tech­
nischen Entwicklung sowie der Materialprü­
fung, für die der Bund - es ist vor allem das 
Ressort des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik - eine Reihe von Anstalten hat, 
in denen ziemlich starke geistige Kapazität 
vorhanden ist. 

Wenn ich mir den Bericht des Bundesmini­
sters für Bauten und Technik in diesem 
Zusammenhang hernehme, so lese ich hier 
folgendes: 

"Im gesamten technischen Versuchswesen 
standen für die Förderung beziehungsweise 
Finanzierung der privaten und staatlichen 
Versuchs- und Forschungseinrichtungen 1975 
bis 1979 aus Gründen der allgemeinen Bud­
getsituation von rund 112,1 Millionen auf rund 
105,1 Millionen geringer dotierte Beträge zur 
Verfügung. Der Voranschlag 1980, der zwar 
nominell eine Steigerung gegenüber 1979 
erhalten hat, beträgt daher auch nur rund 
78,7 Prozent der laut zwölften Bericht für die­
ses Jahr ermittelten Vorschlagsziffer." 

Jetzt - ich zitiere wörtlich -: "Die Diskre­
panz in der Entwicklung des staatlichen För­
derungswesens müßte durch zusätzliche 
Anstrengungen im Bereich des technischen 
Versuchswesens vor allem deswegen wettge­
macht werden, damit die Forschungseinrich­
tungen auf jenen Stand gebracht werden kön­
nen, der den gestellten vermehrten Anforde­
rungen entspricht." 

Meine Damen und Herren von der Regie­
rungspartei! Ich bewundere die Offenheit und 
die Selbstkritik, die in dieser Aussage liegt, 
denn damit haben Sie zugegeben, daß Sie 
alles das, was Sie sich für den Bereich des 
technischen Versuchswesens vorgenommen 
haben, nicht realisiert haben. Nur, meine ich, 
sollte man diesen Bericht nicht nur als 
Bericht dem Parlament vorlegen, sondern 
auch als Klage- und Bittschrift dem Finanzmi­
nister. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
eine zukünftige Orientierung der Forschungs­
politik eine eindeutige Schwerpunktbildung 
brauchte, die in diesem Bericht hier nicht zu 
finden ist; eine Schwerpunktbildung, die sich 
auch wesentlich auf den Bereich der wirt­
schaftsbezogenen Forschung bezieht. 

Wenn Sie daran denken - und das sind 
Berechnungen des Förderungsfonds der· 
gewerblichen Wirtschaft -, daß ein For-
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schungsschilling, der in einem Betrieb ausge­
geben wird, in fünf bis sechs Jahren 19 zusätz­
liche Umsatz schillinge einspielt, so ergibt sich 
daraus doch sehr deutlich, daß sich For­
schungsförderung gegenüber der Wirtschaft 
über Umsatz und Ertragsbesteuerung prak­
tisch von selbst finanziert. 

Auch das wurde von Ihrer Seite nicht 
erkannt. Ihre restriktive Budgetpolitik gegen­
über dem Forschungsförderungsfonds der 
gewerblichen Wirtschaft bedeutet, daß dieser 
Fonds bis heute nicht in der Lage ist, das zu 
realisieren, was allgemein als Notwendigkeit 
anerkannt wird, nämlich daß er sich in einem 
verstärkten Maße um den Bereich der Ferti­
gungsüberleitung bemüht; das heißt, ein Pro­
dukt nicht nur von der Idee her zu entwickeln, 
sondern auch dafür Sorge zu tragen ist, daß 
dieses Produkt in den Markt eintreten kann. 
Hier gibt es eine Reihe von konkreten Vor­
stellungen, nur ist der Fonds mit seinen Mit­
teln, die er jetzt zur Verfügung hat, kaum in 
der Lage, dieses Anliegen zu realisieren. 

Es ist daher zu begrüßen, daß der Fonds 
und andere Institutionen zu einer Art von for­
schungspolitischen Selbsthilfe gegriffen 
haben. Wenn ich vor einiger Zeit gelesen 
habe, daß die Investkreditbank in Zusammen­
arbeit mit den beiden Forschungsförderungs­
fonds darangeht, ein Konzept der Koopera­
tion zu schaffen, so ist das ein Anliegen,· das 
nicht positiv genug bewertet werden kann. Es 
ist aber gleichzeitig auch Ausdruck der for­
schungspolitischen Versäumnisse Ihrer 
Regierungspolitik. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Die beiden Forschungsförderungsfonds 
haben das mehrfach bewiesen, die Bundes­
mittel sind Ihnen seit Jahren zu wenig. Sie 
haben versucht, im Wege einer Rücklagenbil­
dung, einer Vorfinanzierung, einer Vorbela­
stung, im Wege einer gemeinsamen Kreditfi­
nanzierung mit Banken hier Abhilfe zu schaf­
fen. Ich muß nur sagen, ä. la longue gesehen 
kann man Sie in ihrem Bemühen nicht allein 
lassen, sondern da brauchen Sie eine kräftige 
Unterstützung. 

In diesem Zusammenhang, im Zusammen­
hang mit der wirtschaftsbezogenen For­
schung noch eine grundsätzliche Aussage. 
Frau Bundesminister! Für uns ist die Frage, 
ob Forschungsförderung durch direkte 
Zuwendungen durch den Staat erfolgen soll 
oder indirekt durch die Zurverfügungstellung 
von Anreizen, eine ordnungspolitische Frage 
und eine Grundsatzfrage. Für uns hat die indi­
rekte Forschungsförderung einen ganz, ganz 
entscheidenden Stellenwert, einen ordnungs-

politischen Stellenwert. Ich glaube, wir sollten 
hier aufpassen, denn Sie wissen, selbst das 
große deutsche Experiment, ein System der 
direkten Forschungsförderungsfinanzierung, 
hat fehlgeschlagen. Das erkennt man heute. 
Nur, der Minister, der das durchgezogen hat, 
der frühere Forschungsminister Hauff, hat in 
der Zwischenzeit sein Amt gewechselt. 

Daher sage ich Ihnen: Gerade in einer Zeit, 
wo die wirtschaftliche Situation schwieriger 
wird, soll man durch Wirtschafts- und Steuer­
politik die Forschung in den Betrieben nicht 
behindern, sondern sie unterstützen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Sie waren ja offensichtlich auch dieser Auf­
fassung, weil Sie in der Forschungskonzep­
tion des Jahres 1972 17 steuerliche Maßnah­
men in dieser Hinsicht vorgeschlagen haben. 
Sie haben von diesen 17 Maßnahmen aller­
dings bis zum Abgabenänderungsgesetz 1980 
nur eine erfüllt, und auch in dem Abgabenän­
derungsgesetz 1980 sind nur ganz kleine Kor­
rekturen vorhanden. 

Sie haben in Ihrem ursprünglich zur Begut­
achtung versendeten Entwurf eines For­
schungsorganisationsgesetzes diese Maßnah­
men wieder mit hineingenommen. Sie muß­
ten sie herausstreichen, nicht nur aus formal­
legistischen Gründen, sondern weil Sie beim 
Finanzminister nicht durchgekommen sind. 

Wir sind jetzt in einer entscheidenden 
Phase. Die nächste Unterausschußsitzung 
über das Forschungsorganisationsgesetz wird 
in Gegenwart des Herrn Finanzministers 
erfolgen, und da werden wir dann wirklich die 
Möglichkeit haben, zu sehen, was für Sie der 
Stellenwert der indirekten Forschungsförde­
rul'lg und was Innovation überhaupt bedeutet. 

Ich möchte aber noch einen Punkt sehr kri­
tisch anmerken. 

Meine Damen und Herren! Wenn man den 
Bericht der Bundesregierung durchliest und 
sucht, was über die Hochschulforschung dar­
innen enthalten ist, so erlebt man wohl eine 
der größten Enttäuschungen. Denn Sie haben 
für den Bereich der Hochschulforschung, 
der vor allem im Zusammenhang mit der 
Grundlagenforschung eine ganz essentielle 
Bedeutung im Forschungssystem hat, nicht 
mehr Platz gefunden als eine Seite; eine Seite 
in einem Forschungsbericht, der 41 Textsei­
ten hat, bezieht sich auf das Thema der.Hoch­
schulforschung. 

Auch hier eine Darstellung, eine kompilato­
rische Darstellung von verschiedenen Aktivi­
täten. Es ist in diesen zwei knappen Seiten 
heute kein Satz drinnen, der die Frage stellt: 
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Sind unsere Hochschulen heute in der Lage, 
ihre Forschungsaufgabe überhaupt noch 
wahrzunehmen? Die Klagen, daß es immer 
schwieriger wird, werden zahlreicher .. 

Sind die Hochschulen in der Lage, Grundla­
genforschung zu betreiben, vor allem in den 
Instituten? 

Haben die Institute die nötige Ausstattung 
und die nötige Organisation? 

Ist es nicht so, daß das ordentliche Budget, 
die ordentliche Dotation, die die Universitäten 
bekommen,gerade dazu ausreichen, den 
Bürobetrieb aufrechtzuerhalten und die 
außerordentliche Dotation bekanntlich bis 
zum letzten Monat des Budget jahres ungewiß 
und unzureichend ist? 

Es gibt eine große Zahl von Problemen. Es 
ist ,das Problem der mangelnden Ausstattung 
mit nichtwissenschaftlichem Personal; ein 
ganz wesentliches Problem der Infrastruktur 
für die Grundlagenforschung an den Universi­
täten. 

Ich bedaure, daß dieses essentielle Problem 
in diesem Bericht nicht mit einem Satz ange­
sprochen worden ist. Ich möchte Ihnen das in 
Erinnerung rufen, was Professor Paschke, 
wohl einer der profiliertesten Persönlichkei­
ten in der österreichischen Forschungsszene, 
hier gesagt hat, daß Grundlagenforschung der 
Humus der Innovation ist, und man sollte die­
sen Dünger sehr fleißig verwenden. (Beifall 
bei der OVP.) Bitte, weder vom "Humus" noch 
vom. "Dünger" ist in diesem Bericht etwas zu 
lesen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man 
sollte im Zusammenhang aber auch mit die­
sem Bericht positiv die Entwicklung in den 
Bundesländern hervorheben. Es ist zahlenmä­
ßig nachweisbar, daß die Bundesländer ihre 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung in 
den letzten Jahren beträchtlich erhöht haben, 
und zwar in einem Ausmaß, das größer ist als 
die Steigerungsrate im Bereich des Bundes. 

Ich glaube, es ist auch positiv zu erwähnen, 
daß die Bundesländer von sich aus bemüht 
sind, Kooperationen mit de~ Forschungsför­
derungsfonds herzustellen und durch ver­
schiedene spezifische Maßnahmen selbst 
Innovationsaktivitäten zu setzen. 

Meine Damen und Herren! Ich· habe am 
Anfang gesagt, daß der vorliegende For­
schungsbericht eine Kompilation ist, bei der 
jede längerfristige Vorausschau, jede for­
schungspolitische Orientierung für die 
Zukunft fehlt. Das ist bedauerlich. Es ist vor 
allem auch deshalb bedauerlich, weil das, was 

Sie auch an anderer Stelle als programmati­
sche Vorstellung verkünden, unklar ist, allge­
mein ist und zu wenig ist. 

Ich meine damit konkret jenes Kapitel über 
Forschung und Innovation, das Sie in Ihrem 
Entwurf eines SPÖ-Wirtschaftsprogramms 
haben. Da wird zwar verbal - und das haben 
wir in diesem Haus immer wieder erlebt -
ein großartiges Bekenntnis zur Innovation, 
zur Forschung und zur Entwicklung abgelegt, 
aber die konkreten Maßnahmen sind entwe­
der leere Versprechungen oder, wie mir 
scheint, doch ein bißchen zu wenig. 

Meine Damen und Herren! ·Wenn ich auf 
Seite 8 im Entwurf des Programms etwa als 
innovationspolitische Maßnahmen lese von 
der Aufstockung öffentlicher Mittel der For­
schungsförderung, durch die auch eine Förde­
rung der Fertigungsüberleitung möglich wird, 
deren Risiko und Finanzierung die Möglich­
keit von Unternehmen oft übersteigen, so ist 
das das Problem der Produktionsüberleitung, 
das ich vorhin beim gewerblichen For­
schungsförderungsfonds angesprochen habe. 
Bitte, genau Ihre Praxis widerspricht ·und 
widerlegt diesen Punkt des Programms. 

Wenn Sie hier davon reden, daß der Infor­
mations- und Wissensfluß zwischen den Uni­
versitäten, den Unternehmungen und der 
Wirtschaft verstärkt werden soll - ja, bitte, 
die Universitäten selbst haben im Zusammen­
wirken mit dem ÖsterreichischenFor­
schungsrat Initiativen gesetzt, haben einen 
Leistungskatalog präsentiert, alles Maßnah­
men, die von den Betroffenen selbst gesetzt 
worden sind. . Auch hier fehlten die for­
schungspolitischen Signale von Ihrer Seite. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
gerade dieses Kapitel Forschung und Innova­
tion in Ihrem SPÖ-Wirtschaftsprogramm 
beweist, daß der Titel "Österreich muß vorne 
bleiben" zumindest für diesen Bereich unan­
gebracht ist. Denn für Forschung und Ent­
wicklung gilt auf Grund Ihrer Politik wohl der 
Grundsatz viel besser, daß Österreich erst ein­
mal nach vorne kommen muß. 

Und das ist auch der wesentliche Grund, 
weshalb wir diesem Bericht unsere Zustim­
mung nicht geben werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Wille. Ich erteile es ihm. 

AbgeordneteF Wille (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich möchte auf die .etwas düste­
ren Darstellungen meines Kollegen Neisser 
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nicht allzusehr eingehen. Ich werde aber im 
Laufe meiner Ausführungen zeigen können, 
daß sich der Forschungsbericht - ich glaube, 
es ist der 13. - in recht großartiger Weise von 
den ersten Berichten unterscheidet. 

Wenn Kollege Neisser meint, daß das Pro­
gramm pompös war, die Erfüllung aber 
bescheiden ist, dann werde ich im Laufe mei­
ner Ausführungen darauf hinweisen, daß die 
Forschungskonzeption Aufgaben für For­
schung und Entwicklung bereits 1972 für 1980 
in der Höhe von 1,5 Prozent des Bruttoinlands­
produkts vorgesehen hat, und wir sind nun, 
nach nahezu zehnjähriger Entwicklung und 
zwei Wirtschaftskrisen bei 1,4 Prozent. Ich 
glaube, daß das im Grunde eine sehr schöne 
Sache ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Neisser! Ich hätte mit Ihnen 
gerne, weil Sie wissen, wie sehr ich Sie 
schätze, eigentlich auch über ernstere Dinge 
diskutiert. Zum Beispiel wie weit Forschung 
und Entwicklung der Aufgabe gerecht wird in 
einer Welt, die in so stürmischer Entwicklung 
ist und in der dann trotz Mikroprozessoren 
und trotz Industrierobotern 25 Millionen Men­
schen arbeitslos sind. Diese Frage ist für mich 
wichtiger als Nikotinforschung oder eben das 
technische Versuchswesen im engeren 
Bereich. Ich glaube, so sollen wir unsere Auf­
gabe sehen. 

Die jährliche Diskussion des Forschungsbe­
richtes hat vor allem einmal die Aufgabe auf­
zuzeigen, ob die Forschl1ngspolitik insgesamt 
ihre Aufgabe erfüllt und ob die Forschung 
selbst das notwendige Klima und die entspre­
chenden Mittel und Menschen zur Verfügung 
hat. Und was ich noch dazu glaube, ist, daß es 
unsere permanente Aufgabe sein soll, mit der 
Diskussion des Forschungsberichtes das For­
schungsbewußtsein der Österreicher und der 
Forschungsstellen selbst immer wieder in die 
richtige Bahn zu lenken. 

Und nun einleitend zur wirtschaftlichen 
Entwicklung. Es ist doch offenkundig, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung der Industriena­
tionen insgesamt noch nie so stürmisch war 
seit der Industrialisierung wie in den letzten 
35 Jahren und daß Wissenschaft und For­
schung dazu eben die Voraussetzungen gelie­
fert haben. Während aber in der ersten Phase 
dieser Entwicklung nach dem Krieg vor allem 
die materiellen Investitionen in Gebäude und 
Maschinen im Vordergrund standen, stand in 
der zweiten Phase vor allem das Problem 
Arbeitskraft, Arbeitskraftbeschaffung im Mit­
telpunkt, was sich vor allem dann in der stür­
mischen Entwicklung der Gastarbeiterbe­
schäftigung in der industrialisierten Welt 
gezeigt hat. 

Die dritte Phase ist die anspruchsvollste, 
und vor der stehen wir, nämlich einfach vor 
der Erkenntnis, daß die Auseinandersetzung 
mit den Entwicklungs- und Schwellenländern 
von uns mehr verlangt als die weitere Produk­
tion traditioneller Güter. 

Wir brauchen vor allem Investitionen in 
Forschung und Wissenschaft, in Ausbildung 
und in Innovation und in höherwertige Güter. 
Nur diese höherwertigen Güter werden in der 
Lage sein, einen vernünftigen Ausgleich mit 
der Dritten Welt herzustellen, gleichzeitig 
aber auch in unserem Lande die Vollbeschäf­
tigung zu sichern. 

Ich glaube daher: Forschung und Entwick­
lung ist die Basis für Innovationen. Innovatio­
nen sind die Basis für die wirtschaftliche Ent­
wicklung, nicht für Wachstum schlechthin, 
sondern für Qualitätswachstum und gleichzei­
tig für die Leistungsfähigkeit und Wettbe­
werbsfähigkeit unserer eigenen Wirtschaft, 
weil nur mehr hochwertige Produkte und 
hohes Wissen in der Lage sind, mit der Her­
ausforderung unserer Zeit fertig zu werden. 

Dieses hohe Wissen zu sichern, weiterzuge­
ben und zu mehren, ist die Aufgabe der Wis­
senschaft, wenn wir die Wissenschaft umfas­
send verstehen wollen. Nur die eine Hälfte 
davon, nämlich die Forschung und die For­
schungspolitik, wollen wir heute genauer 
besprechen. 

Im Rahmen der Wissenschaftspolitik ist 
Forschungspolitik heute vor allem im Wissen­
schaftsministerium konzentriert, und es gibt 
zahlreiche Ansatzpunkte und Schwerpunkte 
für die Arbeit in diesem Ministerium, das sich 
in den letzten zehn Jahren hervorragend 
bewährt hat. 

Ich glaube aber, daß die wesentlichste Auf­
gabe dieses Ministeriums darin bestand, vor 
allem eine erste Österreichische Forschungs­
konzeption zu erarbeiten, die 1972 fertigge­
stellt wurde und mit deren Hilfe wir die Ent­
wicklung der Finanzen und der Aufgaben ver­
folgen können. 

Frau Bundesminister Firnberg hat damals 
schon die Auffassung vertreten, daß die Auf­
gaben der Forschungspolitik weder auf die 
Wirtschaft noch auf die Wissenschaft selbst 
beschränkt werden können, sondern daß sie 
insgesamt die gesellschaftlichen Anliegen zu 
verstehen, zu fördern und zu begründen 
haben. Diese Forderung, die national zumin­
dest in hohem Maße verwirklicht werden 
konnte, ist international voller offener Fra­
gen. 

Zu den finanziellen Notwendigkeiten: Die 
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Forschungskonzeption 1972 hat Ausgaben 
vorgesehen, die 1980 mindestens 1,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts erreichen sollen; 
als Zielvorstellung war das angegeben. Wir 
liegen 1980 bei rund 1,4 Prozent, die Quote 
steigt leicht weiter. Aber da weise ich eben 
darauf hin, daß wir 1973/1975 die erste Ener­
gie- und, im Grunde genommen, Wirtschafts­
krise hatten und gegenwärtig dabei sind, uns 
mit der zweiten auseinanderzusetzen, weil 
wir wieder im Gleichschritt europaweit auf 
ein Nullwachstum zugehen. 

Wir haben bereits bei der Behandlung des 
Budgets darauf hingewiesen: Während so 
große Länder wie beispielsweise die Bundes­
republik Deutschland bemüht sind, die not­
wendigsten Forschungsvorhaben weiter 
finanzieren zu können, war bei uns kein 
Rückgang des Anteils zu beobachten. 

1,4 Prozent sind auch für uns ungenügend, 
auch wir wünschen uns mehr Geld, auch wir 
wollen mehr Geld einsetzen und auch wir 
wollen die steuerliche Förderung verbessern. 
Daß dem Grenzen gesetzt sind, sehen und 
erleben wir täglich, Aber wie Kollege Neisser 
schon festgestellt hat, werden wir in Bälde in 
einem Gespräch mit dem Finanzminister 
diese Probleme besprechen. 

In unserem Entwurf·"Österreich muß vorne 
bleiben" sagen wir ja deutlich, was wir wol­
len. Es wird sich zeigen, so wie in den letzten 
Jahren, daß wir in der Lage sein werden, die 
wesentlichen Punkte zu erfüllen: Aufstockung 
der öffentlichen Mittel für die Förderung, 
Erleichterung des Zugangs zur Information 
und zum Dokumentatioriswesen, obwohl das 
ein Punkt ist, der schon in hohem Maße 
erfüllt ist, Förderung der Anwendung neuer 
Technologien, die Einrichtung einer Innova­
tionsagentur. Die Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft soll vor allem 
auf internationaler Ebene verstärkt werden, 
und zudem sollen alle inner- und außerbe­
trieblichen Maßnahmen in der Heranbildung 
der Mitarbeiter erleichtert werden. Schließ­
lich soll der Informations- und Wissensfluß 
zwischen Universitäten und Wirtschaft weiter 
verbessert werden, ein Anliegen, das wir mit 
großem Ernst betreiben werden. 

Zur Forschungsförderung ist noch zu sagen, 
daß Forschungsförderung ja nicht nur abhän­
gig ist von den Mitteln, die dafür zur Verfü­
gung stehen. Die Aufgabe erscheint mir des­
wegen so groß, weil sie sich fortsetzt bis zu 
den letzten Instituten, die wir haben. 

Man bedenke: Abgerundet haben wir in 
etwa in Österreich 1 800 Forschungsstätten. 
Einige betrachten sich als ewige Institutio-

nen, und man wird nachdenken müssen, ob es 
hier nicht zu einer Reduktion kommen kann. 
Aber in etwa stehen uns zur Verfügung 800 
Universitätsinstitute, 500 industrielle For­
schungsstätten in den einzelnen Unterneh­
men, 200 öffentlich-rechtliche Einrichtungen 
wie die Forschungsanstalt Arsenal, die Geolo­
gische Bundesanstalt, die Zentralanstalt für 
Meteorologie, die land- und forstwirtschaftli­
chen Versuchsanstalten, 250 vereinsrechtlich 
organisierte Institute wie die Akademie der 
Wissenschaften oder das Ford-Institut und 50 
Institute, die auf kooperativer Basis arbeiten, 
wie das Wirtschaftsforschungsinstitut. Ich 
sehe eine große Aufgabe der Wissenschafts­
politik darin, die Zusammenarbeit dieser 
1 800 Forschungsstätten zu garantieren und 
gleichzeitig sicherzustellen, daß dieser 
Zusammenarbeitswille der einzelnen Institute 
auch gegeben ist. 

Diese Forschungsstätten bedürfen aber 
auch der internationalen Kooperation, wie wir 
sie bereits in der Forschungskonzeption 1972 
gefordert haben. Aber ich glaube, hier ist 
noch sehr viel zu tun. Deswegen finden wir 
diese Forderung auch in unserem Entwurf 
eines neuen Wirtschaftsprogramms. 

Warum mir das so wichtig erscheint, 
möchte ich anhand von einigen Beispielen zei­
gen. 

Erstens glaube ich, daß es mehr als bisher 
notwendig ist, die Wissenschaft und Technolo­
gie im Dienste der Dritten Welt zu sehen, weil 
die Solidarität mit jungen Völkern notwendig 
ist. 

Ich glaube zudem aber auch, daß in weiten 
Bereichen die nationale Forschung sprachlos 
ist auf die großen Herausforderungen der 
Gegenwart. Unter großen Fragen würde ich 
die Energiesysteme verstehen, die alle die 
Nationen und die ökonomischen Systeme der 
Einzelstaaten übersteigen, die Ökosysteme, 
die Informationssysteme, die Regionalpolitik 
im umfassenden Sinn, von der Urbanisierung 
über die Industrialisierung bis hin zur sozia­
len Umwelt. 

Wir haben zwar sozusagen, wie wir die 
Schlagworte gerne verwenden, ein Atomzeit­
alter, ein Computerzeitalter, ein Zeitalter der 
Mikroelektronik oder ein Zeitalter der Indu­
strieroboter erfolgreich eingeleitet, diese her­
vorragenden Techniken entwickelt, ökono­
misch zum Einsatz gebracht, aber wir haben 
nicht verhindert, daß es 25 Millionen Arbeits­
lose gibt. Und ich glaube, wenn so gravierende 
Unterschiede im Erfolg der technischen und 
ökonomischen· Entwicklung sichtbar werden, 
dann zeigt sich, daß weder Politik noch Wis-
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sensehaft glaubwürdige Antworten für diese 
Menschen zur Verfügung haben. 

Die Krise - wir reden sehr oft von Krise 
-, aber ich glaube, die Krise der Wissen­
schaft ist sichtbar, wenn eine Regierung, 
gleich ob es eine konservative oder eine 
andere ist, wie in Großbritannien darangeht, 
eine Wirtschaftspolitik zu verwirklichen, und 
364 Professoren geradezu in einem demokrati­
schen Willensbildungsprozeß nicht einfach 
mit wissenschaftlichen Argumenten gegen die 
Wirtschaftspolitik einer Regierung ankämp­
fen. 

Ähnliche Vorgänge haben wir zweifellos 
auch in Österreich. Wenn beispielsweise in 
einer Diskussion der Professoren davon die 
Rede ist, daß sie sich frei machen sollen von 
der Manipulation, der sie unterliegen, unter 
anderem indem sie Hauswissenschaftler 
geworden wären für einzelne Bereiche, für 
einzelne Unternehmen, oder wenn sich Pro­
fessoren dagegen wehren, daß sie mißbraucht 
werden für gewisse Aufgaben, dann wird es 
sehr deutlich sichtbar, beispielsweise an der 
Kernenergie. 

Wir wissen, daß Kernenergie in erster Linie 
ein Problem wäre, das einer wissenschaftli­
chen Antwort bedarf, aber dann gibt es Inter­
essensve;bände, in denen Geologen, Biologen, 
Theologen, Zoologen mit Schauspielern und 
Schriftstellern gegen sachlich fundierte Argu­
mente auftreten und sich mit der großen Zahl 
Gehör zu verschaffen trachten, was nichts 
anderes ist als ein weiteres Element der 
Unsicherheit der Wissenschaft, ein Element 
der Krise. 

Wir sehen es an einem weiteren Beispiel, 
wenn unter anderem die Schweiz auch über 
den Entwurf eines Forschungsorganisations­
gesetzes zu Feststellungen aus den Universi­
täten kommt, die für uns alle nahezu als frag­
würdig gelten müssen. 

Unter anderem wird in der Begutachtung 
überhaupt die Koordinationsfunktion des 
Staates in Frage gestellt oder- die staatliche 
Förderung als fraglich dargestellt, weil sie nur 
die private Förderung zum Erlahmen bringt. 
Und man findet sich schlußendlich beruhigt, 
weil keine höheren finanziellen Verpflichtun­
gen durch das· Schweizerische Forschungsge­
setz zu erwarten sind. 

Wir sehen also, daß es mit den Glaubensge­
wißheiten selbst in der· Wissenschaft nicht 
weit her ist. Daß diese Krise sicherlich nur 
durch weitere Diskussionen überwunden wer­
den kann, ist offensichtlich. 

Die Frau Bundesminister - ich wiederhole 

das - hat aber immer wieder darauf hinge­
wiesen, daß die Wissenschaft kein Selbst­
zweck ist, sondern vor allem gesellschaftliche 
Aufgaben und Anliegen zu lösen hat. Daß 
diese gesellschaftlichen Aufgaben und Anlie­
gen nur in internationaler Kooperation bewäl­
tigt werden können, sieht man geradezu am 
Mangel an Instrumenten für die Vollbeschäf­
tigungspolitik in der gegenwärtigen Entwick­
lung. 

Ich möchte darauf zurückkommen, weil ich 
glaube, daß einerseits die unbestreitbaren 
wissenschaftlichen Voraussetzungen für die 
Vollbeschäftigungspolitik fehlen, und weil wir 
die Brücke noch nicht gefunden haben von 
der Wissenschaftspolitik zur tatsächlichen 
Wirtschaftspolitik, um mit diesen Aufgaben 
fertig zu werden. 

Wenn ich abschließend darauf hinweise, 
daß wir in Österreich, glaube ich, doch guten 
Grun.des behaupten können, daß wir hier 
mehr getan haben als die meisten anderen 
Staaten, weil die soziale Sicherheit und die 
Vollbeschäftigung in Österreich gewährleistet 
sind, darm, glaube ich, ist damit die Anerken­
nung der Arbeit dieses Ministeriums verbun­
den und ist damit auch die Anerkennung 
unserer Wirtschaftspolitik und der Politik ins­
gesamt verbunden. Österreich sollte vor allem 
bei weiteren internationalen Kooperationen 
auch ein Beispiel geben, weil die großen Fra­
gen unserer Zeit von der Wissenschaft nur 
durch internationale Kooperation zu bewälti­
gen sein werden. Ich danke sehr. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ettmayer. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. 
FrischenschJager: Wieso das?) Ich 
habe ja zwischen Pro- und Kontrarednern 
abzuwechseln. Nach meinem Croquis ist die 
Wortmeldung. .. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Fr i s c h e n sc h 1 a ger. ) Die Eintragung 
lautet bei mir so, daß ich Dr. Ettmayer aufzu­
rufen habe. Darf ich bitten. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Frau Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Ich stimme init Herrn 
Kollegen Wille durchaus darin überein, daß 
eine leistungsfähige Forschung heute für die 
Leistungskraft unserer Wirtschaft, für die 
Sicherung der Arbeitsplätze, ja für die Ver­
besserung der Qualität unseres Lebens von 
allergrößter Bedeutung ist. 

Wie wir in den letzten 20 Jahren unseres 
Jahrhunderts leben werden, das wird weitge­
hend davon abhängen, was wir heute für die 
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Forschung ausgeben. Die steigenden Einkom­
men, eine bessere Versorgung im Alter, ein 
leistungsfähiges Gesundheitswesen, ein wirk­
samer Umweltschutz, bessere Schulen, das 
alles hängt davon ab, wieweit unsere Wirt­
schaft gedeiht, und sie gedeiht eben nicht, das 
ist durchaus richtig, ohne Forschung. 

Aber die Forschung hat nicht nur, und das 
möchte ich doch auch hervorheben, materielle 
Ziele zu verfolgen, die Forschung schafft auch 
die geistigen Voraussetzungen für ein 
menschenwürdiges Leben, für eine wirkungs­
volle demokratische Ordnung, ja für eine 
moralische und intellektuelle Orientierung 
des Menschen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie bedeutend die Forschung tatsächlich 
vor allem in zukunftsweisenden Wirtschafts­
sparten ist, das sieht man ja daraus, daß etwa 
große internationale Elektrokonzerne heute 
zirka elf Prozent ihrer Mitarbeiter im Bereich 
der Forschung und Entwicklung beschäftIgen, 
daß etwa in der Elektrobranche 50 Prozent 
des Umsatzes mit Produkten getätigt werden, 
die jünger als fünf Jahre sind, daß 30 Prozent 

_ der Produkte nicht älter sind als zehn Jahre 
und daß lediglich sieben Prozent aller Pro­
dukte in der Elektrobranche heute älter sind 
als 15 Jahre. 

Ich möchte bei meinen Ausführungen drei 
Schwerpunkte setzen: 

Wie schon Kollege Wille gesagt hat, besteht 
ja ein sehr enger Zusammenhang zwischen 
Arbeitsplatzsicherung und Forschung. Ich 
möchte einmal die Frage stellen, ob die 
Gefährdung der Arbeitsplätze im Bereich der 
verstaatlichten Industrie heute nicht doch 
damit zusammenhängt, daß vielleicht in die­
sem Bereich zu wenig geforscht wurde. 

Zweitens möchte ich auch die Frage stellen, 
inwieweit es der von der Frau Sozialminister 
an sich sehr unterstützten sozialwissenschaft­
lichen Forschung gelungen ist, zur Erhöhung 
der Qualität unseres Lebens beizutragen. 

Ich möchte drittens auch die Frage aufwer­
fen, inwieweit im Bereich der Forschung von 
der offiziellen Forschungspolitik her nicht 
doch sehr oft mit Scheinaussagen, mit Schein­
programmen gearbeitet wird. 

Was die Forschung im Bereich der verstaat- -
lichten Industrie betrifft, so ist es leider so, 
daß sehr, sehr viele Indizien darauf hinwei­
sen, daß die Gefährdung der Arbeitsplätze in 
diesem Bereich, etwa bei den VEW, darauf 
zurückzuführen ist, daJj in der verstaatlichten 
Industrie zu wenig geforscht wurde. 

In dem uns heute vorliegenden Bericht geht 
die Frau Bundesminister an sich kurz auf die 

Forschung in der verstaatlichten Industrie 
ein. Es heißt hier: 

"Die Gesamtaufwendungen der verstaat­
lichten Industrie ... für Forschung und Ent­
wicklung inklusive der Lagerstättenforschung 
sind 1978 .,. um 7,2 Prozent gestiegen und 
erreichten fast 1,7 Milliarden Schilling. Die 
Aufwendungen für Grundlagenforschung, 
angewandte Forschung und experimentelle 
Entwicklung ohne Lagerstättenforschung 
betrugen rund 940,3 Millionen Schilling." 

Weiter heißt es dann: "Das Forschungs- und 
Entwicklungs-Personal ist nach bisher jährli­
chen Steigerungen um zirka 1 Prozent gesun­
ken ... " - Soweit die trockene Darstellung 
im Bericht selbst. 

Tatsächlich, Frau Bundesminister, verber­
gen sich hinter diesen Zahlen einige sehr 
traurige Fakten. Es heißt etwa in einem mir 
aus dem Bereich der verstaatlichten Industrie 
zur Verfügung gestellten Gutachten folgen­
dermaßen: 

"Vergleicht man die Investitionstätigkeit 
des letzten Jahrzehnts im Bereich der ver­
staatlichten . Industrie mit der Entwicklung 
des Forschungs- und Entwicklungsaufwan­
des, dann zeigt sich, daß im ÖIAG-Konzern, 
verglichen mit der in- und ausländischen Kon­
kurrenz, viel zu viel investiert und zu wenig in 
die Forschung gesteckt wird." 

Zu welchen Folgen hat das geführt? Das 
führte dazu, daß sich die Fertigungsstruktur 
der gesamten ÖIAG-Gruppe daher auch nicht 
geändert hat. Die Programme sind vielfach 
veraltet und beinhalten nur in geringfügigem 
Umfang zukunftsorientierte Produkte, von 
denen Kollege Wille mit Recht gesagt hat, daß 
es von ihnen abhängen wird, inwieweit wir 
uns bei der internationalen Konkurrenz 
durchsetzen. Der Wertschöpfungsgrad läßt 
daher auch zu wünschen übrig. 

Weiter heißt es dann: 

"Selbst bei den neu aufgenommenen Ferti­
gungen waren die verstaatlichten Unterneh­
mungen regelmäßig mit großem zeitlichen 
Rückstand nur Nachzügler, und die von der 
ÖIAG initiierte Forschungsförderung, die an 
sich minimal ist, hat, gemessen am Notwendi­
gen, so gut wie keinen Output gebracht." 

Abschließend wird dann noch die Frage auf­
geworfen, ob es der verstaatlichten Industrie 
gelungen ist, nach dem zweifellos ganz her­
vorragenden LD-Verfahren irgendeine andere 
international beziehungsweise auf dem Welt­
markt anerkannte Leistung auf dem For­
schungsgebiet zu erbringen. 
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Frau Bundesminister! Auch die von Ihnen 
im Bericht aufgezeigten Zahlen zeigen ganz 
deutlich: Ohne die Lagerstättenforschung 
beträgt der Forschungskoeffizient der ver­
staatlichten Industrie, also jener Anteil, der in 
diesem Bereich, verglichen mit dem Umsatz, 
für die Forschung ausgegeben wird, lediglich 
1 Prozent, während der Durchschnitt für die 
gesamtösterreichische Wirtschaft 2,3 Prozent 
und in der Bundesrepublik Deutschland 
2,7 Prozent beträgt. Das heißt ganz konkret, 
daß die österreichische Wirtschaft heute dop­
pelt so viel wie die verstaatlichte Industrie 
und die deutsche Industrie fast dreimal so viel 
für die Forschung ausgibt. 

Besonders bedauerlich ist die Tatsache, daß 
im Bereich der verstaatlichten Industrie die 
Beträge für die Grundlagenforschung und der 
Forschungskoeffizient zurückgegangen sind. 
Für die Grundlagenforschung wurden 1977 
20 Millionen Schilling ausgegeben. 1978 
waren es nur mehr 19 Millionen Schilling und 
1979 nur mehr 16 Millionen Schilling. Das war 
ein Rückgang um ganze 15 Prozent verglichen 
mit dem Vorjahr. Der Forschungskoeffizient, 
also jener Anteil am Gesamtumsatz, der für 
die Forschung ausgegeben wird, betrug 1977 
immerhin noch 1,5 Prozent. 1979 war er nur 
mehr 1 Prozent. 

Auch hinter den von Ihnen genannten Zah­
len, Frau Bundesminister, verbirgt sich diese 
Tatsache. Wenn Sie im Bericht ausführen, 
daß ohne die Lagerstättenforschung die Aus­
gaben für die Forschung im Bereich der ver­
staatlichten Industrie mit 940 Millionen Schil­
ling gleichgeblieben sind, dann heißt das fak­
tisch, daß ein realer Rückgang eingetreten ist, 
da man ja die Inflation berücksichtigen muß. 
Aber nicht nur die Ausgaben für die For­
schung im Bereich der verstaatlichten Indu­
strie sind zurückgegangen, sondern auch die 
Anzahl der dort beschäftigten Personen ist 
zurückgegangen. 

Ich habe mir sagen lassen, daß das Booz­
Allen-Gutachten, das eingeholt wurde, um die 
künftige Entwicklung bei den VEW zu beurtei­
len, verschiedentlich daraUf hinweist, daß die 
schwierige Situation vor allem im Bereich der 
Vereinigten Edelstahlwerke darauf zurückzu­
führen ist, daß gerade in diesem Unterneh­
men etwa für den Finalbereich, für die For­
schung viel zuwenig ausgegeben wurde und 
daß auch andere Bereiche, wie der Maschi­
nenbau oder die Elektrotechnik, zuwenig For­
schurigsmittel bekommen haben. 

Wenn heute der Bundeskanzler, ich möchte 
jetzt wirklich sagen, in demagogischer Weise 
immer wieder darauf hinweist, daß die 

Schwierigkeiten der verstaatlichten Industrie 
darauf zurückzuführen sind, daß sich vor 15 
oder gar 20 Jahren einmal jemand von der 
ÖVP gegen den Finalbereich ausgesprochen 
hätte, was durchaus nicht den Tatsachen ent­
spricht, so glaube ich, kann man doch sagen, 
daß es viel, viel aktueller und viel, viel kausa­
ler ist, heute festzustellen, daß im verstaat­
lichten Bereich zu wenig geforscht wurde. 
Während der Forschungsaufwand in der 
österreichischen Wirtschaft von 1976 bis 1979 
stark angestiegen ist - ich werde dann noch 
einige Zahlen nennen -, ist er im selben Zeit­
raum im Bereich der ÖIAG zurückgegangen. 

Konkret darf ich dazu folgende Zahlen nen­
nen: Der Forschungs- und Personaleinsatz hat 
sich in der österreichischen Wirtschaft von 
1975 bis 1978 um 21 Prozent, also um mehr als 
ein Fünftel erhöht, im ÖIAG-Konzern ist er 
gleichgeblieben. Während in der österreichi­
schen Wirtschaft der Forschungskoeffizient 
1969 1,1 Prozent betragen hat und jetzt bis auf 
2 Prozent angestiegen ist, ist er im Bereich 
des ÖIAG-Konzerns regelmäßig zurückgegan­
gen, und zwar von 1,3 Prozent im Jahre 1969 
auf 1 Prozent im Jahre 1979. Während im 
Bereich der österreichischen Wirtschaft von 
1969 an der Personalfaktor sehr, sehr stark 
angestiegen ist - das heißt also, daß heute 
fast doppelt so viele Leute in der österreichi­
schen Wirtschaft im Bereich der Forschung 
beschäftigt sind als vor zehn Jahren -, ist 
diese Zahl im Bereich der verstaatlichten 
Industrie gleichgeblieben. 

Frau· Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Was mir besonders bedenklich 
erscheint, ist der Rückgang des prozentuellen 
Anteils des Forschungs- und Entwicklungs­
aufwandes des ÖIAG-Konzerns gemessen am 
gesamten österreichischen Forschungsauf­
wand. 1969, also noch zu Zeiten der ÖVP­
Regierung, betrug der Forschungs-und Ent­
wicklungsaufwand der verstaatlichten Indu­
strie gemessen am Forschungsaufwand der 
gesamten Wirtschaft 37,3 Prozent. 1972 war 
dieser Anteil dann nur mehr 34 Prozent, und 
1979 hat die verstaatlichte Industrie nur mehr 
26,7 Prozent dessen für die Forschung ausge­
geben, was die österreichische Wirtschaft ins­
gesamt dafür aufgewendet hat. Ich glaube, es 
ist doch eine äußerst bedenkliche Entwick­
lung, wenn man feststellen muß, daß die ver­
staatlichte Industrie in diesem Bereich, in 
dem sie einmal einen ganz, ganz entscheiden­
den Beitrag geleistet hat, nämlich 37 Prozent 
vor zehn Jahren, heute nur mehr 26,7 Prozent 
aufbringt. 

Der Gesamtkonzern der verstaatlichten 
Industrie reagierte so - und das wird auch 
immer wieder bedauert -, daß gerade dort 
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eingespart wurde, wo Geldmittel eingesetzt 
hätten werden sollen, nämlich bei der länger­
fristigen Forschung, bei längerfristigen For­
schungsprojekten. Diese Vernachlässigung 
könnte - ich will gar nicht sagen "wird", aber 
ich befürchte es - dazu führen, daß wir in 
Hinkunft neue Strukturprobleme haben wer­
den, daß in Hinkunft in der verstaatlichten 
Industrie mit einer weiteren Gefährdung von 
Arbeitsplätzen zu rechnen ist. 

Wenn der Kollege Wille erst gesagt hat, in 
der verstaatlichten Industrie sei die Vollbe­
schäftigung garantiert beziehungsweise 
gewährleistet, dann, glaube ich, muß man das 
doch relativieren. Man muß sagen: In den letz­
ten Jahren konnten kurzfristig Schwierigkei­
ten dadurch überwunden werden, daß man 
für den Augenblick Geldmittel zur Verfügung 
gestellt hat, man hat aber verabsäumt, lang­
fristig, selbst mittelfristig etwas dafür zu tun, 
daß die Strukturprobleme bewältigt werden, 
daß eben eine echte Modernisierung der Wirt­
schaftsstrukturen im Bereich der Verstaat­
lichten Platz greift. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Frau Bundesminister! Ich möchte aber 
diese Tatsache gar nicht so exklusiv auf den 
Bereich der verstaatlichten Industrie 
beschränken. Vor kurzem ist in den Laxen­
burg-Papers eine Broschüre herausgekom­
men über Österreichs technologische Abhän­
gigkeit: Basisdaten und gegenwärtige Trends. 
In dieser Broschüre scheint eine sehr interes­
sante. Statistik auf, aus der ersichtlich ist, daß 
Österreich zwar immer ein gewisses Defizit 
der Patentbilanz hatte, daß dieses Defizit aber 
1969 mit 488 Millionen Schilling noch halb­
wegs erträglich war, während es im Jahr 1979 
bereits 1,2 Milliarden Schilling betragen hat. 
Ich glaube, daß auch diese Zahl zeigt, daß wir 
hier leider mit einer sehr, sehr ernsten Ent­
wicklung konfrontiert sind. 

Deshalb hat die Österreichische Volkspartei 
schon vor Jahren anläßlich unserer Parla­
mentsenquete über die Situation in der ver­
staatlichten Industrie vorgeschlagen, daß wir 
auch in der verstaatlichten Industrie eiIl.e 
aktive Forschungspolitik zur Sicherung unse­
rer Arbeitsplätze in diesem Bereich betreiben 
müssen. Wir haben damals gesagt, daß mittel­
fristig des Tempo der Anwendung und Aus­
breitung neuer Produkte davon abhängig sein 

. wird, wie stark in Linz, in Donawitz in den 
Vereinigten Edelstahlwerken geforscht wird. 
Wir haben auch gemeint, daß es möglich sein 
müßte, die Forschungsergebnisse der Univer­
sitäten verstärkt für die Industrie, für die 
Wirtschaft zur Verfügung zu stellen. Wir 
haben damals gesagt, daß eine umfassende 

Technologiepolitik gerade im Bereich der ver­
staatlichten Industrie notwendig ist. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Frau Bundesminister! Ich möchte zweitens 
darauf eingehen, inwieweit die sozialwissen­
schaftliehe Forschung in Österreich einen 
Beitrag zur Verbesserung der Qualität unse­
res Lebens geleistet hat. Vor kurzem ist eine 
sehr interessante Studie im Ford-Institut her­
ausgekommen. Sie heißt: Sozialwissenschaft­
liehe Forschung in Österreich, Produktionsbe­
dingungen und Verwertungszusammenhänge. 

Ich muß sagen, daß ·Sie, Frau Bundesmini­
ster, darin ein äußerst erfrischend-kritisches 
Vorwort geschrieben haben. Sie haben festge­
stellt, daß im Bereich der sozialwissenschaftli­
chen Forschung in Österreich viele Scheinlei­
stungen erbracht wurden und daß es den For­
schern sehr oft an sozialer und politischer 
Phantasie mangelt. Sie haben ganz offen 
gesagt, daß eine Soziologie ohne Gesellschaft 
auch keine Interpretation der aktuellen Fra­
gen ermöglicht. Sie haben dann selbst einige 
Stilblüten von Arbeiten zitiert, die Ihnen vor­
gelegt wurden, etwa daß "stabile Studie­
rende" weniger an Prüfungsangst leiden als 
andere, was immer "stabile Studierende" 
sind, und daß "überichstarke" Studierende 
fleißiger sind als "ichschwache" . Sie haben 
dann auch selbst das Ergebnis einer Studie 
kritisiert, die festgestellt hat, daß jene, die in 
Physik in der Mittelschule nicht besonders 
gut sind, bessere Chancen haben, an der Uni­
versität Physik zu studieren. 

Im Bericht selbst erfahren wir dann, daß 
etwa 43 Prozent der Auftraggeber glauben, 
daß sozialwissenschaftliehe Arbeiten nichts 
Neues erbracht haben, und daß 51 Prozent 
glauben, daß die Ergebnisse nicht konkret 
genug waren. Ich möchte aber jetzt die Frage 
aufwerfen, Frau Bundesminister: Kann man 
wirklich nur der Soziologie die Schuld geben, 
wenn nach zehn Jahren sozialwissenschaftli­
cher Forschung in Österreich unter Ihrer 
Ägide jetzt kaum Ergebnisse vorliegen? Kann 
man wirklich nur der Forschung die Schuld 
geben, wenn Sie, Frau Bundesminister, sehr 
wesentlich an der Auftragsforschung in die­
sem Bereich beteiligt waren, ja wenn Sie 
selbst weitgehend diese Forschung gelenkt 
und' beeinflußt haben? (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wir von der· Österreichischen Volkspartei 
und auch die österreichische Öffentlichkeit 
haben jahrelang kritisiert, daß im Bereich der 
sozialwissenschaftlichen Forschung für 
Scheingutachten, für Gutachten, von denen 
kaum Ergebnisse zu erwarten sind, Gelder in 
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Millionenhöhe hinausgeworfen werden. Ich 
darf einen Artikel zitieren, der in der 
"Wochenpresse" im Oktober 1979 unter dem 
Titel "Mäzene auf der Regierungsbank" 
erschienen ist: Knapp eine halbe Milliarde 
Steuerschilling buttern Österreichs Minister 
1978 in die Forschung, die wissenschaftlichen 
Ergebnisse bleiben aber zum Großteil unge­
nutzt.· Konkret heißt es dann weiter: Die mei­
sten Projekte fanden ihre finanziellen 
Lebensquellen in Hertha Firnbergs Reich. 
Österreichs Wissenschaftsmutter ließ sich 
gezählte 333 Arbeiten rund 122 Millionen 
Schilling kosten. Dann wird noch eine Arbeit 
angeführt über den Gleitvorgang beim Schi, 
für die Sie, Frau Bundesminister, 192000 S 
bezahlt haben. Wenn ich Sie dafür verant­
wortlich mache, dann deshalb, weil aus dieser 
Studie, die ich zitiert habe, immer wieder her­
vorgeht, daß die Auftraggeber die Ergebnisse 
der Studien nicht nur sehr wesentlich beein­
flussen können, sondern tatsächlich sehr 
wesentlich beeinflussen, ja oft - das wird 
zumindest sehr stark angedeutet - sogar die 
Ergebnisse vorgeben. 

Professor .Topitsch ist einmal in einem 
Interview gefragt worden: Meinen Sie, Herr 
Professor, wer die Forschung bezahlt, schafft 
auch an, was und in welcher Richtung 
geforscht wird? Die Antwort lautet klipp und 
klar: Das ist zweifellos der Fall. 

Meine Damen und Herren! Es ist leider so, 
daß heute im Bereich der sozialwissenschaft­
lichen Forschung die Auftraggeber einen ganz 
entscheidenden Einfluß darauf haben, wie 
diese Forschung tatsächlich gestaltet wird. Es 
hat auch diesbezüglich eine Umfrage gege­
ben, und 70 Prozent der Sozialwissenschaftler 
glauben, daß der Auftraggeber sehr starkes 
Interesse an den jeweiligen Aufträgen mit 
einbringt. Wenn Sie, Frau Bundesminister, in 
dem Buch· "Sozialwissenschaftliehe For­
schung in Österreich" auf Seite 20 schreiben, 
die Soziologie sei bis heute nicht das gewor­
den, was sie seinerzeit versprochen hat, dann 
sage ich: Das liegt nicht an der Soziologie, 
sondern das liegt weitgehend an der Art der 
Auftragsforschung in Österreich. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Die Auftragsforschung hat gerade im 
Bereich der Sozialwissenschaften, verglichen 
mit der Grundlagenforschung, einfach einen 
-zu hohen Stellenwert. Es gibt eben zu wenig 
Projekte, bei denen eine echte Verbindung 
von Theorie und tiefgreifender Analyse mög­
lich wäre. Es werden viel zu viele Aufträge 
vergeben - Sie zitieren ja selbst eine ganze 
Reihe -, etwa für Ihre Hochschulpolitik, wo 
man sich unmittelbar Ergebnisse erwartet, 

die eben dann nicht so aussehen, wie sie nach 
wissenschaftlichen Kriterien sein sollten. 

Eines ist ja sicher: Die auftragsgebundene 
Forschung hat viel Geld, aber sehr, sehr 
wenig Freiheit, während die auftragsunge­
bundene Forschung viel Freiheit hat, aber 
dafür wenig Geld. Wir glauben deshalb, daß 
die Bedingungen vor allem der langfristigen 
Forschung im Bereich der Sozialwissenschaf­
ten verbessert werdem sollen. Sie sollen ver­
bessert werden, was die Ausbildung der For­
scher betrifft, und vor allem auch, was die 
Arbeitsbedingungen der Forscher selbst 
betrifft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben schon seinerzeit in dem von der 
Österreichischen Volkspartei ausgearbeiteten 
Konzept zur Forschungspolitik dargelegt, daß 
dem Freiraum des Forschers wieder ein grö­
ßerer Stellenwert beigemessen werden 
müßte. "Denn Kreativität", so heißt es hier, 
"braucht Freiheit". 

"Die Planung muß" viel mehr "vom einzel­
nen Forscher ausgehen" und darf nicht nur 
von dem ausgehen, der eben für den einen 
oder anderen Zweck gerade ein Gutachten 
braucht. 

"Die Meinung des Wissenschaftlers", so 
heißt es hier auch, "ist für die Organisation 
jeder Forschung von entscheidender Bedeu­
tung." 

Und wenn man jetzt in der internationalen 
Diskussion wieder vom neuentdeckten For­
scher spricht, vor allem auch davon, daß im 
Bereich der Forschung Teamarbeiten zweifel­
los nützlich sind, daß zweifellos die Zusam­
menarbeit nützlich ist, aber daß das Team 
kaum in der Lage ist, den Geist des einzelnen 
Forschers zu ersetzen, dann kann man das 
nur hervorheben und vor allem auch hoffen, 
daß sich dieser Grundsatz in unserer sozial­
wissenschaftlichen Forschung durchsetzt. 
(Beifall bei der (JVP.) 

Ich möchte, Frau Bundesminister, zuletzt 
noch auf einen Bereich eingehen, den Kollege 
Neisser schon hervorgehoben hat, nämlich 
auf die mangelnde Ehrlichkeit im Bereich der 
Forschungspolitik. Wir brauchen eine ehrli­
che Forschungspolitik, wir brauchen Ehrlich­
keit, wir dürfen den künftigen Aufwand nicht 
dauernd· gigantisch darstellen, also die Mög­
lichkeiten dauernd gigantisch überschätzen, 
dauernd große Möglichkeiten in Aussicht stel­
len, während dann die Ergebnisse weit hinten 
nachhinken. 

Ich möchte hier nur ein Beispiel bringen. 
Das ist die Konferenz über Wissenschaft und 
Technik im Dienste der Entwicklung. 

486 
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Sie haben bei dieser Konferenz, Frau Bun­
desminister, die im August 1979 stattgefunden 
hat, selbst den Vorsitz geführt. Ziel dieser 
Konferenz war eben, wie Sie gesagt haben, 
gemeinsame Anstrengungen zu unterneh­
men, um neue Formen der internationalen 
Zusammenarbeit zu finden. 

Sie haben dann zugesagt, Frau Bundesmi­
nister, nicht in Aussicht gestellt, Sie haben 
nicht gesagt, Sie werden es sich überlegen 
oder ein Konzept ausarbeiten, sondern Sie 
haben gesagt - ich zitiere jetzt -: "Öster­
reich wird im einzelnen: 

Forschung zugunsten der Entwicklungslän­
der zum Forschungsschwerpunkt erklären 
und einen bestimmten Prozentsatz der öffent­
lichen Forschungsmittel dafür reservieren". 

Frau Bundesminister, das war im Jahre 
1979. Wir diskutieren jetzt den Forschungsbe­
richt 1980. Ich vermisse in diesem For­
schungsbericht jeden Hinweis auf diese sei­
nerzeitige Zusage, geschweige denn über­
haupt irgendeine Realisierung dieser Zusage. 

Es heißt dann weiter, Frau Bundesminister: 

"den Entwicklungsländern den Zugang zu 
wissenschaftlicher und technologischer Infor­
mation und Dokumentation erleichtern, 

die Möglichkeit der Errichtung eines natio­
nalen Forschungs- und Entwicklungszen­
trums prüfen ... " Ich möchte Sie fragen: Wie 
stehen die Vorarbeiten für dieses Forschungs­
und Entwicklungszentrum? 

Es heißt dann weiter: 

"im Rahmen der österreichischen Entwick­
lungshilfe besonders jene Projekte verfolgen, 
die die Entwicklung des wissenschaftlichen 
und technologischen Potentials in Entwick­
lungsländern ... fördern." 

Und dann heißt es weiters auch: "... die 
Errichtung und Unterstützung von Bildungs­
und Trainingseinrichtungen ... " 

Frau Bundesminister! Soweit ich informiert 
bin, geht es heute überhaupt nicht um die Ent­
wicklung von neuen Bildungs- und Trainings­
einrichtungen im Bereich der österreichi­
schen . Entwicklungshilfe. Wir sind sehr, sehr 
froh, wenn es 'uns überhaupt gelingt, die 
bestehenden finanziell einigermaßen über 
Wasser zu halten. 

Ich glaube deshalb, Frau Bundesminister: 
Was Sie hier im Bereich dieser Entwicklungs­
konferenz gesagt haben, ist ein ganz, ganz 
krasses Beispiel dafür, daß Ihre Darstellun­
gen im Hinblick auf mögliche Forschungsmit­
tel im krassen Gegensatz dazu stehen, was 

dann tatsächlich für die Forschung ausgege­
ben wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mit Verspre­
chen allein kann man die Anliegen der For­
schung wirklich nicht lösen. Ich glaube, die 
nüchterne Bilanz, die Sie, Frau Bundesmini­
ster, selbst gezogen haben im Bereich der 
sozialwissenschaftlichen Forschung, zeigt 
sehr deutlich, daß hier einiges schiefgelaufen 
ist. 

Die drohende Arbeitslosigkeit im Bereich 
der verstaatlichten Industrie, etwa bei der 
VEW, zeigt, daß hier einfach zu wenig für die 
Forschung getan wurde. 

Wir glauben daher, daß im Bereich der ver­
staatlichten Industrie zumindest so viel für 
die Forschung ausgegeben werden soll wie im 
Bereich der übrigen Wirtschaft. Wir glauben, 
Frau Bundesminister, daß die Situation im 
Bereich der sozialwissenschaftlichen For­
schung dadurch verbessert werden kann, daß 
man dem einzelnen Forscher mehr Freiheits­
raum läßt, und wir glauben, daß ein For­
schungskonzept eben nicht dazu dienen soll, 
Propaganda darzustellen, sondern wir brau­
chen ein Forschungskonzept, das dazu dient, 
Arbeitsplätze zu sichern und die Qualität 
unseres Lebens zu verbessern. (Beifall bei der 
ÖVP.) . 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Dr. Frischenschlager. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager . (FPÖ): 
Herr Präsident! Frau Bundesminister! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Ein Bericht über 
die Forschungstätigkeit des Jahres 1980 ist 
natürlich primär eine Sammlung aller derarti­
gen Aktivitäten, ein Zahlenmaterial, mit dem 
sich trefflich streiten läßt. Ich glaube aber, 
daß das Thema Forschungspolitik zu dem 
Zeitpunkt, zu dem wir es heuer debattieren, 
eigentlich in zweifacher Hinsicht eine beson­
dere Aktualität bekommt. 

Ich gebe zunächst einmal allen meinen Vor­
rednern recht, die den Wert und die Notwen­
digkeit einer zielgerichteten, effizienten und 
auch ökonomischen Forschung in Anbetracht 
der vielen Entwicklungsstörungen im wirt­
schaftlichen Bereich über unsere Landesgren­
zen hinaus besonders unterstrichen. 

Damit gleich zum zweiten; besonders aktu­
ellen Problem, daß natürlich unter dieser 
Gegebenheit, daß im wirtschaftlichen Bereich 
Schwierigkeiten bestehen, über den Weg der 
Forschungspolitik ebenfalls in wesentlich 
intensiverer Form geredet und dann gehan­
delt werden muß. 
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Es steht völlig außer Zweifel und ist zu 
einem Schlagwort geworden, daß die For­
schung für einen Innovationsstoß für unser 
gesellschaftliches, wirtschaftliches System 
sorgen muß, und es ist völlig klar, daß wir in 
einer Reihe von grundsätzlichen Fragen ein 
schärferes Maß an Klarheit bringen müssen. 

Ich möchte daher zunächst weniger auf die 
Zahlen und auf Beispiele eingehen, sondern 
einige grundsätzliche Fragen behandeln. 

Die erste Frage ist die: Hier im Parlament 
läßt sich natürlich auch in einem weiteren 
Punkt vortrefflich streiten, nämlich was soll 
denn der Staat finanzieren, wie viel soll er 
geben? 

Ich möchte zunächst ganz grundsätzlich 
festhalten: Der Staat hat im Bereich der For­
schungspolitik eine Fülle von Aufgaben. Aber 
es wäre völlig verfehlt, wenn man daraus 
den Schluß zieht, alles, was Forschung 
betrifft, was ihre Finanzierung betrifft, was 
die Aktivitäten betrifft, wäre allein Staats auf­
gabe. Völlig klar: Forschung ist zugleich auch 
eine gesellschaftliche Aufgabe, ist auch eine 
wesentliche Aufgabe vor allem der Wirtschaft. 

Damit gleich zu einem zweiten Punkt, zur 
Frage der Finanzierung. Es gibt Bereiche 
innerhalb der Staatsausgaben, die besonders 
gerne als diejenigen bekannt sind, dann aber 
auch kritisiert werden, die das Aufhalten 
gegenüber dem Staat zum Prinzip machen. 
Der Bildungsbereich, der Wissenschaftsbe­
reich, der kulturelle Bereich werden dazu 
gezählt. Ich glaube nur, daß wir in der derzei­
tigen Situation ganz primär unsere For­
schungspolitik darauf richten müssen, daß 
mit den vorhandenen Mitteln, die wir derzeit 
im Bereich der Forschung einsetzen, auch ein 
Maximum an Effizienz, ein Maximum an öko~ 
nomischer Verwertung errreicht wird, und 
zwar nicht im Sinne von Wirtschaftsverwer­
tung allein, sondern es geht einfach um die 
Frage eines ökonomischen Einsatzes dieser 
Mittel. 

Damit kommen wir gleich zu einem näch­
sten Punkt. Es ist völlig klar, daß eine For­
schungstätigkeit nicht vom Staat allein orga­
nisiert werden kann, auch nicht finanziert 
werden kann, sondern Forschungstätigkeit ist 
zu einem ganz wesentlichen Teil, wie in vielen 
anderen Bereichen, wie im Sozialbereich, eine 
Frage der Privatinitiative. Und das ist der 
Punkt, wo wir gegenüber den Sozialisten 
besonders hellhörig sind. Nicht nur, wenn es 
um die Mittelverteilung geht, sondern auch in 
verschiedenen Tendenzen, die gerade in letz­
ter Zeit stärker hervorgekommen sind im 
Zusammenhang mit der Frage der Investi-

tionslenkung der Wirtschaft. Das geht näm­
lich die Forschung ganz maßgeblich auch an. 
Alle die Tendenzen, die aus dem sozialisti­
schen Lager ausgehen, im Bereich der Wirt­
schaftsinvestitionslenkung stärker die Dinge 
an die Staatshand zu binden, schlagen dann 
natürlich voll und ganz auf die Forschung 

> durch, und davor ist zu warnen. (Präsident 
T haI h am m e r übernimmt den Vorsitz.) 

Ein kleines Detail am Rande. Es ist völlig 
logisch, daß, was die Forschungspolitik 
betrifft, der Staat seine Aufgaben hat. Er hat 
dort einzugreifen, wo Lücken bestehen. Dort 
hat er ganz gezielt einzugreifen, und deswe­
gen bekennen wir uns auch zur Auftragsfor­
schung. Wo Lücken bestehen, wo ein gesell­
schaftlicher Mangel vorliegt, dort hat eine 
zielgerichtete Auftragsforschung einzugrei­
fen. Nur - der Kollege Wille ist leider nicht 
da - eine stärkere Bindung der Forschungs­
politik an die Staatshand, an die Regierung 
scheint mir zumindest bedenklich zu sein, 
weil jemand wie der Staat ja auch nicht vor 
Irrtum gefeit ist. 

Wenn ich in der "Presse" vom 4. November 
1980 zum Beispiel über die forschungspoliti­
sche und investitionspolitische Sichtweise des 
Gewerkschaftsbundes lese und es hier heißt: 

"Der ÖG B fordert, daß steuerliche Förde­
rungsmittel für neue Technologien nur dann 
gegeben werden sollen, wenn ArbeitSplätze 
geschaffen werden", dann kommt man 
womöglich zu Zuständen des 19. Jahrhun­
derts, daß wir völlig überholte Technologien 
erhalten. Dafür gibt es ja im verstaatlichten 
Bereich durchaus Beispiele. Dann kommt es 
genau zu diesem Fehleinsatz von Forschungs­
mitteln, den wir befürchten, wenn der Staats­
zugriff auf die Forschungsmittel über Gebühr 
ausgedehnt wird. 

Diese Forderung des Gewerkschaftsbundes, ' 
wie sie von der "Presse" wiedergegeben wird 
- ich kann natürlich nicht nachprüfen, ob 
das im Detail auch tatsächlich so gesagt wird 
-, zeigt mir die Tendenz, daß die Investitions­
lenkung, die Forschungslenkung von seiten 
des Staates womöglich das Geld in Bereiche 
fließen läßt, wo es letzten Endes nichts bringt, 
und wir womöglich Strukturen erhalten, die 
wir an sich als nicht zukunftsträchtig anse­
hen. 

Also eine erste grundsätzliche Frage: Natür­
lich staatliche Forschungstätigkeit, natürlich 
Förderung der Forschung durch den Staat, 
natürlich Auftragsforschung, aber über das 
Ausmaß und über die Grenzen staatlicher \ 
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Forschungskapazität und Sichtweisen muß 
man sich sehr im klaren sein. 

Ein zweiter grundsätzlicher Punkt, der jetzt 
schon zur Finanzfrage überleitet. 

Frau Bundesminister! Wenn man sich den 
Bericht ansieht und die Zahlen genauer unter­
sucht, ist festzustellen, daß wir von einer 
gewissen Förderungsstagnation, was die 
finanziellen Mittel betrifft, ausgehen müssen. 

Wie gesagt: Es sind wie alle Budgetkapitel 
auch Forschungsgelder nicht unbegrenzt ver­
mehrbar. Darüber sind wir uns völlig im kla­
ren. Nur: die Forschungspolitik - und das 
haben sämtliche Vorredner ja auch betont -
ist jenes Kapitel, wo wir uns Einsparen län­
gerfristig am wenigsten leisten können. Nicht 
nur aus den bereits öfter zitierten Innova­
tionsgründen, sondern weil in der gegenwärti­
gen wirtschaftlichen Situation natürlich die 
Gefahr besteht, daß die Privatwirtschaft, 
wenn sie in finanziellen Schwierigkeiten ist, 
in dem Punkt zuerst zu kürzen beginnt, wo es 
eigentlich am wenigsten gerechtfertigt ist, 
und das ist im Forschungsbereich. Die Gefahr 
besteht, daß sich unser Gesamtvolumen an 
Forschungsmitteln reduziert, weil die Wirt­
schaft dort in der Not als erstes kürzt, und 
deshalb ist speziell in dieser Situation insbe­
sondere die Forderung auch in schwieriger 
Situation gerechtfertigt, ein Mehr an Geld für 
Forschung seitens des Staates zu verlangen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Bundesminister! Damit möchte ich 
doch in einigen Punkten konkreter auf den 
Bericht eingehen und mit einer Ist-Analyse 
beginnen, was die finanziellen Mittel betrifft. 
Wenn man im gesamten die Forschungspoli­
tik des letzten Jahrzehnts ganz kurz charakte­
risiert, ist sicherlich eine mäßige, aber immer­
hin bis zu einem gewissen Grad schwungvolle 
Anfangsphase Ihres Ministeriums festzustel­
len. Nur ist in den letzten Jahren in den politi­
schen Anstößen, was die Forschungspolitik 
betrifft, eher eine Stagnation eingetreten und 
auch bei den finanziellen Mitteln. 

Wenn man die Statistiken des Berichtes 
ansieht, muß man zum Beispiel bei der Aufli­
stung der Ministerien bei den Anteilen an 
Forschungsmitteln feststellen, daß es eine 
Reihe Wichtiger Ministerien gibt, deren For­
schungsgelderanteil gesunken ist. Es ist beim 
Bundesministerium für Handel und Gewerbe 
der Anteil gesunken, der Anteil des Bundes­
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
ist gesunken und, was natürlich besonders 
betrüblich ist, bei den beiden wahrscheinlich 
hiefür wichtigsten Ministerien, nämlich im 
Ministerium für Wissenschaft und Forschung 

und im Ministerium für Unterricht und 
Kunst, ist der Forschungsanteil, wenn auch 
geringfügig, gesunken. Das ist sicherlich 
etwas, was man nicht mit schwungvoller Auf­
bauentwicklung im Bereich der Forschung 
bezeichnen kann. 

Noch ein zweiter Punkt: Wenn wir den 
internationalen Vergleich hernehmen - auf 
Seite 88 des Berichtes haben wir eine Aufli­
stung der wichtigsten europäischen Länder -
und feststellen müssen, daß wir bei einem 
Vergleich von Belgien, Dänemark, Deutsch­
land, Frankreich, Irland, Italien, den Nieder­
landen, Großbritannien und Österreich bei 
den öffentlichen Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung, gerechnet nach Rechnungsein­
heiten pro Einwohner, an siebenter Stelle ste­
hen, dann müssen wir auch festhalten, daß 
wir in dieser Hinsicht eher einen Nachholbe­
darf haben, als führend tätig sind. 

Und eine dritte interessante Zahl: Es sind 
im Bericht die Entwicklungs- und For­
schungsgelder nach der Herkunft aufge­
schlüsselt, nach Bund, Ländern, Wirtschaft 
und sonstige, und da möchte ich nur zwei Zah­
len herausgreifen. Es ist immerhin bemer­
kenswert, daß sich, wenn man 1970 mit 1980 
vergleicht, der Bund, wenn man von einer 
Indexierung ausgeht, zwischen 1970 und 1980 
von 100 auf 360 Punkte verbessert hat und die 
Wirtschaft, wenn man wiederum dieselbe 
Indexierung vornimmt, von 100 auf 406. Das 
ist einerseits sicherlich eine beachtliche Lei­
stung des Staates, aber vor allem der Wirt­
schaft und insofern bemerkenswert, da ja 
sicherlich in den letzten Jahren der wirt­
schaftliche Druck auf die Privatwirtschaft 
und auf die Ausgabefähigkeit im Bereich der 
. Forschung eher doch sehr stark vorhanden 
war. 

Also nochmals zusammengefaßt: Im 
Bereich der Forschungspolitik der -letzten 
Jahre eine finanzielle Stagnation, und jetzt 
kommt noch ein zweiter Kritikpunkt dazu. 
Darüber möchte ich aber jetzt nicht zu lange 
sprechen. 

Wir sind an einem Schnittpunkt der For­
schungsorganisation, und ich glaube, daß wir 
über diesen Punkt noch sehr ausführlich spre­
chen sollten, weil ich nach wie vor der Auffas­
sung bin, daß dieses Forschungsorganisa­
tionsgesetz, das immerhin eine ganz wesentli­
che Basis der Forschungspolitik in Hinkunft 
sein sollte, im Endeffekt nach einem sehr auf­
wendigen, sehr guten Vorbereitungsweg 
eigentlich im Endergebnis zu wenig bringt. 
Ich hoffe, daß in diesem Bereich noch nicht 
das letzte Wort gesprochen ist. Wir hoffen, 
daß nach dieser wirklich ausgezeichneten 
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Vorbereitungsarbeit in dieser Materie letzten 
Endes doch mehr herauskommt, als der jet­
zige Regierungsentwurf beinhaltet. 

Damit zu einigen konkreten Punkten, die 
mir wichtig erscheinen. Ich glaube, aus mei­
nen bisherigen Worten ersehen Sie, daß ich 
der privaten Forschungstätigkeit eine sehr 
große Bedeutung beimesse. Es ist heute schon 
viel über indirekte Forschungsförderung 
gesprochen worden. Ich glaube, das ist ein 
Kernpunkt der Forschungspolitik. 

Frau Bundesminister! Ich hoffe - Sie 
haben dabei sicherlich die Unterstützung der 
freiheitlichen Fraktion -, daß Sie sich in die­
sem Punkt gegenüber dem Finanzministe­
rium durchsetzen. Wir haben eine Reihe von 
Bereichen, wo wir in der Forschungstätigkeit 
der Privatwirtschaft Initiativen wirklich her­
beiführen können, wenn die entsprechende 
steuerliche Förderung Hand in Hand mit der 
direkten Förderung - mit Subventionen -
geht. 

Die steuerliche Besserstellung der For­
schungstätigkeit ist eine ganz zentrale Ange­
legenheit. Wir werden daran primär die For­
schungspolitik dieser Bundesregierung beur­
teilen. Daran werden wir ermessen, ob tat­
sächlich eine breitere private Forschungstä­
tigkeit in Österreich gewünscht wird oder 
nicht, denn das ist die Kernfrage. 

Nun zum Schluß: Frau Bundesminister, Sie 
selbst haben vor einiger Zeit in einem Artikel 
gesagt, die Forschungspolitik lebt von Mobili­
tät, von Risikobereitschaft und von Initiative. 
Ich glaube, daß die Forschungspolitik der letz­
ten Jahre diese Eigenschaften, die Sie gegen­
über der Forschung ausgesprochen haben, auf 
der politischen Seite vermissen läßt. 

Zu. hoffen ist, daß diese Bundesregierung 
und Ihr Ministerium tatsächlich in Hinsicht 
der Forschungspolitik mehr Mobilität, mehr 
Initiative und Risikobereitschaft in politischer 
Hinsicht aufbringt, als es in den letzten Jah­
ren geschehen ist. Es wird mehr Geld notwen­
dig sein, es wird mehr Effizienz notwendig 
sein, es wird die steuerliche Besserstellung 
der Forschung auch im privaten Bereich 
erforderlich sein, und vor allem ein mutiges 
FOG. 

Mit dieser Bitte möchte ich schließen, denn 
mit diesen Dingen wird die Forschung in Hin­
kunft arbeiten müssen im Sinne einer besse­
ren wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zukunft dieses Staates. Die Politik machen 
maßgeblich Sie. Zeigen Sie diese Mobilität 
und diese Risikobereitschaft auch im politi-

schen Bereich, was die Forschung betrifft. 
Daran hat es in letzter Zeit doch im wesentli­
chen Ausmaß gemangelt. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich Frau Bundesminister Dr. Hertha 
Firnberg. Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
meine, daß der heute dem Hohen Haus vorge­
legte und behandelte Forschungsbericht doch 
ein sehr konkreter Nachweis dafür ist, wie 
sich die Forschungslandschaft in den letzten 
Jahren in Österreich verändert hat. Ein kur­
zer Vergleich der ersten Forschungsberichte 
der endsechziger Jahre mit dem jetzigen For­
schungsbericht zeigt in einer höchst deutli­
chen Weise den starken Wandel, der sich in 
den letzten Jahren ergeben hat. 

Ich würde nur die hohen Abgeordneten, die 
finden, daß derzeit in unserer Forschungspoli­
tik eine Stagnation eingetreten ist, bitten, sich 
einmal diese ersten Berichte noch einmal 
durchzusehen, um zu wissen, wie die Lage der 
Forschung damals tatsächlich war. Es wird in 
der nächsten Zeit schon der nächste For­
schungsbericht dem Parlament zugeleitet 
werden, und er wird das zeigen, was ich jetzt 
sage: daß diese letzten Forschungsberichte 
die veränderte Lage bestätigen. 

Damals in den Anfängen - das ist noch 
nicht so lange her - war Österreich nach den 
eigenen Aussagen des Berichts in der For­
schungspolitik zurückgeblieben. Wir hatten 
die niedrigste Quote für Forschung und Ent­
wicklung von allen Industriestaaten; das steht 
in diesem Bericht. Der Bericht spricht von 
einer Forschungslücke, die aufgeholt werden 
muß. 

Wenn Herr Kollege Ettmayer heute 
anführt, daß in diesen ersten Jahren der 
Anteil der ÖIAG an den Forschungsmitteln so 
viel höher war als heute, dann ist das nur ein 
Zeichen dafür, daß eben auf anderer Seite 
nichts geschehen ist und daß der Anteil 
damals so hoch sein konnte, weil die andere 
Seite nichts getan hat. (Abg. Dr. E t t­
m a y er: Das war dialektisch, Frau Bundes­
minister!) 

Das ist so: Wenn auf anderer Seite nichts 
geschehen ist, dann ist der Anteil hoch; das ist 
eine ganz einfache statistische Rechnung. 
Wenn die anderen sehr viel tun, dann wird der 
Anteil kleiner, das ist auch eine sehr einfäche 
Rechnung. Jeder Statistiker wird Ihnen das 
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nachweisen, da ist überhaupt nichts darüber 
zu reden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte sagen, daß der Wandel gegen­
über dieser Zeit in der heutigen Situation 
doch nicht zu übersehen ist, die Veränderun­
gen im Forschungsbereich, und zwar in quan­
titativer und in qualitativer Hinsicht. (Abg. 
Dr. Mo c k: 1,2 Prozent des Bruttonational­
produkts!) 

1,45 Prozent, Herr Abgeordneter Dr. Mock, 
wir kommen nahe an die 1,5 Prozent. 

Ich möchte eben darauf hinweisen, daß 
quantitativ diese Veränderung die Erschlie­
ßung viel größerer Ressourcen bedeutet. 
Diese Erschließung ist in den letzten Jahren 
in einem Ausmaß erfolgt, das an sich schon 
eine andere Qualität bedeutet. Wir haben die 
Forschungsförderungsmittel in diesen Jahren 
vervierfacht - seit 1970 die vierfachen For­
schungsförderungsmittel! -, und wir geben 
derzeit nur vom Bund allein über 5 Milliarden 
für Forschung aus. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Neisser 
meint, zu wenig Geld für die Forschung, so 
gebe ich ihm recht. Die Forschung wird 
immer zu wenig Geld haben, niemals kann 
die Forschung zufrieden sein mit den Mitteln, 
die zur Verfügung gestellt werden. Wenn die 
beiden Forschungsförderungsfonds noch 
mehr Geld wünschen, ist das durchaus 
begreiflich, aber nicht immer möglich. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
demagogisch, aber sehr ernst darauf hinwei­
sen, daß wir in den meisten anderen Ländern 
nicht vor Ausweitungen der Forschungsförde­
rung stehen, sondern vor sehr dezidierten 
Restriktionen. Wenn in Amerika heute die 
Forschungsmittel um 45 Prozent gekürzt wer­
den und es so weit geht, daß das IIASA wahr­
scheinlich keine Mittel mehr bekommen wird, 
IIASA, das mit solcher Mühe und solchen 
Investitionen von allen Industrieländern im 
Osten und Westen aufgebaut worden ist, 
wenn die Situation in Amerika heute so ist, 
daß dies geschehen könnte, wenn wir es nicht 
durch Interventionen von allen Seiten verhin­
dern können, dann zeigt Ihnen das die Situ­
ation Amerikas. Wenn die Bundesrepublik die 
Mittel verringert, und zwar in einem gewalti­
gen Maße, und wenn die Schweiz die For­
schungsförderungsmittel um 10 Prozent 
kürzt, so ist doch das verlangsamte Wachstum 
unserer Forschungsförderungsmittel eine 
Selbstverständlichkeit. Wir können ja nicht in 
diesem Maß expandieren wie in den ersten 
Jahren einer günstigen Konjunktur, -wenn 
alle anderen gezwungen sind, diese For­
schungsmittelsogar zu verringern. (Zustim-

mung bei der SPÖ. - Abg. Dr. Mo c k: " Wir 
leben in Österreich", Frau Bundesminister!) 

Auch wir leben in der Welt mit den anderen 
und können uns den Einflüssen nicht entzie­
hen. (Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
Mo c k: Ich habe nur zitiert, was der heutige 
Minister Staribacher 1961 gesagt hat!) 

Bitte, ich weiß nicht, was Staribacher im 
Jahr 1967 gesagt hat. Herr Abgeordneter Dr. 
Mock, das ist für mich heute in diesem 
Zusammenhang irrelevant. (Abg. Dr. Mo c k : 
Oho!) Nicht was er heute sagt, aber was er 
1967 gesagt hat. (Abg. Dr. Mo c k : Diese 
Reaktion wollte ich nicht bewirken!) 

Wir haben die Qualität unserer Forschungs­
situation in einem hohen Maße verändert. 
Ausgehend von dem damaligen Bericht der 
OECD über unsere Forschungspolitik und die 
Lage der österreichischen Forschung haben 
wir eine neue Forschungspolitik etabliert. Wir 
haben uns absolut nach dem gerichtet, was 
die OECD damals als Notwendigkeit gesehen 
hat. 

In einer Zeit, in der es auch schon den For­
schungsrat gab, verlangte die OECD damals, 
daß jedes Land ein zentrales Organ braucht, 
um die Forschungspolitik zu betreiben. Das 
ist geschehen, es ist das Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung gegründet 
worden. Wir haben genau das getan, wofür 
nach den Berichten der OECD ein derartiges 
zentrales Organ notwendig ist, nämlich die 
Formulierung der nationalen Wissenschafts­
politik, die Koordination der verschiedenen 
wissenschaftlichen Aktivitäten des Landes 
und die Unterstützung beim Einbau der Wis­
senschaft in die allgemeinen politischen Kon­
zepte. 

In qualitativer Hinsicht haben· sich die 
Bedingungen für Wissenschaft und For­
schung in den letzten Jahren in Österreich 
und auch in ihrer Beziehung zu den interna­
tionalen Forschungsaktivitäten doch zweifel­
los wesentlich verbessert; nicht nur verändert, 
sondern auch verbessert. Das gilt sowohl für 
die Forschungskonzeption, die wir uns damals 
erarbeitet haben, wie für das Forschungsin­
strumentarium, das heute zur Verfügung 
steht, und für die Art und Zahl der For­
schungseinrichtungen, über die Herr Abge­
ordneter Wille heute bereits gesprochen hat. 
Wir lebten und leben in einer Gründerzeit der 
Forschungseinrichtungen. 

Letztlich hat sich das Forschungsklima und 
das allgemeine Forschungsbewußtsein 
wesentlich verändert. Österreich ist heute -
dies ist durch die OECD-Wissenschaftsmini-
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sterkonferenz in Paris attestiert - etwa im 
Mittelfeld der Forschungsquote, Herr Abge­
ordneter Dr. Frischenschlager , für die letzten 
Jahre von der OECD berechnet. Wir sind mit 
1,45 Prozent genau in der Mitte der Quotie­
rungen. 

Mit anderen Worten: Österreich hat in den 
letzten Jahren aufgeholt, und zwar in einem 
außerordentlich starken· Maße. Wir haben uns 
den europäischen Industrieländern angepaßt. 
Und die von Herrn Kollegen Ettmayer zitierte 
UNO-Konferenz für die Entwicklung von Wis­
senschaft und Technik in Wien bedeutete 
auch eine internationale Anerkennung der 
österreichischen Bemühungen. Österreich ist 
heute ein international nicht bloß akzeptier­
ter, sondern auch ein durchaus beachteter 
Forschungspartner, und zwar von vielen Sei­
ten. (Beifall bei der sm.) 

Das Zeugnis dafür, Herr Kollege Ettmayer, 
finden Sie in diesem Bericht, und ich will nur 
einige wenige Beispiele herausnehmen. (Abg. 
Dr. E t tm a y er: Was ist verwirklicht von 
dem, was Sie damals versprochen haben?) Ich 
werde Ihnen das schon sagen, und Sie werden 
sich wundern, wie viel verwirklicht ist; viel 
mehr, als Sie angezogen haben, ist nämlich 
verwirklicht. Wir nehmen - natürlich im 
Rahmen, den ein kleines Land sich· geben 
kann - am internationalen Forschungsge­
schehen, in internationalen Organisationen 
und Projekten teil. 

Wir sind zum Beispiel bei der internationa­
len Energieagentur das "leadingcountry" 
für Wärmepumpen, und das zeigt schon, was 
unsere Forschung leisten kann. Wir sind 
angeschlossen an die ESA, wir arbeiten am 
Spacelab mit, etwas, was nur die großen und 
bedeutenden Industrieländer mit bedeuten­
dem Forschungspotential können, wir sind an 
vielen UNESCO-Projekten führend beteiligt, 
wir arbeiten mit an den COAST-Programmen. 

Wir haben eine ganz große Reihe von mul­
tilateralen und bilateralen Kooperationen, 
wie etwa - ein Beweis dafür, wie leistungsfä­
hig unsere Forschung geworden ist - Bio­
energieforschung: Spanien übernimmt unsere 
österreichische Entwicklung .. 

Die Sowjetunion - und das hat Minister­
präsident Tichonow eben jetzt wieder betont 
-ist interessiert an der österreichischen Mit­
arbeit bei der Weltraumforschung. Das Gra­
zer Institut arbeitet seit Jahren mit der 
Sowjetunion zusammen als sehr geschätzter 
Partner. Wir sind das einzige Land, das 
sowohl an die ESA assoziiert ist als auch in 
der Sowjetunion mitarbeitet in Weltraumfor­
schungsfragen. 

Es gibt eine Vielfalt von Gebieten, die ich 
Ihnen noch aufzählen könnte, um zu zeigen, 
ein wie geschätzter Partner heute Österreich 
im Forschungsgeschehen anderer Länder ist. 

Die Prüfungsergebnisse österreichischer 
Forschungsbereiche durch internationale 
Organisationen sprechen sich über Österreich 
außerordentlich positiv aus. Herr Abgeordne­
ter Dr. Blenk war bei der letzten OECD-Wis­
sensehaftsministerkonferenz dabei, die wie­
der gezeigt hat, daß Österreich als ein durch­
aus geschätzter und gleichwertiger Partner 
angesehen wird. 

Der eben jetzt fertiggestellte OECD-Bericht 
über die Tiefenprüfung der Energieforschung 
in Österreich spricht sich lobend über uns 
aus. 

Ich darf hinzufügen, dem Herrn Abgeordne­
ten Neisser zugewendet: Wenn heute der Herr 
Abgeordnete Neisser in der "Presse" meint, 
man könnte die Auftragsforschung des Mini­
steriums durchaus einsparen, dann muß ich 
ihm sagen, daß alles, was hier lobend erwähnt 
wird bei der Tiefenprüfung, mit Auftragsfor­
schungsmitteln des Ministeriums durchge­
führt wurde. Ganz so überflüssig scheinen 
diese Mittel im Forschungsgeschehen Öster­
reichs doch nicht zu sein! (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Um zu zeigen, was alles nicht geschehen 
würde, wenn diese Mittel dem Ministerium 
nicht zur Verfügung stehen, habe ich mir kurz 
zusammenstellen lassen, was hier alles mit 
diesen Auftragsforschungsmitteln des Mini­
steriums durchgeführt wird. 

Schwerpunktbereiche Rohstofforschung, 
Energieforschung: Hier könnte eine Vielzahl 
von Vorhaben nicht realisiert werden, wenn 
das Ministerium diese Mittel nicht zur Verfü­
gung hätte. Das wäre nicht nur wissenschaft­
lich, sondern auch wirtschaftlich eine Kata-
strophe. . 

Beispiele dafür: Forschungsvorhaben über 
die systematische geochemische Untersu­
chung des Bundesgebietes, die aeromagneti­
sche Befliegung Österreichs, die Erstellung 
eines Naturraumpotentialkartenwerks für die 
verschiedenen Landschaftstypen, die Studien 
zur Auswertung der Möglichkeiten der Geo­
thermie, die gesteinsphysikalischen Untersu­
chungen, die montangeophysikalischen 
Untersuchungen und Messungen. Die For­
schungsprojekte im Bereich des Recyclings, 
etwa die Forschungen über Altölbeseitigung 
oder die Verwendung von Altreifen. 

Der Wegfall der Auftragsforschung des 
Ministeriums würde auch bedeuten, daß eine 
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ganze Reihe von Entwicklungsarbeiten für 
den österreichischen Leichtdieselmotor nicht 
möglich gewesen wären. 

Im medizinischen Bereich würden eine 
Reihe von neuen Entwicklungen beträchtlich 
verzögert werden, wenn das Ministerium hier 
nicht mit Auftragsforschung helfend zur Seite 
stünde, etwa die Rheumaforschung, die Hirn­
forschung, Herz- und Kreislaufforschung. 

Es würde bedeuten, daß wir uns nicht nur 
im nationalen Rahmen weitgehend einengen 
müßten, sondern auch auf internationaler 
Basis könnten wir verschiedene Projekte 
nicht durchführen, zum Beispiel auf dem 
Gebiet der Nutzung der Sonnenenergie das 
Forschungsprojekt mit Malta oder das For­
schungsprojekt zur Nutzung der Solarenergie 
für Meerwasserentsalzung oder für solarbe­
triebene Kälteabsorptionsmaschinen, in 
Zusammenarbeit mit Indien die Entwicklung 
des Bioenergiekonverters, den Spanien schon 
übernommen hat, die internationale Koopera­
tionsforschung zwischen Österreich und 
Saudi-Arabien auf dem sehr wichtigen Gebiet 
der Korrosionsforschung von Stahl- und Alu­
miniumlegierungen. 

Oder auf einem ganz anderen Gebiet: Die 
Entwicklung gemeinsamer Datenbankpro­
jekte im europäischen Verbund wäre unmög­
lich gewesen. 

Mit Forschungsmitteln des Ministeriums 
wurde auch zum Beispiel die ganz wichtige 
Studie über Mikroelektronik und ihre sozia­
len Auswirkungen finanziert, weiters eine 
Reihe von sozialwissenschaftlich sehr wichti­
gen Vorhaben, die ich dann dem Herrn Abge­
ordneten Ettmayer noch ein wenig schildern 

. möchte. 

Die ganzen Projekte zur Medienforschung 
sind vom Ministerium direkt finanziert, weil 
wir hier Forschungslücken haben. 

Und wenn der Herr Abgeordnete Dr. Neis­
ser darauf hinweist, daß die Bundesländer in 
den letzten Jahren eine besonders starke Stei­
gerung ihrer Forschungs mittel aufzuweisen 
haben, so darf ich darauf hinweisen, daß dies 
nicht zuletzt darauf zurückgeht, daß wir eine 
sehr systematische und organisierte Bundes­
länder-Bund-Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Forschung, insbesondere der Rohstoff­
und Energieforschung, etabliert haben. Das 
war ein Impuls durch dieses Programm, eine 
Multiplikatorwirkung, die nicht zustande 
gekommen wäre, wenn das Ministerium nicht 
eingegriffen hätte. Ich darf den Herrn Abge­
ordneten Dr. Neisser noch einmal darauf auf­
merksam machen, daß auch diese Zusammen-

arbeit mit Mitteln der Auftragsforschung des 
Ministeriums finanziert wird. 

Wir haben in unserer Auftragsforschung . 
sehr genaue Schwerpunkte gesetzt. Es ist 
nicht so, daß wir kein Programm und keine 
Schwerpunktsetzung haben, sondern wir 
haben - und das weiß auch der Herr Abge­
ordnete Neisser sowie nahezu jeder hier im 
Hohen Haus - die Schwerpunkte Energie-, 
Rohstofforschung einschließlich Recycling, 
Sozialwissenschaften, Geschichte der Arbei­
terbewegung, Wissenschaftsgeschichte und 
eine ganze Reihe anderer Schwerpunkte 
gesetzt und sie auch gefördert. 

Und nun, Herr Abgeordneter Dr. Ettmayer, 
was die sozialwissenschaftliche Forschung in 
Österreich betrifft, die Studie, die Sie heute 
vorgelegt haben und in der eine Auseinander­
setzung zwischen den Soziologen und mir 
anläßlich einer Tagung als Vorwort gedruckt 
ist, in der ich sehr kritische Worte gegenüber 
den Soziologen gefunden habe, weil sie Kolle­
gen von mir sind und ich mir daher diese Kri­
tik gestatten darf. Ich habe selber sehr viele 
soziologische Arbeiten gemacht. Herr Abge­
ordneter Dr. Mock, Sie sind verwundert. dar­
über. Ich habe mir erlauben können, hier sehr 
kritische Worte zu sagen, und sie sind auch 
zweifellos akzeptiert worden. 

Aber die Studie selber ist etwas veraltet. 
Das liegt schon einige Jahre zurück. Sie ist 
jetzt erst herausgekommen. Aber die Studie 
ist deswegen veraltet, weil die Ergebnisse die­
ser Auftragsstudie wissenschaftlich nicht so 
einwandfrei waren, daß wir sie akzeptiert 
haben, sondern wir haben eine Überarbeitung 
verlangt. Das Material ist also nicht mehr 
ganz jung. 

Sie sagen: Keine Ergebnisse der Sozialfor­
schung. Das ist nicht richtig. Wir haben eine 
ganze Reihe sehr wichtiger und interessanter 
Ergebnisse unserer Sozialforschung. 

So zum Beispiel die Ergebnisse zur Alters­
forschung, die international so angesehen 
sind - das darf ich auch noch betonen -, daß 
die UNO-Konferenz für Altenfragen, die im 
nächsten oder übernächsten Jahr abgehalten 
werden wird, in Wien stattfinden soll. Weil die 
Altersforscher selber verlangt haben, dort 
eine Tagung abzuhalten, wo so viel auf die­
sem Gebiet gearbeitet wird. 

Wir haben eine ganze Reihe von seht wich­
tigen Ergebnissen zur Bildungsforschung. Wir 
haben Ungleichheitsstudien, die von großer 
Bedeutung sind, nicht nur für Österreich, son­
dern die auch im internationalen Konzert 
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angesehen sind. Wir haben arbeitswissen­
schaftliche Studien veranlaßt. 

Und wenn Sie heute noch einmal den Gleit­
ski anführen, Herr Abgeordneter Dr. Ett­
mayer: Das ist längst vorüber, da weiß jeder, 
wie wichtig diese Studie war. Die Interessen­
ten an dieser Studie haben sich sehr ener­
gisch dagegen verwahrt, daß man überhaupt 
nur kritisiert hat, daß dieses Forschungspro­
jekt durchgeführt worden ist. 

Ich könnte Ihnen noch eine Fülle von ande­
ren wichtigen sozialwissenschaftlichen For­
schungen anführen, unter anderem auch die 
Schriftenreihen zur Geschichte der Arbeiter­
bewegung, die auch erst von uns veranlaßt 
worden sind. Es ist nicht so, daß kein positives 
Ergebnis vorliegt. (Abg. Dr. E t tm a ye r: 
Frau Bundesminister! Sie haben es ja kriti­
siert!) Ja, das war damals, aber das hat den 
Soziologen gegolten, nicht allen Sozialwissen­
schaftern. 

Aber eines möchte ich allen Ernstes sagen, 
Herr Abgeordneter: Von ,,Anschaffen" kann 
bei Forschungsaufträgen überhaupt keine 
Rede sein. Ganz im Gegenteil: Ich habe mich 
hier im Hohen Haus einige Male rechtferti­
gen müssen für die Ergebnisse von For­
schungsaufträgen, weil sie dem Hohen Haus 
nicht genehm waren und mir auch nicht. Aber 
das ist die Freiheit des Forschers, die eben 
unter allen Umständen gewahrt wird. Ich bin 
jemand, der absolut dafür eintritt, daß man 
zwar einen Auftrag geben kann für ein 
bestimmtes Forschungsvorhaben, aber dar­
auf, wie der Autor das macht, wie der Wissen­
schaftler arbeitet, was er arbeitet und insbe­
sondere was die Ergebnisse sind, darf der, der 
die Auftragsforschung erteilt, keinerlei Ein­
fluß nehmen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Ein 
weises Sprichwort sagt: Wer zahlt, schafft an!) 
Ja, das gilt vielleicht für Sie! Für mich gilt das· 
nicht. Für diejenigen, die mit Forschungsfra­
gen zu tun haben, kann und darf das nicht gel­
ten. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Sie Glückliche!) Ich kann höchstens 
anschaffen, wenn ich es bezahle, worüber 
geforscht wird, aber doch nicht, welches 
Ergebnis sich daraus ableiten läßt. (Abg. Dr. 
E t t m a ye r: Aber die befragten Sozialwis­
senschafter waren laut der internationalen 
Studie, die ich zitiert habe, zu 70 Prozent die­
ser Meinung!) 

Ich kenne diese Befragung nicht, und Mei­
nungsumfragen haben doch bekanntlich noch 
lange keinen Aussagewert für die Fakten. Es 
kann die Tatsache ganz anders sein als die 
Meinung, die die Betroffenen darüber haben~ 
Nenn~n Sie mir einen einzigen Forscher, der 

von uns einen Forschungsauftrag erhalten 
hat und der sagt, daß angeschafft worden ist, 
was herausgekommen ist. (Abg. Dr. Mo c k : 
Das traut er sich nichtf) Wenn Sie mir den 
nennen können, dann akzeptiere ich, daß die 
Freiheit keine totale ist. Aber bei der For­
schung, die wir in Auftrag geben, ist die totale 
Freiheit des Forschers ein Grundsatz, der 
eisern eingehalten wird. (Beifall bei der sro.) 

Ich bin, Herr Abgeordneter Dr. Ettmayer, 
nicht verantwortlich für die Qualität soziologi­
scher Arbeiten, die andere machen. Wir wer­
den uns alle gemeinsam bemühen, daß diese 
Kritik überflüssig wird. 

Wenn Sie um die Ursachen der Verbesse­
rung der Lage der österreichischen For­
schung und der österreichischen Forschungs­
'politik fragen, dann ist das zweifellos so - ich 
sage das, auch wenn Sie wieder erklären wer­
den,. daß ich allzusehr auftrumpfe, und ich 
sage das sehr bewußt -: International und 
national anerkannt wird das Bemühen der die 
österreichische Forschungspolitik bestimmen­
den Kräfte um den Erfolg dieser Forschungs­
politik. Konzeptiv geplant, umfassend, 
bemüht um Koordination und innovativ ver­
suchen wir die Forschungsmittel optimal 
wirksam werden zu lassen, und zwar in einem 
demokratisch-pluralistischen Prozeß der 
Kooperation, der Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verwaltung immer wieder herbeiholt, um 
die Konzepte zu erarbeiten. Und da gibt es 
viele Möglichkeiten. 

Neben den grundlegenden Arbeiten an 
einer neuen österreichischen Forschungskon­
zeption für die achtziger Jahre, die bereits 
angelaufen sind als eine parallele Maßnahme 
zum noch immer im Parlament in Arbeit 
befindlichen Forschungsorganisationsgesetz, 
gibt es eine ganze Reihe von Projektteams, 
die globale und sektorale Forschungskonzep­
tionen erarbeiten. Und ich darf dem Hohen 
Haus noch einmal sagen: Wir haben 90 sol­
cher Projektteams in Arbeit gehabt. Sie fin­
den die Liste rückwärts im Forschungsbe­
richt, und wenn Sie dies durchsehen, werden 
Sie sehen, daß vieles von dem, was hier erar­
beitet worden ist, laufend in der Form prakti­
scher und organisatorischer Maßnahmen 
umgesetzt wurde. Und im übrigen: Alles, was 
die Projektteams erarbeitet haben, und das 
sind sehr wichtige Konzepte zum Teil, ist .15 
Auftragsforschung finanziert worden. 

Es ist eine gezielte Zusammenarbeit, und 
für sie ist die Voraussetzung geschaffen wor­
den. Wir haben immer wieder versucht, Dia­
logplattformen zu suchen und zu finden, Kon­
takte mit den Partnern zu schaffen und 
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Impulse für die Kooperation zu geben. Und 
wenn mit Recht darauf hingewiesen wird, 
welche Fortschritte die Zusammenarbeit zwi­
schen ~en Universitäten und der Wirtschaft, 
zwischen außeruniversitären Organisationen 
und Universitäten, zwischen den Fonds und 
der Wirtschaft und den Universitäten, zwi­
schen der Akademie der Wissenschaften und 
anderen Instituten gemacht hat, wenn darauf 
verwiesen wird, und wir haben erst jüngst 
wieder eine Studie unserer Nachwuchswis­
senschafter präsentiert, auch in gemeinsamer 
Arbeit erarbeitet, dann darf ich doch in aller 
Bescheidenheit feststellen, daß das Ministe­
rium immer wieder einen sehr starken Impuls 
gegeben hat und darauf beharrt hat, daß diese 
Zusammenarbeit aller am Forschungsgesche­
hen Beteiligten eine Voraussetzung für die 
Effizienz der Forschungswirkung ist. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Ettmayer 
zur Forschung in der verstaatlichten Indu­
strie gesagt hat, daß zu wenig geforscht wird, 
daß nicht richtig geforscht wird, möchte ich 
nicht so ohne weiteres dieser Kritik beitreten. 
Ich möchte dazu sagen, daß die Materie der 
Industrieforschung ja nicht völlig offengelegt 
werden kann. Hier handelt es sich ja nicht um 
Forschungen, die allen zugänglich sind, son­
dern die für den betroffenen Betrieb gemacht 
werden. Ich würde mir eine solche Kritik 
nicht gestatten. 

Ich möchte auch die Lage der verstaatlich­
ten Industrie berücksichtigen. Sie wissen, daß 
Forschungsförderung in großem Maßstab in 
der Regel nur dann möglich ist, wenn die ent­
sprechend-en Mittel dafür eingesetzt werden 
können. 

Von unserer Sicht aus möchte ich nur 
sagen, daß wir eine ausgezeichnete Koopera­
tion mit der verstaatlichten Industrie auf vie­
len Gebieten haben, etwa mit der VOEST oder 
auch mit den Steyr-Werken. Ich weiß, daß eine 
ausgezeichnete Kooperation zwischen den 
verstaatlichten Betrieben und den verschiede­
nen Universitäten, zum Beispiel mit Leoben 
oder mit den technischen Universitäten, 
besteht. 

Und wenn Sie sagen, daß die VEW in dieser 
kritischen Situation ist, weil sie im Finalbe­
reich zu wenig geforscht hat, muß ich Ihnen 
widersprechen. Die VEW hat sehr viel 
geforscht, gerade auf dem Gebiet der Finalin­
dustrie. Sie hat sich sogar erst vor kurzem ein 
eigenes neues großes Forschungslabor einge­
richtet. Es gibt eben immer noch das For­
schungsrisiko. Forschung gibt keine Garantie 
für echten Erfolg. Ich würde also diese Kritik 
für zu hart halten. 

Der Herr Abgeordnete Neisser hat gefun­
den, daß wir keine Forschungsschwerpunkte 
setzen. Ich meine, daß wir sie richtig gesetzt 
haben, weil wir alle aktuellen Probleme mit­
eingeschlossen haben. Wir haben uns unter 
anderem schon sehr frühzeitig mit dem Pro­
blem der Innovation beschäftigt. Ich weise 
darauf hin, daß wir bereits vor einigen Jahren 
eine eigene Publikation zu den Fragen der 
Innovation vom Standpunkt der Forschung 
herausgegeben haben. (Abg. Dr. Ne iss er: 
Papiere!) Das Ministerium hat sie herausge­
geben. (Abg. Dr. Ne iss er: Papiere, 
Papiere!) 

Wir haben einiges dazu getan, um auch in 
der Öffentlichkeit bewußt zu machen, daß die 
Frage der Ankurbelung der Wirtschaft, der 
Impulse für die Wirtschaft, der Innovations­
tendenz sehr eng mit Forschung zusammen­
hängt, und zwar mit Grundlagen- und mit 
angewandter Forschung. Wir haben, glaube 
ich, zum Bewußtwerden dieses Grundsatzes 
einiges beigetragen. Wir haben diese Frage 
als einen der Forschungsschwerpunkte der 
nächsten Zeit festgesetzt, und es sind eine 
ganze Reihe von Aktivitäten beabsichtigt, die 
sich mit den -Fragen der Innovation und der 
Innovationspolitik beschäftigt. Was nicht 
möglich sein wird, Herr Dr. Neisser, ist, daß 
wir durch Subvention, durch öffentliche Gel­
der die gesamte Produktüberleitung im Inno­
vationsprozeß bestreiten können. (Abg. Dr. 
Ne iss er: Es wurde nichts verlangt!) 

Der Kontakt mit den Banken ist notwendig. 
Wir haben auch bei diesem Kontakt mit den 
Banken vermittelt und wir haben ein System 
geschaffen, daß jenen Betrieben, die innovato­
rische Produktüberleitung brauchen, auch die 
notwendigen Finanzmittel zur Verfügung ste­
hen, nicht als öffentliche Subventionsmittel. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Und jetzt zum Abschluß, Herr Abgeordne­
ter Dr. Ettmayer. Sie sagen, daß bei der Kon­
ferenz Wissenschaft und Technik für Entwick­
lung ein Maßnahmenpaket angekündigt wor­
den ist, und Sie finden, daß nichts verwirk­
licht worden ist. Ganz im Gegenteil. Das ist 
einer der Schwerpunkte unserer Forschungs­
politik. (Abg. Dr. E t tm a ye r: Im Bericht 
ist das nicht gestanden!) Ja, im Bericht steht 
sogar einiges darüber. Aber das sind jüngste 
Entwicklungen. Das, was wir vorbereiten, 
steht noch nicht im Bericht, weil man mit 
Recht sagen könnte: Das sind Ankündigun­
gen, aber wo sind die Fakten? Ich will Ihnen 
die Fakten sagen. 

Es ist' eine Akademiekommission geschaf­
fen worden, die die weitere Koordinierung all 
der Institutionen vorsieht, die sich mit den 
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Fragen der Entwicklungsforschung beschäfti­
gen, und daran bereits arbeitet. 

Wir haben ein sehr konkretes Konzept und 
Projekt mit Malta - die Sonnenenergiefor­
schung - und ein Sonnenenergieforschungs­
zentrum bereits in Gang gesetzt, es wird dort 
adaptiert und im Sommer seine Arbeiten 
eröffnen. Das ist ein konkreter Schritt, wie 
wir ihn zugesagt haben. 

Wir haben den Datenzugang für Entwick­
lungsländer für eine ganze Reihe von Daten­
bankengesichert - das ist einer der Punkte, 
die wir angegeben haben -, unter anderem 
zum Internationalen Patentamt, ein für die 
Entwicklungsländer sehr wichtiger Zugang. 
Wir zahlen die AnfrG\gen. 

Wir sind mit cler Universität für Bildungs­
wissenschaften in Klagenfurt in Verhandlun­
gen eingetreten, um dort ein pädagogIsches 
Institut für Zwecke der Entwicklungsländer 
aufzumachen. Es bedarf einer eigenen Päda­
gogik, wenn man für Entwicklungsländer 
etwas tun will, und wir stehen in einer sehr 
konkret~n Verhandlung über ein, internatio­
nales Forschungszentrum für Rohstoffor­
schung, ein internationales' Institut für 
Entwicklung natürlicher Hilfsquellen. Das ist 
mit internationalen Kräften in Vorbereitung. 

Es ist also nicht nichts geschehen, sondern 
ganz im Gegenteil, es ist sehr viel geschehen. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. E t t -
m a y er: Kommissionen sind geschaffen 
worden!) 

Herr Abgeordneter Dr. Ettmayer! Im For­
schungsbereich zumindest sind eine Fülle von 
Kommissionen notwendig, das ist der Aus­
druck der demokratisch-pluralistischen 
Zusammenarbeit, ehe ma'n ein konkretes Pro-:­
jekt realisieren kann und will. Wir bespre­
chen uns hier in Kommissionen mit all jenen, 
die davon etwas verstehen und die davon 
betroffen sind. Ohne eine gründliche Vorbe­
reitung in Kommissionen - und darüber ist 
nicht zu lachen - beginnen wir kein größe­
res Projekt. Das sage ich hier vor dem Hohen 
Haus. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber was ich angeführt habe, sind ja nicht 
nur Kommissionen, sondern das sind auch 
konkrete Schritte, die schon getan wurden 
oder die in konkreter Verhandlung stehen. 

Es ist uns, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, und damit möchte ich auch schon 
schließen, die Richtigkeit des Weges der öster­
reichischen Forschungspolitik erst im vorigen 
Monat anläßlich der Verhandlungen und 
Beschlüsse der OECD-Wissenschaftsminister­
konferenz in Paris bestätigt worden. In ihrer 
Deklaration hält die Ministerkonferenz fest, 

daß es ein zentrales Anliegen künftiger Wirt­
schaftspolitik der OECD-Mitgliedstaaten sein 
muß, die Innovationspolitik zu verstärken, 
und daß diese auf einer adäquaten For­
schungs- und Entwicklungspolitik aufbauen 
muß. Die OECD-Wissenschaftsministerkonfe­
renz empfiehlt, Innovation als ein wesentli­
ches Ziel innerhalb der wirtschaftlichen, 
sozialen und staatlichen Politik zu fördern, 
spezifisch den Investitionen in Forschung, 
Entwicklung und Innovation entsprechende 
Priorität einzuräumen sowie die erforderli­
chen günstigen Rahmenbedingungen für die 
Umsetzung der Ergebnisse von Forschung 
und Entwicklung und Innovation unter offe-

. nen Märkten zu sichern und die Mittel- und 
Kleinbetriebe insbesondere zu berücksichti­
gen. 

Als Probleme, denen eine besondere Auf­
merksamkeit zugewendet werden muß, nennt 
die OECD-Wissenschaftsministerkonferenz 
die Fragen der Energieforschung, der Roh­
stofforschung, der Umweltforschung, was wir 
als Ökosystemforschung bezeichnen, als 
Schwerpunkte die Nahrungsmittelforschung, 
die Gesundheit. und die Arbeitsplätze. Ihnen 
soll Priorität eingeräumt werden. 

Genau das ist es, was unser Schwerpunkt­
programm seit Jahren beinhaltet. Genau das 
ist es, was in der ganzen Welt als das angese­
hen wird, womit sich ein Forschungskonzept 
beschäftigen muß. Ich meine, daß dieser 
Bericht, der Ihnen diese Schwerpunkte vor­
legt, neuerlich Zeugnis von der Vielfalt und 
von den Erfolgen unserer Forschung und 
unserer Forschungspolitik ablegt. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Blenk. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Blenk (ÖVP): Hohes 
Haus! Frau Bundesminister! Ich möchte mei­
nen, daß es eine unbestrittene Tatsache ist, 
daß nichts auf dieser Welt ganz vollkommen 
und nichts ganz unvollkommen ist, daß es 
letztlich überall Schwarzes und Weißes, Posi­
tives und Negatives gibt. Und, Frau Bundes­
minister, wenn Sie genau hingehört haben, 
dann haben auch die Kollegen meiner Frak­
tion bei der Behandlung des heutigen Tages­
ordnungspunktes durchaus Punkte, die 
lobens- und befürwortenswert sind, positiv 
erwähnt. Und ich selbst werde in meinem Bei­
trag das tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde es begrüßen, Frau Bundesmini­
ster ~ und ich sage das hier an diesem Pult, 
nicht zum erstenmal -, wenn diese Art einer \ 
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gewissen Einsicht oder Großmut, oder wie 
immer Sie es nennen wollen, auch gelegent­
lich von seiten der Regierungsfraktion geübt 
würde. Denn wenn wir jetzt gehört haben, 
was Ihr Herr Kollege Wille und was Sie selbst 
gesagt haben, und wenn wir den Bericht, der 
uns vorliegt, lesen, dann sprechen zwar viele 
Fakten eine' sehr kritische Sprache, aber was 
wir dazu mündlich hören, das ist eigentlich 
immer fugenlos und lückenlos positiv. 

Ja, Frau Bundesminister, Sie haben die For­
schungskonzeption erwähnt und haben 
gemeint, Sie haben damals quasi vom Punkte 
Null begonnen und haben die Gründerzeit der 
österreichischen Forschungspolitik zu bestrei­
ten gehabt. Es stimmt insoweit, Frau Bundes­
minister, als im Jahre 1967, in der Zeit der 
ÖVP-Alleinregierung, die gesetzliche Grund­
lage der ganzen Forschungsförderung gelegt 
wurde, als wir damals das Forschungsförde­
rungsgesetz beschlossen haben, das alle jene 
heute nicht mehr wegzudenkenden Institutio­
nen geschaffen hat, vom Forschungsförde­
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft über 
den Wissenschaftsforschungsförderungsfonds 
bis zum österreichischen Forschungsrat. Und 
Sie haben kurz nach Antritt Ihres Amtes eine 
Forschungskonzeption herausgegeben. Sie 

, wissen auch - und ich habe das Vergnügen 
gehabt, diese Forschungskonzeption eigent­
lich von den ersten Schritten an mit zu beglei­
ten -, daß wir hier an diesem Pult, kaum daß 
sie heraußen war, schon sagen mußten: 
Eigentlich war sie in wesentlichen Teilen 
schon im Zeitpunkt der Vorlage überholt. 

Frau Bundesminister! Es ist kein Geheim­
nis, daß die darin zum Ausdruck gebrachten 
Forschungsziele bis heute in ganz wesentli­
chen Punkten auch nicht annähernd erreicht 
wurden. pnd ich höre, daß Sie seit etwa einem 
Jahr nun mit einem Projektteam dabei sind, 
dieses Forschungskonzept neu zu erarbeiten. 
Bis heute haben wir noch nichts gesehen. Es 
wäre interessant zu wissen; woran nun diese 
ganzen Beratungen_ und Arbeiten gescheitert 
sind. Ganz offenbar ist es also doch nicht so 
einfach und klar, wie Sie es dartun. 

Und, Frau Bundesminister, ich möchte ein­
leitend nur eine Zahl erwähnen, die halt 
Ihre sehr helle Darstellung der ganzen For­
schungspolitik der Regierung doch wesentlich 
in Zweifel setzt. In dem dem Forschungsbe­
richt angeschlossenen Bericht des For­
schungsförderungsfonds der gewerblichen 
Wirtschaft ist etwa die wenig erfreuliche 
Tatsache zahlenmäßig dokumentiert, daß zum 
Beispiel der Anteil der Forschungsförde­
rungsmittel am Gesamtbudget vom Jahre 

1972 bis heute mit einer einzigen Unterbre­
chung ständig gesunken ist. 

Frau Bundesminister! Das sind Dinge, die 
gerade im Hinblick auf die heute mehrfach 
erwähnte und von mir noch zu behandelnde 
Problematik der Notwendigkeit der wirt­
schaftsbezogenen Forschung alles eher als 
erfreulich sind. 

Herr Kollege Wille hat beklagt, daß man 
sich heute, wo es um so gigantische Probleme 
in der Welt und in der Welt der Forschung ins­
besondere geht, mit so Kleinigkeiten wie Kri­
tik an einzelnen Passagen dieses Berichtes 
befasse. 

Ich gebe ihm zu einem recht. Ich selbst 
habe die Auszeichnung, daß ich im Laufe der 
letzten Monate mehrfach an internationalen 
Veranstaltungen, Organisationen und Kon­
gressen zum Forschungsthema teilgenommen 
habe. Dort wird nur mehr diskutiert in Ter­
men, die eigentlich hier im Forschungsförde­
rungsbericht, Frau Bundesminister, gar nicht 
wiedergegeben werden können. Man spricht 
zum Beispiel von der "Tertiärisierung des 
Produktionsprozesses" und meint damit, daß 
eigentlich die ganze Produktion, also der soge­
nannte sekundäre Sektor, wie er bisher 
genannt wurde, mehr und mehr zu einem rei­
nen Dienstleistungssektor wird und wurde. 

Man spricht darüber, daß etwa die ganze 
gigantische revolutionäre Entwicklung im 
Bereiche der Minielektronik, also der Mikro­
prozessoren, nicht mehr primär eine techni­
sche, ja nicht mehr primär eine wirtschaftli­
che ist, sondern daß das eine nicht absehbare 
kulturelle und soziale Konsequenz und ein 
neues Weltbild ergebe. 

Und ich habe erst vor kurzem den Präsiden­
ten der japanischen Robotererzeugungsverei­
nigung anläßlich eines Europaratshearings 
gehört. Und wenn wir dort hören, was sich tut, 
meine Damen und Herren, dann möchte ich 
mit Ihnen und mit Herrn Kollegen Wille 
sagen: Natürlich sind das Entwicklungen, 
denen wir im Rahmen dieser Debatte nur 
ganz am Rande Tribut leisten können. Wenn 
wir etwa hören, daß bereits Ende 1979 - und 
das Problem Japan schwebt ja über allen wirt­
schaftspolitischen und natürlich forschungs­
politischen Diskussionen - 57 000 Roboter­
einheiten in der japanischen Industrie stehen, 
daß im Jahre 1985 diese Zahl vervierfacht, im 
Jahre 1990 verzwölffacht wird und daß man 
dort nicht mehr von der Relation Mensch­
Maschine, sondern nur mehr von der Relation 
Mensch - Roboter spricht, fast auf gleicher 
Ebene. 
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Das sind alles Dinge, meine Damen und 
Herren, die wir hier nicht behandeln können. 

Ich meine aber, dieser Forschungsbericht 
und diese Forschungskonzeption, die wir 
heute zu diskutieren haben, haben trotzdem 
für uns insoweit wesentliche Bedeutung, als 
wir daran das Bemühen und auch die Erfolge 
der österreichischen Forschungspolitik, der 
Forschungsförderungspolitik messen können. 

Und nun, Frau Bundesminister, wenn Sie 
immer wieder darauf verweisen, was sogar 
rechnerisch nachweisbar ist, daß Sie 1,45 Pro­
zent des Bruttonationalproduktes für For­
schung und Entwicklung ausgeben, danri 
möchte ich sagen: Ja dann müßte man das 
halt doch etwas im Lichte der Berechnungs­
techniken auch sehen. Ich weiß schon, daß 
man sich international hier weitgehend 
geeinigt hat im Rahmen des Frascati-Hand­
buches. 

Aber wenn ich etwa sehe, daß zum Beispiel 
bei der Berechnung der Gesamtausgaben für 
Forschung und Entwicklung - ich zitiere 
einige Einzelheiten - 30 Prozent des Brenn­
stoffverbrauches des Wissenschaftsministe­
riums, 30 Prozent der Raummieten, der Desin­
fektionsmittel, des Kfz-Treibstoffes, der Auf­
wendungen für Putzfrauen - aber so geht 
das durch alle Ministerien durch - als For­
schungsaufwendungen ausgewiesen werden, 
wenn ich etwa weiter aus dem Bericht ent­
nehme, daß meinetwegen die viele, viele -zig 
Millionen betragenden Investitionsdarlehen 
des Bautenministeriums zu 100 Prozent als 
Forschungsmittel ausgewiesen werden, dann 
muß ich mich füglich fragen, ob dieses 
ganze, wenn auch formal gedeckte Spiel mit 
Zahlen denn doch tatsächlich die Fakten wie­
dergibt. 

Ich möchte aber darauf aus Zeitgründen 
nicht im einzelnen eingehen. 

Ich möchte mich vielmehr in Kürze mit 
zwei Themen befassen, Frau Bundesminister, 
die ich bereits angekündigt habe: In einem 
werde ich sie sehr positiv akzentuieren kön­
nen, und ich tue das deswegen gerne, weil ich 
- siehe Einleitung - der Meinung bin, man 
soll allen Aspekten ~um Recht verhelfen. 

Herr Kollege Wille hat gemeint, die Kern­
energie - und ich möchte mich mit der Ener­
gieforschung befassen - sei ein Problem, das 
der wissenschaftlichen Betrachtung bedürfe. 

Meine Damen und Herren, ich möchte 
zunächst anerkennend hervorheben, daß der 
Bericht und, wie ich weiß, auch die tatsächli­
chen Fakten etwa im Bereich der Energiefor­
schung ein breites Spektrum von Aktivitäten 
abdecken und daß hier besonders in dem sehr 

wesentlichen Bereich der Alternativenergien, . 
der regenerativen, also erneuerbaren Ener­
gien Wesentliches geschehen ist, sei es im 
Bereich der schon erwähnten Sonnenenergie, 
Windenergie, Geothermik, Energie aus Bio­
masse und so weiter. Ich stehe auch nicht an, 
Frau Bundesminister, gerne zu sagen, daß 
etwa international dieses österreichische 10-
. KW-Solarkraftwerk für Entwicklungsländer 
wirklich positive Anerkennung gefunden hat. 

Ich finde es auch sehr positiv, daß neben 
den intensiven Erforschungen dieser Alterna­
tivenergien sehr breiter Raum dem Studium 
und der Erforschung der Energieeinsparung 
eingeräumt wurde. 

Ich sage das deswegen besonders gerne, 
weil ich selbst zu jenen gehöre, die seit lan­
gem auch in den mir zugefallenen internatio­
nalen Funktionen immer wieder die Meinung 
vertreten, daß die Energiepolitik der Zukunft 
nicht primär - ich meine, sicherlich auch, 
aber nicht primär - von der Angebotsseite, 
sondern von der Nachfrageseite her in den 
Griff genommen werden müßte, während die 
bisherigen energiepolitischen Prognosen sich 
leider im wesentlichen immer auf eine Ana­
lyse der Angebotsseite beschränken, wobei 
diese Angebotsseite meistens eher starr pro­
gressiv prognostiziert wird. 

Aber hier möchte ich dem Kollegen Wille zu 
seiner Kernenergieproblematik und auch dem 
Hohen Hause kurz etwas berichten, was sich 
in letzter Zeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land zum gesamten Energieproblem getan 
hat. Ich glaube, daß es auch für uns interes­
sant ist. zu hören, zu welchem Ergebnis eine 
vom Deutschen Bundestag Ende 1979 einge­
setzte sogenannte Enquetekommission über 
zukünftige Kernenergiepolitik in der Bundes­
republik kam. 

In einer mehr als einjährigen intensiven 
Arbeit hat diese Enquetekommission, der 
neben sieben Abgeordneten aller Fraktionen 
auch acht hochkarätige wissenschaftliche 
Kapazitäten angehörten, sich mit den Krite­
rien für die Bewertung von Energiesystemen 
und dem sich daraus ergebenden politischen 
Handlungspostulat und den Handlungsemp­
fehlungen auseinandergesetzt. Und das 
wesentlich Neue an der Arbeit und an der 
Methode dieser Kommission war dabei, daß 
sie jenseits jener - auch bei uns - gängigen 
emotional geführten Tagesdiskussionen mit 
systemanalytischen Methoden der Modellbil­
dung verschiedene Wege der Entwicklung von 
Energiebedarf und Energieversorgung unter­
sucht hat, und das an Hand von vier Model­
len, von vier als Pfaden bezeichneten Mode~-
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len, die einander gegenübergestellt wurden 
und verschiedene Analysen ergeben haben. 

Diese einzelnen Pfade gehen dabei von 
unterschiedlichen Wert- und Zielvorstellun­
gen aus, von unterschiedlichen Einschätzun­
gen etwa des Wirtschaftswachstums, des 
Strukturwandels der Wirtschaft, des Einsat­
zes der Kernenergie, des Ausmaßes des Ener­
giesparens und des Einsatzes vor allem auch 
der erneue rb aren, nichtnuklearen Energieträ­
ger. 

Dabei ergibt sich von einer Randkonzep­
tion, wenn ich das so sage, zur anderen etwas 
sehr Interessantes. Die erste Modelluntersu­
chung geht von der weitgehenden Vermei­
dung von starken Energieeinsparungen und 
vom enorm hohen Zuwachs bei Kernkraftwer­
ken aus. 

Die andere, die letzte Variante hingegen 
sieht eine enorm verbesserte Nutzung der 
Energie vor, also eine breite Einsparnotwen­
digkeit und den Verzicht auf die Kernenergie 
bei vorrangigem Einsatz alternativer Energie­
quellen. Oder anders gesagt, die Modelle 
gehen von der praktisch reinen Betrachtung 
der Angebotsseite bis zur fast ausschließli­
chen Betrachtung der Nachfrageseite unter 
Berücksichtigung alternativer Energiequel­
len. 

Das Überraschende an dieser jetzt vor eini­
ger Zeit vorgelegten Studie, die 600 Seiten 
umfaßt, . ist folgendes: Das Gesamtbild der 
Betrachtungen macht deutlich, daß unter 
bestimmten Bedingungen ein Weg ohne Kern­
energie durchaus denkbar, politisch und sach­
lich denkbar und möglich ist. Die Bedingun­
gen dafür sind, daß der Energiebedarf - trotz 
angenommenen wachsenden Energiedienst­
leistungsbedarfes - nicht mehr ansteigt, was 
auf der anderen Seite nur bei sehr starken 
Energieeinsparungen, bei sehr massiven -
und das ist entscheidend - Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen in alternative 
Energieträger und bei starkem Strukturwan­
deI möglich ist. Strukturwandel in$ofern, daß 
man weitgehend von einer Stagnation der 
Grundindustrien und einem starken Zuneh­
men der Dienstleistungsbereiche ausgeht. 

Für alle KonzeptvarianteIi - ich wieder­
hole es - gilt jedoch eine starke Forcierung 
der Investitionen in die Erforschung nicht­
nuklearer Alternativenergien, die entschei­
dend weiterentwickelt werden müßten. 

Im übrigen ist interessant, daß dieser deut­
sche Bundestagsbericht weitgehend auf der 
Linie eines, kürzlich herausgekommenen 
Energiereports der Harvard-Bussines-School 

in den Vereinigten Staaten liegt, dessen Ver­
fasser ebenfalls zur Grundthese kommt, daß 
der Angelpunkt der künftigen Entwicklung 
sein müßte, daß der Energieeinsparung und 
der Sonnenenergie eine faire Chance - das 
Wort kehrt übrigens auch im deutschen Bun­
destagsbericht immer wieder - eingeräumt 
werden muß, um sich so auf dem Markt von 
der Abhängigkeit von Öl und von anderen 
herkömmlichen Energiequellen praktisch los­
zulösen. 

Ich meine, Hohes Haus und Frau Bundes­
minister, daß diese Berichte auch für uns wert 
sind, studiert zu werden, und ich sage das 
eben im Zusammenhang mit der von mir 
begrüßten Forcierung der Forschung im 
Bereich der' nichtnuklearen, im Bereich der 
,regenerativen, also der erneuerbaren Ener­
gien. 

Ein zweites zum Thema: Innovation in 
, Klein- und Mittelbetrieben. Frau Bundesmini­

ster, Sie haben an sich in Ihrer Darstellung, in 
Ihrer Wortmeldung die Bedeutung dieses 
Bereiches bereits unterstrichen. Primär auch 
unter dem Eindruck der letzten internationa­
len Tagung, an der wir gemeinsam auch teil­
nehmen konnten, bei der OECD-Tagung. 

Ich meine, daß die Frage der Innovation vor 
allem im Bereiche des Mittelstandes, vor 
allem im Bereich der Klein- und Mittelbe­
triebe einer wesentlich kompakteren Behand­
lung und Betrachtung bedarf, wobei ich unter 
Innovation die Anwendung, also die Umset­
zung technolOgischer Erkenntnisse in den 
jeweiligen betrieblichen Gegebenheiten unter 
Berücksichtigung der technischen, der finan­
ziellen, der arbeitsmäßigen Voraussetzungen 
der einzelnen Betriebe verstehe. Diese 
Erkenntnisse werden zum Teil von außen, 
zum Teil innerbetrieblich erarbeitet. 

Für beide aber gilt - und darauf möchte 
ich jetzt besonders hinweisen -, daß natür­
lich die Frage überhaupt der Forcierung und 
der Möglichkeit der Innovation von den 
Anreizen und von den Förderungen der 
öffentlichen Hand entscheidend abhängt. 

Dabei, meine ich, ist davon auszugehen -
und das ist für die Politik etwa der Regierung 
entscheidend -, daß solche Prozesse ja 
immer langfristig angelegt sind. Das hat auch 
das staatliche Förderungskonzept zu berück-
sichtigen. ' 

Frau Bundesminister, ich werde abschlie­
ßend beim Forschungsförderungsfonds und 
seiner Betrachtung dazu einige sehr kritische 
Bemerkungen machen. Es geht darum - und 
hier geht es nicht so sehr u~ den absoluten 
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Umfang der Mittel, so meine ich -, daß man 
die Kreativität, die Dynamik, die Bereitschaft 
der Unternehmer zu Innovation, zu diesen 
sehr risikoreichen, zu diesen oft sehr langfri­
stig erst ertragswirksamen Investitionen 
durch ein entsprechendes Innovationsklima 
fördert, ja diese Bereitschaft erst schafft. Es 
geht also darum, daß der einzelne Unterneh­
mer berechenbare und kontinuierliche Vor­
aussetzungen vor sich hat, daß man also die 
notwendigen Innovationsanreize aus einem 
Gesamtwirtschaftsklima heraus schafft. 

Und ich meine, das ist nicht nur die Voraus­
setzung für die zusätzliche Aktivierung so vie­
ler noch brachliegender Energien und Kreati­
vitäten, sondern es ist auch für die Zukunft, 
glaube ich, der gesamten Wirtschaft und auch 
der Forschungspolitik bei uns entscheidend. 

Ich möchte hier unterstreichen, Frau Bun­
desminister, es ist nicht nur der absolute 
Wert, sondern es ist die Gesamtheit der Vor­
aussetzungen, es ist nicht das Punktuelle, die 
Einzelförderungsmaßnahme, sondern es ist 
die Notwendigkeit der Schaffung eines abge­
stimmten Bündels von Maßnahmen, weil 
selektive Maßnahmen sehr oft auch zufällig 
wirken - oder auch nicht. 

Es geht also hier um die Schaffung entspre­
chender Rahmenbedingungen im Bereiche 
der Steuer- und Fiskalpolitik über beschäfti­
gungspolitische, außenhandels- und schließ­
lich auch wechselkurspolitische Probleme bis 
natürlich auch zur Frage der mittelbaren För­
derungsinstrumente. 

Und ich meine, daß etwas mehr in Richtung 
auf Stabilität und Kontinuität gemacht wer­
den muß. Denn das Vertrauen in die Politik 
der Regierung, das Vertrauen in die Kontinu­
ität, in die Beständigkeit der Maßnahmen und 
des gesamten Klimas ist nirgends so sehr 
notwendig wie im Bereich der technologi­
schen Neuerungen aus den Gründen des 
damit verbundenen hohen Risikos, der lang­
fristig erst absehbaren Rentabilität. 

Frau Bundesminister, hier habe ich mir das 
Heft des Forschungsförderungsfonds vorge­
nommen, und darin sehe ich halt doch einige 
sehr kritische Anmerkungen, die auf die bis­
herige Förderungspolitik, innovatorische För­
derungspolitik der Regierung ein eher betrüb­
liches Bild werfen. Ich schaue mir hier die 
Seiten 32/33 dieses Förderungsberichtes an 
und stelle fest: . 

Erstens: Seit Jahren wird hier von der 
Regierungsfraktion immer wieder gesagt, 
jawohl, wirtschaftsbezogene Forschung ist 
notwendig, aber die Wirtschaft tut zu wenig, 

die Wirtschaft müßte mehr tun, der Staat tut 
immer viel mehr in seinen Zuwachsraten. In 
Ihrer Forschungskonzeption, Frau Bundesmi­
nister, verlangen Sie, daß im Bereiche der 
wirtschaftsbezogenen Forschung als Zielvor­
stellung Staat und Wirtschaft einander 50 : 50 
gegenüberstehen sollten. 

Wie sieht es tatsächlich aus? Ich berichte 
hier: 1971 bis 1979 haben die Leistungen der 
Wirtschaft im Forschungs- und Entwicklungs­
bereich um 254, die der öffentlichen Hand um 
234 Prozent zugenommen. An sich noch nicht 
so dramatisch, jedenfalls ist die Wirtschaft 
Jahr für Jahr in der Zunahme darüber. 

Aber nun kommt das, ich glaube, Unvertret­
bare, Frau Bundesminister. Das geht so 
sprunghaft vor sich, diese Entwicklung im 
Bereich der staatlichen Förderung, so unange­
paßt und so mangelnd jeder Kontinuität, Sta­
bilität und damit auch jeder Vertrauensbasis, 
daß ich wirklich bitten möchte, daß Sie diese 
Frage einer grundlegenden Neukonzeption 
unterziehen. 

Beispiel: Im Jahr 1971 hat etwa die staatli­
che Förderung für den gewerblichen For­
schungsförderungsfonds um 58 - ich zitiere 
jetzt bis 1979 -, dann um 34 Prozent, dann 
um 14, dann um 20, dann um 19, dann um 8, 
dann um minus 5, dann um 28, dann um 
12 Prozent zugenommen. Frau Bundesmini­
ster, mit solchen Dotierungen, die ganz offen­
sichtlich jeweils aus einem Gerangel um Mil­
lionen, oder ich weiß nicht, aus was, entstan­
den sind, kann man keine langfristige Innova­
tionspolitik betreiben und kann man vor 
allem kein Klima schaffen, das hier entspre­
chendes Vertrauen schafft, das Anreiz schafft. 

Ganz anders die Wirtschaft selbst: Die Wirt­
schaft selbst liegt immer so um 15 bis 20 Pro­
zent, aber nur am Rande, der absolute Wert 
ist nicht 50: 50, sondern die staatliche' Förde­
rung lag 1979 bei 354 Millionen und die Ausga­
ben der gewerblichen Wirtschaft bei 6 300 Mil­
lionen. 

Also Sie sehen, daß sich hier Dinge tun, die 
tatsächlich einer neuen Durchdenkung und 
einer neuen Maßnahme bedürfen. Abgesehen 
davon, daß die anderen Bereiche der öffentli­
chen Förderung, wenn ich etwa die ganze För­
derung des technischen Versuchswesens 
ansehe, auch nominell seit zehn Jahren stag­
nieren. Wir haben im Jahre 1971 6 Millionen 
gehabt und haben heute 8 Millionen. 

Frau Bundesminister! Ich glaube daher, daß 
diese Frage der Innovationspolitik, der Mobi­
lisierung, der Kreativität, des Schöpfungs-
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und des Risikoreichtums gerade der Klein­
und Mittelbetriebe seitens Ihres Ministe­
riums, seitens der Dotierurig durch die öffent­
liche Hand bisher einen eher negativen 
Aspekt aufzuweisen hat. 

Ich meine, wenn ich mir die ganzen Ver­
handlungen um das Forschungsorganisations­
gesetz ansehe, Frau Bundesminister, daß 
auch hier der wesentlichste Teil für die Schaf­
fung eines neuen, guten und förderlichen 
Investitions- und Innovationsklimas, nämlich 
die ganze Frage der notwendigen steuerlichen 
Begleitmaßnahmen, fehlt. 

Abschließend, Frau Bundesminister, würde 
ich Sie einladen und auffordern, alles zu tun, 
um als künftiges Kernstück Ihrer ganzen For­
schungspolitik und Forschungsförderung 
jenes Klima mit allen Mitteln zu schaffen, das 
wir für die Innovationsfähigkeit der mittel­
ständischen Wirtschaft, speziell für das wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Überleben 
brauchen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Nowotny. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Es ist sicherlich erfreu­
lich, daß über den vorliegenden Bericht hin­
aus heute die Gelegenheit gegeben ist, eine 
forschungspolitische Diskussion zu führen, 
und es ist auch erfreulich, daß sich dabei doch 
auch gezeigt hat, daß Fragen der Forschungs­
und Technologiepolitik heute allgemein als 
zentrale Fragen in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik gesehen werden und daß 
in diesem Bereich politische Schwerpunkte zu 
setzen sind. 

Wob~i das sicherlich - auch das muß hier 
gesagt werden - gerade auch ein Verdienst 
der Tätigkeit des Wissenschaftsministeriums 
und speziell auch der Frau Wissenschaftsmi­
nister ist, die nun seit über zehn Jahren syste­
matisch an einer stärkeren Verankerung 
eines Forschungsbewußtseins in Österreich 
arbeitet. Das hat seinen Niederschlag gefun­
den in einem kontinuierlich ansteigenden 
Niveau der Ausgaben für Forschung und Ent-

. wicklung in Österreich, in der Ausarbeitung 
einer ersten Forschungskonzeption, der jetzt 
eine zweite, die in Vorbereitung ist, folgt, und 
einer Reihe von anderen Maßnahmen, die wir 
ja gerade in den Berichten hier sehen. 

Dabei möchte ich gerade im Gegensatz zu 
meinem Vorredner die Bedeutung der Konti­
riuität betonen, die es gerade hier in diesem­
Wissenschaftsbereich gegeben hat. Sie müs­
sen sich ja nur ansehen die Entwicklung etwa 

in anderen Staaten; es hat die Frau Minister 
die Entwicklung in Amerika angeführt. Sie 
brauchen sich die Entwicklung nur in 
Deutschland anzusehen, wo wir eben die eine 
Tendenz hatten, daß zunächst einmal große 
Forschungsprojekte- hochgepusht wurden, 
dann aber wieder einen radikalen Rückgang 
gehabt haben beziehungsweise zum Teil 
sogar Projekte und Forschungsstätten aufge­
lassen werden mußten, wenn Sie nur an Ham­
burg, an das Großreaktorprojekt denken oder 
in Starnberg und so weiter. 

Ich glaube, wenn sich Herr Abgeordneter 
Neisser ein bißchen auch angesehen hätte die 
internationale Entwicklung, so hätte sein 
Urteil über die österreichische Forschungspo­
litik doch sehr viel anders ausfallen müssen, 
als er es hier getroffen hat. 

Dagegen ist es ja, würde ich sagen, gera­
dezu eigenartig und pikant, wenn man am 
Tage dieser Forschungsdiskussion in den Zei­
tungen den Vorschlag des Abgeordneten Neis­
ser findet, einfach sämtliche Auftragsfor­
schungen des Bundesministeriums zu strei­
chen, sozusagen nach dem Motto: Ich bin 
dafür, alles abzuschaffen; was ja wirklich eine 
sehr eigenartige Art einer Schwerpunktbil­
dung darstellt. Ich hätte an sich gerade vom 
Abgeordneten Neisser hier eine eher diffe­
renziertere Sicht erwartet, als er sie hier 
gezeigt hat. 

Gott sei Dank, kann man nur sagen, sind 
wir in Österreich nicht den Weg gegangen, 
den hier Neisser vorschlägt: Wir hatten in 
Österreich eine kontinuierliche Entwicklung 
in der Wissenschaftspolitik, die ja auch eine 
Reihe großer Erfolge gezeitigt hat. 

Es ist dies hier auch schon von seiten der 
Frau Minister zum Teil angeführt worden, ich 
darf aber etwa auch verweisen auf einen Arti­
kel von Professor Paschke vor einiger Zeit in 
der "Presse", wo er gezeigt hat, was alles in 
Österreich im Bereich der naturwissenschaft­
lichen Forschung geschieht und mit welchem 
hohen Niveau das geschieht. 

Ich darf weiters darauf verweisen, daß auch 
im Bereich der Sozialwissenschaften bei allen 
Problemen, die hier heute angeschnitten wur­
den, es uns doch per saldo gelungen ist, 
Anschluß an das internationale Niveau der 
wissenschaftlichen Entwicklung zu finden, 
wobei ja gerade hier besonders große Rück­
stände aufzuholen waren nach jahrelanger 
Vernachlässigung durch konservative Unter­
richtsministerien. 

Diese Kontinuität in der Wissenschaftspoli­
tik hat sich ja auch niedergeschlagen in einer 
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ganzen Reihe von wirtschaftlichen Erfolgen, 
wenn ich hier nur etwa an die Entwicklung 
des Dieselmotors erinnern darf. 

Nun ist es sicherlich so, daß die Forschungs­
politik unbestreitbare Erfolge aufzuweisen 
hat, gleichzeitig gibt es kaum einen Bereich 
wie die Forschungspolitik, wo eben so rasche 
Entwicklungen und so rasche Anforderungen 
an die Politik gestellt werden wie eben hier. 
Wobei die wesentliche Herausforderung, vor 
der wir aus meiner Sicht in Österreich derzeit 
stehen, die ist, daß sich die Forschungs- und 
Technologiepolitik immer· stärker zu einem 
Schlüsselbereich in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik entwickelt. Es ist das 
heute eine Schlüsselstellung für unser künfti­
ges Wirtschaftswachstum, für die künftige 
Entwicklung unserer Zahlungsbilanz und 
natürlich auch für die künftige Entwicklung 
in unserer Beschäftigung. 

Forschung und Entwicklung, technischer 
Fortschritt sind eben heute nicht mehr als 
etwas quasi Autonomes zu sehen, sondern als 
etwas, was aktives Eingreifen der Regierung 
erfordert und was ja alle Staaten heute tun. 

Für Österreich wirft das zweifellos eine 
ganze Reihe von Fragen auf, denen wir uns 
laufend stellen müssen. Eine davon ist die 
Frage nach dem Verhältnis Grundlagenfor­
schung zu angewandter Forschung. Es ist 
zweifellos richtig - wie hier auch schon aus­
geführt wurde -, daß die Grundlagenfor­
schung den Humus der Wissenschaft dar­
stellt, aber es ist für einen kleinen Staat 
sicherlich auch unmöglich, alle Bereiche der 
Grundlagenforschung in gleichem Maße zu 
betreiben, sodaß hier sicherlich gewisse 
Schwerpunktsetzungen für speziell interes­
sante Forschungsbereiche notwendig sind. 

Der Schwerpunkt der künftigen Bemühun­
gen in Österreich wird zweifellos im Bereich 
der angewandten Forschung zu sehen sein, 
der ja auch deshalb besonders interessant ist, 
weil es sich eben hier um die Nahtstelle han­
delt zwischen dem Wissenschaftsbereich 
einerseits und dem Wirtschafts bereich ande­
rerseits. Das zentrale Problem der Technolo­
giepolitik in Österreich liegt zweifellos darin, 
die Übergänge 'zu gestalten von der Grundla­
genforschung dann zur angewandten For­
schung, von dort zur Entwicklung und vOn 
dort dann schließlich in den Bereich der indu­
striellen Produkten. 

Das hat nun eine Vielzahl von Aspekten, die 
ich hier nur ga:p.z kurz im einzelnen andeuten 
will, etwa einen personellen Aspekt. Es ist 
zweifellos so, daß Österreich eine Reihe von 
exzellenten Forscherpersönlichkeiten auf-

weist, die Frage jedoch eben ist, ob dieses 
Potential auch wirklich immer optimal einge­
setzt ist, insbesondere ob der Strom zwischen 
Universitäten und Wirtschaft auch wirklich 
immer optimal funktioniert. Ich glaube, es ist 
hier sehr interessant zu sehen, daß gerade 
von seiten des Wissenschaftsministeriums 
hier eine ganze Reihe interessanter Initiati­
ven gekommen sind, um hier eine stärkere 
Verknüpfung hervorzurufen. 

Und schließlich gibt es sicherlich gerade in 
der Frage der Verknüpfung zwischen Wissen­
schaft und Wirtschaftsbereich finanzielle 
Aspekte. Wobei es zWeifellos so ist, daß For­
schung und Entwicklung letztlich ja einen 
unerschöpflichen Geldbedarf haben und 
manchmal geradezu der Eindruck erweckt 
wird, ein Wissenschaftler, der sozusagen nicht 
den Wunsch nach mehr Geld hat, wäre gar 
kein guter Wissenschaftler. 

Auf jeden Fall, glaube ich, heißt es für die 
staatliche Politik, daß es sicherlich notwendig 
ist, ausreichende Dotierung vorzusehen, daß 
es aber andererseits naiv und letztlich auch 
unrealistisch wäre, sich einfach immer nur 
auf die Forderung nach mehr Geld zu 
beschränken. 

Dai-über hinaus ist auch festzuhalten, daß 
gerade für diesen besonders kostenintensiven' 
Bereich der Entwicklung und der Fertigungs­
überleitung in unser Wirtschaftssystem eben 
primär der Unternehmersektor und nur subsi­
diär der Sektor der öffentlichen Hand zustän­
dig ist. Und hier würde ich etwa auch mit dem 
Kollegen Frischenschlager in dieser Richtung 
durchaus übereinstimmen, daß es gefährlich 
wäre, hier eine Mentalität heranzuzüchten 
oder auch zu unterstützen, die jede For­
schungstätigkeit, jede Entwicklungstätigkeit 
dann nur mehr von staatlicher Unterstützung 
abhängig macht. Umso mehr, als ja eben 
gerade Investitionen im Forschungsbereich 
zu den ertragbringendsten Investitionen 
gehören, die ein Unternehmer überhaupt 
machen kann, wie es etwa gerade der Präsi­
dent Widtmann vom Forschungsförderungs­
fonds der gewerblichen Wirtschaft dargestellt 
hat. 

Ich glaube also, daß man klar sehen muß, 
daß Forschung und Entwicklung einen Kern­
bereich für eine künftige Wirtschaftspolitik 
darstellen und damit auch für die Frage des 
Konzeptes einer Wirtschaftsförderung insge­
samt. 

Man muß sich dann noch, glaube ich, im 
klaren darüber sein, daß ein Vorrang für Wis­
senschaft und Forschung im Rahmen der 
Wirtschaftsförderung natürlich auch Nach-
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rang für andere Bereiche bedeutet. Wir haben 
das in unserem neuen Wirtschaftsprogramm 
angedeutet, und ich glaube, gerade in dieser 
Frage, wo Vorrang und damit aber auch Nach­
rang anzusetzen ist, wird ein entscheidender 
Punkt sein, wo auch die ÖVP klar ihre Karten 
auf den Tisch legen muß. Das scheint mir letz­
ten Endes auch ein viel wichtigerer' Bereich 
zu sein als die doch etwas vordergründige Dis­
kussion über die Frage direkte oder indirekte 
Förderung. (Abg. G ra f: Das sehen wir halt 
etwas anders, wenn Sie gestatten!) 

Aber da sind Sie, muß ich Ihnen sagen, 
Herr Präsident Graf, halt sehr isoliert. Es hat 
eine große internationale Diskussion über die 
Frage gegeben, was nun vorzuziehen ist: 
direkte oder indirekte Förderung. Es hat sich 
halt gezeigt, daß beides Vorteile und Nach­
teile- hat. (Abg. G r a f: Es hat sich halt 
gezeigt, wir sind anderer Auffassung, aber 
das macht ja weiter nichts!) Nein, das macht 
gar nichts. Es sei Ihnen völlig zugestanden, 
eine andere Auffassung zu haben. Nur glaube 
ich, mir ist zugestanden zu zeigen, daß Sie mit 
Ihrer anderen Auffassung sehr im Gegensatz 
stehen zu der internationalen Entwicklung 
auf diesem Gebiet, weil das eben nicht mehr 
als eine ideologische Frage gilt, sondern als 
eine Frage, die nach den praktischen Notwen­
digkeiten der Wirtschaftspolitik gesehen ist. 
(Abg. Graf: Wie viel Gegengutachten soll 
ich Ihnen bringen? Wie viel wollen Sie 
haben?) 

Dafür gibt es keine Gegengutachten, son­
dern hier ist schon ein Bereich, wo wir doch 
weitgehende Einigung haben. Ich würde 
Ihnen empfehlen, sich etwa in dieser Frage 
mit Professor Paschke zu unterhalten, der, 
glaube ich, doch auch in Ihren Kreisen für 
diese Fragen eine gewisse größere Kompe­
tenz haben sollte als vielleicht manche 
andere, die hier auftreten. 

Ich glaube daher, es ist ganz wichtig zu 
sehen, daß es völlig verfehlt ist - so wie es 
auch der Herr Neisser heute gemacht hat -, 
das als eine ideologische Frage aufzubauen. 
Das ist eine Frage, die völlig fern von ideologi­
schen Überlegungen nach den jeweiligen 
Sacherfordernissen zu sehen ist, wobei ja 
auch seitens der Sozialistischen Partei durch:.. 
aus Bereitschaft besteht, beide Wege zu 
beschreiten. Wir sehen, daß es sicherlich Vor­
teile gibt im Bereich der indirekten - also 
steuerlichen - Förderung, etwa gerade in der 
Möglichkeit gegenüber kleineren und mittle­
ren Unternehmen ... 

Wir sind hier durchaus bereit, viele Wege 
gemeinsam zu gehen, und haben ja auch etwa 

über die Möglichkeiten der vorzeitigen 
Abschreibung hinaus, über die Möglichkeiten 
der Forschungsförderung im letzten Abgaben­
änderungsgesetz zusätzlich indirekte - also 
steuerliche - Möglichkeiten der Forschungs­
förderung geschaffen. Aber wir sehen auch, 
daß es daneben natürlich auch die Notwendig­
keit gibt einer direkten Förderung. Und 
gerade der Bereich der großen Forschungsför­
derungsfonds' ist ein Beispiel einer direkten 
ausgabenseitigen Förderung ... (Abg. G ra f: 
Sowohl als auch! Aber nicht: entweder oder!) 

Sehen Sie, da treffen wir uns schon. (Abg. 
G r a f: Das wird sich erst herausstellen!) Im 
Prinzip treffen wir uns auf diesem Prinzip auf 
jeden Fall. Was es im konkreten dann bedeu­
tet, das muß man sicherlich ausdiskutieren, 
wobei gerade in Kürze ein Testfall kommen 
wird. Wir haben ja jetzt mit Minister Salcher 
bei der letzten Wirtschaftskonferenz, wo Sie 
ja dabei waren, Herr Präsident, ein Papier 
präsentiert, wo neue Möglichkeiten der För­
derungsüberleitung gezeigt werden. Es 
herrscht, glaube ich, allgemeine Übereinstim­
mung, daß gerade diese Frage der Förde­
rungsüberleitung, das heißt also der Überlei­
tung von der Entwicklungsstufe in die Pro­
duktionsstufe, einen der wichtigsten und 
natürlich auch eine der kostspieligsten Berei­
che ist, die es in der Forschungsförderung 
gibt. 

Es hat - soweit ich das sehe - dieser Vor­
schlag auch weitgehende Zustimmung oder 
zumindest keine Ablehnung gefunden. Inzwi­
schen gibt es gewisse Stimmen, die im 
Bereich der Finanzierung über eine Offen­
Markt-Politik via Investkredit hier Einwen­
dungen gemacht haben. Aber ich glaube, es 
ist sehr wichtig zu zeigen, daß es gerade hier 
darum geht, ein Projekt zu verwirklichen, das 
größte, unmittelbare und positive Wirkung für 
die Forschungsaktivitäten in Österreich brin­
gen kann und wo es sehr gefährlich wäre, ein 
solches Projekt aus engen dogmatischen 
Überlegungen abzulehnen. 

Aber ich möchte betonen, daß ich sehr 
zuversichtlich bin, daß gerade in dieser wich~ 
tigen Frage Übereinstimmung zwischen den 
Wirtschaftspartnern erzielt wird und eine 
Lösung gefunden werden kann, die sowohl 
den Anforderungen einer modernen Techno­
logiepolitik als auch einem modernen ökono­
mischen Denken entspricht. 

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe von 
den gegenwärtigen Problemen ausgehend 
hier speziell über die ökonomischen Aspekte 
von Forschung und Entwicklung gesprochen. 
Aber gerade der vorliegende Forschungsbe-
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richt gibt sicherlich auch Anlaß hervorzuhe­
ben, daß Forschungspolitik zwar ein zuneh­
mend wichtiger Bereich der Wirtschaftspoli­
tikist, aber sicher eben nicht nur unter ökono­
mischen Gesichtspunkten gesehen werden 
kann, denn für die langfristige gesellschaftli­
che Entwicklung eines Staates ist· zweifellos 
auch die geistes- und die· sozialwissenschaftli­
che For~chung wichtig, ist zweifellos auch der 
große Bereich der medizinischen Forschung 
wichtig, wobei gerade Vorkommnisse in die­
sem letzten Bereich auf ein Problem hinwei­
sen, das ich jetzt hier nicht näher behandeln 
kann, das aber doch zumindest im Rahmen 
dieser Debatte Erwähnung finden sollte. Es 
ist das die Frage nach der W1.ssenschaftlich­
ethischen Verantwortung, also die Frage, wie­
weit denn Forschungsinteressen gegenüber 
anderen Interessen, also etwa gegenüber den 
Interessen eines Patienten, abzuwägen sind. 

Darüber hinaus wird sich eben generell 
auch die Frage nach der Formulierung und 
der Durchsetzung von wissenschaftlichem 
Standard stellen, wo ja eben - das wurde 
schon angeführt - etwa gerade die Rektoren­
konferenz unlängst auf das Problem hinge­
wiesen hat, das sich ergibt, wenn sozusagen 
jede Seite hier mit ihrem Experten speziell 
aufkreuzt, wobei aus meiner Sicht die Lösung 
sicherlich nicht in einem staatlichen Verbot 
oder in Form irgendeiner staatlichen Regle­
mentierung bestimmter Forschungsaktivitä­
ten liegen kann. 

Zweifellos gibt es hier - auch das muß man 
sehen - erhebliche Probleme, die bis jetzt 
durch die Selbstdisziplin der Gemeinschaft 
der Wissenschaftler, also dieser "scientific 
community" nicht entsprechend gelöst wer­
den konnten, sodaß hier sicherlich weitere 
Diskussionen notwendig sind, wobei es sich 
zweifellos um ein sehr sensibles Gebiet han­
delt, wo jede voreilige Lösung nur gefährlich 
sein könnte. 

Es ist das aber, Hohes Haus, ein Beispiel 
dafür, daß eben die Entwicklung und die Ver­
breitung der Wissenschaft eben nicht nur zu 
Fortschritten führt, sondern auch gesell­
schaftliche Probleme schafft, denen man sich 
dann zeitgerecht stellen muß. Auch mit die­
sem Aspekt - also dieser Spannung von 
Gefährdung und Fortschritt - muß eine Wis­
senschaftspolitik leben und sich diesem 
Aspekt sicherlich stellen. 

Das ist ja nicht zuletzt gerade auch einer 
der Umstände, weshalb Wissenschaftspolitik 
einen so faszinierenden Bereich in der Politik 
darstellt, ein Bereich, der auch sicherlich 
nicht in den engen Grenzen der Parteipolitik 

diskutiert werden sollte, weil es sich hier ja 
nur zum geringsten Teil um parteipolitische 
Fragestellungen im engeren Sinn handelt, 
sondern wo es sich sicherlich um Probleme 
handelt, die der Zusammenarbeit aller Kräfte 
in diesem Land zum gemeinsamen Wohl der 
Wissenschaft und zum gemeinsamen Wohl 
dieses Landes bedürfen. (Beifall bei der sm.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Steidl. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es ist Gepflo­
genheit in diesem Haus, daß ein Redner der 
Opposition als letzter zu einem Tagesord­
nungspunkt Stellung nimmt. Wenn ich heute 
darauf verzichte, dann als Reverenz gegen­
über dem verdienstvollen, allseits geschätzten 
Kollegen Maderner, der heute zum letzten 
Mal in diesem Hause das Wort ergreifen wird 
und dem deshalb das Schlußwort gehören soll. 

. (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben mit 
Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß 
sich die Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung von 1970 bis 1980 um 290 Prozent 
erhöht haben. Aber, Frau Bundesminister, Sie 
würden sich falsche Federn auf Ihren Hut 
stecken, wenn Sie das als Verdienst des Bun­
des bezeichnen würden, denn an dieser Erhö­
hung um 290 Prozent ist der Bund unterpro­
portional, nämlich nur mit 260 Prozent, betei­
ligt. Es wurde heute schon gesagt, daß es in 
erster Linie die Bundesländer waren mit 
einer Steigerung von 345 Prozent und die 
Wirtschaft mit einer Steigerung von 306 Pro­
zent, die maßgebend dazu beigetragen haben, 
daß die Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung in diesem Ausmaß gestiegen 
sind. Bis 1978 war der Anteil der öffentlichen 
Hand an Forschung und Entwicklung größer 
als der der Wirtschaft, aber seit 1978 hat die 
Wirtschaft mit ihren Aufwendungen die Aus­
gaben der öffentlichen Hand überflügelt. 

Meine Damen und Herren! Jeder meiner 
Vorredner hat auf die Bedeutung von For­
schung und Entwicklung im Zusammenhang 
mit der Bewältigung der Strukturprobleme 
hingewiesen, und Herr Professor Nowotny 
bat diesen Forschungen und Entwicklungen 
sogar eine Schlüsselposition zugewiesen. 

Umso verwunderlicher ist es, daß es trotz 
dieser. gewaltigen Erhöhungen seit 1970 nicht 
gelungen ist, die Strukturprobleme zu lösen, 
ja zum Teil sind sie noch stärker hervorgetre­
ten, als sie damals vorhanden waren. Wenn 
heute die Arbeiter in Judenburg auf die 
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Straße gehen müssen, weil ihr Arbeitsplatz 
mehr gefährdet ist als vor zehn Jahren, dann 
ist das das Ergebnis einer verfehlten soziali­
stischen Strukturpolitik. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wohl wurden Ad-hoc-Lösungen zur vorüber­
gehenden Befriedigung mit Recht empörter 
Arbeitnehmer getroffen, von denen man aber 
von vornherein wußte, daß sie eine endgültige 
Gesundung des Unternehmens nicht sicher­
stellen können. Gerade die Förderungspolitik, 
die Sie gemacht haben, hat dazu beigetragen, 
Strukturen zu versteinern; und Strukturen zu 
konservieren heißt auch, die Probleme, die 
mit der Lösung der Strukturprobleme zusam­
menhängen, zu konservieren. Und je länger 
diese Probleme auf Eis gelegt werden, umso 

. schwieriger werden sie dann zu lösen sein. 

Dabei, meine Damen und Herren, war die 
Zeit für Strukturbereinigungen nie so günstig 
als in der ersten Hälfte der siebziger Jahre. Ja 
wann soll man denn Strukturprobleme lösen 
als in einer Zeit der Hochkonjunktur? Nur 
dort sind die Möglichkeiten gegeben, nicht 
aber, wenn sich der wirtschaftliche Horizont 
verdüstert und die Arbeitsplätze und die 
Beschäftigungslage abzubröckeln beginnen. 

Interessanterweise sind die ärgsten Struk­
turprobleme gerade dort, wo die öffentliche 
Hand zu bestimmen hat. Die Milliarden an 
Strukturverbesserungsgeldern, die an schwer 
defizitäre Betriebe gegeben wurden, waren ja 
nichts anderes als Beiträge zur Abdeckung 
von Verlusten. Es hat sich auch hier wieder 
gezeigt, daß der Staat nicht in der Lage ist, 
unternehmerische Tätigkeiten zu ersetzen. 
Das hat auch interessanterweise der an sich 
sehr weit links stehende deutsche Finanzmi­
nister Matthöfer erkannt, der bei der Präsen­
tation seines letzten Budgets im Bundestag 
erklärte: "Entscheidend sind nicht staatliche 
Ausgaben, sondern unternehmerische Ent­
scheidungen, Initiativen, Investitionen und 
Innovationen." 

Österreichs Wirtschaftsstruktur , meine 
Damen und Herren, leidet unter einer relativ 
großen Lücke in der Produktionsstruktur als 
auch im Bereiche des Außenhandels. Öster­
reichs Anteil an technischen Bearbeitungs­
produkten beläuft sich auf rund 30 Prozent 
der Gesamtproduktion, während in Deutsch­
land dieser Anteil 42 Prozent beträgt. In 
Deutschland sind 50 Prozent der Beschäftig­
wn in facharbeiterintensiven Bereichen tätig, 
in Österreich nur 38 Prozent. Interessant ist 
es eigentlich bei den Investitionen. Österreich 
hat 26 Prozent seiner Investitionen für techni­
sche Produkte verwendet, Deutschland aber 

37 Prozent. Dabei hat Österreich eine Investi­
tionsquote, die über der anderer Industrie­
staaten liegt. Es muß also - das ist das 
Ergebnis - ein Teil der Investitionen falsch 
verwendet· worden sein, wobei Professor 
Tichy in einem vor kurzem gehaltenen Vor­
trag vor dem Management-Klub in Salzburg 
gemeint hat, diese falsch verwendeten Inve­
stitionen seien in die nicht konkurrenzfähige 
Grundstoffindustrie gegangen. 

Wir wissen auch, daß wir in der Produktivi­
tät einen Aufholprozeß gegenüber vergleich­
baren Industriestaaten mitzumachen haben. 

Was den Außenhandelt betrifft, so ist unser 
Anteil an Waren mit nur geringer Wertschöp­
fung mit 35 bis 40 Prozent wesentlich zu hoch. 

Meine Damen und Herren! Es muß zu den­
ken geben, daß vor 35 Jahren noch 75 Prozent 
aller angemeldeteten Patente von Österrei­
chern angemeldet wurden, während von den 
5972 Patenten, die 1980 angemeldet worden 
sind, nur mehr. 1 227 von Österreichern ange­
meldet wurden. 

Zur Strukturpolitik bedarf es natürlich flan­
kierender Maßnahmen, um die Wirkungen 
von Forschung und Entwicklung entspre­
chend zur Auswirkung kommen zu lassen. 
Das sind eine Freihaltung von weiteren Bela­
stungen und in weiterer Folge auch steuerli­
che Maßnahmen. 

Mir ist vor zwei Tagen ein Brief einer Vor­
arlberger Firma zugegangen, und zwar im 
Zusammenhang mit dem Schicht-, Nacht- und 
Schwerarbeiter-Gesetzentwurf, einer Firma 
... (Ruf bei der Sp(j: Die Firma B1um!) - ich 
freue mich, daß Sie den Brief auch bekommen 
haben. (Abg. K i t t1 : Alle Abgeordneten 
haben ihn bekommen!) Es ist außerordentlich 
erfreulich; dann ist dieses Problem hier 
bereits besprochen worden, was aber bedeu­
tet, daß bei Einführung dieses Gesetzes die 
Konkurrenzfähigkeit in einem Ausmaß 
erschwert wird, daß es fraglich ist· (Abg. 
Will e: Es ist kein Gesetz!), Herr Kollege 
Wille, ob .solche Firmen überhaupt noch im 
Export mit den anderen Ländern und Firmen 
konkurrieren können. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Zur Verbesserung· der Wirtschaftsstruktur 
in Österreich und zur Behebung der Lei­
stungsbilanzproblematik ist deshalb ein for­
cierter Ausba\l der Innovationspolitlk durch 
ein fiskalisches Anreizsystem und die Bereit­
stellung von Förderungsmitteln notwendig. 

Ich möchte kurz daraUf eingehen, was Pro­
fessor Nowotny zur Frage der· direkten und 
der indirekten Investitionsförderung gesagt 
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hat. In der jetzigen Phase zu fordern, daß die 
indirekte Investitionsförderung durch die 
direkte ersetzt werden sollte, zeigt von einem 
völligen wirtschaftlichen Unverständnis und 
vom offenbar unerschütterlichen Glauben der 
Theoretiker, Wirtschaft lasse sich in Minister­
büros planen. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Allein die Diskussion über die Möglichkeit 
des Ersatzes der derzeitigen Investitionsför­
derung durch die direkte Investitionsförde­
rung hat zu Verzögerungen bei Investitions­
entscheidungen geführt, die in der beginnen­
den Rezessionsphase denkbar ungünstig sind. 
Ich würde es wünschen, meine Damen und 
Herren, daß Sie einmal in meine Kanzlei 
kommen und die Gewerbetreibenden hören, 
mit welcher Vorsicht sie nun an Investitions­
entscheidungen herangehen, weil sie nicht 
wissen, welcher Art die Begünstigungen sind 
und in welchem Ausmaß sie gegeben werden. 
Sie sind ja geängstigt und verschreckt von 
den bisherigen bürokratischen Verordnungen 
bei Inanspruchnahme von begünstigten Kre­
diten oder Mitteln aus der Arbeitsmarktförde­
rung und fürchten, daß sie der ebenso kompli­
zierten wie umfangreichen Papierflut und der 
Intervention bei der direkten Investitionsför­
derung ausgeliefert sind. 

Professor Seicht, der Vorstand des Instituts 
für Betriebswirtschaftslehre der Industrie an 
der Wirtschaftsuniversität Wien, hat in einem 
Interview mit der Zeitschrift "Die Industrie" 
den Ersatz der steuerlichen Investitionsförde­
rung durch eine Direktförderung als entschei­
denden Schritt zur Eliminierung des Systems 
der sozialen Marktwirtschaft, der wir unseren 
Wohlstand verdanken, bezeichnet. Professor 
Seicht formuliert weiter, daß man in der Wirt­
schaftspolitik mit atemberaubender Sicher­
heit wieder einmal den falschen Weg gehen 
wolle und daß der Verdacht naheliege, daß 
man zu Lasten der Vielzahl privater Unter­
nehmungen Mittel zur Finanzierung der Ver­
luste der verstaatlichten Industrie freimachen 
wolle. Es gehe dabei offensichtlich nicht um 
mehr Effizienz für die Wirtschaft, sondern um 
noch mehr Macht für Staat, Gewerkschaft 
und Partei. 

Nicht weniger kritisch äußerte sich Profes­
sor Tichy bei dem schon genannten Vortrag 
vor dem Management-Klub, wo er die Ansicht 
vertrat, daß ein genereller Ersatz der indirek­
ten Investitionsförderung durch eine direkte 
Form für ihn nicht diskutabel sei. Die direkte 
Förderung sei seiner Meinung nach trotz aller 
guten Absichten strukturkonservierend und 
grundsätzlich kontraproduktiv. Schon bisher 
seien bei direkten Förderungen Subventionen 
im Vordergrund gestanden. Für strukturver-

bessernde Unterstützungen habe man keine 
Mittel mehr zur Verfügung gehabt. 

Es soll, meine Damen und Herren, gar nicht 
bestritten werden, daß die indirekte Investi­
tionsförderung in der bisherigen Form selbst­
verständlich auch Nachteile hat. Deswegen 
aber das Kind mit dem Bade auszuschütten 
heißt, die Vorteile der weitgehend staatsunbe­
einflußten Investitionsentscheidungen der 
Unternehmungen entweder nicht zu schätzen 
oder sie nicht tolerieren zu wollen. 

Nach Meinung fast aller Fachleute sei die 
derzeitige Investitionsförderung, die im 
wesentlichen in einem vorzeitigen Abschrei­
bungsbetrag von 50 Prozent und einem Inve­
stitionsfreibetrag von 20 Prozent bestehe, 
durch direkte Investitionsförderungsmaßnah­
men nach vorgegebenen Rahmenbedingun­
gen durchzuführen und nicht von einer Mini­
sterial- oder Kommissionsentscheidung 
abhängig zu machen sowie durch Investitions­
prämien zu ergänzen. Gerade das Problem 
der Forschungsförderung und die Schaffung 
von Innovationsprodukten könnten im derzei­
tigen System der Investitionsförderung nur 
unvollkommen berücksichtigt werden. 

Angesichts der Bedeutung von Forschung 
und Entwicklung für die wesentliche Struk­
turverbesserung, die Behebung der Leistungs­
bilanzproblematik und die SichersteIlung des 
wirtschaftlichen . Fortschrittes verlangt die 
Österreichische Volkspartei weitere steuerli­
che Maßnahmen zur Begünstigung von For­
schung und Entwicklung. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Im einzelnen stellt sie stichwortartig fol­
gende Maßnahmen zur Diskussion: 

1. Auf dem Gebiete des Einkommensteuer­
rechtes sollen die Zuwendungen an die im 
Gesetz bezeichneten Einrichtungen in Höhe 
von 6 Prozent als Betriebsausgaben geltend 
gemacht werden. Diese Begünstigungen sol­
len auch auf die übrigen Einkunftsarten des 
§ 2 Abs. 3 ausgedehnt werden. 

2. Durch eine eigene Regelung soll die 
Schaffung der Möglichkeit der Absetzung von 
Eigenlizenzen angestrebt werden. 

3. Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die ausschließlich oder unmittelbar der Ent­
wicklung oder Verbesserung volkswirtschaft­
lich wertvoller Erfindungen dienen, sollen 
sofort abgeschrieben werden können. 

4. Die Tarifbegünstigung des § 38 Einkom­
mensteuergesetz soll auf die Verwertung auch 
nicht patentierter volkswirtschaftlich wertvol­
ler Erfindungen sowie auf die Verwertung von 
Know-how und auf das Unternehmen, das 
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Patentinhaber, aber nicht Erfinder ist, ausge­
dehnt werden. 

5. § 67 Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes 
soll dahin gehend geändert werden, daß die 
Voraussetzung für die begünstigte Besteue:" 
rung von Prämien für Verbesserungsvor­
schläge in Betrieben bei Vergütungen an 
Arbeitnehmer für dienstliche Erfindungen, 
nämlich daß diese Zuwendungen nicht öfter 
als zweimal im Jahr ausgezahlt werden, geän­
dert wird. 

6. Bezüge aus öffentlichen Mitteln sowie 
Beihilfen, die von in § 4 Abs. 4 Z. 5 Einkom­
mensteuergesetz genannten Einrichtungen 
zur wissenschaftlichen oder gewerblichen 
Forschung gewährt werden, und Zuwendun­
gen der Forschungsförderungsfonds sollen 
keine Einnahmen sein, die einer Einkunftsart 
im Sinne des § 2 Einkommensteuergesetz 
zuzurechnen sind. 

7. Der Investitionsfreibetrag für For­
schungsinvestitionen soll erhöht und die Ver­
wendungsmöglichkeit für Zwecke der For­
schung und Entwicklung erweitert werden. 

8. Analoge Maßnahmen sollen auch im 
Bereich des Körperschaftsteuergesetzes gel­
ten. 

9. Das Gewerbesteuergesetz soll vorsehen, 
daß ~ine gewerbesteuerrechtliche Hinzurech­
nung von Schulden und Schuldzinsen im 
Zusammenhang mit der Finanzierung von 
Forschung und Entwicklung unterbleibt .. 

10. Für Zuwendungen der Forschungsförde­
rungsfonds soll auch Gewerbesteuerfreiheit 
festgelegt werden. 

11. Im Bereich des Umsatzsteuergesetzes 
wird eine Ausweitung der Bestimmungen des 
§ 4 Abs. 2 Z. 2 Umsatzsteuergesetz angestrebt. 

12. Von besonderer Bedeutung scheint die 
Schaffung einer echten Mehrwertsteuerbe­
freiung für die Umsätze aus Forschungsauf­
trägen der öffentlichen Hand, die gemeinnüt­
zigen Vereinigungen gewährt werden, deren 
satzungsgemäßer Zweck die Ausübung oder 
Förderung der Wissenschaft und Forschung 
ist. Diese echte Befreiung sollte dadurch erfol­
gen, daß in § 6 eine neue lit. a hinzugefügt 
wird. 

13. Änderungsmaßnahmen sind auch im 
Bereich des Bewertungsgesetzes erforderlich. 
So soll die Ausklammerung von Wirtschafts­
gütern des Anlagevermögens, die der For­
schung und Entwicklung dienen, sowie urhe­
berrechtlich geschützte Rechte aus dem 
Betriebsvermögen erfolgen. 

14. Auf dem Gebiete des Gebührengesetzes 
soll eine Ausnahme von der Gebührenpflicht 
für jene Kredite erfolgen, die von den For­
schungsförderungsfonds gewährt werden. 
(Abg. Dr. Sc h m i d t: 15.: Was kostet das? 
Und 16.: Wer zahlt's?) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir um 
die Mängel unserer Wirtschafts struktur wis­
sen und die zwingende Notwendigkeit einer 
Verbesserung der Leistungsbilanz dringend 
vor uns steht, wenn wir wissen, daß die krea­
tive Kapazität der Unternehmer und ihrer 
Mitarbeiter vorhanden ist, dann sollten wir 
den forcierten Ausbau der Innovationspolitik 
mit allen uns zur Verfügung stehenden Mit­
teln unterstützen. (Beifall bei der OVP.) 

Die Österreichische Volkspartei hat ihre 
Vorschläge auf den Tisch gelegt. Auch an 
Ihnen, meine Damen und Herren der Soziali­
stischen Partei, liegt es, einen Beitrag zu die­
sem notwendigen Sanierungs- und Aufholpro­
zeß zu leisten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Mader­
ner. 

Ich mache Sie, Herr Abgeordneter, auf­
merksam, daß ich um 15 Uhr die Verhandlun­
gen über diesen Tagesordnungspunkt unter­
brechen werde. Sollten Sie Ihre Ausführun­
gen noch nicht beendet haben, sind Sie selbst­
verständlich nach Wiedereingang in die 
Tagesordnung am Wort. 

Sie haben das Wort. 

Abgeordneter DDr. Maderner (SPÖ): Herr 
Präsident! Frau Minister! Meine Damen und 
Herren! Ich werde um 15 Uhr leicht fertig 
sein, denn für die freundlichen Worte, die ich 
eben von meinem Vorredner gehört habe, 
möchte ich mich dadurch revanchieren, daß 
ich mich entsprechend kurz fasse. 

Ein Problem darf ich vielleicht erwähnen, 
auf das heute noch nicht hingewiesen wurde: 
Zweifellos besteht der oft genannte Zusam­
menhang zwischen allgemeinem Fortschritt 
und der Forschung tatsächlich. Aber man 
muß sich klar darüber sein, daß "Fortschritt" 
nicht zu den Begriffen zählt, die nur positive 
Assoziationen erwecken. 

Es gibt viele Mitbürger, die heute unter 
Fortschritt etwas Negatives sehen, denn sie 
bringen ihn mit Umweltproblemen in Zusam­
menhang, die tatsächlich sehr ernst sind: mit 
einer Verschmutzung der Erdoberfläche; 
einer Verschmutzung der Luft; einer Ver­
schmutzung des Wassers oder gar einer Ver­
giftung selbst des Regens; er ist davon nicht 
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ausgenommen, da er säurehältig geworden ist 
und die Blätter gefährdet; die Verschmutzung 
der Meere ist das gefährlichste: Wir wissen, 
daß die Pflanzen, einschließlich jener der 
Meere, nur 70 Jahre hindurch in der Lage 
sind, den Sauerstoff in der Luft zu erhalten; 
dann wäre er verbraucht: wenn Pflanzen 
nicht mehr wirken können, müßte alles Leben 
ersticken. 

Noch· ein anderes Gebiet ist es, auf dem 
Fortschritt nicht als Positivum empfunden 
wird: das Gebiet der Kriegstechnik; jeder Wis­
senschaftlich-technische Fortschritt dort 
angewendet führt dazu, daß das 
Vernichtungspotential umso größer wird. 

Nicht zuletzt im Zusammenhang mit die­
sem heute Nicht-mehr-glauben-können, daß 
Technik, Wissenschaft und Fortschritt nur 
positive Ergebnisse bringen, ist die morali­
sche Krise zu verstehen, in der sich die Welt 
befindet, wurde noch nicht aufgearbeitet, 
noch nie durchdacht, was gemacht werden 
muß, um den von den Menschen selbst 
geschaffenen Problemen entsprechend entge­
genzutreten. Es ist kein Wunder, daß die 
letzte Publikation· des Club of Rome unter 
dem Titel "Das menschliche Dilemma" veröf­
fentlicht wurde, "vom Neuen Lernen" heißt 
sie im Untertitel. Sie propagiert den Versuch, 
die Menschen innovativ zu machen, und zwar 
nicht nur in der Technik, sondern in sich 
selbst; sie verlangt partizipatorisches Lernen, 
das heißt, nach Teilnahme aller, und antizipa­
torisches, also die Probleme der Zukunft vor­
ausgreifend zu sehen. Das scheint dem Club 
of Rome das dringendste Problem der Gegen­
wart zu sein. 

Der Mangel an Fortschrittsglauben, an dem 
Glaubenkönnen an eine glückliche Entwick­
lung der Menschheit, an den Sinn allen Tuns 
führt ja nicht zuletzt dazu, daß das Selbst­
wertgefühl vieler unserer Mitbürger gesun­
ken ist; daß bei gar nicht so wenigen Anarchie 
ein Traum wird. Am 1. März hat man das in 
Wien sogar in einer Minidemonstration - im 
Verhältnis zu anderen Großstädten - sehen 
können. 

Es ist daher notwendig, die Wissenschaft 
nicht nur dazu anzuregen, neuen technischen 
Fortschritt zu ermöglichen, sondern auch eine 
neue Geistigkeit zu schaffen, vorzubereiten, 
anzubieten. Die Krisen entstehen nicht, weil 
es zu viel Neuesgibt, sondern die Krisen der 
Menschheit entstehen dadurch und werden 
dadurch besonders schwer, daß es noch zu 
viel Altes gibt. Mit Methoden von einst ver­
sucht man, die Welt von heute und von mor­
gen im Gleichgewicht zu halten. Das heißt 

unter anderem: mit den militärischen Macht­
strukturen und Machtapparaten, die jeden 
technischen Fortschritt okkupieren. Gleichzei­
tig fehlt der moralische Fortschritt, der not­
wendig wäre; es gibt nur wenig Fortschritt im 
Verantwortungsbewußtsein. Es ist keine Aus­
gewogenheit da zwischen dem inneren Men­
schen, zwischen seinen seelischen Veranla­
gungen und seinen Zielsetzungen. Hier lebt 
noch altes Steinzeittriebleben weiter: Revier­
bewußtsein, Rangsucht, Aggression gegen 
alles Fremde, gleichzeitig wurden die Mög­
lichkeiten zur Selbstvernichtung so unge­
heuer groß! 

Dennoch: Forschung ist der Ausgangspunkt 
für Innovationen. Das wurde heute oft gesagt. 
Aber auf diesem Gebiet der Schaffung einer 
neuen Moral fehlt es noch an Lösungen. Da 
ist die Forschung noch sehr viel schuldig 
geblieben. 

Es besteht eine Arbeitsteilung: Die Wissen­
schaft forscht, die Politik hat die Auswahl zu 
treffen und hat anzuwenden. Sie hat men­
schengerechte Innovationen zu fördern und 
hat zu· versuchen, das nicht Menschenge­
rechte zurückzudrängen. 

Beispiele gibt es genug: Beim Zurückdrän­
gen handelt es sich zum Teil natürlich auch 
um Anpassungsvorgänge, etwa bei der Ein­
führung von Mikroprozessoren, neuen Metho­
den der Textverarbeitung, die viele Sekretä­
rinnen und andere technische Arbeiter über­
flüssig machen. Hier ist es also notwendig, 
wie daß Abgeordneter Wille schon betont hat, 
Forschungen zu betreiben, wie man diesen 
negativen Seiten begegnen soll. 

Selbstverständlich gibt es auch zu diesen 
Fragen unterschiedliche Positionen und 
unterschiedliche Ideen. Das ist in einer Demo­
kratie natürlich. 

Wenn trotzdem hier der Bericht - "trotz­
dem" ist vielleicht nicht das richtige Wort -, 
wenn in diesem Zusammenhang der vorlie­
gende Bericht nicht einstimmig beschlossen 
wird, so dürfte das auch eine der alten über ho­
lungsbedürftigen Traditionen im Parlamenta­
rismus sein. 

Man glaubt, öfter als es notwendig ist, eine 
Konfrontation herbeizuführen zu müssen. 
Gerade auf dem Gebiet der Forschung ist eine 
Ebene da, in der man gemeinsam Neues 
suchen muß; in der man gemeinsam versu­
chen muß, das Beste herauszufinden. Es ist 
alles neu, was man hier tut. Da sollte es keine 
ideologischen Scheuklappen geben. Sie haben 
überhaupt keinen Zweck; sie sind nur hinder­
lich. 
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In diesem Sinne habe ich nicht ganz ver­
standen, warum seitens der Opposition so viel 
Kritik an dem überaus gründlichen, umfang­
reichen, tiefschürfenden Bericht geübt wurde, 
der, wenn man die Berichte der letzten Jahre 
vergleicht, deutlich erkennen läßt, wie es von 
Jahr zu Jahr nicht nur Fortschritte in der 
Arbeit, sondern auch in der Berichterstattung 
gegeben hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein wenig mag das mit den Methoden der 
Medien zusammenhängen, mit ihren Bedürf­
nissen. "Bad news are good news." Mit 
schlechten Nachrichten kann man leichter 
Schlagzeilen machen. "Briefträger beißt 
Hund" ist eine bessere Schlagzeile als "Hund 
beißt Briefträger", weil das zu alltäglich wäre. 

Wir sollten uns aber als Parlamentarier -
und heute habe ich das letzte Mal die Gele­
genheit, in dieser Richtung zu mahnen -
nicht von den Medien treiben lassen; wir soll­
ten so objektiv wie möglich bleiben; dann wir­
ken wir viel überzeugender in der Öffentlich­
keit, als wenn wir den Medien entgegenkom­
men und uns von ihnen diktieren lassen, jede 
Gelegenheit zu benützen, um eine Konfronta­
tion herbeizuführen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Bundespräsident hat nicht 
umsonst voriges Wochenende gemahnt, jede 
Partei sollte ihr Positives besonders in den 
Mittelpunkt stellen und nicht so sehr das 
Negative des anderen. Hier fehlt es noch an 
einer Innovation des Stils, und die sollte man 
in der Politik finden. (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! In der· Zwi­
schenkriegszeit hat der sehr bekannte' sozial­
kritische Dichter Erich Kästner, nachdem er 
immer wieder gefragt wurde: Wo bleibt denn 
das Positive'!, eines seiner Gedichte mit den 
Worten geschlossen: "Wo bleibt das Positive, 
Herr Kästner'! Ja, weiß der Teufel, wo das 
bleibt!" 

Zu jener Zeit, als der Faschismus aufstand, 
Diktaturen in die Höhe kamen, am Horizont 
der Krieg sichtbar war, in der die Parteien­
kämpfe schreckliche Dimensionen angenom­
men haben, mit vielen Toten, in der es Bür­
gerkriege, auch bei uns gegeben hat, in dieser 
Zeit hat man wirklich umsonst nach dem 
Positiven gesucht. 

Heute ist das ganz anders: Wir haben so viel 
Positives, wir in Österreich! Wir haben die 
Sozialpartnerschaft; wir haben eine relative 
Ruhe; wir haben eine relative Si~herheit, 
sogar der Arbeitsplätze noch, relativ im Ver­
hältnis zu dem, was in anderen Ländern' 
erlebt wird. Und wir haben ein relativ reiches 
Geistesleben; das zu nützen ist die Aufgabe 

des Ministeriums, dem Frau Dr. Firnberg in 
so hervorragender Weise vorsteht. (Beifall bei 
der sm.) 

Das Arbeitsfeld dieses Ministeriums ist prä­
destiniert für Zusammenarbeit; in diesem 
Sinne, glaube ich, sollten wir auch die For­
schungstätigkeit sehen. Wir haben ein stärke­
res Budget, wir haben eine offene Berichter- . 
stattung. Schön liegt ein neuer Bericht vor 
über die Forschung auf dem Gebiet der Roh­
stofforschung. Wir sehen, wie die Dinge wei­
tergehen; man kann mitarbeiten an diesen 
Konzepten. 

Herr Abgeordneter Mock hat in einem Zwi­
schenruf gemeint, ich würde der Frau Mini­
ster applaudieren, obwohl das gar nicht mei­
ner Überzeugung entspricht. Das war nicht 
richtig, Herr Abgeordneter Mock. (Abg. Dr. 
Mo c k: Das war auch nicht so ernst gemeint 
bei Ihnen!) Das war nicht ernst gemeint. 

Ich meine das, was ich jetzt sage, aber 
ernst. Der Herr Abgeordnete Blenk, der von 
wissenschaftlicher Arbeit viel versteht -
schon kraft seiner Funktion als Vorsitzender 
-des Ausschusses für Wissenschaft und Tech-
nik in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats -, konnte nicht umhin, viele 
der Aktivitäten, die vom Wissenschaftsmini­
sterium ausgegangen sind, zu loben, und es ist 
ihm sicher viel schwerer gefallen, Kritik anzu­
bringen als die lobenden Worte. 

Mein Applaus für die Frau Wissenschafts­
minister 'und ihren Bericht war echt. Es ist 
eine unerhörte Leistung in den letzten Jahren 
vollbracht worden, und es ist am Ende einer 
parlamentarischen Tätigkeit sehr schön, der 
Frau Minister, die im Ausschuß, in dem ich 
besonders gerne tätig war, so oft anwesend 
war, auch den herzlichen Dank für ihre außer­
ordentliche Leistung aussprechen zu können. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein ' 
Schlußwort. -

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 1II-49 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das. ist· mit M ehr h e i t 
angenommen. 

Ich unterbreche nun die Verhandlungen 
über die heutige Tagesordnung. 

71. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 71. Sitzung - 9. April 1981 7099 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Stein­
bauer, Dr. Wiesinger, Dr. Marga Hubinek, Dr. 
Neisser und Genossen an den Herrn Bundes­
kanzler betreffend fällige Konsequenzen 

aus dem AKH-Skandal (ll34/J) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zur 
Behandlung der dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunächst. die Frau Schriftführer, 
Abgeordnete Edith Dobesberger, die Anfrage 
zu verlesen. (Der Prä s i den t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Schriftführerin Edith Dobesberger: Dring­
liche Anfrage der Abgeordneten Steinbauer, 
Dr. Wiesinger, Dr. Marga Hubinek, Dr. Neis­
ser und Genossen an den Herrn Bundeskanz­
ler betreffend fällige Konsequenzen aus dem 
AKH-Skandal. 

Seit über einem Jahr steht der AKH-Skan­
dal im Mittelpunkt der öffentlichen Diskus­
sion. 

Der National- und der Bundesrat, der Wie­
ner Gemeinderat, der Rechnungshof, das Wie­
ner Kontrollamt, der parlamentarische Unter­
suchungsausschuß, die Staatsanwaltschaft 
und die ordentlichen Gerichte haben sich,ein- . 
gehend mit diesem größten Fehlplanungs-, 
Korruptions- und Verschwendungsskandal 
der Zweiten Republik befaßt. 

Das neue Allgemeine Krankenhaus in Wien 
wird nach Aussagen von Dr. Kandutsch und 
Dr. Delabro im AKH-Untersuchungsausschuß 
doppelt so groß werden wie ursprünglich 
geplant, es wird doppelt so lang geba~t wer­
den wie ursprünglich geplant, es wird weniger 
Betten haben als ursprünglich geplant, und es 
wird dreimal so teuer sein wie ursprünglich 
geplant. 

Nach Vorliegen des sogenannten neuesten 
Kontrollamtsberichtes der Stadt Wien, der die 
bauwirtschaftliche Seite des Projektes unter­
suchte, ist überdies klar, daß sich der AKH­
Skandal keineswegs in diversen Schmiergeld­
affären erschöpft, sondern daß Hunderte Mil­
lionen an Steuergeld verschwendet wurden. 
Während die ordentlichen Gerichte die 
Schmiergeldaffäre untersuchen und die Täter 
zur Verantwortung ziehen, wird es Zeit, daß 
auch auf politischer Ebene die längst fälligen 
Konsequenzen gezogen werden. 

Die Österreicherinnen und Österreicher 
erwarten, daß die Schuldigen an diesem Deba­
kel zur Verantwortung gezogen werden, sie 
erwarten, daß sich derlei Vorfälle nicht wie­
derholen und sie erwarten, daß das Spital 
zügig und preiswert fertiggebaut wird. 

Auf Bundesebene mußte Vizekanzler Dr. 

Androsch zwar die Regierung verlassen, die 
Frage, wie es weitergehen soll, Wurde aber 
bisher von der Bundesregierung nicht beant­
wortet. Im Gegenteil: Aus Hochmut wurde ein 
ganzes Jahr vertan. Anstatt die entschei­
dungsschwache Wiener Gemeindeverwaltung 
an ihre Pflicht zu gemahnen, wurde einem 
Konzept des Fortwurstelns zugestimmt, das 
nunmehr endgültig gescheitert ist. 

Genau vor einem Jahr erklärte der Bundes­
kanzler vor der Wiener Konferenz der SPÖ: 
"Wir tragen gemeinsam die politische Verant­
wortung für diesen gewaltigen Bau, und ich 
bin bereit, diese mitzutragen" (Arbeiter-Zei­
tung vom 12.4. 1980). Elf Monate später war 
es mit der ungeteilten Verantwortung vorbei: 
"Die politische Verantwortung trug eindeutig 
Androsch als Finanzminister." So der Bundes­
kanzler in der Kronen-Zeitung vom 18. 3. 198L 
Kurz darauf forderte der Bundeskanzler "wei­
testreichende Konsequenzen" im Bereich der 
Gemeinde Wien und meinte auch, daß es dies­
mal nicht ohne personelle Folgen abgehen 
werde. . 

Wie diese Konsequezen aussehen, ist mitt­
lerweile bekannt: Kreisky und Gratz haben je 
eine Kommission eingesetzt. 

Ebenso ungewiß ist die weitere Vorgangs­
weise beim Spitalsbau selbst. Von den von der 
ÖVP aufgestellten Forderungen nach Vorlage 
überprüfbarer Planungsunterlagen, einer' 
Überprüfung der Kosten nach Quadrat- und 
nicht nach Kubikmetern, der Vorlage einer 
kalkulier- und überprufbaren Betriebskosten­
abrechnung, der Festlegung eines Kostenli­
mits und der Änderung der Bauträgerschaft 
wurde bisher nur die letzte aufgegriffen. 

Wie Stadtrat Mayr bei der letzten Sitzung 
des Wiener Gemeinderates am 21. März 1981 
mitteilte, soll sich nunmehr folgendes ändern: 
Umwandlung der AKPE in eine Ges. m. b. H.; 
Hauptamtlicher Vorsitzender ~es Aufsichtsra­
tes soll Dr. Kandutsch werden; Die beglei­
tende Kontrolle soll dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates unterstellt werden; Vorstand 
und Aufsichtsrat sollen neu bestellt werden. 

In nicht weniger als drei Entschließungsan­
trägen hat die Volkspartei ihre positiven Vor­
schläge für den Weiterbau des AKH in Wien 
vorgelegt. Neben der Festlegung eines 
Kostenlimits (auf Grund einer generellen 
Kostenüberprüfung) muß die Erstellung eines 
neues Sollprogramms bei der Bauplanung im 
Vordergrund stehen. Bei diesem Sollpro­
gramm müßte von folgenden Vorstellungen 
ausgegangen werden: weitgehende Dezentra­
lisierung, Abbau der patientenfeindlichen und 
störanfälligen Übertechnisierung, Erhaltung 
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und Eingliederung bestehender Baukörper 
und Festlegung von Reserveeinheiten. 

Diese Planungsunterlagen müßten weiters 
mit exakten Terminangaben versehen sein. 
Um in Zukunft sicherzustellen, daß Kosten­
überschreitungen vom Parlament beziehungs­
weise vom Gemeinderat beschlossen werden 
müssen, sollte ein eigenes Finanzierungsge­
setz unter Anschluß obiger Planungsunterla­
gen verabschiedet werden. 

Alle diese Vorschläge der Volkspartei zum 
Zwecke der raschen Inbetriebnahme des 
AKH, das für die Spitalsversorgung Wiens 
sowie die medizinische Lehre und Forschung 
gleichermaßen wichtig ist, wurden bisher von 
der sozialistischen Bundesregierung und der 
sozialistischen Wiener Stadtregierung igno­
riert. 

Um darüber sowie über die Fragen der poli­
tischen Verantwortung Auskunft zu erhalten, 
richten die unterfertigten Abgeordneten an 
den Herrn Bundeskanzler folgende 

Anfrage: 

1. Mit welchen Gesamtkosten beim Bau des 
AKH rechnet die Bundesregierun~? 

2. Mit welchen Betriebskosten beim AKH 
rechnet die Bundesregierung? 

3. Was wird die Bundesregierung tun, um 
den größten Fehlplanungs-, Korruptions- und 
Verschwendungsskandal zu bereinigen? 

4. Wie oft wurde der Ministerrat seit Grün­
dung der AKPE im Jahre 1975 mit Problemen 
des AKH befaßt? . 

5. Welche Ergebnisse wurden dabei erzielt? 

6. Welche Maßnahmen haben Sie selbst in 
Ausübung Ihrer Koordinationskompetenz im 
Zusammenhang mit dem AKH getroffen? 

7. Sind Sie nach wie vor der Meinung, daß 
nur Dr. Androsch die politische Verantwor­
tung zu tragen hat? 

8. Wie beurteilen Sie die politische Verant­
wortung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung, des Bundesministers 
für Gesundheit und Umweltschutz, des Bun­
desministers für Bauten und Technik und 
schließlich Ihre eigene im Zusammenhang 
mit dem AKH-Skandal1 

9. Wird die Bundesregierung dem National­
rat umgehend ein Finanzierungsgesetz für 
das AKH samt angeschlossener Planungsun­
terlagen zur Beschlußfassung vorlegen, damit 
sichergestellt ist, daß es nicht neuerlich zu 
Fehlplanungen und Verschwendung kommt? 

Gemäß § 93 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates wird beantragt, diese Anfrage 
als dringlich zu behandeln und dem Erstun­
terzeichner Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident: Ich danke für die Verlesung. Ich 
erteile nun dem Herrn Abgeordneten Stein­
bauer als erstem Fragesteller zur Begründung 
der Anfrage das Wort. 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! In diesen Tagen haben 
die sozialistische Bundesregierung und die 
sozialistische Wiener Landesregierung einen 
in ihren eigenen Informationsmitteln sehr 
gelobten "dramatischen Schritt" in Sachen 
AKH getan. 

Sie haben wieder eine ihrer "entscheiden­
den" Weichenstellungen vorgenommen, so 
heißt es zumindest in ihren Presseorganen, 
eine wichtige Handlung im Zusammenhang 
mit dem AKH-Bau: Die AKPE wurde von 
einer Aktiengesellschaft in eine Ges. m. b. H. 
umgewandelt. 

Herr Bundeskanzler! Für die Menschen 
draußen, die die Zeitungen lesen, die über den 
AKH-Skandal lesen, für die Menschen drau­
ßen ist das eine Enttäuschung gewesen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Denn das, was die sozialistischen Publizi­
sten als großen Erfolg darstellen, eine Aktien­
gesellschaft in diesen Tagen in eine 
Ges. m. b. H. umzuwandeln, Herr Bundes­
kanzler, für die Menschen draußen beantwor­
tet das eine ganze Reihe von Fragen nicht. 
Die Menschen draußen fragen: Was kostet 
mich dieses AKH als Steuerzahler? Sie fra­
gen: Wann wird dieses AKH wirklich fertig 
nach aU den Zahlen, die wir gelesen und 
gehört haben? 

Sie fragen: Welche Sicherheit bekommen 
wir endlich, damit der Mißbrauch bei diesem 
AKH aufhört? Und sie fragen sich auch: Wer­
den wir uns eines Tages, wenn dieses mon­
ströse Krankenhaus eröffnet wird, uns auch 
die Betriebskosten leisten können? Das sind 
die Fragen, die die Menschen draußen stellen, 
und nicht die Frage nach einer Rechtsform. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Verglichen mit dem, 
was im Zusammenhang AKH an Fehlent­
scheidungen, Fehlplanungen, an Korruption, 
an Verschwendung zugelassen wurde, ist die 
jüngste Entwicklung, eine Aktiengesellschaft 
in eine Ges. m. b. H. umzuwandeln, untaug­
lich, um den Schaden wiedergutzumachen, 
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unbefriedigend, um die Verantwortlichkeiten 
wirklich klarzustellen, und keine Sicherheit, 
zu einem besseren AKH-Bau zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Die AKPE als 
. Ges. m. b. H. wurde so hektisch ausgerufen -
ich möchte dieses als Beispiel der Arbeits­
weise, die Sie, Herr Bundeskanzler, hier auch 
zu beobachten haben, bringen -, daß der 
dafür verantwortliche Finanzstadtrat der 
Gemeinde Wien noch den falschen Redetext 
ausgeben ließ. Die AKPE wurde so hektisch 
zur Ges. m. b. H. umgewandelt oder wird 
umgewandelt, daß die SPÖ-Fraktion im AKH­
Untersuchungs ausschuß nicht wußte, was ist 
das nun: Ist sie noch eine Aktiengesellschaft 
oder schon eine Ges. m. b. H.? Die Damen und 
Herren Ihrer Fraktion - nein, es waren nur 
Herren, einschließlich Hobl, dem Fraktions­
führer - wußten auch gar nicht: Gibt es jetzt 
den Generaldirektor noch? Ist er schon 
zurückgetreten? Wer ist eigentlich verant­
wortlich, um einen Zeugen wirklich zu entbin­
den? Diese Beispiele zeigen, wie am AKH von 
Ihnen, von der sozialistischen Regierung, von 
der sozialistischen Landesregierung wirklich 
gearbeitet wird. Es kennt sich keiner aus! 

Die AKPE, jetzt als Ges. m. b. H., ist doch 
keine Sicherheit dafür, daß das, was zehn 
Jahre lang falsch, schlecht geschehen ist, 
plötzlich ganz anders laufen soll. Es ist ein 
untauglicher Versuch. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Sie werden 
wohl sagen: ein weiterer Schritt im großen 
Marsch zur Vollendung dieses Baues. Nur, 
Herr Bundeskanzler, da hat es einmal den 
Spitzenausschuß gegeben von 1970 bis 1974. 
Das SSK-Gutachten bescheinigt diesem Spit­
zenausschuß keine vorzügliche Tätigkeit. 

Dann hat es von 1974 bis 1975 den General­
bevollmächtigten der Gemeinde Wien gege­
ben. Ich glaube, der hat noch am meisten wei­
tergebracht. 

Dann hat es seit 1975 die AKPE als Aktien­
gesellschaft gegeben. Sie wurde damals als 
die einzig taugliche, als die einzig mögliche 
Form bejubelt. Da sind die Fehler, die Ver­
schwendungen, die Mären vielleicht erst so 
richtig losgegangen. 

Es hat dann, seit 1976, zur AKPE noch die 
APAK gegeben. 

Und es hat seit Juni 1980 ein Planungsdi­
rektorium gegeben. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben sich das 
alles angeschaut, und ich frage mich: Wann 
haben Sie eingegriffen? Wann haben Sie in 
Ihrer Gesamtverantwortung als Bundeskanz-

ler der Republik bei diesem monströs sich 
weiter entwickelnden, bei diesem - wie sagte 
Kandutsch im Ausschuß? - "dahinschlittern­
den Projekt", bei diesem danebengehenden 
Großprojekt danebengehend für den 
Steuerzahler! -, wann, Herr Bundeskanzler, 
so frage ich Sie, haben Sie wirklich eingegrif­
fen? 

Weil es so wenig Belege dafür gibt, daß Sie 
eingegriffen haben, muß man mit Fug und 
Recht die Frage der Verantwortlichkeit heute 
an Sie persönlich in Ihrer Eigenschaft als Vor­
sitzender der Bundesregierung richten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Denn, Herr Bundeskanzler, das AKH wird 
. ja allmählich die Summierung des SPÖ-Jahr­
zehnts, die Summierung von zehn Jahren 
SPÖ-Regierung. Das AKH wird allmählich die 
Bilanz der Ära Kreisky, das AKH wird ja 
langsam zur Summe sozialistischen Regie­
rens. Am AKH erkennt man, was Sie auf 
anderen Gebieten, vielleicht weniger sichtbar, 
getan haben, am AKH·wird es sichtbar! Und 
es wird auch sichtbar, wie wenig Sie sich per­
sönlich darum gekümmert haben. (Neuerli­
cher Beifall bei der ÖVP.) 

SO ist das AKH zum größten Skandal der 
Zweiten Republik geworden, die Bilanz von 
zehn Jahren sozialistischen Regierens, Herr 
Bundeskanzler, aber auch die Bilanz von zehn 
Jahren Dr. Bruno Kreisky als Vorsitzenden 
der Bundesregierung. 

Ich weiß, Herr Bundeskanzler, Sie haben 
alles versucht, um diesen Skandal zu ignorie­
ren. Im Frühjahr 1980 haben Sie selbst mitge­
tan, um das Ganze abzuschieben als Entwick­
lung, die die Medien dramatisieren. 

Im Frühjahr 1980 haben Sie alles dazu 
getan, um die Schuld bei der ÖVP und bei der 
"bösen" Opposition zu suchen. 

Im Frühjahr 1980 haben Sie sogar den Mut 
gehabt, die Bauarbeiter des AKH zusammen­
zurufen und ihnen sagen zu lassen, daß ihre 
Arbeitsplätze gefährdet werden, wenn diese 
Aufdeckungen weitergehen. Es war der Mut, 
mit der Arbeitsplatzangst dieser Menschen zu 
spielen. 

Sie haben alles getan, Herr Bundeskanzler I 
um den Skandal, der hier offenkundig vor­
liegt, herunterzuspielen. 

Sie haben am 12. 4. 1980 von Unregelmäßig­
keiten und Fehleinschätzungen gesprochen. 

Sie haben am 10. 8. 1980 gesagt: Mängel hat 
es gegeben. Kein Zweifel daran. 

Sie haben am 10.9.1980 von Randerschei-
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nungen der Politik wie dem AKHgesprochen, 
das AKH zur Randerscheinung der Politik 
gemacht. 

Sie haben am 19. 11. 1980 von Fehlplanun­
gen und Verzögerungen gesprochen. 

Und Sie haben noch am 24.11.1980 gesagt: 
Es wird die Mfäre um das AKH in den 
Medien immer wieder gespielt. 

Noch im November 1980 hatten Sie den 
Mut, den Medien das AKH zuzuschieben. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben wirklich 
alles getan, um das AKH so klein wie möglich 
zu halten. 

Herr Bundeskanzler! Sie wollen den Men­
schen weismachen, daß alle anderen schuld 
haben, daß nur Sie, Sie als Bundeskanzler, 
keine Verantwortung an diesem größten 
Skandal der Zweiten Republik tragen. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, man ka,nn 
sehr deutlich sagen: Es gibt keinen Ausstieg 
aus der Verantwortung, auch für Sie nicht 
und vor allem nicht für den Bundeskanzler 
der Republik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben sich wiederholt geweigert, die 
AKH-Affäre als "Skandal" zu bezeichnen: 
20. 10. 1980, 14. 10. 1980, und ich könnte noch 
weitere "Sozialistische Korrespondenz"-Mel-

Sie haben am 21. 11. 1980 von Unzulänglich- dungen zitieren. 
keiten einiger weniger gesprochen. Sie haben Ihren Genossen, Ihren Partei-

freunden, aber leider auch den anderen Öster­
Und Sie haben am 22. 11. 1980 gesagt: Da reichern einreden wollen, das Ganze sei nichts. 

und dort geirrt, man hat sich ein bißchen Ich weigere mich, das einen Skandal zu nen­
geirrt, und es war ein Malheur. nen, haben Sie immer wieder den Österrei-

Herr Bundeskanzler! Sie haben "Malheur" chern über das Fernsehen verkündet. 
zu der Tatsache gesagt, daß eine sozialistische Nun, das AKH ist zunächst ein Monument 
absolute Mehrheit zehn Jahre lang an einem politischen und administrativen Unvermö-
Krankenhaus zu bauen versucht, diesen Bau .. "1 

. ht' d G 'ff b k t d h J h gens. Aber es 1st, weIl auch Korruption, wel 
nIC m en rl e omm un ze n a re . . A aß 

. ht h' d k d ß M'll' Steuergelder hIer In ungeheurem usm 
nIC ver m ern ann, a 1 Ionen an h d d· h . 
S ld' d kl Ka"1 h d verplant und versc wen et wur en, auc em 

teuer?e. ern m un e na e ge en un. ~ Stigma, ein Wundmal, ein Brandmal Ihrer 
daß Mllhard~n falsch verplant werden. (Bel- T"t' k 't UdS' e d sI'ch dem nicht ent-
f. 11 b i der ÖVP.) .a Ig el.: n le w r en . 
a e. zIehen konnen. 

Herr Bundeskanzler! Ich halte fest: Wenn 
Sozialisten Steuergelder versickern lassen, 
dann ist das ein Malheur. 

Ich halte fest: Wenn Milliarden unter Sozia­
listen verplant werden, fehlgeplant werden, 
dann nennen Sie das ein Malheur. Herr Bun­
deskanzler! Die Welt nennt SQ etwas einen 
Skandal, und Sie sollten das endlich begrei­
fen. (Erneuter Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich respektiere Ihre 
taktische Erfahrung als Politiker. Sie sind 
sicherlich einer der gefährlichsten Politiker 
und haben das Jahr für Jahr der österrei­
chischen Innenpolitik gezeigt. 

Sie gehen das AKH daher auch mit einem 
Maximum an politischer Strategie an, eine 
Strategie, die Ihnen vielleicht wirklich nützt, 
eine Strategie, die dem AKH sicher nichts 
genutzt hat, und eine Strategie, die insgesamt 
der Glaubhaftigkeit von Politik Schaden 
bereitet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie tun als Bundeskanzler 80, als ob das 
AKH in einem anderen fernen Land läge.·Sie 
tun als Bundeskanzler so, als wären Sie der 
gütige Kaiser, dem man leider nichts mitge­
teilt hat, der arme Kaiser, der nicht wußte, 
daß der Weltkrieg läuft. 

Herr Bundeskanzler! Die verplanten Mil­
liarden sind auch Ihre Verantwortung. Sie 
haben zwar versucht, durch den Fall von 
Androsch zu sagen - das große Lavabo des 
erfahrenen Politikers -: Der Finanzminister 
ist an allem schuld. Sie haben gesagt: Er hat 
ja seinen Sektionschef im Aufsichtsrat 
gehabt. Sie haben so getan, als ob damit für 
die Bundesregierung die Sache erledigt ist, 
und Sie haben gehofft vielleicht oder durch­
blicken lassen, daß sich die Krämpfe der Wie­
ner SPÖ auch noch irgendwann mit irgendei­
nem Opfer lösen werden. 

Herr Bundeskanzler! Angesichts des enor­
men Schadens, angesichts des enormen Aus­
maßes dieses AKH-Schadens, angesichts der 
enormen Verschwendung von Steuergeldern 
ist ein Satz wie der folgende von Ihnen nicht 
zu akzeptieren. Sie hatten den Mut, Herr Bun­
deskanzler, am 24. 11.1980 - also bitte nicht 
in den Tagen, in denen man gerade dem 
Herrn Winter auf "Malversationen" draufge­
kommen ist, wie Sie es damals nannten -, 
also noch im November 1980, zu sagen: Wir -
und es war von Ihnen die Rede -, wir haben 
also Wichtigeres zu tun als nur einen AKH-
Bau. . 

Herr Bundeskanzler! Schön wäre es, wenn 
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Sie wenigstens den in Ordnung bringen wür­
den. Da wäre genügend zu tun. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Aber nehmen wir an, Sie haben von dem 
Ganzen - wie der alte Kaiser - nichts 
gewußt. Herr Bundeskanzler! Erinnern Sie 
sich noch, als Sie dem Vizekanzler Bock am 
6.12.1966 hier im Nationalrat sagten: Auch es 
nicht zu wissen, wäre politische Fahrlässig­
keit. - Sie haben den Begriff der politischen 
Fahrlässigkeit mahnend - mahnend! - in 
den Raum gestellt. Bitte, verglichen damit 
sind die Belastungen, die Millionen, die Mil­
liarden, die im AKH mutmaßlich in die fal­
sche Richtung verbaut wurden, diese Milliar­
den, diese Millionen sind bitte, wenn Sie es 
wirklich nicht gewußt haben, mehr als eine 
Fahrlässigkeit! Dann sind Sie politisch Ihrer 
Aufgabe in diesem Zusammenhang ganz ein­
fach .. nicht gewachsen gewesen. (Beifall bei 
der OVP.)· 

Aber ich glaube, wenn heute jede Familie 
20 284 S beitragen muß, um das AKH mitzufi­
nanzieren, wenn von jeder österreichischen 
Familie 20 000 S aufgebracht werden müssen, 
dann haben wir ja schon die ,,AKH-Skandal­
steuer", dann ha.ben wir Proportionen der 
Mitleistung aller Österreicher, so daß wir uns 
gemeinsam nicht damit abfinden können: Der 
Dr. Kreisky hat nicht gewußt, was da oben am 
Gürtel gebaut wird. 

Es kann auch picht wahr sein, daß Sie 
nichts gewußt haben. Sie können das nicht 
abstreiten; Sie werden es mutmaßlich auch' 
nicht mehr versuchen. 

Es gibt zu viele Belege, daß Sie nicht daran 
vorbeisehen konnten, wie dieses Krebsge­
schwür, wie diese Krankheit, wie dieser Skan­
dal sich langsam ausgedehnt hat. 

Am 16.7.1974 ist unter dem Titel "Wiener 
memorandum" eine große Aussprache Bund­
Wien unter Ihrem Vorsitz, Herr Bundeskanz­
ler, abgelaufen. Wir haben die Akten darüber. 

Bitte, 1974, im Sommer 1974, da waren die 
Alarmmeldungen über das AKH, wir kennen 
das aus Dutzenden von Akten, da waren die 
Alarmmeldungen über die Fehlentwicklung 
vom AKH schon offenkundig. Dieser Zeit­
punkt war mutmaßlich auch der letzte Augen­
blick, an dem man aus diesem monströsen 
Zentralspital noch etwas Menschlicheres 
hätte machen können. 

Im Sommer 1974 war möglicherweise der 
Point of no return im Bau noch da und wurde 
überschritten, unter Ihrem Vorsitz, Herr Bun: 
deskanzler! 

Aber Sie können sicher nicht sagen, nie­
mand hätte Sie damals in dieser Sitzung über 
Fehlentwicklungen, über die Gefahr des Fehl­
baus informiert. Insgesamt war damals den 
Beteiligten, wie wir heute aus den Akten wis­
sen, die Gefahr einer enormen Fehlplanung, 
eines monströsen Zentralbaues offenkundig 
bekannt, und man hat Sie sicherlich schon zu 
diesem Zeitpunkt damit konfrontiert. 

Herr Bundeskanzler! Das war vor sechs, 
sieben Jahren. Sechs Jahre, sieben Jahre, 
sechseinhalb Jahre hätten Sie Ihrer Gesamt­
verantwortung in der Regierung entsprechen 
können, hätten Sie Wesentliches beitragen 
können, um die Entwicklung dieses krebsarti­
gen Geschwürs zu verhindern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Sie haben dann am 10. 12. 1974 einen 
Antrag der Wiener ÖVP im Gemeinderat 
nicht persönlich erlebt; aber Sie mußten doch 
davon gehört haben, daß damals die Wiener 
ÖVP, die Opposition - ich gebe zu, das ist 
etwas, was Sie geringschätzen -, einen Bera­
tungsausschuß wegen schleppenden Baufort­
gangs verlangte. Bitte, im Dezember 1974, 
Herr Bundeskanzler, ist die Bauverzögerung 
schon so offenkundig gewesen, daß man eine 
Gemeinderatsdebatte in Wien darüber abge­
halten hat. 

Herr Bundeskanzler! Bitte, das liegt auch 
sechs Jahre zurück. Sie hätten sich damals 
informieren und sagen können: Was geschieht 
denn da?, wenn Sie schon der "Monarch" in 
dieser Republik sind. 

Es hat im Frühjahr 1975 heftige Debatten 
zwischen Wien und Bund darüber gegeben, 
welche Rechtsform man suchen sollte, um die­
sen Bau in Griff zu bekommen. Wir wissen 
heute, daß im Frühjahr 1975 tiefe Debatten 
darüber geführt wurden und tiefe Kontrover­
sen zwischen dem Bund und der Gemeinde 
Wien vorlagen mit dem Ziel: Wie kommen wir 
bei diesem sich entwickelnden Ungeheuer 
weiter? 

Es ist ganz einfach bezeichnend - und des­
wegen muß ich es hier nennen -, daß Sie in 
diesem Frühjahr im Auftrag der Sozialisti­
schen Internationale auf Fact-finding-mission 
waren, Sie waren auf "Tatsachenfeststel­
lungsreise" , wenn ich versuchen darf, das zu 
übersetzen, auf Fact-finding-mission. Wäh­
rend hier die Debatten um das AKH liefen, 
haben Sie ein Erlebnis gehabt, das ich hier, 
ganz einfach, weil es so schön in der ,,Arbei­
ter-Zeitung" steht, zitieren möchte: Sie waren· 
bei Gadqafi, draußen auf seinem Ruhesitz: 
"Und nach kurzer Begrüßung nahm Gaddafi 
Kreisky an der Hand und führte ihn in sein 
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inneres Arbeitszimmer zu einer Aussprache 
unter vier Augen. Die Türen wurden von rot­
bemützten Wachen versperrt und der Vor­
raum geräumt. Über den Inhalt ihrer halb­
stündigen Besprechung wurden anschließend 
weder von Kreisky noch von Gaddafi die 
geringsten Aussagen gemacht." 

Herr Bundeskanzler! Die Fact-finding-mis­
sion am Ruhesitz des Herrn Gaddafi, diese 
Fact-finding-mission hätte vielleicht entfallen 
können, und es wäre günstiger gewesen, eine 
Fact-finding-mission auf der Baustelle des 
AKH zu machen, in aller Öffentlichkeit, nicht 
hinter verschlossenen Türen. Im Frühjahr 
1975, da hätten Sie vielleicht eingreifen kön­
nen, als Bund und Land stritten, wie es beim 
AKH weitergehen soll. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber Sie haben ja offensichtlich mehr Zeit 
für die Sozialistische Internationale gehabt, 
als sich um den AKH-Bau zu kümmern. Das 
muß man heute rückblickend ganz trocken 
festhalten. 

Sie haben es auch nicht der Mühe wert 
gefunden, dem nachzugehen, was etwa am 
6.5.1975, also, Herr Bundeskanzler, vor sechs 
Jahren, in der Nationalratsfragestunde der 
Abgeordnete "Wiesinger" etwa und andere 
Abgeordnete den Finanzminister im Zusam­
menhang mit dem AKH gefragt haben. 

Schon damals haben wir warnend festge­
stellt, daß hier die Kosten davonlaufen und 
daß der Baufortschritt nicht mehr im Zeitplan 
ist. Herr Bundeskanzler! Da können Sie jetzt 
nicht sagen: Das war irgendwo in einem 
Gemeinderat, sondern da müssen Sie festhal­
ten, das war eine Fragestunde im Nationalrat 
der Republik. 

Wenn Sie genau aufgepaßt hätten, hätten 
Sie schon damals im "Österreichbild" - aber 
niemand kann Sie verpflichten, alle Fernseh­
sendungen zu verfolgen - hören können, daß 
der Generalbevollmächtigte für das AKH 
damals, am 7.5. 1975, im "Ö-Bild" sagte: 

"Ich glaube, damit muß man rechnen, daß 
mindestens noch 15 bis 17 Jahre für die Fer­
tigstellung des Baus benötigt werden." 

Herr Bundeskanzler! Am 7.5.1975 hat der 
Beauftragte, der Generalbevollmächtigte der 
Gemeinde Wien, über das Fernsehen die 
Wahrheit einen Augenblick aufblitzen lassen. 
Er hat damals zu deutsch gesagt: Das AKH 
wird nicht vor 1990 oder 1992 fertig. 

Herr Bundeskanzler! Sie hätten damals 
vielleicht wirklich eingreifen sollen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Es gab im Parlament im Jahre 1975 eine 

Anfragenserie über die Bauverzögerung -
Wiesinger, Hubinek, die Namen sind Ihnen 
bekannt. Schon damals hat die Opposition 
AKH-befragt und sagte: Herr Bundeskanzler! 
Dieses AKH wird nicht rechtzeitig fertig, die 
Kosten dieses AKH werden sich explosions ar­
tig entwickeln, und damals geisterte da und 
dort durch die Protokolle auch die Frage, wie 
das wohl mit den Betriebskosten sein mag. 

Sie hätten auch 1976 alarmiert reagieren 
sollen, wenn Sie den Ausspruch Ihres Bürger­
meisters und Parteifreundes Gratz gelesen 
hätten, der sagte damals wörtlich - und es 
zeichnet die Lage des AKH doch einigerma­
ßen -: 

,,Als ich Bürgermeister wurde und mich mit 
dem Spitalsprojekt konfrontiert sah, fühlte 
ich mich überfordert, weil ich von solchen 
Dingen nichts verstehe. Da hätte ich Welt­
handel studieren müssen, statt Politiker zu 
werden." 

Herr Bundeskanzler! Angesichts solcher 
Aussprüche eines hauptverantwortlichen 
Partners in Sachen. AKH hätten Sie damals 
handeln müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Frage ist, Herr Bundeskanzler: All das 
haben Sie vielleicht ignoriert; aber dann lag 
im Frühjahr 1976 das Gutachten, das SSK­
Gutachten, das Seitz-Sienkiewicz-Kaufmann­
Gutachten vor ~ bitte, mit dem Herrn Seitz 
waren Sie so gut, daß Sie ihn sogar persönlich 
weiterempfohlen haben -, das Gutachten der 
Herren Seitz, Sienkiewicz, Kaufmann, das 
monströse Fehlplanungen, schreckliche Geld­
verschwendung nachweislich ausgewiesen 
hat. Herr Bundeskanzler, ich frage Sie: Was 
haben Sie im Frühjahr 1976 getan, als dieses 
Gutachten das ganze Ausmaß des sich anbah­
nenden AKH -Skandals ausgewiesen hat, wis­
senschaftlich ausgewiesen hat? - Herr Bun­
deskanzler, ich muß annehmen, daß Sie 
nichts getan haben. 

Und Sie haben sich sogar hier im National­
rat als Abgeordneter erhoben, als am 7. 3.1979 
die ÖVP den Antrag zu einer Überprüfung der 
AKPE stellte. Sie haben mit Ihren sozialisti­
schen Genossen - und federführend, denn 
wenn der Parteivorsitzende sich erhebt, da 
kann die Fraktion mutmaßlich schwerlich 
anders - mitgetan, um eine Überprüfung 
schon im März 1979 abzulehnen - bitte, 
damit wäre eine Überprüfung ein volles Jahr 
früher eingeleitet gewesen, das wäre viel­
leicht auch frühzeitiger die Chance gewesen, 
dem Herrn Winter und Genossen auf die Fin­
ger zu schauen -, Sie haben es mit Ihrer 
Stimme vom Sitz des Parlamentariers abge­
lehnt, Herr Bundeskanzler. 
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Damit wird möglicherweise Ihre Haltung 
offenkundig. Sie wollen sich mit dem AKH 
nicht abgeben. Das haben Sie offensichtlich 
als unter Ihrer Würde liegend gesehen .. Sie 
wollen der Opposi.tion nicht glauben. Aber, 
Herr Bundeskanzler, damit wollen Sie auch 
nicht für eine sorgfältige, sparsame, wirt­
schaftliche und zweckmäßige Verwendung 
der Steuergelder eintreten. Und das ist ein 
Skandal! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler, ich habe schon gesagt, 
Sie sind ein Meister des Taktierens und der 
politischen Geschicklichkeit. Herr Bundes­
kanzler, Sie haben auch mit der Verantwor­
tung anderweitig herumgespielt. Ich habe 
auch das schon gesagt. Sie versuchten, alles 
auf Androsch abzulenken, als er weg war, 
aber trotzdem: Ich bin eine Generation jünger 
und verstehe weniger von politischer Verant­
wortung, aber ich meine dOCh, gerade in die­
sen schwieriger werdenden Jahren, in den 
achtziger Jahren, ist Verantwortung der Poli­
tiker in Gefahr, draußen bei den Menschen 
als leere Phrase empfunden zu werden, ist 
Verantwortung der Politiker in Gefahr, bei 
der Jugend in Mißkredit zu kommen, und 
müssen die Steuerzahler fürchten, daß die 
Politiker die Verantwortung nicht ernst neh­
men. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie es schon uns 
hier, der Opposition, nicht schuldig sind, den 
Menschen draußen sind Sie es schuldig, daß 
wiederum Sorgfalt und Sparsamkeit in dieses 
Land kommt, daß die Jugend das Gefühl hat, 
Politiker handeln auch und reden nicht nur in 
leeren Phrasen. Herr Bundeskanzler, uns 
trennt eine Generation, aber es sollte uns 
dabei doch bei der politischen Verantwortung 
nicht trennen, diese wieder mit Vertrauen für 
die Menschen draußen zu erfüllen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Aber ich kann Ihnen nicht helfen: Sie wol­
len offensichtlich auf diesem Weg nicht gehen. 
Sie haben eine Doppelverantwortung. Sie sind 
Parteivorsitzender und Sie sind Vorsitzender 
der Regierung gewesen und sind es noch. Sie 
haben einen über Jahre aufbrechenden Kor­
ruptionsskandal vor sich und nicht etwas, das 
über Nacht kam. Die Spuren und Signale die­
ses Skandals waren frühzeitig sichtbar. Sie 
hatten Jahre, sechs, sieben Jahre Gelegen­
heit, handelnd einzugreifen. Aber das, muß 
ich Ihnen heute doch vorhalten, haben Sie 
offenkundig nicht oder nicht genügend getan. 
Das haben Sie nicht getan, obwohl die han­
delnden Personen doch näher bekannt sind, 
und jetzt werde ich versuchen, ein bißchen so 
vorzugehen, wie Sie es unlängst im Fernse­
hen gezeigt haben. 

Sie haben in der letzten TV-Pressestunde 
auf eine Frage mit Ihrem alten Kampfstil 
geantwortet. Sie haben bei irgendeinem Fall 
gesagt: Ja, ja, bei der Tabakregie, das ist doch 
ein alter ÖVPler. . 

Ja bitte, Herr Bundeskanzler, wenn Sie mit 
solchen Zuordnungen arbeiten wollen, wie Sie 
in der "Presse stunde" das der ganzen öster­
reichischen Nation gezeigt haben, dann muß 
ich Ihnen in Ihrer Eigenschaft als Parteivor­
sitzenden doch sagen: Der Ex-Direktor und 
Untersuchungshäftling Winter, das ist ja ein 
Sozialist. Und der Spitalsdirektor Wilfling, 
Untersuchungshäftling, das ist ja auch ein 
Sozialist. Und der I'IT-Spitzenmanager und 
Untersuchungshäftling Zelniczek, auch das, 
Herr Bundeskanzler, ist ein Sozialist. Und der 
Knoblich-Geschäftsführer und Untersu­
chungshäftling Sefcsik, auch das ist ein Sozia­
list. Der hauptverantwortliche Stadtrat Mayr, 
auch das ist ein Sozialist. (Zwischenrufe bei 
der SPÖ.) Und die Stadträte Stacher und der 
Aufsichtsratsvorsitzende Horny, sie alle sind 
Sozialisten. Und die Geschäftemacher im 
Demel und bei der Ökodata, sie alle sind 
Sozialisten. (Beifall bei der ÖVP.) . 

Herr Parteivorsitzender! In einem denkwür­
digen Kontrast zu dem, was Sie draußen in 
der Meidlinger Remise als stolze Geschichte 
der Arbeiterbewegung zeigen, haben in der 
Ära Kreisky im Schutz Ihrer Person als Par­
teivorsitzender AKH-Sozialisten, Demel­
Sozialisten, Ökodata-Sozialisten, Geldschie­
ber und Steuerverschwender agieren können, 
als ob es nichts gegeben hätte, das sie stoppen 
kann. (Zustimmung bei der ÖVP. - Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 

Ich könnte sagen, das ist eine Sache der 
Sozialistischen Partei. Aber bitte, für dieses 
Gebilde, dieses metastasenhafte Gebilde am 
Körper der großen Sozialistischen Partei, 
mußten alle Österreicher Steuer zahlen, und 
das können wir nicht akzeptieren! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Und, Herr Bundeskanzler - und deswegen 
muß man es heute auch hier erwähnen, weil 
es klarmachen sollte, daß man die Dinge nicht 
wegschieben kann -, die Demel-Sozialisten 
haben an Ihren eigenen Werbekampagnen 
basteln können. Im Lütgendorf-Salon im 
Demel-Club,· da saßen der Parteianwalt der 
SPÖ Damian, der mutmaßliche Waffenhänd­
ler Udo Proksch und der Waffenhandelspubli­
zist Holliger, der Schweizer Fachmann. Und 
woran haben die gearbeitet, die Waffenhänd­
ler und Waffenpublizisten, die Partei anwälte 
und Demel-Menschen? Sie haben gearbeitet 
an einer Millionenkampagne für Bruno 
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Kreisky, von der keiner weiß, woher sie finan­
ziert wurde! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Man muß es hier erwähnen, damit auch die 
Claqueure vergangener Kampagnen der 
Sozialistischen Partei wissen, daß sie selbst 
Cliquen haben, die Millionen irgendwoher 
beschafft haben, von denen man heute noch 
nicht weiß, ob sie AKH-Millionen sind, ob sie 
Flugzeug-Millionen sind, ob sie Rennbahn­
Millionen sind oder ob sie Millionen aus Waf­
fengeschäften sind. (Ruf bei der SPÖ: Jeden­
falls nicht ... !) Keiner kann nachweisen, ob 
die "Geschichten von Bruno K." nicht wirk­
lich aus dem AKH oder aus dem Waffenhan­
del oder sonst woher finanziert sind. Nur 
woher sie finanziert sind, das kann keiner von 
Ihnen bislang nachweisen, Herr Parteivorsit­
zender. (Zustimmung bei der (jvp.) 

Die Damians, die Winters, die Wilflings, die 
Holligers, der Udo Proksch und seine 
Freunde, die Cliqueure und Claqueure des 
Bruno Kreisky, der Bürgermeister Gratz, der 
Finanzminister Androsch, all das ist die Welt, 
die Welt nach dem AKH-Skandal, die Welt am 
Schluß der Ära Kreisky, die Welt nach zehn 
Jahren sozialistischer Regierung, und das 
alles ist zunächst Ihre Verantwortung als 
sozialistischer Parteivorsitzender . Aber auch 
als Bundeskanzler haben Sie eine Verantwor­
tung, und der müssen Sie sich hier stellen. 

Ich habe nachgewiesen, daß der Bauverzug 
schon frühzeitig sichtbar wurde. Herr Bun­
deskanzler, daß dieser Bau nicht dann fertig 
wird, wie Sie gesagt haben, daß er fertig wird, 
das wird immer offenkundiger. 

Andere haben die Österreicher immer wie­
der mit falschen Fertigstellungsterminen 
informiert - unter Gänsefüßchen. Gratz 
sagte am 7.5. 1975: Ich hoffe auf einen Fer­
tigstellungstermin 1983. 

Herr Bundeskanzler, da müßte man dem­
nächst Eröffnung haben! Wie soll denn dieser 
Termin eingehalten werden? Haben Sie in 
letzter Zeit eine Fact-finding-mission am 
AKH gemacht? Ich fürchte, 1983 ist nicht 
mehr möglich. 

Der Bautenminister Moser sagte im Natio­
nalrat auch 1975 - der war schon vorsichtiger 
-, der sagte 1984, 1985. Herr Bundeskanzler, 
heute würde eine Fact-finding-mission am 
AKH ergeben, daß es auch 1984, 1985 nicht 
fertig wird. 

Herr Bundeskanzler, Sie sagten am 7.10. 
1980 im Nationalrat - und wenn Sie es mir 
nicht glauben, dann erwähne ich die Proto­
kollseite: 4 326 -: geplante Gesamtfertigstel­
lung 1987. Herr Bundeskanzler, Sie haben 

dem Nationalrat gesagt: geplante Gesamtfer­
tigstellung 1987. 

Ich fürchte, Sie werden auch heute noch 
versuchen, solche Ziffern von sich zu geben. 
Es wird nicht gelingen, denn Ihr neuer Star 
auf der Baustelle, der Herr generalbevoll­
mächtigte Aufsichtsratspräsident oder was 
immer nun da herauskommen soll, die 
GesmbH der GesmbH gewissermaßen, Kan­
dutsch sagte im Ausschuß, es wird erst 1990 
fertig, und auch das ist nicht tröstlich, Herr 
Bundeskanzler, denn 1990 wird es laut Präsi­
dent Kandutsch im Untersuchungsausschuß, 
1990 wird es nur fertig, wenn nichts Entschei­
dendes dazwischen noch passiert. 

Und dann ist es erst so fertig, daß man 
sagen kann, der Bau ist abgeschlossen, denn 
danach kommt erst die technische Inbetrieb­
nahme und danach, nach dieser technischen 
Inbetriebnahme, kommt erst die sanitätsbe­
hördliche Abnahme und dann erst kommt laut 
Kandutsch die Übersiedlung. 

Das heißt ja, Herr Bundeskanzler, 1990 
spielt sich da noch nichts ab. Das geht ja nach 
1990, bis das geschieht, was man uns seit Jah­
ren - Gratz für 1983 - versprochen hat. Die­
ses Spital wird fertig und wirklich in Betrieb 
gehen - heute könnte man schätzen - 1992. 

Aber, Herr Bundeskanzler, das ist ja gerade 
die Frage, die Sie heute verbindlich beantwor­
ten müssen, ohne Spielen mit Zahlen,ohne 
Spiel mit dem Vergessen der Bevölkerung, 
sondern verbindlich, als verbindliches Pla­
nungsziel dieser Bundesregierung den end­
gültigen Inbetriebnahme- und Fertigstel­
lungstermin dieses Krankenhauses (Beifall 
bei der ÖVP), denn Kandutsch sagt ja auch, 
dieses Krankenhaus wird genau um die 
Hälfte der Zeit zu lang gebaut, und ich glaube, 
das war noch ein vornehmes Umschreiben 
dieses Bauverzuges. 

Die andere Verantwortung, Herr Bundes-
kanzler, ist die Frage der Kosten. Wir alle wis­

.sen, daß bei einem Einfamilienhaus natürlich 
jede Stunde Verzug Mehrkosten ausmacht. 
Der Bauverzug beim AKH, wo es um Jahre 
geht und wo es um ein Großprojekt geht, 
heißt jedesmal Millionen. Wenn an der Bau­
stelle nichts geschieht, müssen 4 Millionen 
ausgezahlt werden, 4 Millionen Schilling müs­
sen täglich ausgezahlt werden, auch wenn die 
Baustelle ruht. Darüber muß man sich· als 
Steuerzahler einmal kar sein: 4 Millionen 
Schilling müssen täglich ausgezahlt werden, 
2 Millionen für das Personal, 2 Millionen für 
die Preisgleitung, auch wenn nichts weiter­
geht! (Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er.) \ 
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Da sind die Ausmaße dieser Baustelle und 
da sind die Ausmaße der Kosten an solchen 
Einheiten vielleicht erkennbar. Deswegen ist 
es ein Skandal in sich, was Sie und verant­
wortliche Personen Ihrer Regierung und ver­
antwortliche Organe im Laufe der Jahre hin­
sichtlich der Kosten gesagt haben. Ich reihe 
die Milliarde Schilling der Singenden Nach­
tigall in die Vergangenheit der Wiener Stadt­
geschichte ein. Es war auch ein anders dimen­
sioniertes Projekt. 

Aber im Mai 1976 hat die "Rathauskorre­
spondenz" 26 Milliarden ausgegeben, im März 
1980 hat die sozialistische Parteikorrespon­
denz noch 26,2 Milliarden ausgegeben, und 
der Minister Androsch hat im Nationalrat 
hier am 19.3. 1980 von 36,7 Milliarden gespro­
chen. 

Ich kann Ihnen nur sagen, Herr Bundes­
kanzler: Kandutsch spricht da bereits anders. 
Er redet März 1981 schon von 40 Milliarden -
das sind jene 20 000 S für jede Familie -, 
Fachleute sagen unter vorgehaltener Hand, 
wenn man die Finanzierung einrechnet, daß 
man da zwischen 50 und 60 Milliarden wohl 
hineinverpulvert haben wird und hineinver­
baut und leider auch hineinverschwendet und 
zum Teil richtig verbaut, aber zum Großteil 
möglicherweise vollkommen falsch verbaut. 
Diese Ziffern, Herr Bundeskanzler, sind Zif­
fern und Signale sozialistischer Bauweise und 
sozialistischen Regierens und sind das Wund­
mal der Ära Kreisky. 

Sie können sich zwar verlassen, daß viele 
Österreicher sich nichts darunter vorstellen 
können, was Milliarden sind, mich einge­
schlossen. Aber daß es viel Geld ist, daß viele 
Österreicher dafür blutig Schilling um Schil­
ling bezahlen müssen, daß es sehr viel Geld 
ist, das wissen auch die Österreicher, und daß 
sehr viel verschwendet wurde, daß es sich 
hier um einen Verschwendungsskandal im 
gigantischen Ausmaß handelt, bitte, das wis­
sen die Österreicher. Die Österreicher wissen 
auch allmählich, obwohl Sie es zu verhindern 
versuchen, sie wissen auch, daß der Bundes­
kanzler der Republik das alles irgendwann 
gewußt haben muß und daß er daher verant­
wortlich ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Dokumente sozialistischen Wirtschaf­
tens, Bauens und Regierens könnte man jetzt 
lange aufzählen. Da muß Kandutsch Unge­
heuerlichkeiten zugeben im Ausschuß; Sie 
sollten das Protokoll einmal lesen oder in der 
Armbrustergasse einmal mit ihm ein weiteres 
Vieraugengespräch führen, vielleicht hat er es 
Ihnen ohnehin schon lange gesagt. 

Er sagt: Heute muß man sagen, es hat keine 

wirksame Bauwirtschaftsabteilung gegeben. 
- Bitte, das heißt, daß bei dem Großbau die 
Preiskontrolle nicht funktioniert hat. 

Es hat nachlaufende statt vorauslaufende 
Planung gegeben. 

Er sagt deutlich, daß es mangelnde Eigentü­
mer- und Bauherrenfunktion gegeben hat -
und bitte, Sie sind der Regierungschef, Sie 
sind der Eigentümer von 50 Prozent -, daß es 
schwere Planungsfehler gegeben hat - das 
wissen wir seit dem Seitz-Sienkiewicz-Gut­
achten spätestens. Ich rufe in Erinnerung, 
daß man ein Gesamtgeschoß um 20 Zentime­
ter absenken mußte, allerdings nachdem man 
es vorher gebaut hat, daß die Geschoßhöhe 
3,30 statt 3,50 ist, daß die Türen zeitweise 
90 Zentimeter breit waren, bis man sie auf 120 
aufstemmte, denn so breit sind nämlich die 
Krankenbetten, daß man händisch aus dem 
Beton die Lichthöfe ausstemmen mußte; bitte, 
dies ist geradezu Bildhauerarbeit, wie man 
hier AKH gebaut hat. Aber Sie können sich 
vorstellen, daß jeder dieser Ausstemmschläge 
Schillinge der Steuerzahler gekostet hat. 

Daß es eine Planungsanarchie gegeben hat, 
das ist wohl heute festzustellen. Zirka 
30 000 Planungsänderungen kann man bis 
heute verzeichnen. Aber daß es auch ein Eldo­
rado für Abräumverträge war. Millionenüber­
schreitungen, Superzuschläge von 15 Prozent 
und mehr, undurchsichtige Vorauszahlungen 
in Millionenhöhe, fehlerhafte, unkontrollierte 
Abrechnungen. All das, was wir in kleinerem 
Maßstab etwa bei der ARGE Kostenrechnung 
erlebten, spielt sich in gigantischem Ausmaß 
bei diesem AKH ab, Freihandvergabe, ·Miß­
achtung der ÖNORM, täglich fällige Kosten, 
von denen ~an nicht genau weiß, ob man sie 
wirklich braucht. 

Herr Bundeskanzler! Schadensrechnungen 
entstehen, wie sie mein Freund Feurstein vor­
gelegt hat. Allein die Schadensschätzung bei 
der Ökodata-Medconsult-Gruppe 70 Millionen 
Schilling, die Schadens schätzung beim ORP­
Auftrag an die Mediplangruppe ist 23 Millio­
nen Schilling, und die Schmiergeldzahlungen 
betrugen in der Regel 2 bis 5 Prozent der Auf­
tragssumme. Nur daß sie im Preis drin waren, 
das ist Ihnen wohl auch klar, und daß da nie­
mand kontrolliert hat, das ist Ihnen auch klar. 

Wenn Sie sich den Fall der ABO anschauen, 
dort, wo die Ökodata-Consultatio-Gruppe tätig 
wurde, dann muß ich Ihnen heute sagen, was 

. Kandutsch sagte. Er sagte, daß der 370-Millio­
nen-Auftrag, der da hätte zur Gänze an diese 
Ökodata-Consultatio-Gruppe vergeben wer­
den sollen, daß dieser 370-Millionen-Auftrag 
derzeit geschätzt wird auf 70 Millionen Wert 
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und daß er insgesamt, wenn man freundlich 
ist, bestenfalls 100 Millionen Schilling hätte 
kosten dürfen. Herr Bundeskanzler! Die Öko­
data-Consultatio-Gruppe hat unter dem Titel 
ABO einen 370-Millionen-Auftrag an Land 
gezogen, von dem die Fachleute heute sagen 
- und Ihr Kandutsch sagt das heute -, von 
dem die Fachleute heute sagen, daß er 70, und 
wenn man freundlich ist, bestenfalls 100 Mil­
lionen Schilling wert ist. 

Bitte, das sind Abräumverträge in einem 
gigantischen Ausmaß, abgeschlossen von 
Ihren sozialistischen Parteifreunden! (Zustim­
mung bei der C>VP.) 

Dieses System sozialistischen Bauens, 
sozialistischen Regierens , sozialistischen 
Nichtkontrollierens, dieses System wird doch 
am deutlichsten am Bettenpreis. Es ist für 
mich immer noch unverständlich, warum man 
in Deutschland ein Krankenhausbett um zwi­
schen 4 und 6 Millionen errichten kann und 
warum ein Krankenhausbett im AKH 
16,9 Millionen oder 23 Millionen kosten wird, 
irgendwo dazwischen, je nachdem, welche 
Kosten Sie uns heute verkünden. 

Herr Bundeskanzler! Daher nochmals und 
zum Schluß die Fragen, die die Steuerzahler, 
die die Österreicher heute an Sie richten: 

Was kostet den Steuerzahler das AKH nun 
wirklich? 

Wann wird dieses AKH nun wirklich fertig? 

Welche Sicherheiten bekommt der Steuer­
zahler wirklich, daß die Mißstände nun wenig­
stens für die Zukunft ausgeräumt werden? 

Wie sind nun die Betriebskosten dieses 
Großspitals, das eines Tages erqffnet wird, 
wirklich? 

Und wer soll das alles bezahlen? 

Herr Bundeskanzler! Ich hoffe, Sie haben 
sich diese gigantischen Summen nicht leicht­
fertig angehört. Ich hoffe, Sie haben die Spe­
kulation, die ja immer möglich ist, nicht ange­
stellt, daß die Menschen draußen die Milliar­
den sich nicht ganz in ihrer Größenordnung 
vorstellen. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Sie haben ja sel­
ber gesagt, wie Millionen und auch Milliarden 
entstehen. Ich darf es ein bißchen ummünzen: 
All das Geld, das im AKH verschwendet wird, 
heißt für den Steuerzahler: da ein Hunderter, 
dort ein Hunderter, da ein Tausender, dort ein 
Tausender an Steuergeldern. Herr Bundes­
kanzler, Sie sind uns heute in Ihrer Verant­
wortung die Antwort schuldig, was es wirklich 
kostet, wann es wirklich fertig wird, und Sie 

müssen diese Verantwortung eingestehen, 
denn Sie können nicht danebenstehen, wenn 
am Ende eines Jahrzehnts der Ära Kreisky 
die Steuerzahler Millionen, Millionen und 
Milliarden aufbringen mußten, um einen 
Skandal zu finanzieren. Das kann doch keine 
abschließende Antwort sein. Sie müssen uns 
heute sagen, wie Sie es in den nächsten J ah­
ren besser machen wollen. (Anhaltender Bei­
fall bei der C>VP). 

Präsident: Zur Beantwortung der Anfrage 
hat sich Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
gemeldet. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Meine Damen 
und Herren! Ich beantworte die dringliche 
Anfrage der Abgeordneten Steinbauer , Dr. 
Wiesinger, Dr. Marga Hubinek, Dr. Neisser 
und Genossen wie folgt: 

Bevor ich auf die einzelnen Punkte eingehe, 
möchte ich einige grundsätzliche Feststellun­
gen machen: 

Erstens: Ursprünglich war nur der Neubau 
der II. Chirurgischen Universitätsklinik . 
geplant. Die Entscheidung über die Planung 
und Errichtung eines neuen Allgemeinen 
Krankenhauses mit 2 500 Betten, über seinen 
Standort und vor allem über die Blockbau­
weise fiel bereits im Jahre 1957. 

Zweitens: In den am 17. 7. 1958 geschaffe­
nen Spitzenausschuß der Arbeitsgemein­
schaft der Republik Österreich und der Stadt 
Wien für den Neubau des Allgemeinen Kran­
kenhauses wurden von Bundesseite der Bun­
desminister für Finanzen, der Bundesmini­
ster für Unterricht und der Bundesminister 
für Handel und Wiederaufbau entsandt. Es 
waren das damals die Bundesminister Profes­
sor Dr. Kamitz, Dr. Drimmel und Dr. Bock. 
Dieser Spitzenausschuß hat den Beschluß 
gefaßt, anstatt des ursprünglichen Neubaues 
einer einzigen Klinik - nämlich der II. Chir­
urgischen - die Planung und Errichtung des 
Neubaues des gesamten AKH vorzunehmen. 

Drittens: Daraus ergibt sich nun, daß 
damals entschieden wurde, daß das Allge­
meine Krankenhaus mehr als doppelt so groß 
sein sollte, als es ursprünglich geplant war, 
und daß sich aus dieser Änderung viele Weite­
rungen ergeben haben, natürlich auch die 
sehr viel längere Bauzeit. Bereits jetzt sind 
Teile des Krankenllauses in Betrieb, zum Bei­
spiel die Kinderklinik, die Psychiatrie und die 
Personalwohnhäuser und wesentliche Ein­
richtungen der Infrastruktur. 

Die Bettenreduktion ist auf die erforderli­
che Ausweitung der Flächen für die wissen-
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schaftliche Ausbildung und Forschung 
zurückzuführen und steht im übrigen im Ein­
klang mit dem im Wiener Gemeinderat ein­
stimmig beschlossenen Spitalsplan, wie mir 
gesagt wird. Ursprüng'i.ich waren 3 000 Betten 
geplant, 1957 erfolgte einvernehmlich eine 
Reduktion auf 2500 und 1977 auf 2173. Im 
übrigen bedeutet die Umstellung von Groß­
krankensälen auf Zwei- bis Dreibettzimmer 
eine entscheidende Verbesserung der medizi­
nischen Betreuung der Patienten. - Diese 
Faktoren bedingen zweifellos auch eine Ver­
teuerung. 

Und nun zu den einzelnen Fragen: 

Zur Frage 1: Ich habe bereits in einer Erklä­
rung am 7. 10. 1980 vor dem Hohen Haus aus­
geführt, daß nach den mir zugekommenen 
Mitteilungen von den für die Errichtung des 
Spitals kompetenten Stellen die Gesamtko­
sten auf der Preisbasis vom 1. 1. 1980 sich auf 
zirka 24,2 Milliarden Schilling belaufen wer­
den. 

Zur Frage 2: Wie ich in einer Erklärung vor 
dem Hohen Haus ausgeführt habe, können 
die seinerzeit von Vizekanzler Dr. Androsch 
bezüglich der künftigen Betriebskosten 
getroffenen Aussagen aufrechterhalten wer­
den. Damals wurden diese auf der Basis 1978 
mit 3 Milliarden Schilling beziffert. Nunmehr 
liegt eine aktuelle Betriebskostenschätzung 
vom 7.4.1981 vor, die die Höhe der laufenden 
zukünftigen Betriebskosten sogar in einem 
etwas günstigeren Lichte erscheinen läßt. 

Zur Frage 3: Ohne mich mit der gebrauch­
ten Wortwahl auch nur im entferntesten iden­
tifizieren zu wollen, möchte ich auf folgendes 
verweisen: 

Von den 10 Punkten, die ich am 3.9. 1980 im 
Zusammenhang mit Korruptionsfällen formu­
liert habe, sind auch einige von Bedeutung für 
die Materie des Allgemeinen Krankenhauses. 
Von ihnen befinden sich folgende in Realisie­
rung: 

Für die begleitende Kontrolle wird im 
Bereich der Verwaltung ein Modell ausgear­
beitet. 

Ferner wird ein Modell für eine neue 
Gesellschaftsform zur Durchführung von 
Großvorhaben erstellt. 

Der Entwurf eines Vergabegesetzes ist fer­
tiggestellt und wird demnächst zur Begutach­
tung versendet werden. 

Der Entwurf eines zweiten Antikorruptions­
gesetzes, der strafrechtliche Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität vor-

sieht, war bereits im Begutachtungsverfah­
ren. 

Unabhänw.g von den für die Zukunft 
geplanten Maßnahmen wurde im AKH eine 
begleitende Kontrolle geschaffen. 

Darüber hinaus wurde bereits die Umwand­
lung der AKPE-AG in eine Ges.m.b.H. einge­
leitet. 

Die im Zusammenhang mit dem AKH auf­
gedeckten Fälle von Wirtschaftskriminalität 
sind derzeit Gegenstand strafrechtlicher Ver­
fahren. 

Abschließend ist noch festzuhalten, daß der 
Aufsichtsrat der AKPE vor kurzem beschlos­
sen hat, allfällige Rückforderungsansprüche 
sowie Schadenersatzforderungen geltend zu 
machen. 

Zu den Fragen 4 und 5: Förmliche Entschei­
dungen der Bundesregierung über Probleme 
des AKH sind in der angegebenen Zeit nicht 
getroffen worden. Dazu bestand auch kein 
Anlaß, weil eine Kompetenz der Bundesregie­
rung in der Angelegenheit nicht besteht. 

Zur Frage 6: Seit der Gründung der AKPE 
haben mehrere erweiterte Aktionärsbespre­
chungen, das heißt Besprechungen der 
zuständigen Bundesminister und der zustän­
digen Mitglieder derWiener Landesregie­
rung, stattgefunden. Da bei diesen Bespre­
chungen jeweils Einvernehmen erzielt wurde, 
ist die Koordinationskompetenz ebensowenig 
wie bei meinen Vorgängern zum Tragen 
gekommen. 

Zu den Fragen 7 und 8: Das Wesen der poli­
tischen Verantwortung besteht darin, daß die 
Regierungsmitglieder das Vertrauen des in 
Betracht kommenden gesetzgebenden Organs 
besitzen müssen. Es ist daher von vornherein 
ausgeschlossen, daß ein Orga~ der Vollzie­
hung eine förmliche Erklärung darüber 
abgibt, wie seine politische Verantwortung 
und die anderer Oberster Organe der Vollzie­
hung für eine bestimmte Angelegenheit zu 
beurteilen ist. . 

Zur Frage 9: Bund und Stadt Wien finanzie­
ren den Neubau des AKH aus ihren Budgets. 
Es bestand daher auch keine NotWendigkeit, 
ein eigenes Finanzierungsgesetz zu erlassen. 
Sollte jedoch in Zukunft auch eine außerbud­
getäre . Finanzierung erwogen werden, wird 
die Bundesregierung zeitgerecht eine entspre­
chende Regierungsvorlage dem Hohen Hause 
vorlegen. 

Im übrigen ist der in der Frage 9 kon­
struierte Zusammenhang zwischen einem 
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Finanzierungsgesetz und der Planungsquali­
tät nicht gegeben. 

Abschließend möchte ich darauf verweisen, 
daß morgen über einstimmigen Beschluß des 
Hauptausschusses eine ganztägige parlamen­
tarische Enquete stattfinden wird, bei der die 
Fragen um das AKH allseitig und durch Fach­
leute behandelt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. Ich mache darauf aufmerksam, 
daß gemäß der Geschäftsordnung kein Red­
ner länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Wiesinger. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler! Hohes Haus! Ich bin - das 
muß ich ehrlich g~stehen - von Ihrer Erklä­
rung enttäuscht. Ich hätte mir erwartet, daß 
Sie, nachdem Sie ja zur Beantwortung der 
Fragen durch unsere gestrige Zurückziehung 
der dringlichen Anfrage ausreichend Zeit 
gehabt haben, doch konkrete Antworten 
geben würden. Ich werde im einzelnen darauf 
noch eingehen, aber ich möchte wirklich 
sagen: Eigentlich habe ich mir von Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, eine dennoch sachin­
haltlich deutlichere Darstellung erwartet. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

-Ich bin aber noch in einem anderen Punkt 
enttäuscht, und ich sage das ganz offen: -ent­
täuscht als Abgeordneter dieses Hauses. Ich 
hätte mir erwartet, daß Sie. sehr geehrter 
Herr Bundeskanzler, bei der heutigen Gele­
genheit zu einem Vorfall Stellung nehmen, 
der dem österreichischen Parlamentarismus 
nicht würdig ist. 

Sie kokettieren sehr gerne mit Ihrem Alter 
und verbinden, wie man es im Volksmund 
weiß, das Alter auch mit Weisheit. Aber ich 
glaube nicht, daß es der Weisheit letzter 
Schluß sein kann, daß Sie als erfahrener lang­
jähriger Politiker einen jungen Abgeordneten 
dieses Hauses persönlich diffamieren. (Beifall 
bei der ÖVP.) Und ich war, ehrlich gesagt, 
überzeugt davon, daß Sie die menschliche 
Größe aufbringen werden, diese Sache heute 
in einer Ihnen sicherlich möglichen eleganten· 
Form aus der Welt zu schaffen. 

Aber nun zur Anfragebeantwortung. -Sie 
haben kurz einen Abriß über die Via dolorosa 
des Allgemeinen Krankenhauses Wien gege­
ben. Nur haben Sie eines nicht gesagt: Warum 
Sie, sehr geehrter Herr Bundeskanzler, aus­
gestattet mit der absoluten Mehrheit im Bund 
und im Land Wien, nicht im Jahre 1970, nicht 

im Jahre 1972, nicht im Jahre 1974, nicht im 
Jahre 1976, nicht im Jahre 1980 jene Änd~run­
gen vorgenommen haben, die notwendig 
waren und die auch möglich gewesen wären. 
Diese Antwort sind Sie uns leider wieder 
schuldig geblieben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und nun zur ersten Frage. Sie sprechen von­
Gesamterrichtungskosten von 24,2 Milliarden 
Schilling. Herr Bundeskanzler, wir haben wie­
der eine neue Zahl. Am 19. März haben Sie 
noch von 36,7 Milliarden Schilling gespro­
chen. Herr Bundeskanzler, es kennt sich ja 
überhaupt schon niemand mehr aus, und der 
Ausdruck, den die ÖVP geprägt hat, hier 
handle es sich um ein Milliardenroulett, wird 
immer wieder aufs neue bestätigt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Zur zweiten Frage sagen Sie: Im wesentli­
chen kann man bei den Betriebskosten bei 
3 Milliarden Schilling bleiben, es gibt aber 
eine optimistischere Schätzung vom 7.4.1981, 
die etwas günstiger ist. 

Herr Bundeskanzler! Hier geht es um ent­
scheidende Fragen der gesundheitspoliti­
schen Finanzierbarkeit, und Sie sagen; 3 Mil­
liarden Schilling, vielleicht etwas günstiger. 
So kann man doch Parlamentarier, die die 
Sache sehr ernst nehmen, nicht abspeisen. 

Der nächste Punkt. Sie haben uns am 
19. März vorigen Jahres einen Bericht gege­
ben. und damals wurde einstimmig der Ent­
schließungsantrag auf Wunsch der Sozialisti­
schen Partei gefaßt, daß die Bundesregierung 
einen umfassenden Bericht über die Lage 
beim AKH gibt. Herr Bundeskanzler, über ein 
Jahr warten wir auf diesen Bericht. Das 
Ergebnis, das Sie uns heute hier lapidar 
sagen: eine neue Schätzung der allgemeinen 
Baukosten und eine günstigere Schätzung -
ohne Zahlen zu nennen - der Betriebskosten. 
Ich frage mich eines, Herr Bundeskanzler: 
Wieso lassen Sie sich das als Regierungschef 
gefallen? Wenn ich Bundeskanzler Öster­
reichs wäre (Heiterkeit bei der SPÖ) und ich 
würde eine Frage stellen - jawohl, wenn ich 
an Ihrer Stelle wäre -, ich wUrde es mir nicht 
gefallen lassen, daß man in einer derartigen 
Weise mit mir umspringt. (Beifall bei der 
ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin gewohnt, 
mich als Arzt in die Problematik und die 
Situation von anderen Menschen hineinzu­
denken, und das versuche ich auch bei Herrn 
Dr. Kreisky. 

Zum nächsten. Sie haben sich seit der 
Gründung der AKPE im Ministerrat mit die­
ser Frage nicht beschäftigt. Herr Bundes-
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kanzler! Hier geht es um die politische Ver­
antwortung Ihres Amtes. Ein Bundeskanzler 
der sieht, daß ein Milliardenprojekt in~ 
Schleudern kommt - und das mußten Sie 
sehen - und sich in der Bundesregierung 
damit nicht befaßt, handelt politisch fahrläs­
sig. Ich verwende einen Ausdruck, den Sie 
damals im Zusammenhang mit Vizekanzler 
Bock in die Debatte geworfen haben. 

Zusammenfassend: Wir haben wieder keine 
Antwort, wir wissen wieder nicht, wohin es 
geht. Ich glaube schon, daß Ihnen, Herr Bun­
deskanzler, jedesmal das Sodbrennen kommt 
wenn Sie den Begriff A;KH hören. Aber damit 
ist es nicht abgetan. Sie müssen sich mit die­
sen Fragen beschäftigen, um das kommen Sie 
nicht herum. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie ist es denn überhaupt zu diesem gan­
zen Schlamassel, zu dieser Situation gekom­
men? Die Kernfrage, die man versäumt hat zu 
stellen und- die Sie seit 1970 hätten stellen 
müssen - wiederholt hätten stellen müssen 
-, ist folgende: Was ist die gesundheitspoliti­
sehe Aufgabe des Allgemeinen Krankenhau­
ses? Darüber hat sich die SPÖ bedauerlicher­
weise nie Gedanken gemacht. 

Frau Minister Dr. Leodolter hat sich wäh­
rend der sieben Jahre ihrer Ministertätigkeit 
um das Allgemeine 'Krankenhaus überhaupt 
nicht gekümmert. Wiederholt habe ich sie von 
diesem Pult aus aufgefordert und habe gesagt: 
Sie als Gesundheitsminister,Sie als Ärztin 
haben die vornehmste Pflicht, sich um diesen 
SpitalsQau zu kümmern! Das Ergebnis war 
Null. 

Der nächste Gesundheitsminister , Herr Dr. 
Salcher, hat mir bei der ersten Budgetdebatte 
im Ausschuß erklärt: Bitte, das Allgemeine 
Krankenhaus geht mich nichts an und er hat 
sich auch weitgehend mit dieser Problematik 
nicht befaßt. 

Ich hoffe - ich kann nur wieder meiner 
Hoffnung Ausdruck geben -, daß sich der 
neue Gesundheitsminister mit dieser Frage 
sehr wohl beschäftigen wird. 

Denn was ist die Fehlentwicklung beim All­
gemeinen Krankenhaus? Die Fehlentwick­
lung ist, daß man diesem Krankenhaus Auf­
gaben aufbürdet, die es nicht erfüllen kann 
und die kostenmäßig nicht zu erfüllen sind. 
Das ist der Hauptvorwurf an die gesamte Pla­
nung. 

Man hat den Ambulanzbetrieb für 7000 bis 
9 000 Patienten ausgeweitet, eine Zahl, die wir 
i~ Österreich für die ambulante Versorgung 
nIcht brauchen und für die eine Universitäts­
klinik nicht zuständig ist. Die ambulante Ver-

sorgung hat von der niedergelassenen Ärzte­
schaft, von den Einrichtungen der Gebiets­
krankenkassa oder den Ambulanzen der 
Standardkrankenhäuser, durchgeführt zu 
werden. 

Das· gleiche gilt für die Laborausweitung. 
Die Laborausweitung erfolgte mit zwei Drit­
teln des ursprünglich geplanten Ausmaßes. 

Ich darf Ihnen kurz etwas von meiner Aus­
bildung bei Professor Dr. Lauda an der Ersten 
Medizinischen Universitätsklinik erzählen: Es 
war ein Standardspruch von ihm: Herr Kol­
lege, mir imponiert es überhaupt nicht, wenn 
Sie Ihre Fieberkurve mit Befunden voll­
schmieren, sondern ich möchte von Ihnen 
eine Anamnese des Patienten hören. Haben 
Sie sich mit ihm ausgesprochen und haben 
Sie Befunde an ihm selbst erhoben? 

Das war die entscheidende Fehlentwick­
lung: daß man von der unmittelbaren mensch­
lichen Beziehung Arzt - Patient zur Medizin­
technik übergegangen ist. Die Medizinaltech­
nik hat nur die Funktion· einer Hilfswissen­
schaft, sie darf nicht die Priorität in der Medi­
zin übernehmen. (Beifall bei der ÖVP.) Und 
genau dieser Weg wird heute beim Neubau 
des Allgemeinen Krankenhauses eingeschla­
gen. 

Wir haben Ihnen konkrete Vorschläge 
gemacht. Herr Bundeskanzler, Sie haben 
sicher nicht sehr viel Zeit, sich mit allen 
Details zu beschäftigen, aber ich sage es 
Ihnen noch einmal. Halten Sie es für verant­
wortbar, daß man in unmittelbarer Nähe des 
Neubaus des Allgemeinen Krankenhauses 
eine Klinik um 300 Millionen Schilling gene­
ralsaniert und sie in zwei Jahren wegreißen 
will, weil genau justament an diese Stelle die 
Zahnklinik hingebaut werden soll? Herr Bun­
deskanzler, können Sie das verstehen? Ich 
glaube, es gibt niemand in Österreich, der 
einen derartigen Schildbürgerstreich über­
haupt zur Kenntnis nehmen kann. 

Das gleiche gilt für die Erste Medizinische 
Universitätsklinik, eine Klinik, die exzellent 
ausgestattet ist. Ihre Sanierung, um sie den 
modernen Anforderungen einer besseren 
Patientenunterbringung adäquat zu machen, 
würde nach Schätzungen der Architekten der 
AKPE etwa 200 bis 250 Millionen Schilling 
kosten. Nein, ein ordentlicher Baukörper , eine 
Bausubstanz, die leicht sanierbar ist, muß 
weggerissen werden, weil genau an diese 
Stelle justament ein übergroßer Strahlenbun­
ker hingebaut werden muß. Herr Bundes­
kanzler, verstehen Sie eine derartige Vor­
gangsweise? (Bundeskanzler Dr. Kr eis k y : 
Das verlangen die Ärzte!) 
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Herr Bundeskanzler, reden Sie sich bitte 
nicht auf die Ärzte aus. Herr Bundeskanzler, 
die Ärzte haben die legitime Pflicht und das 
Recht, für ihre Patienten das Maximale zu 
verlangen. Und der Politiker hat die Aufgabe, 
alles das zu genehmigen, was notwendig und 
finanzierbar ist. So ist die Verantwortungstei­
lung. (Beifall bei der ÖVP. - Bundeskanzler 
Dr. Kr eis k y: Herr Dr. Wiesinger! Der Pro­
fessor Deutsch hat mich vorige Woche angeru­
fen und als Leiter des Bauausschusses diesen 
Strahlen bunker verlangt!) 

Noch einmal, Herr Bundeskanzler: N atür­
lich kann er es verlangen, das ist ja sein 
Recht als Klinikchef. Aber es kann nicht alles 
das, was wünschenswert ist, und alles das, 
was technisch möglich ist, auch erfüllt wer­
den. Da müssen wir den Mut haben zu sagen: 
Was brauchen wir, was können wir uns lei­
sten? (Beifall bei der ÖVP.) .:und Sie haben die 
politische Kraft, es zu sagen. Sie werden bei 
mir in diesem Punkt sicherlich jede Unter­
stützung haben. 

Aber weil wir gerade bei Zahlen sind, Herr 
Bundeskanzler. Sie werden Ihnen nicht prä­
sent sein. Ich nenne Ihnen jetzt· Zahlen des 
österreichischen Gesundheitswesens aus dem 
Jahre 1980. 

Für das Krankenhauswesen in Österreich 
wurden 23,8 Milliarden ausgegeben. Die Arzt­
kosten betrugen 15,5 Milliarden, Medika­
mente 7,8 Milliarden, Frühpensionen aus 
Krank~nheitsursachen 20,6 Milliarden, 
Krankenstandskosten 15,4 Milliarden, Sonsti­
ges, Transporte, Heilbehelfe und ähnliches 
5,6 Milliarden. 

Das ist eine Summe von 88,7 Milliarden 
oder, umgerechnet auf das Bruttonationalpro­
dukt, 9,1 Prozent. 

88,7 Milliarden kostet das gesamte Gesund­
heitswesen inklusive Frühpensionierungen, 
Krankenstände und so weiter. Und hier haben 
wir ein Projekt, das uns in den Errichtungsko­
sten 26,2, 36,7, 40, 50 Milliarden - kein 
Mensch weiß, wieviel - und in den Betriebs­
kosten etwa 10 Milliarden kosten soll gegen­
über den Krankenhauskosten in Gesamt­
österreich von 23,8 Milliarden. Herr Bundes­
kanzler, wie wollen Sie uns erklären, wie man 
das in Zukunft finanzieren kann? 

Es ist in den zehn Jahren sozialistischer 
Alleinregierung eine Steigerung dieser 
Gesamtkosten des Gesundheitswesens, also 
des gesamten Systems, um 24,68 Prozent ein­
getreten. Das heißt, im Jahre 1970 waren es 
7,3 Prozent des gesamten Bruttonationalpro­
dukts. Es wurde also eine überdurchschnittli-

che Steigerung in dieses System eingebracht. 
Herr Bundeskanzler, gesünder sind die Öster­
reicher in der Zwischenzeit sicherlich nicht 
geworden, und daher fragt sich, ob wir im 
Sinn einer vernünftigen Gesundheitsökono­
mie uns nicht einmal fragen müssen, wie wir 
die Mittel, die wir alle gemeinsam erwirt­
schaften, vernünftiger, besser und zweckmä­
ßiger für dieses System einsetzen. Die Vor­
gangsweise beim AKH ist sicherlich der fal­
sche Weg. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aus diesem Grund glauben wir, daß man 
nicht so wie bisher wahllos mit den Mitteln 
umgehen kann, denn derzeit ist ja keine Mög­
lichkeit der tatsächlichen Kontrolle der Aus­
gaben beim AKH gegeben. Deshalb verlangen 
wir, daß man ein Finanzierungsgesetz erlas­
sen soll. Eine Forderung, die wir schon seit 
langem erhoben haben und die, wie wir vom 
Herrn Bundeskanzler heute gehört haben, 
nicht grundsätzlich abgelehnt wird, aber erst 
dann, wenn man Fremdkapital aufnehmen 
muß. Das wird sicher bald der Fall sein, wir 
wollen aber schon vorher dieses Gesetz im 
Haus beschlossen haben, denn uns geht es 
hier um etwas anderes. 

Für Sie scheint das Finanzierungsgesetz 
ein Instrument· zu sein, um Geld auf dem 
Kapitalmarkt aufzunehmen; das heißt Flucht 
aus dem Budget. Für uns ist das Finanzie­
rungsgesetz die Möglichkeit, daß alle Preis­
und Kostenüberschreitungen bei diesem Neu­
bau auch im Parlament bewilligt werden müs­
sen. Das heißt, daß wir die Möglichkeit haben 
zu überprüfen, ob die Kostenüberschreitun­
gen, die Sie verlangen, auch tatsächlich 
berechtigt und notwendig sind. Ich glaube, 
ohne Einschaltung des Parlaments kann man 
die Bundesregierung nicht weiter so fuhrwer­
ken lassen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bringe aus diesem Grund einen 

En ts c h li eß ung s an tr a g 

der Abgeordneten Dr. Wiesinger und 
Genossen betreffend Vorlage eines AKH­
Finanzierungsgesetzes ein. 

Die ÖVP vertritt seit langem die Auffas­
sung, daß beim Neubau des Allgemeinen 
Krankenhauses in Wien ein Kostenlimit 
vorgegeben werden muß. Sie hat daher ver­
langt, daß ein eigenes Finanzierungsgesetz 
für dieses Großbauvorhaben beschlossen 
wird. Dadurch soll sichergestellt werden, 
daß im Zusammenhang mit diesem Kosten­
limit in Zukunft Kostenüberschreitungen 
zu begründen sind und vom Nationalrat 
ausdrücklich beschlossen werden müssen. 
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Diesem Finanzierungsgesetz sind beschluß­
reife Planungsunterlagen, bestehend aus 
einer Bauplanungsunterlage und einer Bau­
durchführungsplanung, mit exakter 
Terminangabe anzuschließen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen 
daher folgenden Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Nationalrat unverzüglich ein Finanzie­
rungsgesetz samt beigefügten Planungs­
und Bauunterlagen für den Neubau des 
AKH in Wien zur Beschlußfassung vorzule­
gen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich noch 

ganz kurz auf eine Aussage des Herrn Finanz­
ministers eingehen, der in der gestrigen Fra­
gestunde erklärt hat, es sei ja unmöglich, eine 
Betriebskostenberechnung für die Zukunft 
anzustellen .. Er könne ja nicht einmal sagen, 
was im Jahre 1987 ein Laib Brot kostet. 

Meine Damen und Herren! Ist das nicht 
eine komplette Bankrotterklärung jeder wirt­
schaftlichen Zukunftsüberlegung? Es gibt län­
gerfristige Budgetvorschauen, es gibt ein 
Investitionsprogramm der Bundesregierung 
über zehn Jahre. Die gesamte Privatwirt­
schaft muß natürlich vorausplanend kalkulie­
ren können. 

Das bedeutet doch, wenn der Finanzmini­
ster der Republik erklärt, eine Vorausschau 
sei nicht möglich, weil er nicht sagen kann, 
was ein Laib Brot kostet, daß sich die gesamte 
Wirtschaft überlegen muß, wie es überhaupt 
weitergehen soll. Ein Finanzminister, der 
nicht in etwa sagen kann, wie es in Österreich 
in fünf Jahren ausschaut, der hat in dieser 
Funktion von vornherein versagt. (Beifall bei 
·der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben als 
Opposition im Zusammenhang mit dem AKH 
immer wieder unsere guten Dienste angebo­
ten. Unsere guten Dienste deshalb angeboten, 
weil wir glauben, daß das Allgemeine Kran­
kenhaus in Wien ein nationales Problem dar­
stellt. Es ist kein Wiener Problem, es ist kein 
Wien-Niederösterreich-Problem, es ist ein 
gesamtösterreichisches Problem, und deshalb 
tragen wir als Parlamentarier auch mit die 
Verantwortung. Nur: Ob man bereit ist, die 
Vorschläge, die Ideen, die guten Dienste, die 
wir einbringen, auch anzunehmen, diese Ver­
antwortung liegt ausschließlich bei der SPÖ. 

Sie haben - ich habe es bereits gesagt -
bei allen entscheidenden Weichenstellungen 
versagt. Im Jahre 1970 haben Sie nichts geän­
dert, 1974 haben Sie uns niedergestimmt, 1975 

haben Sie keine Konsequenz ergriffen, 1976 
haben Sie uns niedergestimmt, 1979 und 1980 
haben Sie uns niedergestimmt. Sie können es, 
Sie haben die Macht dazu. Ob es verantwor­
tungsbewußt ist, möchte ich bezweifeln. 

Ich möchte heute nochmals unsere Bereit­
schaft deponieren, daß wir die von uns vorge­
brachten und dargelegten Anträge und 
Gedanken mit Ihnen beraten. Denn glauben 
Sie mir eines: Es ist halt nicht so, daß nur in 
einer Partei die ganzen Gescheiten und in der 
anderen Partei die ganzen Dummen sitzen. 
(Abg. Dr. Fis c her: Das ist Ihr politisches 
Klima: Wir kriegen jetzt einen Antrag und sol­
len darüber abstimmen!) Herr Dr. Fischer, 
mir geht es jetzt nicht um die Frage des politi­
schen Klimas. Mir geht es um das nationale 
Problem Allgemeines Krankenhaus Wien. 
Sind wir imstande, dieses schlingernde Schiff, 
dieses strandende Schiff noch auf guten Kurs 
zu bringen, oder sind wir dazu nicht 
imstande? 

Nochmals: Es ist nicht so, daß die einen alle 
gescheit und die anderen alle dumm sind. In 
einer Krisensituation, wie sie sich um dieses 
Krankenhaus jetzt abzeichnet, haben wir die 
Verpflichtung, daß alle gutwilligen und allle 
verständnisvollen Österreicher zusammenhel­
fen. 

Ich appelliere daher an Sie, Herr Dr. 
Fischer, ermöglichen Sie Tagungen des 
Unterausschusse~ des Gesundheitsausschus­
ses, wo seit Monaten Anträge von uns in der 
Tischlade "verschimmeln", nur weil Sie nicht 
bereit sind, Ihre Terminzustimmung zu 
geben. (Beifall bei der ÖVP.) Wir betteln nicht 
darum, mit Ihnen diskutieren zu können. 
Wenn man in der letzten Zeit sieht, wie die 
Debatten hier im Haus abgeführt werden, 
wäre das auch einmal einer eigenen Diskus­
sion wert. 

Wenn in einem Ausschuß, wo es um Kompe­
tenzen des Gesundheitsministeriums geht, 
ein einziger sozialistischer Abgeordneter 
anwesend ist und sich in vier Stunden 
Debatte nur mit einem Zwischenruf zum Wort 
meldet, so sehe ich hier ein Problem der 
Demokratie, aber nicht deshalb, weil der Herr 
Dr. Kreisky am Samstag oder Sonntag 
erklärt, das Klima ist vergiftet. Hier wird 
ganz einfach zu wenig Leistung erbracht, zu • 
wenig eingebracht von Ihren Abgeordneten. 
Denn es hilft nichts, wenn wir mit Engelszun­
gen vier Stunden lang reden und am Schluß 
erklärt der Vorsitzende: Ja, meine Herren, 
das ist ganz schön, aber geändert wird an der 
Regierungsvorlage nichts mehr. Dann hat es 
ja gar keinen Sinn, wenn wir uns dort mit 
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Ihnen auseinandersetzen. Und Sie haben 
immer wieder ... (Abg. Dr. Fis c her: Wol­
len Sie uns nicht Noten ins Klassenbuch 
schreiben ?) 

Herr Dr. Fischer! Ich bin Ihrer Meinung, 
wenn Sie sagen, Demokratie ist Diskussion. 
(Abg. Dr. Fis ehe r: Geben Sie uns Fleißno­
ten, Betragensnoten!) Aber ich kann nicht dis­
kutieren, wenn ich einen anspreche, und der 
gibt mir keine Antwort. (Abg. Dr. Fis c her: 
Das hängt davon ab, was der sagt. Wenn der 
uns beschimpft . .. ) 

Herr Dr. Fischer! Fragen Sie Ihren Vorsit­
zenden, Ihren Obmann Mondl. Kein böses 
Wort. Es ist ja nicht wahr, daß in den Aus­
schüssen ... 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Herr Abgeordneter! Sie müssen fertig werden. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (fortsetzend): 
Dort herrscht ja kein schlechtes Klima, son­
dern ich glaube, daß wir gemeinsam in der 
Frage AKH sehr wohl zu einer Lösung kom­
men könnten. Sie haben bewiesen, daß Sie es 
allein nicht zusammenbringen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident: Der Entschließungsantrag ist 
genügend unterstützt, er steht mit in Behand-
lung. . 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Hobl. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Viele in diesem Lande haben sich gestern 
gefragt, warum die Österreichische Volkspar­
tei einen oder zwei Tage, also bleiben wir 
beim heutigen Tag, einen Tag vor einer: parla­
mentarischen Enquete, die sich mit dem Neu­
bau des Allgemeinen Krankenhauses 
beschäftigt, eine dringliche Anfrage an den 
Herrn Bundeskanzler stellt. 

Wenn man die Debattenbeiträge der Kolle­
gen Steinbauer und Wiesinger gehört hat, 
dann weiß man es ganz genau, Sie wollen 
sogenannte "griffige" Formulierungen haben, 
insbesondere Steinbauer , und sind gar nicht 
interessiert an einer sehr sachlichen Diskus­
sion. 

Sie können diesen Eindruck, meine Damen 
und Herren, den wir haben, morgen noch 
wettmachen. (Beifall bei der SPÖ.) Morgen in 
dieser parlamentarischen Enquete unter dem 
Titel "Fragen zur Fertigstellung des Allgemei­
nen Krankenhauses" mit einer Tagesord­
nung, wo im ersten Punkt die Bestandsauf-

nahme des AKH-Baues behandelt wird. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Wird Herr Dr. Kreisky 
dort sein?) 

Im zweite!).: wo ein ausländischer Gast über 
Erfahrungen bei der Errichtung von Kliniken 
und Großkrankenhäusern im Freistaat Bay­
ern unter besonderer Berücksichtigung des 
Prüfungsverfahrens für die notwendigen 
Nutzflächen einer Universitätsklinik spre­
chen wird. 

Wir werden im dritten Tagesordnungspunkt 
den Vorsitzenden der Baukommission, Uni­
versitätsprofessor Dr. Deutsch, hören über die 
medizinischen Anforderungen an das AKH. 
Da können Sie sich dann, Herr Kollege Dr. 
Wiesinger , fachlich unterhalten. . 

Im vierten Punkt wird der Herr Präsident 
des Rechnungshofes Dr. Broesigke und der 
Kontrollamtsdirektor von Wien Dr. Delabro 
über Erfahrungen bei der Kontrolle des AKH­
Baues berichten. 

Und im fünften Punkt wird der Bundesmi­
nister für Finanzen Dr. Salcher die Zielset­
zungen bezüglich der Fertigstellung des 
AKHs bekanntgeben. 

Alle Referate werden diskutiert. Die Par­
teien dieses Hauses werden im Verhältnis 
12 : 10 : 3 daran teilnehmen. (Zwischenruf der 
Abg. Dr. Marga Hub i n e k .) Die Vertreter 
der Gemeinde Wien und des Gemeinderates 
im Verhältnis 8: 6 : 2, Frau Dr. Hubinek. Da 
gilt nicht der Proporz des Wiener Gemeinde­
rates, sondern dort haben wir Ihnen sogar 
den Proporz in diesem Haus zugestanden, 
denn der Proporz im Wiener Gemeinderat 
wäre für Sie schlechter gewesen. 

Und dann gibt es auch fünf Vertreter des 
Aufsichtsrates der AKPE. (Abg. Dr. Ne i s -
se r: Das müssen Sie der Wiener sPO sagen!) 
Nein! Nein! Die wissen das. Das habe ich 
ihnen schon gesagt. Ich habe gesagt: So groß­
zügig sind wir sogar, daß wir den Vertretern 
des Wiener Gemeinderates den Proporz die­
ses Hauses anbieten, damit die große Opposi­
tionspartei mehr Teilnehmer haben kann. 
Das ist unsere Behandlung von Minderheiten. 
Im: günstigen Sinne, meine Damen und Her­
ren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dann gibt es fünf Vertreter des Aufsichtsra­
tes der Gesellschaft, drei Vertreter der medi­
zinischen Fakultät der Universität Wien und 
der Ingenieurkammer für Wien, Niederöster­
reich und dem Burgenland. Da können Sie 

. dann die fachlichen Beiträge liefern, Ihre Fra-
gen stellen. 

Es gibt auch drei Vertreter der Bundesmini-
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sterien für Finanzen, Gesundheit und 
Umweltschutz, des Wissenschaftsministe­
riums sowie des Rechnungshofes. Auch der 
Chef der begleitenden Kontrolle Dr. Kan­
dutsch wird zur Verfügung stehen. 

15 weitere Sachverständige und Auskunfts­
personen von den Fraktionen im Verhältnis 
7 : 6 : 2 werden teilnehmen. Dort können wir 
dann diese fachlichen Diskussionen führen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ihre heutigen Fragen ... (Abg. Dr. Wie s i n -
ger: Werden Sie morgen dabei sein?) Ich bin 
morgen dabei, Herr Kollege Dr. Wiesinger. 
Und all die Fragen, die Sie heute gestellt 
haben, sind Fragen, die der Herr Bundeskanz­
ler bereits am 7. 10. 1980 in seinem Zwischen­
bericht ausführlich beantwortet hat, den wir 
einstimmig hier in diesem Haus beschlossen 
haben, wo wir im März des vergangenen J ah­
res die Regierung aufgefordert haben, wenn 
die Kontrollamtsberichte vorliegen, wenn die 
Berichte des Rechnungshofes vorliegen, so 
wird die Bundesregierung ersucht, ihre 
Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Der jüngste Kontrollamtsbericht ist erst 
etwa drei Wochen alt. Der Herr Bundeskanz­
ler hat eine Kommission eingesetzt, die· ihm 
genau ausarbeiten soll, welche Vorwürfe, 
Schuldfragen, Kostenfragen, Überschrei­
tungsfragen, Rückforderungsfragen gestellt 
werden sollen. 

Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt 
hat in seinem Bereich eine gleiche Gruppe 
eingesetzt. Wir werden dann den Bericht der 
Bundesregierung über ihre Schlußfolgerun­
gen aus den Kontrollamtsberichten und dem 
Rechnungshofbericht hier in diesem Haus 
erhalten. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir 
die Erklärungen des Herrn Kollegen 
Steinbauer hier sehr aufmerksam angehört. 
Die sozialistische Bundesregierung und die 
Mehrheitsfraktion im Wiener Gemeinderat 
wissen schon lange, daß die Menschen die 
Fragen stellen: Wann wird dieses Kranken­
haus endlich den Patienten, nicht nur der 
Bundeshauptstadt, sondern auch der ganzen 
Republik zur Verfügung stehen? Und stellen 
Sie das nicht so dar, als ob an dieser Baustelle 
überhaupt nichts geschehen wäre. Gehen Sie 
hin und schauen Sie sich das an, was bisher 
schon geschaffen wurde, wo Teilfertigstellun­
gen sind, wo schon gearbeitet wird und wie 
der Rohbau fortschreitet, und dann reden Sie 
darüber! (Beifall bei der SPÖ.) 

Viele Bürger dieser Bundeshauptstadt und 
auch Bürger aus anderen Teilen der Republik 

haben in den letzten Jahren und Monaten 
Gelegenheit genommen, die Baustelle zu 
besichtigen. Und ich muß Ihnen sagen: Sie 
sind beeindruckt. (Abg. H i e tl: Das glaube 
ich!) Damit möchte ich nicht verniedlichen. 

Nein! Nein! Damit möchte ich nicht die 
Dinge verniedlichen, die Unzukömmlichkei­
ten, die dort vorgekommen sind und über 
die wir uns in diesem Hause noch auf 
Grund des Auftrages an den Untersuchungs­
ausschuß unterhalten werden, aber auch im 
Zusammenhang mit dem Bericht, den die 
Bundesregierung dem Hause noch vorlegen 
wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn Herr Kol­
lege Steinbauer so darstellt, 20 284 S zahlt 
jede österreichische Familie für das Groß­
krankenhaus Allgemeines Krankenhaus, und 
er das so darstellt, als ob das einmalige gigan­
tische Beträge wären (Abg. Dr. S te ger: 
Aber ohne Betriebskosten!), ja, natürlich, 
Erricht:ungskosten, dann möchte ich Ihnen 
nur ein Beispiel aus dem Gebiet des Straßen­
baues sagen: 

Meine Damen und Herren! Genau dieselben 
österreichischen Familien zahlen in zwei J ah­
ren gen au den gleichen Betrag für den Neu­
bau, die Erhaltung, den Betrieb und die Über­
wachung des österreichischen Straßennetzes. 
Sie stellen das so dar, wie wenn das einma­
lige ... (Zwischenruf des Abg. Dr. S te ger. ) 
Ja! Nur dieses Haus, Herr Kollege Dr. Steger, 
ist ein Jahrhundertbauwerk, so wie es das 
alte Allgemeine Krankenhaus war. (Beifall 
bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Na dann erinnern Sie sich, Herr Vorsitzen­
der des Untersuchungsausschusses, an die 
Ausführungen des Leiters des Wiener Kon­
trollamtes Dr. Delabro, der gesagt hat: Es gibt 
gar keinen Grund anzunehmen, daß von den 
Erfahrungen, auch von den traurigen Erfah­
rungen, die wir mit dem Neubau des Allge­
meinen Krankenhauses eben zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß die nächste Generation 
etwas haben wird, weil das ein Bau sein wird, 
der vier, fünf und mehr Generationen über­
dauern wird, wie das Bauwerk selbst, das 
jetzt abgelöst werden soll. Meine Damen und 
Herren! Stellen wir es also nur in den richti­
gen Relationen dar! 

Wenn man die Ausführungen des Kollegen 
Steinbauer genau angehört hat, so konnte 
man sich unschwer in Erinnerung rufen, daß 
er vor etwa zehn Tagen zum neuen Wahl­
kampfleiter der Österreichischen Volkspartei 
für die nächste Nationalratswahl bestellt 
wurde. 

71. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 73 von 100

www.parlament.gv.at



7116 Nationalrat XV. GP - 71. Sitzung - 9. April 1981 

Ing. Hobl 

Nun, meine Damen und Herren, da muß 
man sich fragen: Für wie viele verlorene 
Wahlkämpfe ist denn der Herr Steinbauer 
schon verantwortlich Ihrer Partei gegenüber? 

Wenn er diesen Stil, den er heute hier mit 
unwahren Angaben, mit falschen Zahlen 
gezeigt hat, schon als Wahlkampfvorberei­
tung führt, dann kann man sich ja auf aller­
hand gefaßt machen. 

Wenn er da so redet von den Menschen, die 
Waffenhändler sind, von den "Demel-Men­
sehen" - na, meine Damen und Herren, Bela 
Rabelbauer und seine Straf-Sündenkartei, 
das ist schon auch etwas, was man Ihnen bei 
der Gelegenheit in Erinnerung rufen muß. 
(Beifall bei der SPÖ.) Und wahrscheinlich wis­
sen Sie mehr, als Sie der Öffentlichkeit gesagt 
haben, den Grund dafür, warum Sie die 
10 Millionen-Spende möglichst schnell 
zurückgegeben haben. (Zwischenruf des Abg. 
H i e t1.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
sagen, der Kollege Wiesinger hat gesagt, er 
bietet die guten Dienste der großen Opposi­
tionspartei an. 

Wenn es wirklich gute Dienste wären, die 
zum Besseren führen, dann wird meine Frak­
tion sicherlich geneigt sein, sehr darüber zu 
reden. 

Wenn man sich aber ansieht, meine Damen 
und Herren, was Wiesinger in den letzten 
sechs Jahren zum Allgemeinen Krankenhaus 
gesagt hat, dann muß man schon fragen, ob 
man so schnell seinen Ratschlägen folgen soll. 

Ich möchte den Kollegen Wiesinger nur an 
das Rundfunkinterview vom 12. Juni 1975 
erinnern. Damals hat Wiesinger auf die Frage 
des Interviewers, ÖVP-Gesundheitsstadtrat 
Dr. Glück hätte sich dafür einsetzen müssen, 
daß das Krankenhaus richtig gebaut wird, 
gesagt: 

"Es besteht ja zurzeit" - bitte, meine 
Damen und Herren, 12. Juni 1975 - "keine 
Kritik an der Planung an und für sich. Dar­
über sind sich alle Verantwortlichen und 
Fachleute, sowohl Architekten als auch Ärzte, 
einig, daß die Konzeption des AKH das Rich­
tigste ist. Und ich kann nur Professor Fellin­
ger als zweifellos kompetenten Fachmann auf 
diesem Gebiet zitieren, der erklärt hat: Das 
wird die modernste Klinik Etiropas werden." 
Das war Wiesinger am 12. Juni 1975. 

Und da stellt sich der Herr Abgeordnete 
Steinbauer her und zitiert uns eine Erklärung 
des damaligen Generalbevollmächtigten der 
Stadt Wien, Dr. Bandion, vom 7. Mai 1975, daß' 

dieser gesagt hätte, die Fertigstellung werde 
1990 bis 1992 sein und das Zentralgebäude­
'system sei nicht das richtige. 

Da sieht man ja die demagogische Argu­
mentationslinie des Herrn Kollegen Stein­
bauer. Uns zitiert er 7. Mai 1975. Was aber 
sein Klubkollege Wiesinger am 12. Juni 1975 
gesagt hat - genau das Zitat, das ich Ihnen 
jetzt vorgelesen habe -, das verschweigt 
Steinbauer geflissentlich. (Zwischenruf des 
Abg. Kern.) 

Meine Damen und Herren! Wenn das der 
Charakter und der Grundzug der guten Dien­
ste ist, die Sie als große Oppositionspartei 
anzubieten haben, dann bedanken. wir uns 
heute schon dafür. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die große Oppo­
sitionspartei leugnet ihre geschichtliche Ver­
antwortung für diesen größten Spitalsbau der 
Republik und wahrscheinlich des gesamten 
europäischen Kontinents. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner jetzi­
gen Anfragebeantwortung schon darauf hin­
gewiesen, daß die Planungsgrundlagen bis in 
die fünfziger Jahre zurückreichen. Und da 
muß ich Ihnen in Erinnerung rufen, daß zum 
Beispiel Professor Dr. Schönbauer am 25. Jän­
ner 1959 erklärte. daß das Spital der Zukunft 
Hochhausform haben werde. Das war mit 
eines der Argumente. die damals in der gro­
ßen Koalition und auch in der Koalition im 
Wiener Rathaus zu den Entscheidungen 
geführt haben, die Sie heute so lebhaft kriti­
sieren und der sozialistischen Bundesregie­
rung, die elf Jahre regiert, in die Schuhe 
schieben wollen. 

Aber auch, meine Damen und Herren ... 
(Abg. Gra bh er-M eyer: Die größten 
Fehler sind in der großen Koalition gemacht 
worden!) Ich bin gar nicht der Meinung. daß 
das große Fehler waren. Ich erinnere die 
große Oppositionspartei nur an ihre 
geschichtliche Verantwortung bei den Ent­
scheidungen, Herr Kollege. (Beifall bei der 
sP6.) 

Der Herr Unterrichtsminister Dr. Drimmel 
hat die Errichtung des Allgemeinen Kranken­
hauses in Zentralbauweise als Ruhmesblatt in 
der Geschichte der Wiener medizinischen 
Schule bezeichnet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Gemeinderäte und Stadträte der Wiener 
ÖVP in den sechziger Jahren haben allen 
wesentlichen Entscheidungen, die auf die 
Errichtung des Allgemeinen Krankenhauses 
abzielten, wie, wir es heute schon in der Roh-
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form sehen können, uneingeschränkt zuge­
stimmt. 

Der damalige ÖVP-Stadtrat Dr. Otto Glück 
hat am 22. August 1972 in einer Wiener Stadt­
senatsitzung berichtet, daß die Kosten- und 
Planungsuriterlagen für die Errichtung des 
Kerngebäudes des Allgemeinen Krankenhau­
ses vom Spitzenausschuß einstimmig 
genehmigt wurden. Das war 1972, da hat es 
hier schon drei Jahre lang eine sozialistische 
Regierung gegeben, aber im Wiener Rathaus 
noch immer eine große Koalition zwischen 
SPÖundÖVP. 

Meine Damen und Herren! Im Wiener 
Stadts~nat im September 1975 und im Wiener 
Gemeinderat im Oktober 1975 wurde die 
Gründung der Allgemeinen KIrankenhaus 
Wien Planungs- und Errichtungs-AG einstim­
mig, also auch mit den Stimmen Ihrer Partei, 

. beschlossen. 

Herr Bundesparteiobmann, weil ich Sie 
jetzt da auf Ihrem Platz sitzen sehe: Sie 
waren,wenn ich mich richtig erinnere, neun 
Monate Unterrichtsminister in der letzten 
Phase der Regierung Dr. Klaus. Kein einziges 
Mal haben Sie sich als kompetenter Minister 
damals um den Neubau des Allgemeinen 
Krankenhauses gekümmert. (Abg. S tau -
d i n ger: Neun Monate und bei Ihnen elf 
Jahre!) Nein, nein, Herr Kollege Staudinger, 
machen Sie es sich nicht so einfach! Der Herr 
Bundeskanzler tat es, und hier in diesem 
Haus und im Untersuchungsausschuß ist oft 
genug nachgewiesen worden, wie oft sich 
sozialistische Minister im Rahmen ihrer 
Kompetenzen und Verantwortung geküm­
mert haben. 

Aber damals, Herr Kollege Staudinger , 
haben wir keine Aktiengesellschaft gehabt, 
die die ÖVP in Wien mit uns gemeinsam 
beschlossen hätte, damals war der Spitzen­
ausschuß das allein zuständige Organ, und 
der Herr Unterrichtsminister - auch wenn er 
nur neun Monate lang, also eine relativ kurze 
Zeit, Dr. Mock geheißen hat - hat kein einzi­
ges Mal an einer solchen Sitzung teilgenom­
men, sondern sich überhaupt nicht darum 
gekümmert. 

Meine Redezeit geht zu Ende. Meine 
Damen und Herren! Seien Sie überzeugt, 
diese Bundesregierung - wenn Sie wirklich 
echte und ehrliche Ratschläge haben und 
nicht solche, die die rasche Fertigstellung ver­
zögern; da habe ich so meine Bedenken -
wird alles in ihrer Macht Stehende tun, um 
die Entschließungen, die wir in diesem Haus 
gefaßt haben, daß nämlich dieses Allgemeine 
Krankenhaus möglichst rasch und kostengün-

stig fertiggestellt werden wird, wirklich einzu­
halten. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dkfm. Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Hohen Hauses! Einen Teil der in 
der gegenständlichen Anfrage aufgeworfenen 
Probleme und Fragen wird man seriöserweise 
nach Abschluß der Untersuchungen des AKH­
Untersuchungsausschusses zu beantworten 
haben. Vor allem natürlich jene Frage, um die 
es in der heutigen "Dringlichen" geht, näm­
lich der politischen Verantwortung. Diese 
zu klären, diese klarzustellen und zu untersu­
chen, wurde dieser Ausschuß ja hier im 
Hohen Hause eingesetzt. 

Das schließt natürlich nicht aus, daß man 
über den größten Fehlplanungs-, Korruptions­
und Verschwendungsskandal der Zweiten 
Republik neuerlich und schon vor Abschluß 
der Arbeiten des Untersuchungsausschusses 
del1attiert und die Fehlplanungen, die Korrup­
tion und den sträflich leichtsinnigen Umgang 
mit den Steuergeldern hier im Hohen Haus 
öffentlich anprangert und Zusammenhänge 
aufzeigt, soweit sie bisher klargeworden sind, 
und das, was es bisher an Konsequenzen dar­
aus gegeben beziehungsweise nicht gegeben 
hat, einer kritischen Beleuchtung unterzieht. 

Ich stehe bei diesem Vorhaben immer wie­
der vor dem Problem, daß offensichtlich die 
deutsche Sprache zu schwach ist, um das tref­
fend zu geißeln, was sich beim AKH-Bau 
abgespielt hat, um diese Mischung aus 
Dummheit, Fahrlässigkeit, Schildbürgereien, 
Schweinereien - ich sag' es, wie ich es mir 
denke -, Korruption, bis hin zum Verbre­
chen, treffend darzulegen. 

Die Menschen im Land - und leider nicht 
nur in unserem Land; ich meine damit, daß 
uns der AKH-Skandal im Ausland, internatio­
nal sicherlich viel an Renommee gekostet hat 
- fragen, wie konnte denn das geschehen, 
und wer trägt dafür die Verantwortung? 

Wie und durch wen diese Frage beantwortet 
werden soll, geht die freiheitliche Fraktion 
allerdings mit den Antragstellern der Öster­
reichischen Volkspartei in keinster Weise 
konform. 

Die Österreichische Volkspartei will diese 
heikle und zentrale Frage vom Herrn Bundes­
kanzler klarstellen lassen. Sie haben den 
Herrn Bundeskanzler gefragt in den Punk­
ten 7 und 8, wie denn er diese politische Ver­
antwortung sieht: . 
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"Wie beurteilen Sie die politische Verant­
wortung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung, des Bundesministers 
für Gesundheit und Umweltschutz, des Bun­
desministers für Bauten und Technik und 
schließlich Ihre eigene im Zusammenhang 
mit dem AKH-Skandal?" 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei! Abgese­
hen davon, daß wir Freiheitlichen nicht so 
naiv sind zu glauben, der Herr Bundeskanzler 
werde sich ·selber und seinen Ministern und 
Parteigenossen ein Nichtgenügend erteilen, 
wollen wir diese Frage der politischen Verant­
wortung gar nicht von ihm beantwortet wis­
sen. Wir glauben, das ist Sache des AKH­
Untersuchungsausschusses, das ist die urei­
genste Sache des Parlaments! Wir haben 
diese Frage hier zu beantworten, wir haben 
das klarzustellen - nicht der Herr Bundes­
kanzler! (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Dieses Recht, Herr Kollege, sollten wir uns 
nicht nehmen, nicht selbst nehmen - wenig­
stens wir Freiheitlichen wollen es uns nicht 
nehmen lassen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn man seriös an die Frage der politischen 
Verantwortung für diesel.l Turmbau zu Wien 
herangehen will, dann muß matt tatsächlich 
weit zurückgehen, ein bißchen weiter, als das 
verständlicherweise die Herren Kollegen 
Steinbauer und Wiesinger getan haben. Ich 
habe ganz genau zugehört, ab wann für sie die 
politische Verantwortung beginnt, nämlich ab 
dem Jahr 1973/74. Ich weiß auch, warum sie 
für die Damen und Herren der Österreichi­
schen Volkspartei in diesen Jahren einsetzt, 
und ich werde Ihnen das dann schon noch 
sagen. 

Meiner bescheidenen Meinung nach ist 
eine Wurzel des Übels - und ich befinde mich 
mit dieser Meinung in guter Gesellschaft -
die Entscheidung, das Allgemeine Kranken­
haus zu Wien als Zentralbau zu errichten. 
Diese Entscheidung - das wurde, glaube ich, 
hier schon angeführt - ist auf. Wiener 
Gemeindeebene und auf Bundesebene im 
Jahr 1957 gefallen. Damals hat es - das wer­
den Sie alle noch in Erinnerung haben -
eben die große Koalition gegeben, die große 
Koalition auf Wiener Ebene bis zum Jahr 1973 
mit einem ÖVP-Gesundheitsstadtrat bezeich­
nenderweise - interessanterweise, besser 
gesagt -, und auf der Bundesebene hat die 
Österreichische Volkspartei bis zum Jahre 
1970 entweder die Hauptverantwortung oder 
die alleinige Verantwortung getragen. Erst ab 
dem Jahr... (Zwischenruf der Abg. Helga 

Wieser.) Erst ab dem Jahr 1970, Frau Kol­
legin Wieser - das werden Sie ja wissen -
hat die Sozialistische Partei auf Bundesebene 
die Alleinverantwortung übernommen und 
damit auch die Alleinverantwortung über die 
Geschehnisse des Allgemeinen Krankenhau­
ses. Das sei natürlich, selbstverständlich hier 
festgehalten! (Zwischenruf des Abg. K ern.) 

Wenn Sie, Herr Kollege Kern, heute zu 
Recht nach der Mitverantwortung des Herrn 
Bundeskanzlers beim AKH fragen, nach der 
Mitverantwortung des Bautenministers, nach 
der Mitverantwortung des Wissenschaftsmini­
sters, nach der Mitverantwortung des Finanz­
ministers fragen, so sind auch mir, bitte, seien 
Sie mir nicht böse, für die Zeit bis zum Jahr 
1970 so prominente ÖVP-Namen wie Klaus, 
Mock, Bock, Drimmel und Kamitz eingefal­
len. Das können Sie halt nicht hinwegleug­
nen, darüber können Sie nicht hinwegdisku­
tieren. 

Mißverstehen Sie mich nicht, meine lieben 
Kollegen von der rechten Seite des Hauses: 
Ich weiß· schon, wer die Hauptverantwortung 
beim AKH-Skandal trägt, d~ weiß ich schon; 
und ich weiß auch -:- und ich sage es Ihnen 
noch einmal -, daß seit dem Jahr 1970 auf 
Bundesebene die SPÖ die Alleinverantwor­
tung trägt und auf der Wiener Landesebene 
seit dem Jahr 1973. Das weiß ich schon. Aber 
so leicht, Herr Kollege Steinbauer , können 
und wollen wir es Ihnen auch gar nicht 
machen, daß wir Ihnen zuliebe auf die Zeit bis 
1970 oder 1973 vergessen, weil eben der Bau­
beginn des . Allgemeinen Krankenhauses im 
Jahre 1958 war. (Beifall bei der FPÖ.) Das 
sind halt Fakten, über die man nicht hinweg­
diskutieren kann - und wir Freiheitlichen 
auch gar nicht wollen! 

Ich sagte schon: Eine Wurzel des Übels ist 
die Entscheidung, das Allgemeine Kranken­
haus in der Zentralbauweise zu errichten. 

Das zweite Übel ist die fehlende, ungenü­
gende Bauaufsicht, die fehlende, ungenü­
gende Projektleitung von Anbeginn an, meine 
sehr geehrten Damen und· Herren. Diese 
Funktionen hätte bis in die frühen siebziger 
Jahre hinein der sogenannte Spitzenausschuß 
wahrnehmen sollen, der auch heute. bereits 
erwähnt worden ist. Er hat diese Funktion 
nicht erfüllt, er hat sie nicht wahrgenommen. 
Man hat ohne Zeit- und Kostenlimit zu bauen 
begonnen. Man hat ohne entsprechende Pla­
nung angefangen - was man sich eigentlich 
gar nicht vorstellen kann - und man hat 
ohne Berechnung der Betriebskosten den Bau 
in Angriff genommen. 

Dann darf man sich halt nicht wundern, 

71. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 71. Sitzung - 9. April 1981 7119 

Dkfm. Bauer 

wenn man von den ursprünglichen Kosten -
3,5 Milliarden - jetzt bei 40 Milliarden, ohne 
die Finanzierungskosten, steht. 

Herr Bundeskanzler! Von wo Sie Ihre 
24,2 Milliarden her haben, weiß ich nicht. Ich 
würde Ihnen sehr verbunden sein, wenn Sie 
hier dann nähere Aufklärung über die 
Berechnung dieser Kosten geben könnten. 

Ich habe bis jetzt wirklich nichts anderes 
gehört und gelesen von Fachleuten und von 
solchen, die es vielleicht weniger sind, als daß 
sich alle diese Rechnungen oder Prognosen 
im Bereich von 36 bis 40 Milliarden Schilling, 
ohne Finanzierungskosten, bewegen. 

Man darf sich dann auch nicht wundern, 
wenn statt zehn Jahre nun mehr als 30 Jahre 
verstreichen werden, bis dieser Bau fertig 
sein wird. 

Alle diese Entscheidungen oder Nichtent­
s(!heidungen wurden bis in die frühen siebzi­
ger Jahre herauf von diesem Spitzenausschuß 
gemeinsam - der Kollege Hobl war so 
freundlich und hat darauf hingewiesen -, 
einstimmig gefaßt. Der Spitzenausschuß war 
im Verhältnis 2: 1 besetzt. (Zwischenruf der 
Abg. Helga Wie s er.) 

Frau Kollegin Wieser! 2 : 1 war er besetzt, 
2: 1 zwischen SPÖ und ÖVP. Ich kann Ihnen 
nicht helfen, auch wenn es mir innerlich leid 
tun würde. Es tut mir nicht leid, daß es so war. 
Ich kann es Ihnen nicht ersparen. Es ist halt 
einmal so, liebe Frau Kollegin. 

Am ersten Höhepunkt des Bau- und Pla­
nungschaos im Jahre 1972/73 - und jetzt, 
Frau Kollegin, wenn Sie so nett sein und mir 
eine halbe Minute zuhören wollen, weil Sie 
sich zuerst so aufgeregt haben - ist dann die 
politische Verantwortung wirklich ausschließ­
lich in Richtung SPÖ übergegangen. Das ist 
genau der Grund, warum der Herr Kollege 
Wiesinger und der Herr Kollege Steinbauer 
immer erst im Jahr 1973 zu diskutieren begin­
nen. 

Damals hat es eine geheime Studie auf der 
Wiener Ebene gegeben, diese ist zu dem 
Ergebnis gekommen, man müßte diesen Bau 
entweder einstellen oder stoppen und neu pla­
nen. Also, das mit dem Einstellen ist gar nicht 
so neu, wie wir jetzt immer wieder hören. 

Weil allerdings auf der Wiener Ebene Wah­
len vor der Tür gestanden sind - es handelt 
sich um das Jahr 1973, als Herr Bürgermei­
ster Gratz der Spitzenkandidat war -, hat 
man sich zu dieser Konsequenz nicht durch­
zuringen getraut, weil man geglaubt hat, das 
wird einem dann beim Wahlgang, der unmit~ 

telbar bevorstand, auf den Kopf fallen. Man 
hat sich dann wohl" zu dem schlechtesten 
Kompromiß - ich habe sonst nichts gegen 
Kompromisse -, in dem Fall zu dem schlech­
testen Kompromiß entschlossen, nämlich bei 
laufendem Bau neu zu planen. Und das hat 
dann zu der AKPE und den Folgemaßnahmen 
geführt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wäre jetzt sehr verlockend, auf den, wie es 
in der Anfrage heißt, "Verschwendungs- und 
Korruptionsskandal" im einzelnen einzuge­
hen, aber dazu fehlt mir die Zeit. Ich möchte 
aber nicht versäumen, wenigstens das Strick­
muster zu schildern, nach dem diese Ver­
schwendungs- und Korruptionsskandale 
abgelaufen sind. Sie sind ja immer nach dem 
gleichen Schema über die Bühne gegangen. 

Da bewerben sich Firmen um AKH-Auf­
träge und erhalten diese auch, obwohl sie bis 
zu doppelt so teuer sind wie ausgebootete Mit-

" bewerber und obwohl sie diese Aufträge über­
haupt nicht auszuführen in der Lage sind, 
weil sie mächtige Fürsprecher in der SPÖ 
haben - Stichwort Club 45; sie sitzen auch 
anderswo -, weil sie Gemeindefirmen sind -
Stichwort ODELGA - und weil ein ÖVP Hol­
ding-Direktor eine ÖVP-nahe Firma ins Spiel 
bringen will - Stichworte Prutscher, Bren­
nig. (Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h 1-
maier.) 

Herr Kollege Kohlmaier, Sie waren damals 
nicht da, lesen Sie 'die Protokolle. Der Herr 
Drennig hat unaufgefordert die Firma Prut­
scher mehrere Male mir persönlich gegen­
über als ÖVP-nahe bezeichnet. Er hat mir 
gegenüber im AusschUß zugegeben, daß er die 
Firma Prutscher aus einer Philosophie, die zu 
schildern mir jetzt die Zeit fehlt, ins AKH­
Geschäft bringen wollte. Und er hat weiter 
gesagt, er hätte Ihre Partei darüber infor­
miert. Das sage ich jetzt auch gleich noch 
dazu. (Abg. Dr. S te ger: Angeblich wird er 
jetzt bestraft und darf nicht Generaldirektor­
Stellvertreter werden, weil er so ausgesagt 
hat!) 

Die Aufträge konnten nicht ausgeführt wer­
den und sind im Subabonnement an die vor­
her auf geheimnisvolle Art und Weise ausge­
booteten Billigbieter oder an Briefkastenfir­
men zurückgegangen, deren Spuren sich auf 
irgendwelchen Inseln in der Karibik oder 
sonstwo verlieren. Genauso liegt der Weg im 
dunkeln, den die Gewinne, die aus diesem 
eigenartigen Auftragsringelspiel erflossen 
sind, gegangen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es bleibt also die Frage übrig: Wie konnte der-
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artiges geschehen, ohne daß es jemand der 
verantwortlichen Politiker bemerkt haben 
will? Oder hat man es gewußt und hat die 
Dinge ganz einfach treiben lassen? Oder -
das wäre wohl die unangenehmste Konse­
quenz - hat man ihnen gar Vorschub gelei-
stet? " 

Da gibt es eben diese interessante Zeugen­
aussage, Herr Kollege Kohlmaier, von der ich 
gerade gesprochen habe, daß beispielsweise 
so eigenartige Firmenkonstruktionen zwi­
schen einer roten Gemeindefirma und einer 
ÖVP-nahen Privatfirma (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Ist nicht "OVP-nahe"! - Abg. 
S tau d i n ger: Das ist doch Unsinn!) - ich 
spreche jetzt von ODELGA und Prutscher; der 
Herr Kollege Drennig hat es behauptet, er 
wird es ja Wissen - dann zu dieser Konstruk­
tion der MED-CONSULT geführt haben, die 
der Herr Kollege Steinbauer offensichtlich in 
Unkenntnis der Dinge hier angeführt hat. 
Bitte schön, das war die Firma, wo Ihr Prut­
scher mit dabei war, Herr Kollege Steinbauer. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Das ist nicht unser 
Prutscher! - Weitere Zwischenrufe" bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren von der rechten 
Seite des Hauses! Der Herr Kollege Drennig 
hat im Untersuchungs ausschuß auf Befragen 
zugegeben, daß er über diese eigenartigen 
Konstruktionen maßgebliche Politiker der 
sm und der ÖVP informiert hätte. Lesen Sie 
die Protokolle nach, dann werden Sie es fin­
den! (Abg. Sta ud i nger: Was hat denn das 
mit der Wahrheit zu tun?) Dann sagen Sie 
nicht, daß Sie das nicht wissen und daß es 
nicht so ist. Dort steht es so drinnen, und der 
wird es wissen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Damit, meine sehr geehrten Damen und 
" Herren, sind wir wieder beim Ausgangspunkt 
gelandet, bei der politischen Verantwortung 
und bei den politischen Konsequenzen aus a11 
diesen Dingen, die es ja bisher wenig gegeben 
hat. (Zwischenrufe bei der OVP.) Ich gehe 
sonst gerne auf Zwischenrufe ein, aber ich 
habe nicht mehr viel Zeit. 

Für die freiheitliche Fraktion ist das, was es 
bisher an Konsequenzen gegeben hat, jeden­
falls zuwenig, es ist ungenügend. Der Herr 
Bürgermeister Gratz hat ja diesmal nicht ein­
mal mehr die Türschnalle in die Hand genom­
men. Vielleicht hat er befürchtet, es hält ihn 
niemand zurück. Eher als Scherz müssen wir 
auch den Umstand auffassen, daß man auf 
Wiener Ebene nunmehr eine Kommission ein­
gesetzt hat, die den Kontrollamtsbericht über­
prüfen, die also eine Prüfung der Prüfung vor­
nehmen soll. Zum Überdruß sitzen in dieser 

Kommission zum Teil noch diejenigen, die es 
angeht, die kritisiert worden sind. Auf der 
Wiener Ebene übernehmen also zum Teil die 
zu Kontrollierenden die Kontrolle. 

Meine Damen und Herren! Auch die 
Umwandlung der AKPE von einer Aktienge­
sellschaft in eine GesmbH kann natürlich 
nicht das einzige Allheilmittel sein. Sie 
könnte ein guter und richtiger Schritt sein, sie 
sichert möglicherweise eine effektive beglei­
tende Kontrolle, aber es wird auch sehr stark 
auf die handelnden Personen ankommen. Wie 
gesagt, nur die Umwandlung von einer AG in 
eine GesmbH wird zuwenig sein, um zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Ich muß zum Schluß kommen. Feststeht, 
daß sich alle verantwortlichen und zuständi­
gen Politiker von Anbeginn an - ich unter­
streiche: von Anbeginn an - bis heute nie 
ernsthaft um diesen Bau gekümmert haben. 
Feststeht, daß es mit dieser Mischung aus 
grober Sorglosigkeit, Fahrlässigkeit, höch­
stem Dilletantismus und kriminellen Zustän­
den bis hin zum Verbrechen nicht weiterge­
hen kann. 

Die Oppositionsparteien und die gesamte 
Öffentlichkeit warten auf die Konsequenzen, 
die die SPÖ, die Bundesregierung, die Wiener 
Landesregierung beziehungsweise der Wiener 
Stadtsenat ziehen und die sie bisher schuldig 
geblieben sind. Viel Zeit, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, haben Sie nicht mehr 
dazu. Sollten Sie jetzt nach Vorliegen des Wie­
ner Kontrollamtsberichtes, nach Vorliegen 
der Rechnungshofberichte und nunmehr auch 
nach Vorliegen der Ergebnisse des AKH­
Untersuchungsausschusses diese Konsequen­
zen nicht ziehen, dann werden sie - da bin 
ich sicher - die Wähler ziehen. Das hoffe ich, 
und das zeichnet sich ab. (Beifall bei der 
FPÖ.} 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Neisser. 

Abgeordneter Dr. Neisser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! "Gestatten Sie, daß ich 
meine Ausführungen mit einem Zitat 
beginne. Das Zitat" hat folgenden Wortlaut: 
"Es gehört schon zur Aufgabe einer Regie­
rung, daß man auf substantielle Fragen, die in 
der Diskussion aufgeworfen werden, auch 
substantielle Antworten gibt und nicht nur 
am Rande so ein bißchen herumbrodiert, wie 
das der Herr Bundeskanzler heute wieder 
getan hat!' 

Meine Damen und Herren! Dieses Zitat 
stammt vom 28. November 1967 und wurde 
von dem damaligen Oppositionsführer Dr. 
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Kreisky ausgesprochen. Ich würde mir wün­
schen, daß er bei der Beantwortung der heuti­
gen Anfrage diese Maxime von damals etwas 
mehr beherzigt hätte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Das einzige, wo Sie 
konkret waren, war bezüglich der ersten 
Anfrage, als Sie uns mitgeteilt haben, daß die 
Gesamtkosten nach Ihrer derzeitigen Berech­
nung bei, glaube ich, 24,2 Milliarden Schilling 
liegen. Bei der Frage. der Betriebskosten 
haben Sie schon gesagt, es gebe eine neuere 
Berechnung, die günstiger sei. Wie die aus­
schaut, haben Sie nicht beantwortet. Bei der 
Frage der politischen Verantwortung haben 
Sie gesagt, daß das eigentlich eine Sache ist, 
wo die Verantwortung der Regierung gegen­
über dem gesetzgebenden Organ gegeben sei 
und Sie selbst gar nicht beurteilen können, 
inwieweit eine politische Verantwortung gege­
ben ist. (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t s c h 
übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Bundeskanzler! Diese Antwort ist 
unabhängig von der inhaltlichen Richtigkeit 
für uns unbefriedigend. Wir sind sensibel 
geworden, weil wir in dieser Frage auch eine 
Symptomfrage eines gewissen parlamentari­
schen Stils sehen. Da haben uns gerade die 
Ereignisse der letzten Tage etwas vorsichtiger 

. und überaus sensibel gemacht. Diese unvoll­
ständige Antwort liegt eigentlich auf einer 
Linie mit jenem Verhalten, das Sie im Unter­
suchungsausschuß einem Abgeordneten mei­
ner Fraktion gegenüber an den Tag gelegt 
haben; einem Verhalten, das unwidersproche­
nermaßen strafrechtswidrig ist - das muß 
hier auch mit aller Deutlichkeit gesagt wer­
den -, einem Verhalten, das nicht die Beleidi­
gung eines ÖVP-Mitgliedes, sondern eines 
Abgeordneten des österreichischen Parla­
ments ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dieser Vorfall sollte eigentlich für Sie alle 
- meine Damen und Herren von der Regie­
rungsfraktion, auch für Sie, wenn Sie Ihre 
Funktion hier in diesem Hause darin sehen, 
mehr zu sein als nur eine Kulisse für die Ent­
scheidungen der Regierung - ein Anlaß zum 
Nachdenken sein. (Neuerlicher Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich bin skeptisch, 
wenn ich Äußerungen von Ihnen lese, wie 
etwa eine Bemerkung über den parlamentari­
schen Untersuchungs ausschuß , Sie haben in 
einem Kurzinterview in einer Zeitung gesagt: 
Dieser Uiltersuchungsausschuß - das ist 
doch eine untaugliche Einrichtung. Die haben 
sich doch überhaupt nicht interessiert, was! 
wirklich passiert ist beim Bau, sondern woll­
ten nur wissen, ob sie dem einen oder ande­
ren eines auswischen können. - Wenn Sie 

einen Untersuchungs ausschuß, ein klassi­
sches und wesentliches parlamentarisches 
Kontrollinstrument, als untaugliche Einrich­
tung bezeichnen, Herr Bundeskanzler, dann 
stellt sich schon die Frage, wieweit Sie per­
sönlich überhaupt noch bereit sind, sich den 
geschriebenen und ungeschriebenen Regeln 
einer parlamentarischen Willensbildung zu 
unterwerfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf Ihnen sagen: Wir werden in der 
Frage der Revision dieser geschriebenen und 
ungeschriebenen parlamentarischen Regeln 
nicht nachgeben, Sie müssen sich ändern, 
Herr Bundeskanzler. Wenn Sie meinen, das 
sei mit Ihrer Einstellung und Ihren Verhal­
tensweisen nicht mehr zu vereinbaren, dann 
müßten Sie die Konsequenzen ziehen. Das 
möchte ich hier mit aller Deutlichkeit sagen: 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie sind auch in Ihrer 
Anfragebeantwortung im Irrtum, wenn Sie 
meinen, die Frage der politischen Verantwor­
tung als Verfahrensregel abtun zu können, 
indem Sie sagen; das sei etwas, was das 
gesetzgebende Organ geltend zu machen hat. 
Nein, mitnichten, die Frage der politischen 
Verantwortung - ich möchte auch Dkfm. 
Bauer sagen: Bitte hier einmal Wortlaut und 
Geist der Verfassung zu überdenken - ist 
etwas, was einen bestimmten Inhalt hat. Und 
für diesen Inhalt interessieren wir uns seit 
langem. Für diesen Inhalt interessieren wir 
uns bei Ihrer politischen Verantwortung, aber 
auch bei jeder politischen Verantwortung der 
betroffenen Ressortminister . 

Meine Damen und Herren! Was ist diese 
politische Verantwortung des Vorsitzenden 
der Bundesregierung? An ihn haben wir die 
heutige dringliche Anfrage adressiert. Diese 
politische Verantwortung bedeutet im wesent­
lichen, daß Sie verantwortlich sind für die 
Fähigkeit und Eignung Ihrer Regierungsmit­
glieder für deren Amt. Sie haben, wie es im 
alten römischen Recht heißt, eine Culpa in 
eligendo bei der Auswahl der Leute. Herr 
Bundeskanzler, Ihre politische Verantwor­
tung ist es - die kann Ihnen niemand abneh­
men -, angefangen bei Öllinger über Lütgen­
dorf und Leodolter bis herauf zu den Mini­
stern, die heute das Ressort führen und dafür 
verantwortlich sind. Sie sind dafür verant­
wortlich, die geeigneten und fähigen Leute 
ausgesucht zu haben. Das ist der Kern Ihrer 
politischen Verantwortung! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ein weiteres Element Ihrer politischen Ver­
antwortung als Vorsitzender der Bundesregie­
rung besteht darin, daß Sie in entscheidenden 
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Situationen zu regieren haben. Die AKH­
Mfäre hat heute Dimensionen. angenommen, 
daß Sie zu regieren haben im wahrsten Sinne 
des Wortes, daß Sie Entscheidungen zu tref­
fen haben, die eine zukünftige Weiterentwick­
lung in einem positiven Sinne garantieren. 
Das wollen wir mit unserer heutigen Anfrage 
bewirken, Herr Bundeskanzler. Politische 
Verantwortung ist nicht damit erfüllt, indem 
Sie dieses schöne Spiel des Schuldzuschie­
bens betreiben. An allem sind die Manager 
schuld. Dann ist eine Zeitlang der Androsch 
schuld. dann ist er wieder nicht schuld, dann 
werden wir wieder ein paar andere Schuldige 
finden. Dieses Schwarze-Peter-Spiel mit der 
Schuld ist nicht die Erfüllung Ihrer politi­
schen Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Etwas Drittes möchte ich Ihnen sagen, 
denn auch das gehört zu Ihrer politischen Ver­
antwortung als Vorsitzender der Bund~sregie­
rung. Bitte, es geht hier nicht nur um die 
betriebliche Beurteilung, ob Geld richtig ein­
gesetzt worden ist oder nicht. Hier werden 
Milliarden von Steuergeldern verwendet. 
Diese Verantwortung für die Verwendung von 
St~uergeldern ist eine grundsätzliche Regie­
rungsverantwortung, an deren Spitze Sie ste­
hen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie geben das ja manchmal zu. Wir betrei­
ben dieses Spiel im Parlament sehr oft. Man 
findet für jede Argumentation . bei Ihnen 
einen Beleg in Ihren Äußerungen. Die Zita­
tensammlungen sind in den letzten Wochen 
sogar in Buchform erschienen. Sie haben 
selbst einmal vor einem Jahr in der "Presse" 
gesagt: Wir tragen alle die volle politische Ver­
antwortung für das Allgemeine Krankenhaus. 

Am selben Tag erschien in einer anderen 
Zeitung der Satz von Ihnen: Entweder es hat 
jemand etwas gewußt oder sich zuwenig 
gekümmert oder die falschen Leute ausge­
sucht. Die Verantwortung für diese Leute 
haben aber die Politiker. -. Herr Bundes­
kanzler, dem ist nichts hinzuzufügen! (Beifall 
bei der dvp.) 

Sie sind dafür verantwortlich, wenn Sie sich 
. zuwenig gekümmert· und die falschen Leute 
ausgesucht haben. Diese Ihre Verantwortlich­
keit machen wir heute geltend. Da hilft es 
Ihnen auch nicht, wenn jetzt ein schönes Pro­
zentsatzspiel, wie ich es einmal gelesen habe, 
beginnt, wenn man sagt: Zu 20 Prozent ist der 
Finanzminister verantwortlich, zu 10 Prozent 
der Bautenminister, zu 10 Prozent der 
Gesundheitsminister , zu 10 Prozent der .Wis­
sensehaftsminister . Meine Damen und Her­
ren von der Regierungsbank und von der 
Regierungspartei! Mitnichten, hundertprozen-

tig ist jedes Regierungsmitglied für seinen 
Ressortbereich verantwortlich. Das muß man 
auch einmal mit aller Deutlichkeit sagen. 
(Beifall bei der dvp.) 

Gerade beim AKH ist Ihnen ja von mehrfa­
cher Seite schon vorgehalten worden, was 
Ihre politische Verantwortlichkeit heißt. 
Wenn der Herr Bundeskanzler heute gemeint 
hat: Meine Koordinationskompetenz ist hier 
nicht in Frage gekommen, weil der Bund als 
Ganzes gar keine Zuständigkeit hat, dann 
stimmt das ja gar nicht. Sie haben die Auf­
gabe, politisch zu koordinieren, sich einmal 
dafü~ zu interessieren, was Ihre Minister 
machen und was sie zu machen haben. In 
Wirklichkeit ist dieses Beispiel AKH in Ihrer 
Bundesr.egierung nichts anderes als eine 
Pleite der Koordination. Wo ist jener Team­
geist geblieben - Frau Minister Dr. Firnberg, 
Sie haben das Fehlen dieses Teamgeistes 
schon einmal beklagt -, mit dem Sie angetre­
ten sind? "Laßt Kreisky und sein Team arbei­
ten": Das ist heute eher als eine gefährliche 
Drohung denn als ein Wahlversprechen anzu­
sehen. (Heiterkeit und Beifall bei der dvp.) 

Was sagt Ihnen Ihr Oberkontrolllor im 
Untersuchungsausschuß? Ich möchte hier 
gleich vorwegnehmen, daß ich keinen 
Geschäftsordnungsbruch begehe. Das ist jene 
Verhandlung im Untersuchungsausschuß 
gewesen, die öffentlich war, das heißt, ich 
kann ihren Inhalt wiedergeben. Was hat 
Ihnen Dr. Kandutsch damals in diesem 
Zusammenhang gesagt? Daß es eine ganze 
Reihe von Managerentscheidungen gegeben 
hat, die falsch waren, die zu spät gekommen 
sind oder die nicht ergriffen worden sind. 
Aber warum? Weil die Grundsatzentschei­
dung auf politischer Ebene nicht gefallen ist. 
Das scheint mir überhaupt das Problem zu 
sein. Das kristallisiert sich heraus. Das AKH 
ist heute. in erster Linie ein Planungsdebakel, 
weil Sie bis heute nicht in der Lage waren, 
klare, konkrete Planungsziele vorzugeben, die 
ausgeführt werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch Ihre 
Diskussion zu sehen. Sie versuchen jetzt in 
aller Eile - Dr. Wiesinger hat das heute 
schon angeschnitten -, bei der AKPE aus der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu 
machen, weil die Konstruktion im Jahre 1975 
in dieser Form, wo alle Macht beim Vorstand 
liegt, wo der Aufsichtsrat eine reine Kontroll­
funktion hat und wo es eine selbstgewählte 
Abstinenz des Eigentümers gibt, der falsche 
Weg war. Der Abgeordnete Nittel hat im 
Jahre 1975 anläßlich dieser Debatte im Haus 
gesagt, er bewundere die Regierung, das sei . 
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ein mutiger Schritt. Meine Damen und Her­
ren, davon ist überhaupt keine Rede, das war 
eine falsche Entscheidung, heute, fünf Jahre 
später, verifiziert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man 
muß in diesem Zusammenhang nicht nur die 
politische Verantwortung des Herrn Bundes­
kanzlers eindeutig apostrophieren und 
ansprechen, sondern es ist auch Zeit, daß die 
politische Verantwortung der anderen Res­
sortminister angesprochen wird, und zwar im 
besonderen Ihre, Frau Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung. Sie haben zwar 
in den letzten Tagen heftigst dagegen prote­
stiert, daß Ihnen hier irgend etwas vorzuwer­
fen ist, aber ich sage: Sie haben hier Ihre poli­
tische Verantwortung nicht wahrgenommen. 

Sie sind von Abgeordneten meiner Fraktion 
schon im Jahre 1977 gefragt worden, wie es 
um die wesentlichen Entscheidungen bezüg­
lich des Neubaues des Allgemeinen Kranken­
hauses steht. Sie haben damals lobend auf die 
AKPE hingewiesen und dann in einem Satz 
gesagt, wo es um die Ausstattung für die 
medizinische Forschung gegangen ist, daß 
sowohl auf der Basis eines neuen Grundkon­
zeptes eine Kostenschätzung vorliegt als auch 
die Frage der Finanzierung geklärt ist. Damit 
seien, so sagten Sie, optimale Voraussetzun­
gen für eine zügige Fortführung des Bauvor­
habens geschaffen gewesen. Frau Bundesmi­
nister, was optimal heißt in diesem Zusam­
menhang, was zügige Fortführung heißt, 
haben wir in der Zwischenzeit an der tatsäch­
lichen EntwiCKlung miterlebt. 

Das ist ein Grundsatzproblem, das auch Dr. 
Kandutsch bei seinen Ausführungen im 
Untersuchungsausschuß angeführt hat. Ich 
glaube, er hat eine ganz feine psychologische 
Studie von sich gegeben, indem er gesagt hat: 
Das ist ein Problem, die Medizinchefs beste­
hen nicht aus Leuten, die sozusagen auf der 
Nudelsuppe dahergeschwommen sind, son­
dern das ist eine hochintelligente, äußerst 
aktive Menschengruppe, die ihre besondere 
Bedeutung. ihre psychologische Überlegen­
heit gegenüber jedem Anfälligen - er sagte: 
wenn wir unsere menschliche labile Existenz 
betrachten - hervorragend ausspielen kann. 

Frau Bundesminister. von der psychologi­
schen Überlegenheit der Medizinchefs her 
habe ich wenig, bitte, ich erwarte mir. daß L 

zumindest den Medizinchefs ein Minister 
gegenübersteht. der verantwortlich seine 
Funktion ausüben kann. indem er auch sagt, 
wo die Grenzen der Vorstellungen und Forde­
rungen liegen. Diese Funktion haben Sie aber 
nicht erfüllt., (Beifall bei der ÖVP.) Wobei ich 

ohne weiteres zugebe, daß man in diesem 
Zusammenhang wahrscheinlich die System­
frage stellen muß, Frau Bundesminister, ob 
nicht auch die Verwaltung, die klassisch tradi­
tionell strukturierte Verwaltung überfordert 
ist, wenn sie solche Aufgaben zu übernehmen 
hat. Und da haben Reformüberlegungen anzu­
setzen. 

Meine Damen und Herren! Es ist schon in 
diesem Zusammenhang darauf hingewiesen 
worden, daß diese Diskussion nicht nur eine 
Frage der nicht wahrgenommenen politischen 
Verantwortlichkeit ist, sondern auch bedenk­
lich stimmt, weil sie ein Beispiel dafür ist, wie 
Sie von Ihrer Mehrheit Gebrauch machen. 
Ein Beispiel etwa, wie Sie unsere verschiede­
nen Versuche einer konstruktiven Lösung in 
Form der Entschließungsanträge, eine 
zukünftige Weiterführung, eine positive Wei­
terführung zu bewirken, einfach nicht zur 
Kenntnis nehmen. Einen Entschließungsan­
trag haben Sie niedergestimmt, zwei weitere 
sind jetzt in parlamentarischer Behandlung, 
aber Sie nehmen sich nicht einmal die Mühe, 
einen Ausschußtermin zu finden, damit man 
darüber reden kann. 

Das ist bitte für mich ein Symptom der 
Arroganz der Macht, einer Arroganz der 
Macht, die wir Ihnen mehrfach vorgeworfen 
haben und die wir Ihnen immer wieder vor­
werfen. Denn, meine Damen und Herren von 
der Regierungspartei, es geht hier gar nicht 
mehr um die Frage eines Skandals, sondern 
das ist bereits die Frage einer Krise. 

Ich darf Ihnen einen Satz vorlesen, der am 
17. März 1981 in einer österreichischen Zei­
tung erschienen ist. Ich lese Ihnen den des­
halb vor, weil ich glaube, daß er den Nagel voll 
auf den Kopf trifft: "Jetzt geht es nämlich 
nicht mehr um die Inhaftierung und allenfalls 
gerichtliche Verurteilung von gesetzesbreche­
rischen Managern, sondern um ein volkswirt­
schaftliches Chaos, das Politiker durch ihr 
Nichteingreüen und Alles-laufen-Lassen ver­
ursacht haben." 

Bitte, das müssen Sie als Diagnose einmal 
zur Kenntnis nehmen, da sollten Sie anset­
zen. Wir haben von den ganzen Gipfelgesprä­
chen, die Sie immer anführen, nichts. Sie 
haben in der AKH-Sache nichts gebracht. 
Auch hat Dr. Kandutsch gesagt, daß die 
Beschlüsse, dieser Politikergipfel, nichts 
gebracht haben. Wesentliche Entscheidungen 
wurden nicht gefaßt. Ja, im Gegenteil - da 
darf ich den AusschUßobmann Dr. Steger 
zitieren -, es ist genau das von Ihnen gewollt 
gewesen, was Dr. Steger einmal im Ausschuß 
gesagt hat, nämlich: Sie waren dankbar für 
die Konstruktion der AKPE, weil Sie. mit die-
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ser Konstruktion sozusagen phasenweise Ihre 
Verantwortung wegschieben konnten und die 
beteiligten Bundesminister in der Lage 
waren, sozusagen als freundliche, unbeteiligte 
Beobachter von der Ferne zuzuschauen, wie 
die anderen ein- Chaos produzieren. 

Meine Damen und Herren! Aber das ist 
nicht der entscheidende Weg. Und ich möchte 
dem Herrn Bundeskanzler - er ist jetzt nicht 
mehr im Haus - folgendes sagen: Wir haben 
gestern diese Diskussion der dringlichen 
Anfrage ohne seine Anwesenheit deshalb 
nicht akzeptiert. nicht, weil wir meinen, daß 
Herr Staatssekretär Dr. Löschnak nicht ein 
qualifizierter Mann ist - er ist wirklich der 
einzige Staatssekretär, dem wir mehrfach 
attestiert haben, daß er wertvolle Arbeit lei­
stet -, sondern weil unsere Anfragen Fragen 
enthalten, die höchstpersönlicher Natur sind. 
Und wenn es um die politische Verantwort­
lichkeit geht - das möchte ich hier mit aller 
Deutlichkeit sagen -, lasse ich mir nicht die 
Antwort durch einen Staatssekretär mitteilen, 
sondern da muß der Verantwortliche - näm­
lich der Regierungschef - selbst auf der 
Regierungsbank sitzen und mir die Antwort 
geben. (Zustimung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Situation ist 
kritisch, sie verlangt Sofortmaßnahmen. Der 
Herr Bundeskanzler selbst hat gesagt, daß im 
Gegensatz zum ersten AKH-Kontrollamtsbe­
richt der zweite bei der Bevölkerung voll 
gegriffen hat. Es wird daher diesmal nicht 
ohne personelle Konsequenzen abgehen. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Herr 
Bundeskanzler und die zuständigen Regie­
rungsmitglieder nicht in der Lage sind, rasch 
eine positive Entwicklung dieses Skandals 
und dieser Krise im Zusammenhang mit dem 
AKH herbeizuführen, so würde ich den Herrn 
Bundeskanzler persönlich ersuchen, daß er 
sich in die Überlegungen der personellen 
Konsequenzen selbst mit einbezieht. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster Dr. Steyrer. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz Dr. Steyrer: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In 
der 200jährigen Geschichte des alten Allge­
meinen Krankenhauses gab es hervorragende 
Wissenschaftler, die den Weltruhm der ersten 
und zweiten medizinischen Schule begründet 
haben und dieses Haus zu einem Mekka der 
Medizin werden ließen. 

Aber es darf nicht übersehen werden, daß 
diese großartigen Leistungen im Dienste der 
Menschlichkeit und der Gesundheit in einem 
Haus erbracht wurden, dessen Bauzustand 
immer erbärmlicher, dessen Raumverhält­
nisse immer unerträglicher für die Patienten 
geworden sind, und in einem Haus, in dem 
diese wissenschaftlichen Leistungen, aber 
auch die Leistungen des Personals nur gebo­
ten werden konnten durch eine großartige 
Opferbereitschaft dieser Menschen für die 
Patienten. (Beifall bei der SPO.) 

Es war daher eine Selbstverständlichkeit, 
daß ein neues Haus gebaut werden mußte. 
Dieser Zentralbau, wie er jetzt kritisiert wird, 
wurde von allen Parteien dieses Landes zu 
seiner Planung einstimmig begrüßt, es wurde 
die Konzeption für richtig empfunden, und ich 
habe noch am 24. Februar eine Delegation 
Wiener Professoren - bedeutender Professo­
ren - bei mir gehabt - es war der Dekan der 
medizinischen Universität Professor Auers­
wald, der Vorstand des pharmakologischen 
Institutes Professor Kraupp, es war der Pro­
fessor Steinbereithner und der Professor 
Deutsch von der Ersten medizinischen Klinik 
-, die erklärt haben, daß sie sich voll mit die­
sem Bau solidarisieren, daß Sie den Weiter­
bau dieses Zentralbaues für richtig halten. 

Ich möchte auch eines zu bedenken geben: 
Wir sprechen immer von den Kosten eines 
Baues in der Höhe von 26 Milliarden Schilling 
- 26,2 Milliarden Schilling - bezogen auf das 
Jahr 1980. Die Zahlen werden immer verwirrt, 
weil man hier verschiedene Bauabschnitte 
bezeichnet. Bei der Fertigstellung werden es 
mehr werden. Das ist gar keine Frage. Diese 
26,2 Milliarden Schilling sind eine Zahl, die 

. sicherlich auf den Anblick großartig wirkt. 
Denken Sie aber nur daran, daß in einem 
J allr in Österreich 36 Milliarden Schilling für 
alkoholische Getränke und für Nikotin ausge­
geben werden. Dann sehen Sie die Relation in 
diesem Bau. (Beifall bei der SPÖ.) 

Internationale Vergleiche brauchen wir 
auch nicht zu scheuen, denn es gibt hier ein 
ganz unbestechliches Merkmal für die Bauko­
sten. Während ein Kubikmeter umbauten 
Raumes im Allgemeinen Krankenhaus in 
Wien 9 100 oder 9 200 S kosten wird, sind die 
Baukosten für vergleichbare Bauwerke -
zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutsch­
land - in Münster 12 000 S, in München 
11 000 S. Das ist die Wahrheit. 

Und eines möchte ich auch sagen: Wir wer­
den uns nicht ein Allgemeines Krankenhaus 
gefallen lassen, in dem nicht 4 000 medizini­
sche Studenten voll ausgebildet werden kön-
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nen, in dem es nicht die besten Voraussetzun­
gen für die Behandlung der Patienten geben 
wird. Denn eines ist auch sicher. Ein Minimal­
krankenhaus, in dem vielleicht eine Anam­
nese erhoben wird, wird es in einem moder­
nen Spital nicht geben können. 

Ich muß Ihnen auch zu bedenken geben, 
daß wir in der ganzen Welt heute Bauten 
haben, die hervorragend sind, die auch 
berücksichtigen, wie ein Universitätsspital 
aussehen muß. Hier gibt es nicht nur die 
Behandlung der Patienten, hier kommt es 
auch darauf an, den Medizinern alles zu bie­
ten, was an Ausbildung notwendig ist. Und ich 
bin überzeugt davon, daß dieses Allgemeine 
Krankenhaus ein gutes Krankenhaus sein 
wird für alle Österreicher, wenn etwas ver­
wirklicht -wird: daß dort Menschen wirken! 
Ärzte, Schwestern, technische Assistentin­
nen, Bedienerinnen, die in einem Teamgeist 
sondergleichen Humanität ausüben werden! 
Das wird die Aufgabe dieses Spitals sein! (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Wiesinger gemeldet. Ich 
mache ihn auf die 5-Minuten-Begrenzung auf­
merksam und erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Gesundheitsminister hat 
Baukostenzahlen für Klinikbetten internatio­
nal und in Österreich genannt. Diese Zahlen 
sind unrichtig. Ein Klinikbett in Deutschland, 
je nach Ort - Münster, München, Aachen-, 
kostet zwischen 3 und 5 Millionen Schilling, in 
Aachen, mit dem höchsten Preis, 7 Millionen 
Schilling. In Wien wird das Spitalsbett zwi­
schen 15 und 17 Millionen Schilling kosten. 
(Abg. Dr. Fis c her: Das ist ja auch falsch!) 

Ja, bitte, Sie können es berichtigen, Herr 
Dr. Fischer, das bleibt Ihnen unbenommen. 
Aber wenn der Herr Bundeskanzler jetzt 
gerade von 24,2 Milliarden Schilling Bauko­
sten spricht (Zwischenruf), der Herr Gesund­
heitsminister eine halbe Stunde später bereits 
von 26 Milliarden Schilling, das heißt, eine 
Steigerung von 2 Milliarden Schilling inner­
halb einer Stunde, so weiß man, wie die Preis­
kostensteigerung dort vor sich geht. (Beifall 
bei der ÖVP. - Zwischenruf.) 

Ich kann Ihnen das genau sagen, Herr Dr. 
Fischer, ich habe die Unterlagen. Im Klini­
kum Großhadern-München, Fertigstellung 
1980 in München, kostet ein Spitalsbett 
4,5 Milliarden (Rufe: Millionen!) - ich berich-

tige: Millionen- -, im Klinikum Aachen zwi­
schen 6,3 Millionen und 8,8 Millionen. 

Das heißt, daß die Zahlen des Herrn Bun­
desministers für Gesundheit und Umwelt­
schutz falsch waren und unrichtig. Genauso 
wie die Feststellung der Gesamtkosten des 
Baues mit Einrichtung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz Dr. Steyrer: Herr Dr. Wiesin­
ger! Sie wissen genausogut wie ich, daß man 
nur Vergleichbares mit Vergleichbarem ver­
gleichen kann. Das heißt also, wenn Sie Groß­
hadern, mit einer Studentenzahl von 1500, 
mit dem Allgemeinen Krankenhaus mit 
4 000 Studenten vergleichen, wenn Sie die 
Ambulanzleistungen eines Krankenhauses 
Großhadern mit ungefähr 150 000 Patienten in 
einer Relation zu den Wiener Leistungen von 
2 Millionen ansetzen, kann ich Ihnen nur 
sagen: Da fehlen fast alle Voraussetzungen. 

Ich möchte aber auch erklären, daß die Zahl 
24,2 Milliarden Schilling, die der Herr Bun­
deskanzler genannt hat, richtig ist. Ich bitte 
also, dieses Versehen zu entschuldigen. 

Aber das soll ja nur eine gute Nachricht 
sein. 2 Milliarden Schilling billiger, das ist 
immerhin eine Zahl, die man sich auch als 
Österreicher gefallen lassen kann. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Schemer. Ich erteile es ihm. (Abg. S tau­
d i n ger: Wenn der Herr Gesundheitsmini­
ster mit einem Mediziner redet, hat er gleich 
einen sanfteren Ton! - Heiterkeit.) 

Abgeordneter Schemer (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Als am 19. März 1980 die 
Österreichische Volkspartei eine dringliche 
Anfrage über die Vorgänge beim Wiener All­
gemeinen Krankenhaus einbrachte, stellte ich 
damals in meinem Debattenbeitrag fest, daß 
es der Österreichischen Volkspartei primär 
nicht darum gehe, Mißstände abzustellen, 
sondern vielmehr ihr Ziel ist, einen politi­
schen Dauerbrenner zu installieren, um von 
ihren permanenten Niederlagen abzulenken. 

Die Richtigkeit meiner damaligen Aussage, 
Hohes Haus, wurde durch die weitere Vor­
gangsweise der Österreichischen Volkspartei 
und durch die heutige neuerliche Anfrage 
bestätigt. 
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Damit kein Mißverständnis aufkommt 
meine Damen und Herren: Gerade wir Sozia~ 
listen haben das primäre Interesse, daß alle 
Vorgänge restlos aufgeklärt werden. Es war 
ja der Antrag der Sozialisten, einen Untersu­
chungsausschuß einzusetzen. Über das Ergeb­
nis dieses Untersuchungsausschusses wird in 
einer Haussitzung noch sehr aUsführlich 
debattiert werden können. 

Was das Projekt anlangt - Größe, Aufga­
bensteIlung, Funktion, das hat der Herr Bun­
desminister Dr. Steyrer bereits gesagt -, so 
wurde darüber 1965, zur Zeit der Koalition 
entschieden. Bereits 1960 - wir müssen da~ 
immer wieder festhalten - trat das Spitzen­
komitee zusammen, dem unter anderen die 
ÖVP-Minister Dr. Bock, Dr. Drimmel und der 
ÖVP-Stadtrat Dr. Glück angehörten. Damals 
- auch das ist wiederholt gesagt worden, Sie 
wollen es nur nicht hören - wurde beschlos­
sen, das größte Krankenhaus Europas mit 
2 500 Betten zu errichten. 

Und es muß noch einmal gesagt werden: 
Wenn Sie, meine Damen ·und Herren von der 
Österreichischen Volkspartei, hier immer wie­
der behaupten, es liegt eine Fehlplanung vor, 
so diffamieren Sie in Wirklichkeit Ihre Spit­
zenpolitiker von damals, Sie diffamieren die 
Preisrichter des Wettbewerbs, die Herren 
Architekten Boltenstern, Kupsky und die Pro­
fessoren Fellinger, Riethmüller und Schön­
bauer. Die diffamieren Sie mit Ihren ständi­
gen unrichtigen Aussagen. 

Natürlich bringt die Größe des Projektes 
Schwierigkeiten mit sich, weil so ein großes 
Bauvorhaben ungeheuer kompliziert ist und 
man kaum auf Erfahrungswerte zurückblik­
ken kann. 

No~h 1975 meinte der Gesundheitssprecher 
der Österreichischen Volkspartei, der Herr 
Dr. Wiesinger, daß es zurzeit - damals, im 
Jahre 1975 - keine Kritik an der Planung an 
und für sich gebe. Und er sagte, die Konzep­
tion des neuen Allgemeinen Krankenhauses 
sei richtig. Ich werde das dann noch im einzel­
nen genau untermauern und anführen. (Zwi­
schenruf des Abg. Anton Sc h lag er.) 

Ich werde Ihnen ganz genau vorlesen, was 
der Herr Dr. Wiesinger gesagt hat. Sie sollten 
mit Ihren Zwischenrufen nicht so voreilig 
sein, da werden Sie ununterbrochen einfah­
ren. Ich werde Ihnen das dann nachher beant­
worten. Sie verstehen von diesen Dingen 
nichts. (Beifall bei der SPO.) 

Auch der Herr Dr. Busek, der vor einem 
Jahr verlangte, man möge diesen Bau einstel­
len, rühmte sich noch im Jahr 1978, Herr Kol-

lege, damit, daß seine Partei - Busek sagte 
das - einen Erfolg erzielt habe, weil es gelun­
gen sei, für den Neubau mehr Mittel bereitzu­
stellen als bisher. 

Ich kann doch nicht annehmen, Herr Kol­
lege, daß diese Herren damals nicht wußten 
was sie sagten. ' 

Man soll und man kann auch gar nicht 
bestreiten, daß das Allgemeine Krankenhaus 
teurer .~ein wird als alle anderen Spitalsbau­
ten in Osterreich. Das hat auch der Herr Bun­
desminister Dr. Steyrer hier gesagt. 

In diesem Neubau werden 25 bis 30 Klini­
ken Platz finden, dazu kommen noch 22 Insti­
tute. 59 Operationssäle und 20 kleinere Ein­
griffsräume wird dieser Neubau beherbergen. 
Der Unterricht der Wiener Medizinischen 
Fakultät kann für etwa 4 000 Studenten 
durchgeführt werden. 

Das alles, meine Damen und Herren von 
der Österreichischen Volkspartei, wissen Sie 
ja! Und wenn Sie ehrlich wären, müßten Sie 
ja zugeben, daß jeder Vergleich mit 'einem 
anderen Spitalsbau unzulässig ist. Tun Sie es 
dennoch, handeln Sie, ich sage das sehr deut­
lich, bewußt böswillig. (Abg. Anton Sc h 1 a -
ger: Gibt es eine Korruption oder nicht?) 

Hier ist es genauso wie beim Bau der UNO­
City, Herr Kollege! Jahrelang haben Sie die­
ses Bauvorhaben herabgewürdigt und 
schlechtgemacht. Bei der Eröffnung haben 
Sie sich in die ersten Reihen gedrängt und so 
getan, als hätten Sie den Neubau jederzeit 
gutgeheißen und bewundert. Sie haben sich 
geradezu vorgedrängt, haben dort applau­
diert, nachdem Sie dieses Bauvorhaben fast 
ein Jahrzehnt diffamiert haben. 

So schaut in Wirklichkeit Ihre Politik aus. 
Eine unernste Politik, und die Wähler haben 
Ihnen das immer wieder durch Niederlagen 
honoriert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist Ihre Art, Politik zu machen. Sie sind 
dabei nicht zimperlich, und Meinungsände­
rungen sind an der Tagesordnung. 

Ich komme jetzt noch einmal auf die Aussa­
gen des Herrn Dr. Wiesinger zurück. Da gibt 
es eine Aussage des Herrn Dr. Wiesinger vom 
12. Juni 1975, ein ORF-Interview. Er sagte 
damals - ich zitiere daraus -: 

"Natürlich sind wir für den Neubau des All­
gemeinen Krankenhauses. Wir bekennen 
uns" - sagte Herr Dr. Wiesinger - "zu die­
s~r Planung, weil sie nicht zuletzt auf die Ini­
tiative unseres ehemaligen Stadtrates .,. 
Glück zurückzuführen ist." 
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Hören Sie doch bitte zu, und nehmen Sie 
das zur Kenntnis. "Es besteht" - sagte Herr 
Dr. Wiesinger - "ja zurzeit keine Kritik an 
der Planung an und für sich. Darüber sind 
sich alle Verantwortlichen und auch Fach­
leute, sowohl Architekten wie Ärzte, einig, 
daß die Konzeption des Allgemeinen Kran­
kenhauses die richtigste ist. Und ich kann nur 
Professor Fellinger als zweifellos kompeten­
ten Fachmann auf diesem Gebiet zitieren, der 
erklärt hat, das wird die modernste Klinik 
Europas werden." Das war 1975. 

Fünf Jahre später hört sich das ganz anders 
an. Fünf Jahre später sagt Herr Dr. Wiesinger 
geradezu das GegenteiL Er meint bei der 
Begründung der dringlichen Anfrage hier im 
Parlament: 

"Der zweite und nicht entschuldbare Fehler 
wurde jedoch im Sommer 1972 begangen." -
Das hat er im Jahr 1975 augenscheinlich noch 
nicht gewußt. - "Das ist die endgültige 
Bruchstelle, an deren Folgen wir heute leiden. 
Zu diesem Zeitpunkt war es nämlich bereits 
allen im Krankenhauswesen Tätigen völlig 
klar, daß die Auffassungen über Monster­
krankenhäuser in Blockbauweise, die in Ame­
rika entwickelt und dann in Europa übernom­
men wurde, als falscher Weg international 

. abgelehnt wurden. Damals wußte man 
bereits, daß derartige Großkrankenhäuser 
nicht geführt werden können, daß sie. über­
durchschnittlich kostenaufwendig sind und 
daß die Heilungserfolge für die Patienten 
unbefriedigend sind ... 

Die Katastrophe" - sagte Herr Dr. Wiesin­
ger -, "vor der wir heute stehen, war also kei­
neswegs unabdingbar, sondern die Verant­
wortung dafür tragen ausschließlich die Bun­
desregierung und die Stadt Wien." Und so 
weiter und so fort. 

Na bitte schön, das hat der Herr Dr. Wiesin­
ger offensichtlich im Jahre 1975 noch nicht 
gewußt. Und ich glaube, mit dieser divergie­
renden Aussage hat sich Herr Dr. Wiesinger 
als Experte hier in diesem Haus vollends dis­
qualifiziert. Das möchte ich mit aller Deutlich­
keit feststellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch ein Wort, Hohes Haus, zu den Vorgän­
gen, die Gegenstand der gerichtlichen und 
parlamentarischen Untersuchung sind. Die 
ÖVP und die ihr nahestehenden Medien ver­
suchen unentwegt, die SPÖ als Nutznießer 
der Korruption, die von einigen Wirtschafts­
managern begangen wurde, hinzustellen. 
(Abg. Dr. Marga Hub i ne k: Wer sind die 
der OVP nahestehenden Medien?) 

Beweise konnten sie keine erbringen. Das 

von der Österreichischen Volkspartei ~uf uns 
Sozialisten gerichtete Geschütz ist wieder ein­
mal nach hinten losgegangen. (Neuerlicher 
Zwischenruf der Abg. Dr.· Marga Hub i -
nek.) . 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Österreichischen Volkspartei, nehmen das 
Wort Skandal sehr leichtfertig in den Mund. 
Sie sollten sehr vorsichtig sein, Frau Dr. 
Hubinek. Sie sollten sehr vorsichtig sein! Die 
Geschichte Ihrer Partei ist von Skandalen 
geprägt. Da ist der Krauland-Skandal, da ist 
der Polcar-Skandal, da ist der Haselgruber­
Skandal, da ist der Müllner-Skandal, da ist 
der steirische Tierkörperverwertungs-Skan­
dal, da ist der Vorarlberger Käse-Skandal. 

Im übrigen muß festgestellt werden, meine 
Damen und Herren, daß die ÖVP die 20 Millio­
nen Haselgruber-Spende bis heute nicht 
zurückbezawt hat. Wann werden Sie diese 
20 Millionen zurückbezahlen? (Zustimmung 
bei der SPÖ.) 

Und was ist mit den 8 Millionen Schilling, 
die der Viktor Müllner der ÖVP aus Steuer­
mitteln zugeschanzt hat? Wann werden Sie 
diese 8 Millionen an den Steuerzahler zurück­
zahlen? 

Der Herr Abgeordnete Steinbauer hat 
heute eine Liste von Personen verlesen, von 
denen er meint, sie seien in Korruption ver­
wickelt. Er hat die Verlesung der Namen 
plötzlich abgebrochen. 

Ich werde die Liste dieser Leute ergänzen. 
Es sind die Repräsentanten der industriellen 
Bourgeoisie: der Präsident der Industriellen­
vereinigung, Herr Mayer, der Herr Generaldi­
rektor Hainisch von der ITT, der Herr Kom­
merzialrat Schrack, die Siemensdirektoren 
Swoboda, Philipp, Vogel, Mück und Schweit­
zer,alles Leute, die aus dem Kreis der priva­
ten Wirtschaft kommen. 

Nur eines sage ich auch mit aller Deutlich­
keit; eines trennt mich vom Herrn Abgeordne­
ten Steinbauer in dieser Sache: Für Stein­
bauer sind diese Leute bereits alle verurteilt. 
Er nimmt den Schuldspruch eines Gerichtes 
vorweg. Er ist wieder einmal in die Rolle des 
Chefanklägers Wischinsky in den Moskauer 
Prozessen von 1936 geschlüpft (ironische Hei­
terkeit bei der ÖVP), wo das Urteil von Stalin 
bereits gesprochen wurde. In diese Rolle ist er 
heute hier hineingeschlüpft. Das macht er ja 
nicht zum ersten Mal. Er macht ja das öfter, 
er nimmt das Urteil eines Gerichtes vorweg. 
Ich sage Ihnen das, weil der Herr Steinbauer 
Wischinsky schon einmal im Zusammenhang 
mit uns genannt hat und den Kamenew und 

490 

71. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



7128 Nationalrat XV. GP - 71. Sitzung - 9. April 1981 

Schemer 

den Sinowjew ebenfalls. Er hat uns mit diesen 
Leuten verglichen. In Wirklichkeit ist er in 
dieser Rolle. Für mich, meine Damen und 
Herren, ist jemand schuldig gesprochen, 
wenn ein unabhängiges Gericht seinen 
Spruch gefällt hat, und nicht vorher! 

Es gibt Leute, Hohes Haus, die meinen, 
Politik sei ein schmutziges Geschäft. Politik, 
Hohes Haus, darf überhaupt kein Geschäft 
sein. Politik ist der Ausdruck des gesellschaft­
lichen Zusammenlebens auf allen Ebenen des. 
Staates. Und wer die Politik in Frage stellt, 
stellt seine Existenz in Frage, denn es gibt 
nichts im Leben, was nicht mit Politik zusam­
menhängt. 

Natürlich gibt es im politischen und wirt­
schaftlichen Leben Außenseiter. Die demo­
kratischen Einrichtungen unseres Staates, 
unserer Republik, werden jedoch ausreichen, 
um sich dieser Leute zu entledigen. 

Wir Sozialdemokraten werden gemeinsam 
mit allen gesellschaftlichen Gruppierungen, 
die den Staat, die Freiheit und die Demokra­
tie bejahen, dafür sorgen, daß in Politik und 
Wirtschaft Ordnung herrschen wird. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Jörg Haider. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Bundesminister für Gesundheit hat in 
einer engagierten Wortmeldung zu den kriti­
schen Positionen der Oppositionsparteien Stel­
lung genommen, und er hat so quasi gesagt, 
man würde keiq. Krankenhaus wollen, das zu 
billig wäre, weil eben nur ein entsprechend 
kostenintensives Krankenhaus auch eine 
humane Behandlung der Bevölkerung sicher­
stellen würde. 

Ich glaube, Herr Bundesminister, hier ist es 
schon notwendig, klar und deutlich zu sagen, 
daß wir uns auch ein humanes Krankenhaus 
vorstellen können, das ohne Korruption, ohne 
Schmiergeldaffären, ohne Verschwendung bei 
der Bauführung, ohne Fehlplanungen und 
ohne Mißwirtschaft entsteht und das wesent­
lich billiger sein wird als das gegenwärtige 
AKH, das im Moment noch eine Ruine dar-· 
stellt, von der wir nicht wissen, ob sie jemals 
fertiggestellt werden wird. Und das ist sicher­
lich nicht eine humane Behandlungsstätte, 
von der Sie träumen, Herr Bundesminister. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist also nicht immer das, was teuer ist, 
auch gut. Wir sollten gerade am Beispiel der 

jüngsten Rechnungshofkritiken, etwa an der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt, 
ablesen, wohin es führt, wenn die Kosten und 
das Kostenbewußtsein von den Verantwortli­
chen nicht unter Kontrolle gehalten werden, 
weil eben auch ein humaner Palast der Allge­
meinen Unfallversicherungsanstalt, der neun­
mal ~oviel gekostet hat, als am Anfang pro­
gnostiziert war, ja letztlich nicht ein Beitrag 
zu einer humanen Versorgung der Versicher­
ten darstellt, sondern ausschließlich eine 
humane Versorgung für die dort beschäftig­
ten Funktionäre darstellt. 

Hier muß man, glaube ich, die Dinge aus­
einanderhalten. In einer Zeit, in der wir 
gerade im wirtschaftspolitischen Bereich, 
Herr Bundesminister, jeden Schilling brau­
chen, um in Schwierigkeiten geratene ver­
staatlichte Betriebe zu sanieren, und Milliar­
denaufwendungen für die Sicherung der 
Arbeitsplätze in der verstaatlichten Industrie 
brauchen, gerade in dieser Zeit ist es notwen­
dig, daß auch von der Regierungsbank uner­
schütterlich und glaubwürdig die Sparsam­
keit gepredigt wird, und bei einem Projekt, 
das so hoch verschuldet ist wie das AKH, jene 
Spargesinnung Platz greift, die wir schon seit 
Jahren fordern, die Sie aber zu bewerkstelli­
gen bisher nicht in der Lage waren. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

In diesem Sinne war es auch sehr bedauer­
lich, daß der Herr Bundeskanzler durch seine 
Anfragebeantwortung, ich möchte sagen, 
mehr oder weniger zu erkennen gegeben hat, 
daß er im Moment kein großes Interesse an 
den Vorgängen um das Allgemeine Kranken­
haus hat. Er kommt mir bei der Behandlung 
des Allgemeinen Krankenhauses so vor wie 
der Konjunkturzyklus: Einmal ist Hochkon­
junktur, da versucht er alle möglichen Maß­
nahmen zu mobilisieren, damit dort endlich 
eine Ordnung eintritt, gegenwärtig haben wir 
offenbar ein Wellental erreicht. Es ist ein ech­
tes Tief, und der Kanzler versucht in bewähr­
ter Pingpong-Manier, die Verantwortung 
abzuschieben. 

Ich erinnere nur daran, daß er im vergange­
nen Sommer ja mit der Verkündung seiner 
zehn Gebote einen geradezu beispielhaften 
Anlauf genommen hat, um in einer Großak­
tion den Sumpf der Korruption, die Fehllei­
stungen und die Verschwendungswirtschaft 
bei diesem Großprojekt abzustellen. Das, was 
wir als Ergebnis bisher feststellen, ist äußerst 
bescheiden. 

Meine Damen und Herren! Auch wir sollten 
uns für die politische Verantwortlichkeit und 
die Handhabung dieser politischen Verant-
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wortung durchaus ein Beispiel an Nachbar­
staaten nehmen. In Berlin hat ein verhältnis­
mäßig viel kleinerer Skandal sofort zum 
Rücktritt des gesamten Stadtsenates ein­
schließlich des nicht involvierten Bürgermei­
sters geführt, weil man dort politische Verant­
wortung als das auffaßt, was den Grundsätzen 
der Bundesverfassung auch in Österreich ent­
sprechen würde. 

Leider, leider müssen wir feststellen, daß 
die Aktivitäten des Herrn Bundeskanzlers 
wesentlich geringer geworden sind, und so 
ergibt sich die Möglichkeit einer Beurteilung 
für uns, daß entweder seine zehn Gebote vom 
vergangenen Sommer eine Beruhigungspille 
waren, um die Emotionen zu glätten, ohne 
daß dahinter echte Bestrebungen einer Sanie­
rung gestanden sind, oder daß auch der Kanz­
ler in diesem Bereich machtlos gegen die Ver­
filzung dieses Systems anzukämpfen ver­
sucht. 

Eines ist aber sicher: Daß die Enttäuschung 
bei der Bevölkerung sehr groß ist. Die Enttäu­
schung nicht nur bei jenen Kreisen, die poli­
tisch nicht im Regierungslager stehen, weil 
viele Menschen wissen, daß all das, was bis­
her hier gesprochen worden ist, nicht durch 
konsequente Handlungen befolgt wurde. 

Und die These, die einmal gegolten hat, 
auch im Hinblick auf die Arbeitsplatzsiche­
rung, daß der Kanzler es schon richten wird, 
daß es gleich ist, wie seine Regierungsmann­
schaft aussieht - "Der Kreisky wird's schon 
richten", das war ja ein berühmtes Schlag­
wort, mit dem Sie auch 1979 bei der National­
ratswahl erfolgreich waren -, diese These 
bricht auch unter dem Eindruck der AKH­
Misere in sich zusammen, weil der Bundes­
kanzler mit halbem Herzen oder ohne Mög­
lichkeit einer echten Sanierung an dieses Pro­
blem herangeht. 

Statt Konsequenzen gibt es Kommissionen, 
und wir werden im In- und Ausland belächelt. 
Statt personellen Veränderungen gilt das 
Prinzip des Fortwurschtelns in diesem 
Bereich. 

Und nur ein einziges Opfer ist im Rahmen 
der AKH-Misere bisher zu beklagen: Das sind 
die östel'reichischen Staatsbürger, denn die 
sind bisher wirklich zum Opfer degradiert 
worden, weil sie jene Verschwendungswirt­
schaft und jene Korruption bezahlen müssen. 
Der Kollege Steinbauer war vorsichtig, wenn 
er heute von 21 000 S pro Österreicher gespro­
chen hat. 

Auch wenn Sie die fiktiven Bausummen 
berechnen und die Belastungen aus den 

Betriebskosten, dann kommen wir weit über 
20000 S. Das ist mehr, als ein durchschnittli­
cher Lohnempfänger in Österreich pro Jahr 
an Lohnsteuer an das Finanzamt abliefert, 
das sind Größenordnungen, die man nicht 
bagatellisieren kann, meine Damen und Her­
ren. Im Vergleich, um auch die Äußerungen 
des Herrn Bundesministers für Gesundheit 
ins rechte Licht zu rücken, möchte ich festhal­
ten, daß drei Milliarden Schilling Betriebsko­
sten, Herr Bundesminister, keine Kleinigkeit 
sind, so wie Sie das hier etwas beschönigend 
auch dargestellt haben und wie der Kanzler 
es als Erfolg gefeiert hat. Nicht 10 Milliarden, 
wie Kandutsch meint, sondern nur drei Mil­
liarden, wie Kreisky es errechnet hat. Drei 
Milliarden Schilling, das ist soviel, wie der 
gesamte Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds an Geldern pro Jahr zur Verfügung 
hat, um die Defizite abzudecken. 

Können Sie mir jetzt sagen, wenn alle 
Krankenhäuser in Österreich zur Defizitab­
deckung weniger brauchen als ein einziges, 
wo soll denn hier eine vernünftige Relation 
gefunden werden und wo kann man denn hier 
sicher sein, daß das ein seriöses Projekt ist, 
was hier angeboten ist? 

Aber wir sind bereit, als Freiheitliche den 
heutigen Aussagen des Herrn Bundeskanz­
lers Glauben zu schenken. 

Wir wollen das aber fixieren und werden 
daher - was die Zahlen betrifft, so möchte 
ich sagen, Dr. Steger hat richtig korrigiert -
einen Entschließungsantrag einbringen, der 
vorsieht, daß die vom Bundeskanzler 
genannte Summe der Gesamtbaukosten als 
Limit der Gesamtbaukosten beschlußmäßig 
festgelegt werden soll. Sie haben hier die 
Möglichkeit im Haus, das mit uns beschluß­
mäßig mitzuvollziehen. Stimmen Sie gegen 
diesen Antrag, meine Damen und Herren von 
der Regierungspartei, dokumentieren Sie, daß 
Sie selbst das nicht glauben, was der Bundes­
kanzler gesagt hat. Stimmen Sie unserem 
Antrag zu, hat die Regierung ein Limit und 
eine Richtung, wie sie bei der künftigen Vor­
gangsweise mit der Fertigstellung des Allge­
meinen Krankenhauses verfahren muß. Das 
ist unser Prinzip. (Beifall bei der' FPO.) 

Ich darf daher folgenden Entschließungsan­
trag verlesen: 

En tschlie ßung san trag 

der Abgeordneten Dr. Jörg Haider, Dkfm. 
Bauer und Dr. Steger betreffend die Festle­
gung eines Kostenlimits für den Neubau 
des Allgemeinen Krankenhauses in Wien .. 
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Die Bundesregierung wird ersucht, den 
Betrag von 24,2 Milliarden Schilling auf 
Preisbasis 1980 durch geeignete Maßnah­
men als oberstes Kostenlimit für den Neu­
bau AKH festzusetzen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
hier die nötigen Konsequenzen aus der 
Debatte und aus dem Bericht des Herrn Bun­
deskanzlers gezogen werden. Ich bin· sicher, 
daß Sie seinen Zahlen ebenso vertrauen, wie 
wir versuchen, ihm zu vertrauen, und daß Wir 

. gleichzeitig einen Schritt damit setzen, die 
Kostenexplosion bei diesem Monsterpojekt 
einzudämmen. 

Denn andererseits' muß man sich sonst fra­
gen: Was muß denn wirklich noch passieren, 
daß die entscheidenden Schritte bei dieser 
AKH-Misere gesetzt werden? Der Bundes­
kanzler, so scheint es mir, hat im Moment nur 
die Sorge, wie er die Verantwortung von sich 
persönlich abschieben kann, indem er etwa 
sein Regierungsteam amputiert und einen 
Finanzminister, den er als den besten Finanz­
minister aller Zeiten hinstellt, in die politische 
Wüste schickt, und es ist sehr begrüßenswert 
gewesen, daß auch die Österreichische Volks­
partei heute und hier festgestellt hat, daß die 
politische Verantwortung für die Misere um 
das Allgemeine Krankenhaus nicht einen ein­
zigen Ressortminister treffen kann, sondern 
die gesamte Bundesregierung, an der ersten 
Stelle und an der Spitze selbstverständlich 
auch den Herrn Bundeskanzler, denn als 
Regierungschef trägt er die Vollverantwor­
tung, und es bedarf keiner Interpretation, was 
politische Verantwortung im Sinne unserer 
Bundesverfassung heißt. Wer nachliest in der 
Pillersdorfschen Verfassung, die letztlich mit 
dem Rechtsinstitut der Ministerverantwort­
lichkeit auch in unsere geltende Bundesver­
fassung übernommen worden ist, der weiß, 
daß seit mehr als einem Jahrhundert das 
Institut der Ministerverantwortlichkeit nichts 
anderes bedeutet, als daß jemand, der mit sei­
nem Amt überfordert ist,. ob er nun persönli­
che Schuld auf sich geladen hat oder nicht, 
reif ist, zurückzutreten. Daß er sein Amt zur 
Verfügung zu stellen hat, nicht aber daß er 
taktische Manöver ergreift, um die Verant­
wortung, die eigentlich ihm gebührt, auf 
andere abzuschieben. 

Das wollen wir auch im Zuge dieser Debatte 
hier feststellen, weil ja der Herr Bundeskanz­
ler in letzter Zeit auch nicht so zimperlich ist 
im Umgang etwa mit Kollegen von der Oppo­
sition, denen er plötzlich Dummheit beschei­
nigt und dann nicht bereit ist, sich zu ent­
schuldigen, obwohl er weiß, daß es sich hier 

um einen sehr qualifizierten Oppositionsabge­
ordneten der großen Opposition handelt. 

Er ist nicht zimperlich, wenn er massive 
Kritik an der Privatwirtschaft übt, indem er ' 
sagt: Ja, die sollen ihre Betriebe zusperren. 
Sie verdienen es, denn sie haben zu viele 
Reitpferde. Ich frage mich: Wann wird er 
denn seine Funktionäre ermahnen, endlich 
einmal vom hohen Roß herunterzusteigen 
und in jenen Bereichen Ordnung zu machen, 
die .~r seit Jahren fordern? (Beifall bei der 
FPO.) 

Aber auch ein Zusätzliches soll ja noch fest­
gehalten werden: daß der Herr Bundeskanz­
ler nach seiner Verfassungsstellung ausdrück­
lich eine Koordinationskompetenz hat. Das 
heißt, daß er die zentrale Persönlichkeit der 
Koordination für die Regierungstätigkeit, 
aber, wie es auch in den gesetzlichen Bestim­
mungen heißt: Für alle Tätigkeiten der Ver­
waltung einschließlich der Privatwirtschafts­
verwaltung, also für alle Beamten und für alle 
in der Privatwirtschaft Tätigen, hat und sich 
nicht damit entschuldigen kann, wie er das 
heute getan hat, indem er sagt: Ja, wenn ein­
stimmige Beschlüsse zwischen den Betroffe­
nen hergestellt werden, dann braucht die 
Koordinationskompetenz nicht Platz greifen. 
Das ist eine sehr eigenwillige Auslegung des 
Bundesministeriengesetzes, daß man nur 
dann eingreifen soll, wenn es Konflikte gibt. 
Der Bundeskanzler ist in allen Fragen als 
Koordinator vom Gesetz her bestellt und hat 
diese Verantwortung auch zu tragen. Aber er 
führt eine Rundum-Verteidigung. Er weiß, er 
kann sich auf seine Fraktion verlassen. Sie 
werden ihm immer wieder mit Mehrheit 
zustimmen. Hier droht ihm keine Gefahr 
durch ein Mißtrauensvotum. Er hat als Alibi 
einen tüchtigen Finanzminister , wie er selbst 
sagt, weggeschickt, den er vielleicht jetzt sehr 
dringend brauchen würde. Manche haben es 
ja schon festgestellt! Und er hat auch ver­
sucht, durch seine massIve Kritik an den Ein­
greifmaßnahmen des Bundespräsidenten im 
Rahmen des AKH die Tatsache zu vernebeln, 
daß man die Verfassungsrechtslage Öster­
reichs übersieht, daß selbstverständlich über 
dem Bundeskanzler der· Herr Bundespräsi­
dent steht, und der Herr Bundespräsident 
auch einen Bundeskanzler ohne Vorschlag 
aus dem Amte entlassen kann. Es wäre daher 
notwendig, endlich einmal die politischen 
Konsequenzen zu. ziehen, damit nicht dieser 
Spannungszustand bestepen bleibt. Aber 
anstatt politische Verantwortung, anstatt ord­
nende Maßnahmen in diesem Bereich zu 
ergreifen, haben wir das Gefühl, daß eine fort­
schreitende Pragmatisierung der Verantwor-
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tungslosen in diesem System erfolgt. Ich 
denke nur an einzelne Plünderungsverträge, 
die beim AKH abgeschlossen worden sind 
und die so mir-nichts-dir-nichts zur Kenntnis 
genommen werden. Plünderungsverträge 
etwa, daß Leistungen, die nur einmal erbracht 
worden sind, doppelt verrechnet werden. Das 
geht in die Millionen. Plünderungsverträge, 
daß Architektengemeinschaften für die Kopie 
eines einzigen Bauplans und für das Anfärben 
einer Baubeschreibung 5,5 Millionen Schilling 
verrechnen, etwas, wofür ein normaler Bürger 
vielleicht bei einem normalen Architekten­
büro 150,160 S bezahlen würde. Oder daß man 
Kältezulagen in Anspruch genommen hat in 
Höhe von 4 Millionen Schilling, und wie die 
meteorologische Station dann nachgewiesen 
hat, hat es an diesen Tagen, wofür die Kälte­
zulagen in Anspruch genommen worden sind, 
überhaupt keine Minusgrade gegeben, son­
dern plus 12 bis 15 Grad Celsius. 

Das sind doch nicht Fragen, wo man erst 
Aufsichtsräte konsultieren muß, ob hier Scha­
denersatzpflichten entstanden sind. 

Der Herr Bundeskanzler hat heute gesagt, 
allenfalls werde der Aufsichtsrat Rückforde­
rungen geltend machen. Ich glaube, das ist 
ein Gebot der Stunde - und darauf warten 
die Österreicher -, daß diese Maßnahmen 
gesetzt werden, daß jene, die mit kriminellen 
Methoden, die unter Ausnutzung von schlech­
ten Verträgen versucht haben, sich zu berei­
chern, auch zur Schadenersatzpflicht verhal­
ten werden. Und das würden wir heute auch 
vom Bundeskanzler in seiner Anfragebeant­
wortung erwartet haben, weil man ja gegen­
über den Wirtschaftstreibenden auch nicht 
sehr skrupelhaft ist, wenn es darum geht, von 
ihnen die Sozialversicherungsbeiträge einzU­
fordern. Da gibt es keinen, der auch nur einen 
Tag länger eine Frist für die Entrichtung der 
Sozialversicherungsbeiträge bekommt. 

Hier ist man aber großzügig, wenn es um 
Schadenersatzforderungen in Millionen geht, 
meine Damen und Herren. Das ist die Reali­
tät, die ich Ihnen hier darstelle. Ich weiß, es 
schmerzt Sie ein bißchen, aber das müssen 
Sie einmal zur Kenntnis nehmen. 

Und letztlich möchte ich sagen, daß all diese 
Vorgänge auch dazu geführt haben, meine 
Damen und Herren, daß Sie eine Vision, die 
Sie mit dieser Regierung am Beginn der sieb­
ziger Jahre entwickelt haben und die gerade 
von vielen jungen Menschen geglaubt worden 
ist, abgebaut und zerstört haben. Es war das 
die Vision, daß es mehr Demokratie, mehr 
Freiheit im politischen System Österreichs 
geben wird. 

Das, was Sie sich eingehandelt haben, ist, 
daß Sie die Demokratie gepredigt, aber die 
Demoralisierung erzeugt haben. Das wissen 
Sie selbst. Sie kennen die wachsende Absti­
nenz der jungen Leute gegenüber den politi­
schen Vorgängen. Und auch das sind die Fol­
gewirkungen eines unbewältigten Skandals 
um das Allgemeine Krankenhaus. 

Auch aus diesem Grund, wenn Sie uns 
schon politisch nicht zustimmen wollen, 
appellieren wir als Freiheitliche an Sie: Been­
den wir endlich diese skandalösen Zustände 
beim Allgemeinen Krankenhaus! Gehen Sie 
ein auf die Vorschläge der Opposition, versu­
chen Sie, durch einen Brückenschlag zwi­
schen den Fraktionen die Misere zu beenden! 
Denn wir werden alle Kraft brauchen, um die 
Zukunft Österreichs im wirtschaftlichen und 
sozialpolitischen Bereich für die Menschen zu 
ordnen. 

Später werden wir keine Zeit haben, diese 
AKH-Skandale noch über Monate hinweg zu 
behandeln. Die Österreicher erwarten, daß 
diese Regierung handelt und geschlossen ver­
sucht, die wirklichen wirtschaftlichen Pro­
bleme in Angriff zu nehmen, zu denen Sie bis­
her noch kein Konzept gefunden haben. Das 
bieten wir Ihnen als Basis der Gemeinsam­
keit an. 

Aber es ist die Voraussetzung, daß Sie 
bereit sind, offen und ehrlich diesen Sumpf 
trockenzulegen. Das ist Ihnen bis zur Stunde 
nicht gelungen, und die Antwort des Herrn 
Bundeskanzlers war heute auch dementspre­
chend unbefriedigend. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
verlesene Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Haider , Dkfm. Bauer, Dr. Steger ist 
genügend unterstützt und steht mit zur 
Debatte. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. Ich erteile 
es ihr. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der erste soziali­
stische Debatte.nredner hat die Frage aufge­
worfen, warum wir denn heute diskutieren, 
wenn sich morgen die parlamentarische 
Enquete mit dem gleichen Thema beschäftigt. 

Nun, Herr Abgeordneter Hobl, Sie und Ihre 
Fraktion haben ja bisher jeden Antrag, der 
eine sachliche Arbeit ermöglicht hätte, abge­
lehnt. Sie haben uns ja keine Gelegenheit zu 
einer sachlichen Auseinandersetzung über die 
Fragen des Allgemeinen Krankenhauses 
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gegeben. Und ich darf einnern, daß wir Sie 
mehrfach um einen Unterausschuß gebeten 
haben, um eine sachliche Arbeit zu leisten. 
Sie haben jedesmal abgelehnt. 

Was die Freitag-Veranstaltung betrifft, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, wer­
den Sie doch nicht so naiv sein anzunehmen, 
daß wir morgen eine Lösung der Probleme 
finden werden. 

Wer sich die Referenten ansieht, wird 
sehen, daß sich darunter Manager finden, die 
über die Zukunft des Allgemeinen Kranken­
hauses richtungsweisende Aussagen treffen 
sollen, die bereits in wenigen Tagen ihren 
Schreibtisch räumen müssen wegen Unfähig­
keit. Was erwarten Sie sich von diesen Sach­
verständigen? 

Und wenn wir daher heute die dringliche 
Anfrage an den Herrn Bundeskanzler gerich­
tet haben, so deshalb, weil uns eben das Pro­
blem unter den Nägeln brennt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wer die Debatte verfolgt hat, hat gesehen, wie 
uns der erste Debattenredner , Herr Abgeord­
neter Hobl, eine Horrorvision vermittelt hat. 
Er hat nämlich gemeint, daß die gesamte 
Errichtung und Überwachung des Bundes­
straßennetzes so viel kostet wie das Allge­
meine Krankenhaus. 

Ja, meine Damen und Herren, ist Ihnen 
klar, was Ihr Herr Abgeordneter Hobl sagt? -
Das ganze Bundesstraßennetz soll so viel 
kosten wie ein einziges Bauwerk. Das ist ja 
eine Horrorvision. (Abg. Ing. Hob 1: Aber 
Sie können nicht einmal zuhören, Frau Dok­
tor!) Das haben Sie hier gesagt. Wahrschein­
lich stimmt es nicht, aber Sie haben es hier 
gesagt. (Abg. Ing. Hob 1: Ich habe gesagt, in 
zwei Jahren wird genauso viel Geld für alle 
Straßen in Österreich ausgegeben!) Also viel­
leicht haben Sie sich nicht richtig auszudrük­
ken verstanden. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
Ing. Hob 1: Denken Sie daran, wofür Sie im 
Wiener Gemeinderat gestimmt haben!) 

Herr Abgeordneter Hobl! Sie haben sich ja 
auch dann ausführlich mit der Tätigkeit des 
Abgeordneten Steinbauer beschäftigt. Wahr­
scheinlich erscheint Ihnen das weitaus wichti­
ger als die Zahlenjongliererei beim Allgemei­
nen Krankenhaus. (Beüa11 bei der OVP.) 

Die Antwort des Herrn Bundeskanzlers 
möchte ich gerne näher beleuchten. Er meinte 
auf die Frage über die Höhe der Betriebsko­
sten: Es gab Betriebskosten im Jahr 1978 mit 
3 Milliarden Schilling. Und nun kommt eine 
sehr sphinxhafte Bemerkung: Er hätte nun 

Zahlen - Betriebskosten -, die in einem 
weitaus günstigeren Lichte erscheinen. 

Bitte, was meint er damit? 

Zur gleichen Zeit erklärt der ehemalige Prä­
sident des Rechnungshofes, Präsident Kan­
dutsch, nach seiner Schätzung würden die 
Betriebskosten 10 Milliarden, also bitte nicht 
3 Milliarden und noch günstiger, sondern 
10 Milliarden betragen. 

Der Finanzminister, der gestern in der Fra­
gestunde dazu befragt wurde, hat überhaupt 
keine Vorstellungen, was die Betriebskosten 
ausmachen sollen. 

Es wäre also sehr interessant für uns zu 
erfahren, wie der Herr Bundeskanzler zu der 
sehr optimistischen Schätzung der Betriebs­
kosten gelangt. 

Und nun hat sich der Herr Gesundheitsmi­
nister mit den Baukosten beschäftigt. Es gibt 
eine Differenz zwischen den Zahlen des 
Gesundheitsministers und des Herrn Bundes­
kanzlers. Herr Minister Steyrer, Sie haben sie 
versucht aufzuklären. Ich nehme an, daß der 
Herr Bundeskanzler die Zahlen der "Rathaus­
korrespondenz" verwendet hat, und das mag 
auch ganz instruktiv sein. 

Die "Rathauskorrespondenz" vom 4. Feber 
1980 hat von 24,2 Milliarden Baukosten 
gesprochen. Die "Sozialistische Korrespon­
denz" selbst hat an diese Zahlen nicht 
geglaubt, ein Monat später werden bereits 
26,2 Milliarden Schilling genannt. 

Was bleibt denn davon übrig, Herr Minister 
Steyrer? - Die verschiedenen Zahlen bedeu­
ten doch, daß in Wirklichkeit keiner eine 
Ahnung hat, was es wirklich kosten wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn aber nun - und das, glaube ich, sollte 
hier mit aller Deutlichkeit gesagt werden -
der Herr Bundeskanzler eine Zahl nennt, und 
zwar im Rahmen der Beantwortung einer 
dringlichen Anfrage, glaube ich, daß sich die 
Opposition gerne der Weisheit des Herrn Bun­
deskanzlers beugt und beim Entschließungs­
antrag der Freiheitlichen Partei mitgeht. 

Betrachten wir die Zahl des Herrn Bundes­
kanzlers als ein Kostenlimit. Und damit wir 
es alle noch einmal im Gedächtnis haben, darf 
ich es wiederholen: Der Herr Bundeskanzler 
hat in seiner Weisheit bemerkt, daß die Bau­
kosten 24 Milliarden und die Betriebskosten 
weniger als 3 Milliarden Schilling betragen 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten von der sozialistischen Frak-
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tion, ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie 
Ihren Bundeskanzler desavouieren werden, 
daß Sie diesem Entschließungsantrag der 
Oppositionsparteien nicht beistimmen. Wir 
müßten dann nämlich glauben, daß Sie selbst 
nicht an die Zahlen des Herrn Bundeskanz­
lers glauben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat es zu unserem 
Bedauern vorgezogen, sich wieder zu entfer­
nen und sich nicht weiter mit den Niederun­
gen des Allgemeinen Krankenhauses zu 
beschäftigen. Ich kann mir schon vorstellen, 
daß es nicht angenehm ist, sich mit diesen 
Begleiterscheinungen konfrontieren zu las­
sen. (Abg. Sam wal d: Sie wissen doch 
genau, daß er beim Tichonow ist! Der ist doch 
wichtiger als Sie!) Herr Abgeordneter Sam­
wald, ich begreife das schon. Das Allgemeine 
Krankenhaus ist aber in einer Größenord­
nung, die das Parlament schon wichtig neh­
men sollte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann mir schon vorstellen, daß es eine 
Frage auch des persönlichen Mutes und, Herr 
Abgeordneter Samwald, eine Frage des per­
sönlichen Stils ist, sich hier auseinanderzuset­
zen mit dem Allgemeinen Krankenhaus oder 
einfach im Vorbeigehen oppositionelle Abge­
ordnete zu beleidigen. 

Ich kann mir vorstellen, daß es leicht ist, 
einen Abgeordneten der Opposition zu beleidi­
gen und dann nachher keine Gelegenheit zu 
finden, in seiner Beantwortung wenigstens 
ein Wort der Entschuldigung zu finden. Denn 
der Herr Bundeskanzler hat diese Beleidi­
gung. durch die Medien noch österreichweit 
publik gemacht. 

Und nun kommt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten von der 
sozialistischen Fraktion, die Groteske des 
Herrn Bundeskanzlers: Im gleichen Atemzug 
verlangt er nämlich die Aufhebung der Immu­
nität. Bitte,grotesk bis dort hinaus. Er schützt 
sich durch den Mantel der Immunität, um 
Beleidigungen von sich zu geben, verlangt die 
Aufhebung der Immunität, bedenkt aber 
nicht, was dem ehemaligen Herrn Finanzmi­
nister geschehen ist. Der hat nämlich für 
einen ähnlichen Anlaß in den letzten Tagen 
und ohne den Schutz der Immunität eine saf­
tige Geldstrafe verpaßt bekommen. Der Herr 
Bundeskanzler soll glücklich sein, daß die 
Immunität seine Eskapaden, seine rhetori­
schen Eskapaden noch schützt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wenn wir uns wieder dem Spital zuwenden, 
so hat der Herr Bundeskanzler gemeint, man 
mußte ja die Wünsche der Ärzte erfüllen und 
deshalb sei alles so teuer geworden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Sie tun so, als ob anderswo nirgends ein Spi­
tal erbaut worden wäre. Es gibt ja genügend 
Beispiele im Inland, es gibt Beispiele in Inns­
bruck, und es gibt Beispiele in der benachbar­
ten Bundesrepublik. Überall haben die Politi­
ker eben aus ihrer Verantwortung heraus die 
Wünsche der Ärzte auf ein vernünftiges Maß 

. gedrückt. Nur bei uns ist das nicht möglich. 

Und wenn Sie sich das Spital am Zeic);len­
tisch schon ansehen, so ist es ein Monstrum 
- möglichst viele Betten, möglichst viele 
Wirtschaftsabteilungen in zwei Bettentürmen. 
Die Räume sind fensterlos. Eine Klimaanlage 
könnte die Menschen in eine schreckliche 
Situation bringen,. wenn diese Klimaanlage 
nicht funktioniert. Sie ist so kompliziert, daß 
sie Haustechniker gar nicht reparieren kön­
nen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es 
ist heute viel über Fehlplanung, über Ver­
schwendung geredet worden. Aber ich glaube, 
ein seht ernstes Kapitel ist die Frage der 
Sicherheit. Und ich glaube, daß es uns berüh­
ren sollte, wenn die Sicherheitsexperten 
Alarm schlagen. Eine Unterbringung von 
2 200 Betten in zwei riesigen Stahltürmen 
kann im Falle eines Brandes zu einem Flam­
meninferno führen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wir hören die Warnungen der Fachleute, und 
es nimmt eigentlich wunder, daß sich die Ver­
antwortlichen darüber hinwegsetzen, Fach­
leute, die sagen, daß man Kranke aus einem 
Hochhaus nicht leicht bergen kann, daß es 
problematisch ist. 

Und nun stellen Sie sich einmal vor, die 
Aufzüge funktionieren nicht. Das ist ja eine 
Horrorvision, wie man sie also wirklich 
anderswo nicht findet. 

Ich meine dazu, daß wir uns vielleicht in 
diesem Stadium überlegen sollten, ob nicht 
die technische Überdimensionierung hier ein 
Bild Orwellscher Prägung liefert, diese Über­
dimensionierung, wo der Kranke sein Herz 
aus der Lautsprecherbox hämmern hört und 
dann aUe Lebensvorgänge über Monitoren 
flimmerri. Dieser Kranke muß sich doch in 
diesen fensterlosen oder, besser gesagt, in die­
sen Krankenzimmern, wo man vor den Fen­
stern nur die Sonnenschutzlamellen sieht, 
einsam, isoliert vorkommen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
einen Biomediziner zitieren, der meint, daß 
das System im Allgemeinen Krankenhaus 
nicht patientenbezogen ist, daß die Methoden 
nicht der Moral entsprechen, daß wohl aus 
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der Sicht der Industrie alles in Ordnung -ist, 
sie hat ihre Umsätze, ihre Arbeitsplätze, aber 
der Patient kommt nicht davon. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
vielleicht noch eine Bemerkung. Der Herr 
Gesundheitsminister hat gemeint, die Ver­
teuerung unseres Spitales sei auch durch die 
große Zahl der Ambulatorien und der Dimen- -. 
sionierung der Ambulatorien gegeben. 

Hat sich schon jemand den Kopf darüber 
zerbrochen, welches Verkehrsaufkommen es 
auf dem inneren Gürtel bedeutet, wenn 7 000 
bis 10000 Leute Ambulatorien in den Vormit­
tagsstunden aufsuchen soUen? 

Ich darf in diesem Zusammenhang den 
Antrag der Österreichischen Volkspartei vom 
Oktober 1980 zitieren, wo wir gemeint haben, 
die Zahl der Ambulatorien sei auf ein ver­
nünftiges Maß zu reduzieren. 

Da höre ich geradezu den Herrn Stadtrat 
Nittel, der euphorisch gemeint hat, das Ver­
kehrsaufkommen sei in den Griff zu bekom­
men. Wir haben ja für 2500 Autos Parkgara­
gen. Und dann sagt er noch: Das ist ja wun­
derschön, im Zentrum von Wien, da kommt ja 
jeder leicht hin. 

Ich würde Herrn Stadtrat Nittel empfehlen, 
in der Stoßzeit sich einmal den inneren Grütel 
anzusehen. Dann wird er sich wundern, viel­
leicht sagt er dann etwas anderes. (Zwischen­
rufdes Abg. Lan c.) 

Herr Innenminister , Sie haben halt keinen 
Führerschein. Ich verstehe schon, wenn man 
keinen Führerschein hat, sieht man die Dinge 
anders. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und hier eine Bemerkung, die mehrfach 
von den sozialistischen Debattenrednern 
gebracht wurde. Sie unterstellen nämlich der 
ÖVP, daß sie nur Kritik übt, neuerdings gibt 
es auch gar keine menschliche Basis der 
Zusammenarbeit, und daß man mit uns also 
keine Verhandlungen, keine Gespräche füh­
ren kann. 

Ich würde - und das möchte ich vor allem 
dem Herrn Bundeskanzler empfehlen, der 
diese menschliche Basis plötzlich vermißt -
hier dem Herrn Bundeskanzler und auch 
Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren von der sozialistischen Fraktion, empfeh­
len, sich unsere zahlreichen Entschließungs­
anträge anzusehen. Damit hier keine Legen­
denbildung entsteht, möchte ich Ihnen nur 
das Datum zitieren: 19. März 1980: Festlegung 
der weiteren Vorgangsweise beim Neubau, 
20.3.1980: Schaffung eines umfassenden 
Krankenhaus-Organisations- und -finanzie-

rungsgesetzes, 16. April 1980: weitere Vor­
gangsweise beim Neubau, 7. Oktober 1980: 
Sicherstellung eines reibungslosen und mög­
lichst zügigen Weiterbaus, 7. Oktober 1980: 
Abberufung des Vorstandes und am 19. März 
1981, vor wenigen Tagen, die Einsetzung eines 
internationalen Expertenteams. (Unruhe im 
Saal. - Präsident Mag. Minkowitsch 
gibt das Glockenzeichen.) Ich kann mir vor­
stellen, daß es vielleicht auch in der sozialisti­
schen Fraktion Kavaliere gibt, die mir noch 
5 Minuten zuhören. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie haben sich mit diesen Anträgen nicht aus­
einandersetzen wollen. Sie wollten die inter­
nationalen Experten nicht hören, Sie wollten 
nicht hören, wie man zügig weiterbaut. Was 
wollten Sie genau genommen? - Weiterwur­
stein wie bisher. 

Und was nämlich noch viel schlimmer ist, 
daß Sie gar nicht die Größenordnung der Aus­
gaben erfahren wollen, weder der Kosten der 
Errichtung noch die Betriebskosten. 

Ich muß also sagen, die gestrige Frage­
stunde war eigentlich ein Lehrstück, wie es 
nicht sein sollte: daß ein Finanzminister , 
befragt über die Höhe der zukünftigen 
Kostenbelastung, sich mit einem banalen Ver­
gleich über die Höhe der Brotkosten hinweg­
turnt und überhaupt keine Ahnung hat, in 
welcher Größenordnung Betriebskosten anzu­
setzen sind. 

Ich glaube, es genügt sicherlich nicht, wenn 
ein Regierungschef bekümmert am Fernseh­
schirm erklärt, er sei über die Verschwen­
dung und die Korruption "erschüttert". Bun­
deskanzler Kreisky hat dies via Fernseh­
schirm erklärt. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, der Herr Bundeskanzler trägt eine zwei­
fache Verantwortung, auch für die Ver­
schwendung und auch für die Korruption. Er 
hat nämlich nicht nur als Abgeordneter jeweils 
die Anträge der Opposition niedergestimmt, 
jene Anträge, die eben ein positiveres und 
sparsameres Konzept ermöglicht haben. Der 
Herr Bundeskanzler trägt auch als Regie­
rungschef eine Verantwortung. Und diese 
Verantwortung, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, kann ihm niemand abnehmen. 
Die "Geschichten von Dr. Kreisky", deren 
Finanzierung jetzt in den letzten Tagen ja 
sehr dubios geworden ist, diese Geschichten 
des Dr. Kreisky werden um ein sehr wenig 
ruhmreiches Kapitel bereichert werden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bevor ich die 
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nächste Wortmeldung erteile, möchte ich dar­
auf aufmerksam machen, daß die Minuten­
anzeige beim Rednerpult ein technisches 
Gebrechen hat. Ich bitte die Redner, sich nach 
der Uhr zu orientieren. 

Ich gebe Herrn Abgeordneten Hobl das 
Wort und mache ihn darauf aufmerksam, daß 
er noch zwei Minuten zur Verfügung hat. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte nur die Stellungnahme mei­
ner Fraktion· zum Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Jörg Haider und Genossen 
bekanntgeben. 

Ich habe selber am 21. August 1980 bei der 
Sitzung einen Entschließungsantrag einge­
bracht, der in seinem letzten Teil heißt: 

". .. angesichts der Tatsache, daß sich der 
ÖVP-Abgeo~dnete Dr. Wiesinger in einem 
ORF-Interview noch am 12. Juni 1975 zum 
Neubau und zur Planung des AKH bekannt 
hat, ul1d zwar unter anderem mit der Begrün­
dung, ,weil sie nicht zuletzt auf die Initiative 
unseres damaligen Stadtrates Primarius Dr. 
Glück zurückzuführen ist' , bekräftigt der 
Nationalrat seine Entschließung vom 20. März 
1980 und ersucht die Bundesregierung, sich 
gemeinsam mit der Stadt Wien für eine mög­
lichst rasche und kostengünstige Fertigstel­
lung des Allgemeinen Krankenhauses einzu­
setzen, damit die dort in Entstehung befindli­
chen . wissenschaftlichen und medizinischen 
Einrichtungen der österreichischen Bevölke­
rung noch in diesem Jahrzehnt" - und jetzt 
kommt es! - "unter Einhaltung des am 3. Juli 
1979 fixierten Kostenlimits im vollen Umfang 
zur Verfügung gestellt werden können." 

Das Kostenlimit wurde in der Aktionärssit­
zung am 3. Juli 1979 auf Antrag des damaligen 
Vizekanzlers Dr. Androsch beschlossen. Wir 
haben schon einmal der Forderung, die Sie 
heute mit diesem Entschließungsantrag stel­
len, zugestimmt. Wir werden heute daher 
nicht zustimmen (ironische Heiterkeit bei der 
ÖVP), weil wir nicht duplizieren. Wir haben 
das schon einmal beschlossen! Danke. (Beifall 
bei der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Das war bla­
mabel!) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Steinbauer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Wir brau­
chen nicht viel zu sagen nach dem letzten Auf­
tritt des Kollegen Hobl. Er begründet, daß er 
nicht duplizieren will. Für eine gute Tat, Herr 

Kollege Hobl, und das wäre eine Begrenzung 
der Kosten, das wäre das AKH in den Griff zu 
kriegen, ~rde sich zwei ... (Abg. Dr. 
Fis ehe r: Ihr könnt ja ·noch zehnmal den 
Antrag einbringen!) 

Herr Klubobmann, ich verstehe, daß Sie im 
Zusammenhang mit dem AKH zu duplizieren 
sich scheuen. Sie könnten ruhig mitstimmen, 
wenn es um eine gute Sache geht, und beim 
AKH endlich das Ding in den Griff zu krie­
gen, wäre eine gute Sache. Herr Kollege, Ihre 
Argumente haben nicht überzeugt. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Dr. Fischer: Wenn 
der Nationalrat das einmal beschließt, so muß 
das doch genügen!) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Wiesinger und Genossen 
betreffend Vorlage eines AKH-Finanzierungs­
gesetzes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die M i n der h e i t. Ab gel e h n t . 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Jörg Haider und Genossen 
betreffend Festlegung eines Kostenlimits für 
den Neubau des Allgemeinen Krankenhauses 
in Wien. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die M i n der h e i t. Ab gel e h n t. (Rufe 
bei der ÖVP: Also kein Kostenlimitf) 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für 
Gesundheit und Umweltschutz über den 
Antrag 60/A (11-1123 der Beilagen) der Abge­
ordneten Helga Wieser und Genossenbetref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Bangseu-
chengesetz geändert wird (655 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 2. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Ausschusses für Gesundheit und Umwelt­
schutz über den Antrag 601 A der Abgeordne­
ten Helga Wieser und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Bangseuchen­
gesetz geändert wird, 655 der Beilagen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Hafner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 
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Berichterstatter Dr. Hafner: Hohes Haus! 
Die Abgeordneten Helga Wieser, J osef Stei­
ner, Deutschmann und Genossen haben am 
3. Juni 1980 den gegenständlichen Initiativan­
trag betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bangseuchengesetz geändert wird, im 
Nationalrat eingebracht und wie folgt begrün­
det: 

In einem zweijährigen Abstand wird in 
allen Rinderbeständen eine Untersuchungs­
aktion auf TBC und Bang durchgeführt. Der 
Zweck dieser Untersuchungen liegt weniger 
im einzelbetrieblichen Interesse der Bauern, 
sondern vor allem im Interesse einer umfas­
senden Gesundheitspolitik für die gesamte 
Bevölkerung. Nach wie vor haben aber die 
Bauern bei der Aktion auf Grund des Bang­
seuchen-Gesetzes die gesamten Untersu­
chungskosten zu tragen. 

Die nähere Begründung mögen Sie bitte. 
dem schriftlich vorliegenden Ausschußbericht 
entnehmen. 

In der Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Grabher­
Mayer, Tonn und Ausschußobmann Dr. Wie­
singer beteiligten, brachten die Abgeordneten 
Tonn und Helga Wieser einen Abänderungs­
antrag betreffend die §§ 4 Abs. 1, 19 Abs. 2 und 
Abs. 3 sowie 20 Abs. 1 ein. 

Bei der Abstimmung wurde der im Antrag 
601 A enthaltene Gesetzentwurf unter Berück­
sichtigung des erwähnten Abänderungsantra­
ges teils einstimmig, teils mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz stellt somit den Antrag, der National­
rat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Gesetzentwurf die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich 
den Herrn Präsidenten, die Debatte zu eröff­
nen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. General- und 
Spezialdebatte werden llDter einem durchge­
führt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Ing. Murer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Mu.::er (FPÖ): Sehr ver­
ehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Der Anlaß 
unserer heutigen Debatte ist meines Erach­
tens ein sehr ernster, und zwar handelt es 
sich um eine Krankheit, die vielen unter den 
Bauern bei den Rinderherden schwer zu 
schaffen gemacht hat. Es handelt sich um die 

sogenannte Bangsehe Krankheit, benannt 
nach dem dänischen Tierarzt Bernhard Bang; 
er war nämlich der Entdecker dieses Krank­
heitserregers. 

Bei dieser Krankheit - ich erwähne das 
deshalb etwas ausführlicher, weil sehr viele 
leider Gottes nicht wissen, worum es sich hier 
wirklich genau dreht -handelt es sich nicht 
um eine harmlose Infektionskrankheit, die 
nur die Rinder befallep kann, sondern um 
eine Krankheit, die auch auf Menschen über­
tragbar ist. So wie mir Ärzte berichtet haben, 
wurden Menschen von sehr schw-er-er Krank­
heit dann befallen. Die Übertragung selbst 
geschieht durch eine einfache Berührung der 
Rinder oder durch den Genuß von Produkten 
aus verseuchten Herden. 

Hohes Haus! Ich habe diese Krankheit 
etwas näher erläutert, weil ich heute schon 
einige Male gehört habe, daß man nicht ganz 
genau weiß, warum eigentlich das so wichtig 
ist, und weil uns die Frau Kollegin Wieser und 
Genossen in dem Abänderungsantrag gesagt 
haben, es handle sich bei dieser Krankheit, 
laut ihrem zweiten Antrag, eher um ein wirt­
schaftliches Problem, das unsere Bauern 
angeht und mit gesundheitspolitischen Aspek­
ten eher weniger oder nicht mehr in diesem 
Ausmaß zu tun hat, wie es früher der Fall 
war. 

Liebe Frau Kollegin Wieser! In dieser Argu­
mentation kann ich leider und will ich Ihnen 
auch nicht voll und ganz folgen, wenngleich 
ich Ihnen zugebe, daß diese schreckliche 
Krankheit, die bei den Rindern das Verkalben 
hervorruft, Gott sei Dank nur mehr verhält­
nismäßig selten auftritt, weil ja alle gemein­
sam in den letzten Jahrzehnten' - Staat und 
Bauern, das muß man auch sagen - vieles 
geleistet haben. 

Aber gleichzeitig, meine Damen und Her­
ren, wird im Abänderungsantrag der ÖVP und 
SPÖ davon ausgegangen, daß vom Stand­
punkt der Volksgesundheit ein Interesse an 
periodischen Untersuchungeri bestehe, weil 
dadurch ein neuerliches Aufflackern der Seu­
che verhindert werden kö:nnte. Das ist sicher­
lich, Frau Kollegin Wieser, sehr richtigargu­
mentiert, es kann ja wirklich durch ein Auf­
treten dieser Seuche das sehr rasch über­
handnehmen und gesundheitspolitisch einen 
Schaden anrichten, den wir alle verhindern 
wollen. 

Meine Damen und Herren, nur habe ich 
halt nicht ganz verstanden, daß man einmal 
sagt, es ist eigentlich aus gesundheitspoliti­
schen Überlegungen nicht mehr so wichtig 
und die Rinderhalter soll man daher von den 
Kosten der Untersuchungen befreien, dann 
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aber gemeinsam mit der SPÖ einen Abände­
rungsantrag macht, der wieder sagt, es ist 
eigentlich doch so, daß die Rinderhalter die 
Kosten tragen sollen. Dieser Slalom, meine 
Damen und Herren, ist mir sehr komisch vor­
gekommen. Frau Kollegin Wieser, Sie werden 
es ja dann noch sagen, warum Sie eigentlich 
zu dieser Änderung in Ihrer Haltung gekom-
men sind. . 

Erst ganz zuletzt wird in' dem recht sonder­
baren Abänderungsantrag die Katze wirklich 
aus dem Sack gelassen; Sie schreiben dazu 
wörtlich: 

"Mehr jedoch liegt die Fortführung der 
periodischen Untersuchungen wieder im 
Interesse der Tierhalter, da beim jetzigen 
hohen Hygienestand und Standard der Rin­
derzucht nur mehr Rinder anerkannt werden 
für den' Export und für den Verkauf, die aus 
diesen seuchenfreien Beständen kommen." 

Da haben Sie sicherlich sehr recht, nur, 
Frau Kollegin Wieser, wissen Sie auch, daß 
nicht nur die periodischen Untersuchungen 
hier mit maßgebend sind, sondern daß die 
Rinderhalter ohnehin außer dieser periodi­
schen Untersuchung, wenn sie exportieren 
wollen, noch einmal eine Untersuchung 
machen müssen, noch einmal durch den Tier­
arzt diese Untersuchungen über sich ergehen· 
lassen müssen und das letztendlich wieder 
sehr viel Geld kostet, mehr als vorher, näm­
lich die Untersuchung kostet pro Tier zirka 
400 S. 

Weiter unten dann im Antrag schieben Sie 
mehr oder weniger den Bauern das ganze 
Bummerl zu, wenn es hier wörtlich heißt: 

"Die periodischen Untersuchungen liegen 
demnach vorwiegend im Interesse des Tier­
halters. Die Kosten hiefür sind auch daher" 
- das war für uns der springende Punkt -
"vom Tierhalter zu tragen." 

Meine Damen und Herren! So einfach sollte 
man sich das dann doch nicht machen, denn 
der ursprüngliche Antrag, der ja sehr gut war 
und mit voller B'erechtigung von der Frau Kol­
legin Wieser und Genossen eingebracht 
wurde, daß· nämlich die Rinderhalter von die­
sen Kosten der Untersuchungen befreit wer­
den, und nachher im Ausschuß mit einem 
Antrag zu kommen, der genau das Gegenteil 
will, das ist halt etwas eigenartig. Ich 
glaube. daß dafür die Bauern nicht sehr viel 
Verständnis aufbringen werden können. 

Aber ich möchte diese Tatsache auch hier 
benützen, weil es in diesem Bericht und Abän­
derungsantrag auch heißt, daß verschiedene 
Kosten doch den Bauern zumutbar sind, kurz 
zu argumentieren, warum weitere Belastun-

gen für die Rinderhalter in Österreich nicht 
mehr zumutbar sind. Meine Damen und Her­
ren! Sie alle wissen - das sagt ja auch der 
Landwirtschaftsminister -, daß eben die 
Frage der Rinderpreise in Österreich nicht 
gelöst ist, daß die Rinderpreise seit einigen 
Jahren stagnieren und sich gegenüber den 
gewaltigen Kostenbelastungen der Bauern als 
schwere Belastung auszeichnen und daher in 
den letZten Wochen einige Demonstrationen 
mit Recht - auch vom Bauernbund - in 
Wien und an anderen Orten stattgefunden 
haben. 

Ich möchte nur noch ganz kurz an den 
19. März erinnern und in einigen Punkten in 
meinen Ausführungen darauf eingehen, näm­
lich als der Rechnungshofbericht - von 
irgendwoher muß das ja kommen und irgend­
wer , meine Damen und Herren. muß ja schuld 
sein an dieser Kostenmisere - darüber be­
richtet hat. Das kann doch nicht von irgendwo 
kommen. 

Als wir über den Rechnungshofbericht 
betreffend Vieh- und Fleischkommission hier 
im Hohen Haus debattiert haben, da wurde 
von der Österreichischen Volkspartei ein Red­
ner in die Debatte geschickt, der sich zögernd, 
aber doch zu diesem Problem gemeldet hat; 
von den Sozialisten in Österreich hat über­
haupt niemand zu diesen Vorgängen gespro­
chen. Daher, meine Damen und Herren, 
einige Ausführungen dazu. 

Denn dort, bei diesen Berichten. ging es 
nämlich wirklich um skandalöse Dinge, die 
den Bauern draußen doch interessieren, denn 
die Viehbauern wurden durch diese Praktiken 
in der Vieh- und Fleischkommission nicht 
gefördert, sondern sie wurden eigentlich um 
Millionen geschädigt. so wie es der Rech­
nungshofbericht sehr klar sagt. 

Die diversen Landwirtschaftskammerprä­
sidenten weisen bei den Versammlungen 
ebenfalls immer wieder auch mit Recht dar­
auf hin und meinen, daß die Festsetzung der 
Preisbänder, die scheinbar anonym gesche­
hen, die weitere Entwicklung der Rinder­
preise nach oben hindern. 

Meine Damen und Herren! Man müßte und 
man sollte halt dann aber auch ehrlicherweise 
dazusagen. daß der Obmann dieser Vieh- und 
Fleischkommission von der Präsidentenkon­
ferenz gestellt und nominiert wird. Aber 
hauptverantwortlich für dieses Versagen in 
der Vieh- und Fleischkommission ist natürlich 
der Landwirtschaftsminister . Ich fordere den 
Landwirtschaftsminister auf, diese Zustände 
so schnell wie möglich zu ändern. (Zustim­
mung bei der FPÖ.) 
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Meine Damen und Herren! Daß die Soziali­
stische Partei scheinbar davon nicht viel wis­
sen will und daß es Ihnen lieber ist, daß bald 
Gras über diese Angelegenheiten wächst, 
kann ich mir sehr gut vorstellen, denn Sie sel­
ber wissen, daß genau einer der Hauptim­
pulse von dort ausgeht, daß die Rinderpreise 
in Österreich seit drei Jahren stagnieren und 
auf der Stelle treten. Und weil wir heute 
schon von der Belastung der Rinder und von 
den Rinderpreisen reden, die unzureichend 
sind, muß man natürlich auch die Bauern­
bund-Abgeordneten fragen, warum haben 
sich die Rinderpreise in diesen drei Jahren 
nicht nach oben verändert? Warum hat sich 
hier nichts getan? Von meiner Sicht aus kann 
ich es in zwei Punkten in der Art und Weise 
festlegen, daß erstens eben die Preisbänder 
nicht rechtzeitig festgesetzt wurden und daß 
nicht die entsprechenden Maßnahmen gesetzt 
wurden, daß die Preisbänder nicht unter­
schritten werden. 

Diese Frage hängt eben sehr eng mit der 
heutigen Belastungsmaßnahme des Abände­
rungsantrages von ÖVP und SPÖ zusammen 
und muß deshalb kurz erwähnt· werden. Ich 
wollte damit nur aufzeigen, daß sich die Rin-. 
derhalter ohnehin mit genug flna~iellen Pro­
blemen herumraufen müssen, und dann kom- . 
men ÖVP und SPÖ heute noch mit einem 
Antrag daher, der eindeutig darauf· ausge­
richtet ist, die Rinderhalter in Österreich wei-· 
ter zu belasten.· 

Liebe ·Frau Kollegin Wieser! Wie ich das 
gehört habe, hat mir wirklich jedes Verständ­
nis dafür gefehlt. Ich kann eigentlich nur den 
Kopf schütteln, daß man hier diese Bela­
stungsmaßnahme gemeinsam mit den Soziali­
sten heute beschließen möchte. 

Wir Freiheitlichen nehmen jedoch bitte 
positiv zur Kenntnis, daß bei diesen Verhand­
lungen die Ausmerzentschädigung, die ja 
24 Jahre, also Jahrzehnte hindurch, auf einem 
minimalen Niveau von zirka 900 S stehenge­
blieben ist, erhöht wird; aber ich muß auch 
dazusagen, daß diese Anhebung der Ausmerz­
entschädigung auf jetzt 2 250 S nur ein Trop­
fen auf den heißen Stein ist. 

Meine Damen und Herren! Ein kleines Bei­
spiel soll zeigen, daß es wirklich nicht mehr 
ist. Wenn heute eine Kuh 12000 S wert sein 
soll und im Ernstfall nur mit einer Abschlags­
zahlung von 20 Prozent des wahren Wertes 
vergütet werden kann, mit anderen Worten: 
Zirka vier Fünftel müßte laut Ihrem ersten 
Antrag daher der Bauer selber bezahlen, 
sofern nicht Landesregierungen und andere 
Förderungseinrichtungen, wie etwa Genos-

senschaften, helfen - speziell hingewiesen auf 
die Stainacher Molkerei-Genossenschaft, die 
hier bahnbrechend war und sehr viel geleistet 
hat -, ist das doch auch keine wirkliche 
Hilfe, sondern ist eher noch dieser Betrag 
hilfsbedürftig und entschädigt die Bauern für 
diese . wahren Leistungen der vergangenen 
Jahrzehnte nicht. 

Vieles wurde in den letzten Jahrzehnten 
versäumt, denn dieses Problem gibt es ja 
nicht erst seit heute, sondern schon seit vielen 
Jahren. Daß bisher, wie ich ja schon erwähnt 
habe, die Untersuchungskosten vom Tierhal­
ter getragen werden mußten, war doch ein 
großer Beitrag zur Volksgesundheit, den die 
Bauern hier erbracht haben, ja nur in einem 
kleinen Teilbereich. Große Geldsummen wur­
den hier dem Staat erspart und von den Bau­
ern entrichtet, wie etwa - und auf das muß 
man ja auch immer wieder hinweisen - die 
Milliardenbeträge, die die Bauern den Konsu­
menten erspart oder zur Verfügung gestellt 
haben, indem sie ihnen seit Jahrzehnten bil­
lige Lebensmittel zur Verfügung stellen. Daß 
zweitens die Beträge für die Ausmerzentschä­
digung, für die Reagentenzeit seit Jahrzehn­
ten unberücksichtigt blieben und die Bauern 
weiter schwer belasten,. ist ebenfalls meines 
Erachtens nichts anderes als ein Nachziehver­
fahren, und man sollte das auch nicht überbe­
werten und als eine besonders große Leistung 
hinstellen. 

Durch die zweijährige Untersuchungs­
pflicht haben die Bauern auch den finanziel­
len Anteil, der eigentlich riirgends aufscheint, 
der nämlich durch die Manipulationen ent­
steht, auch voll· und ausschließlich selbst 
getragen. Also wieder weitere Millionen, die 
die Bauern seit Jahrzehnten selber tragen. 
Die Bauern haben dadurch einen großen 
Anteil für die Gesundheitspolitik inÖster­
reich geleistet, und daher· treten wir Freiheit­
lichen dafür ein, daß nun der Staat an der 
Reihe ist, daß nun der Staat diese Kostenbela­
stung von den österreichischen Bauern über­
nimmt, und dafür werden wir heute einen 
Abänderungsantrag einreichen, dem, wie· ich 
hoffe, alle in diesem Haus zustimmen werden. 
(Zustimmung bei der Fp(j.) 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluß: 
Wenn heute das gesamte Bundesgebiet Öster­
reich praktisch von dieser Seuche mehr oder 
weniger saniert ist und es nur noch Einzel­
fälle gibt, die dort und da aufflackern und die 
Bauern trotzdem mit einer sehr großen finan­
ziellen Belastung von etwa 40, 50 Millionen 
treffen werden, so ist es für mich unverständ­
lich, daß der Staat hier nicht eintritt. 
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Ich darf daher den A b ä n der u n g san -
t rag der Abgeordneten Murer - ich freue 
mich, daß hier wieder ein Gesinnungswandel 
zugunsten der Bauern eingetreten ist. Frau 
Kollegin - Helga Wieser und Grabher-Meyer 
hier vorbringen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Antrag 601 A in der Fassung des Aus­
. schußberichtes 655 der Beilagen wird wie 
folgt geändert: 

Die in einem Bekämpfungsgebiet oder in 
einem bangfreien Gebiet aus Anlaß der 
periodischen Untersuchung, der Absonde­
rung ... 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Abge­
ordneter, ich bitte, genau zu zitieren und bei 
erstens zu beginnen. 

Abgeordneter Ing. Murer (fortsetzend): ... 
wird wie folgt geändert, Herr Präsident: 

1. Im Art. I hat die Z. 4 zu lauten: 

,,4. § 20 Abs. 1 hat zu lauten: 

,(1) Die in einem Bekämpfungsgebiet 
oder in einem bangfreien Gebiet aus Anlaß 
der periodischen Untersuchung, der Abson­
derung, der Wartung und der Beaufsichti­
gung der Tiere auflaufenden Kosten hat der 
Bund zu tragen. Außerdem hat der Bund in 
einem Bekämpfungsgebiet mit Vorverfah­
ren oder außerhalb eines Bekämpfungsge­
bietes auch. die Kosten zu tragen, die aus 
Anlaß der Durchführung des Verfahrens 
zur Anerkennung eines Bestandes als bang­
freier Bestand auflaufen. Die bei der Durch­
führung der Desinfektion notwendigen 
Hand- und Zugarbeiten hat der Tierhalter 
auf seine Kosten zu erbringen.' .. 

2. Im Art. I erhält die bisherige Z. 4 die 
Bezeichnung "Z. 5" . 

Meine Damen und Herren! Die freiheitliche 
Fraktion wird dem Abänderungsantrag der 
ÖVP und SPÖ nur dann die Zustimmung 
geben, wenn der Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Murer, Wieser und Grabher­
Meyerangenommen wird. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
vollständig verlesene Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Ing. Murer, Helga Wieser, 
Grabher-Meyer und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht mit zur Debatte. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Helga Wieser. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Helga Wieser (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit in aller 
Kürze. Herr Abgeordneter Murer, wir könn­
ten hier sicherlich über Rinderpreise diskutie­
ren, aber ich glaube, es ist jetzt nicht der 
geeignete Zeitpunkt. 

Zur behandelten Regierungsvorlage bezie­
hungsweise zum Initiativantrag der Österrei­
chischen Volkspartei glaube ich grundsätzlich 
sagen zu können, daß dieses Problem seit vie­
len Jahren ansteht, schon unter den Mini­
stern Leodolter, Salcher, und erst jetzt unter 
Steyrer ist diese Sache zur Behandlung 
gekommen. 

Es ist nicht notwendig, hier noch auf alle 
Einzelheiten einzugehen. Vielleicht ganz kurz: 
Die Bangseuche ist seuchenhaftes Verwerfen 
und hat zur Folge, wenn sie in einem Stall 
auftritt, daß sie erstens sehr ansteckend ist, 
zweitens auch auf Menschen übertragbar ist 
und drittens vor allem für den Tierhalter 
einen großen finanziellen Verlust darstellt. 

Die Ansteckungsgefahr besteht nicht nur 
im Stall, sondern auch auf der Weide, und die 
Übertragbarkeit auf den Menschen besteht 
auch durch den Genuß der Milch befallener 
Tiere. 

Wir wissen, daß diese Krankheit, wenn sie 
ein Mensch bekommt, sehr schwierig zu 
behandeln ist. Es dauert meistens Jahre, bis 
diese Krankheit erstens erkannt wird und 
zweitens· dann auch völlig ausgeheilt werden 
kann. Wir haben in der Landwirtschaft eine 
leidvolle Erfahrung, bis man endlich einmal 
damit zurecht kam. 

Das ist also der volksgesundheitliche Stand­
punkt, und es stimmt nicht, daß ich im Aus­
schuß nicht darauf hingewiesen habe. Aber 
darüber wollen wir nicht mehr diskutieren. 

Wenn ich aber den Abänderungsantrag 
beziehungsweise meinen Initiativantrag 
erläutern darf, so wäre es sicherlich nicht 
richtig, wenn wir sagen würden, es würde 
überhaupt keine Verbesserung durch diesen 
Initiativantrag erreicht. Es geht darum, daß 
nacp 24 Jahren endlich diese Ausmerzent­
schädigung auf 2 250 S angehoben wurde. 

Herr Abgeordneter Murer! Es stimmt nicht, 
daß man heute für einen Rinderbestand, der 
gekeult werden muß, pro Stück nur 2 250 S 
bekommt, sondern zusätzlich zum Fleisch­
preis wird der Zuchtwert und der Wert des 
Tieres mit 2 250 S abgegolten, zusätzlich noch 
eine Entschädigung, der Herdebuchzuschlag, 
der von 300 S auf 750 S angehoben wurde. 
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Es ist sicherlich keine wesentliche Verbes­
serung. Vielleicht wäre aber noch zu bemer­
ken, daß früher ein Befall von 75 Prozent not­
wendig war, bis die Entschädigungen bezahlt 
wurden, jetzt wird das schon ab 40 Prozent 
Befall finanziert. 

Es ist bedauerlich, daß es bei diesem Gesetz 
nicht möglich war, den größten Brocken 
durchzubringen. Es geht hier um die periodi­
schen Untersuchungen, die durchgeführt wer­
den müssen und von den Bauern finanziert 
werden müssen. 

Herr Bundesminister, wir haben schon im 
Ausschuß angekündigt, daß wir hier weitere 
Initiativen setzen. Es wurde heute auch ein 
Initiativantrag in der Richtung eingebracht, 
der zu gegebener Zeit im Gesundheitsaus­
schuß wiederum behandelt werden muß. Es 
geht hier um eine Größenordnung von zirka 
20 Millionen Schilling, und wir hoffen sehr, 
daß, wenn es so weit ist, hier doch eine 
gemeinsame Entscheidung getroffen werden 
kann. 

Die Situation ist heute so, daß in einigen 
Ländern diese periodischen Untersuchungs­
kosten vom Land getragen werden, aber größ­
tenteils müssen das in Österreich noch die 
Bauern selbst finanzieren. 

Was die Rinderexporte anlangt, Hohes 
Haus, ist doch noch zu bemerken, daß heute 
kein Nutz- und Zuchtvieh im Rahmen der 
GATI-Kontingente exportiert werden kann, 
wenn es nicht aus einem völlig seuchenfreien 
Stall kommt. Es m~ssen hier außer diesen 
periodischen Untersuchungen noch zusätzli­
che Untersuchungen, die aber nichts mit dem 
Gesetz zu tun haben, durchgeführt werden. 

Es kommen auch gelegentlich die Gemein­
den zu einer finanziellen Leistung deswegen, 
weil wir im Zuge der strukturellen Entwick­
lung immer mehr Nebenerwerbsbetriebe 
haben, durchwegs also die Frauen allein zu 
Hause sind und bei der Blutabnahme ja ein 
Mann da sein muß, der das Tier hält. Weil der 
Tierarzt allein nicht in der Lage ist und es den 
Frauen nicht zumutbar ist, stehen sehr oft auf 
Kosten der Gemeinde männliche Hilfskräfte 
zur Verfügung. Ich glaube, man sollte in die­
sem Rahmen das noch bemerken~ 

Es ist sicherlich bedauerlich, daß diese 
20 Millionen nicht zur Verfügung gestellt wer­
den. Wir wissen, daß sich die finanzielle Situa­
tion gerade im landwirtschaftlichen Bereich 
eher zuspitzt, und wir können nicht verste­
hen, daß hier eine Belastung nicht abgewen­
det werden kann. 

Herr Bundesminister! Der Initiativantrag 

hat Ihnen gezeigt, daß wir nicht locker lassen 
werden, und wir hoffen, daß es hier in 
Zukunft eine einvernehmliche Lösung geben 
wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Koller. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Koller (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich habe auch nicht vor, die 
Landwirtschaftsdebatte des Herrn Abgeord­
neten Murer fortzusetzen, obwohl ich zugebe, 
meine Damen und Herren, daß das Bangseu­
chengesetz aus dem Jahr 1957, welches 1960 
novelliert wurde und nun neuerlich abgeän­
dert werden soll, natürlich von Bedeutung für 
die Landwirtschaft ist. 

Lassen Sie mich bitte in aller Kürze einige 
Ausführungen dazu machen. 

Ich möchte eingangs darauf hinweisen, daß 
es bereits im Jahr 1935 einen wenig gelunge­
nen Versuch einer gesetzlich geordneten 
Bekämpfung gab. Diese Seuche ist seit lan­
gem in den Rinderbeständen der ganzen Welt 
verbreitet; bekämpft wird sie seit Beginn die­
ses Jahrhunderts. Dies geschah allerdings 
nicht immer auf Grund staatlicher Vorkeh­
rungen. 

Ende der fünfziger Jahre konnte man 
davon ausgehen, daß in unserem Bundesge­
biet etwa 5 Prozent der Rinder bangverseucht 
waren. Durch den massiven Einsatz der Vete­
rinärbehördenkonnte die Seuche innerhalb 
von zehn Jahren faktisch getilgt werden. 

Von einer getilgten Seuche, meine Damen 
und Herren, wird auf Grund internationaler 
Normen dann gesprochen, wenn weniger als 
0,5 Prozent der Tiere oder weniger als 0,2 Pro­
zent der Rinderbestände noch als bangver­
seucht gelten. 

Trotzdem wird man sicher auch in Zukunft 
dieser Seuche die entsprechende Aufmerk­
samkeit zuwenden. 

Derzeit werden auf Grund des Bangseu­
chengesetzes alle· Rinder im Alter von einem 
Jahr und darüber regelmäßig in zeitlichen 
Abständen von zwei Jahren einer serologi­
schen Blutuntersuchung unterzogen. Die ent­
stehenden Kosten, pro Rind zirka 30 S - das 
ist nach den Bundesländern verschieden -, 
hat der Tierhalter zu tragen, denn die Seuche 
gilt ja praktisch als getilgt, und damit ist auch 
die Struktur der heimischen Rinderbestände 
entscheidend verbessert. 

Das Interesse an der Erhaltung des 
Gesundheitszustandes ist heute in erster 
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Linie rentabilitätsorientiert, also wirtschaft­
lich motiviert. Das ist das primäre an dieser 
Sache. 

Anders sieht es natürlich aus, wenn in 
einem Bestand verseuchte Rinder festgestellt 
werden. Hier übernimmt dann der Staat die 
Kosten der Untersuchung. und zahlt auch eine 
entsprechende Ausmerzentschädigung, und 
zwar nach festen Tarifen, die den tatsächli­
chen Verlust wenigstens teilweise egalisieren. 

Der Antrag, ursprünglich von Frau Abge­
ordneter Wieser und nun von Herrn Abgeord­
neten Murer, zielte darauf hin, daß der Staat 
in allen Fällen die Untersuchungskosten 
trägt. Dies würde natürlich für den Staat sehr 
hohe Kosten bedeuten, und wir müssen daher 
aus diesem Grund diesen Antrag ablehnen. 

Ich möchte eines sagen, und das haben Wir 
heute wieder festgestellt: Es vergeht kaum ein 
Plenumstag, wo nicht von der Opposition das 
Budgetdefizit und die Schulden kritisiert wer­
den. Es vergeht aber auch kein Plenumstag, 
ohne daß neue Anträge gebracht werden, die 
Belastungen für den Staat bedeuten. Das ist 
auch der Grund, warum wir das ablehnen. 

Bei der Ausmerzentschädigung, meine 
Damen und Herren, sind wir für ein Gleich­
ziehen mit den Tbc-Reagenten, wir sind hier 
gleichgegangen mit der Frau Abgeordneten 
Wieser, und auch bei der Hirtenprämie sind 
wir, glaube ich, konform. 

Frau Abgeordnete Wieser, Sie haben noch 
etwas drinnen gehabt. Bei der Bergbauern­
sonderregelung wollen wir einen Zustand her­
stellen, der mit den landwirtschaftlichen 
Regelungen übereinstimmt. Das heißt, ein 
Betrieb muß als Bergbauernbetrieb aner­
kannt sein und nicht nur in einer Gemeinde 
situiert sein, in der es Bergbauern gibt. 

Hohes Haus! Die neue Regelung bringt in 
Verbindung mit der Erhöhung der Ausmerz­
entschädigung für den betroffenen Tierhalter 
eine sehr rasche Sanierung seines Betriebes.­
und damit echte wirtschaftliche Vorteile. 

Was aber noch mehr zählt: Sie ist eine 
Anpassung der Seuchenbekämpfung an den 
gegenwärtigen Stand des Seuchengesche­
hens. Wir haben nur wenig betroffene 
Betriebe und werden auf Grund unserer Vor­
schläge dort jetzt noch wirksamer sanierend 
eingreifen können und die Landwirtschaft 
damit echt fühlbar fördern. 

Wir wollen kein Gießkannenprinzip, wir 
verweigern den Bauern nicht etwas, was 
ihnen der Herr Murer auf Staatskosten 
zukommen lassen wollte, sondern wir schla-

gen eine echte Verbesserung im Interesse der 
tatsächlich Betroffenen vor. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Brunner. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Franz Brunner (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
bedauerlich, daß ein guter ÖVP-Antrag zum 
Bangseuchengesetz, das nun beschlossen wer­
den soll, der von der Frau Abgeordneten Wie­
ser eingebracht wurde, im wesentlichsten Teil 
nicht die Zustimmung der sozialistischen 
Fraktion gefunden hat. Ich behaupte, die 
periodischen zweijährigen, vom Ministerium 
angeordneten Untersuchungen sind im Inter­
esse der Volksgesundheit. Es ist daher nicht 
zu verstehen, daß die Kosten für diese Maß­
nahmen die Bauern allein zu tragen haben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe am 13. Mai 1975 an die damalige 
Frau Gesundheitsminister Leodolter eine 
schriftliche Anfrage gerichtet. Es ging um die 
Kostenübernahme der periodischen Tbc- und 
Banguntersuchungen. Sie hat mir auf meine 
Frage: Sind Sie überzeugt, daß die von Ihnen 
angeordneten periodischen Tbc- und Bangun­
tersuchungen im Sinne und Interesse der 
Gesundheit der ganzen Bevölkerung sind, 
geantwortet: Ich bin überzeugt, daß die in den 
Veterinärgesetzen vorgesehenen periodischen 
Tbc- und Banguntersuchungen im Interesse 
der ganzen Bevölkerung liegen. 

Herr Minister! Sie als Fachmann werden 
nicht in Abrede stellen, daß gerade diese 
periodischen Untersuchungen die Ausmer­
zung der Bangseuche herbeigeführt haben. 

Die Gefährlichkeit dieses seuchenhaften 
Verwerfens für den Menschen ist nicht so 
leicht abzutun. Im Fruchtwasser bei der vor­
zeitigen Geburt sind Billionen Erreger, die auf 
den Menschen bei leichter Verletzung über­
tragen werden können. Die Gefahr für die 
Gesundheit besteht darin, daß die Menschen 
wochenlang an hohem Fieber, an Milzerkran­
kungen, an Gelenksschäden leiden. 

Ich glaube, man soll das -ni~ht so leicht 
abtun, indem man sagt, es liegt im Interesse 
der Bauern, daß sie diese Kosten bezahlen, 
denn es geht ja nicht nur darum, daß beim 
Export diese Tbc- und Bangfreiheit gegeben 
sein muß. 

Daher möchte ich sagen, daß gerade durch 
den Export unserer hochwertigen Zucht- und 
Nutzrinder zur Zahlungsbilanz sehr viel bei­
getragen wird. 
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Gerade die Bauern nehmen durch die perio­
dischen Untersuchungen ohnehin ein großes 
Risiko auf sich, denn schon zu wiederholten 
Malen ist es beim Erschrecken der Tiere 
selbst bei sachgemäßer Behandlung durch 
den Tierarzt zu Knochenbrüchen bei Tieren 
und zum Wegwerfen der Leibesfrucht gekom­
men. Ich glaube, dieses Risiko, das der Bauer 
zu tragen hat, ist so beachtlich, daß es auch 
anerkannt werden soll. 

Es ist in meiner Gemeinde vor 15 Jahren 
ein Landwirt schwer erkrankt, und ich kann 
Ihnen auch den Fall eines Tierarztes mittei­
len, der auf Grund dieser Ansteckung seinen 
Dienst quittieren mußte. 

Es war ein niederösterreichischer Bauer, 
der wegen der tuberkulosenperiodischen 
Untersuchung zum Verfassungsgerichtshof 
·gegangen ist. Der Verfassungsgerichtshof hat 
in seinem Erkenntnis festgestellt, daß der 
Bund für die Zahlung der periodischen Unter­
suchungen bei Tuberkulose zuständig ist. Ich 
kann mir daher vorstellen, daß Sie sich, Herr 
Bundesminister, gerade als Arzt und daher 
als Fachmann bei der Behandlung unseres 
heute eingebrachten Initiativantrages dafür 
einsetzen werden, daß der Gerechtigkeit zum 
Durchbruch verholfen wird. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich erwarte aber auch von Ihnen, Herr 
Landwirtschaftsminister Haiden, daß Sie sich 
in Ihrer Fraktion zum Anwalt der Bauern 
machen. Sie sind Landwirtschafts minister , 
und Sie haben auch dafür einzutreten,· daß 
den Bauern Kosten erspart werden, die dafür 
aufgewendet werden, damit unsere Volks ge­
sundheit gesichert ist. Ich bitte Sie, diesem 
Initiativantrag, der dann im Ausschuß 
behandelt wird, mit Wohlwollen gegenüberzu­
treten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g. Da ein 
Zusatzantrag vorliegt, lasse ich getrennt 
abstimmen. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung 
über Artikel I bis einschließlich Z 3 in der Fas­
sung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
den Zusatzantrag der Abgeordneten Ing. 
Murer, Helga Wieser und Genossen auf Einfü­
gung einer neuen Z 4 im· Artikel!. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben.- Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes 655 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig in zweiter 
Lesung angenommen. Damit ist diese zweite 
Lesung beendet. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist mit Mehr­
heit in dritter Lesung an gen 0 m m e n . . 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p f t . 
Wir kommen nun zur Abstimmung über die 

Anträge, die dem Untersuchungsausschuß im 
Zusammenhang mit dem Bau des Allgemei­
nen Krankenhauses in Wien gesetzte, mit 
17. April dieses Jahres ablaufende Frist zu 
verlängern. 

Ich komme zunächst zur Abstimmung des 
Antrages der Abgeordneten Dr. Kohlmaier 
und Genossen, die Frist zur Berichterstattung 
bis 31. Dezember 1981 zu verlängern. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse nunmehr. über den Antrag des 
Abgeordneten Dr. Steger abstimmen, die 
Frist zur Berichterstattung bis 15. Mai 1981 zu 
verlängern. . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung der Selbständige Antrag 108/A einge­
bracht worden ist. Ferner sind die Anfragen 
1134/ J bis 11431 J eingelangt. 

Die nächste Sitzung des Nationalrates, die 
für ·Mittwoch, den 6. Mai 1981, um 10 Uhr in 
Aussicht genommen ist, wird durch schriftli­
che Benachrichtigung einberufen werden. 

Die Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 05 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. L61 13801 f/f 
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